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A. Einführung 


1. Raſſe, Bolt und Vererbung 


Was haben Raſſe, Volk und Staat miteinander zu tun, was iſt 
Raſſe, was iſt Volk? Eine Klarſtellung dieſer Begriffe iſt notwendig, 
denn die Gegner des Raſſegedankens verſuchen, Begriffsverwirrungen 
in das deutſche Volk hineinzutragen, um den Sieg des Raſſegedan— 
kens zu verhindern. Immer wieder werden die Begriffe Raſſe, Volk, 
Volkstum, Nation, Sprachzugehörigkeit, Staatsangehörigkeit mit- 
einander verwechſelt. Begriffsklarheit auf dieſem Gebiet iſt aber be- 
ſonders in Geſetzgebung und Rechtſprechung notwendig. Staats- 
angehörigkeit iſt z. B. ein ſtaatsrechtlicher, Volkstum ein geſchichtlich⸗ 
kultureller, Raſſe ein naturwiſſenſchaftlicher Begriff. Es gibt ger- 
maniſche, romaniſche und ſlawiſche Sprachen, aber keine germaniſche, 
romaniſche oder flawiſche Raſſe. 

Am klarſten hat Günther den Begriff der Raſſe umriſſen. Raſſe iſt 
nach ihm eine Menſchengruppe, die ſich durch die ihr eigene Vereini— 
gung körperlicher Merkmale und ſeeliſcher Eigenſchaften von jeder 
anderen Menſchengruppe unterſcheidet und immer wieder nur ihres⸗ 
gleichen zeugt (Hans F. K. Günther, „Raſſenkunde des deutſchen 
Volkes“, München 1930, S. 14). Die Raſſenlehre beſagt mithin, daß 
eine beſtimmte Geiſteshaltung, ein beſtimmt gearteter Charakter, ein 
beſtimmtes ſchöpferiſches Weſen auch an beſtimmte körperliche Mert- 
male gebunden ſind, daß geiſtige Weſensart und körperliche Erſchei— 
nung eine Einheit bilden. 

Der Raſſebegriff umfaßt danach Geiſtiges und Körperliches zu— 
gleich, ohne jedoch dieſe beiden Seiten menſchlichen Lebens ohne wei- 
teres und unbedingt in eine kauſale Abhängigkeit voneinander zu 
bringen. Der Raſſebegriff ſchafft erſt wieder die dem wahren Leben 
gerecht werdende Einheit und Ganzheit körperlich-geiſtigen Weſens. 
Damit iſt der Grundvorwurf widerlegt, der dem Raſſegedanken von 
allen ſeinen Gegnern einheitlich immer wieder gemacht wird, nämlich, 
daß das raſſiſche Denken ein Hinwenden zum Stofflichen, eine Er- 
klärung geiſtigen und kulturellen Geſchehens aus dem Stofllich— 
Körperlichen oder gar eine Erſetzung des Geiſtigen durch Stoff und 
Materie ſei. 

Wie oben ſchon hervorgehoben, verſtehen wir unter Raſſe den natur- 
wiſſenſchaftlichen Einteilungsbegriff der Syſtemraſſe, wie z. B. der 
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nordiſchen, fäliſchen, dinariſchen, weſtiſchen, oſtiſchen, oſtbaltiſchen, 
vorderaſiatiſchen, inneraſiatiſchen, orientalischen, äthiopiſchen, nege- 
tischen Raſſe uſw. Es gibt ein deutſches Volk, aber keine deutſche Raſſe. 
Und wie es keine deutſche Raſſe gibt, ſo gibt es ſtreng genommen auch 
keine jüdiſche. Die Juden ſtellen ein Raſſengemiſch dar, das jedoch in 
ſeiner heutigen Zuſammenſetzung üblicherweiſe als jüdiſche Raſſe 
bezeichnet wird. „. . im jüdiſchen Volk ſind in der Hauptſache außer- 
europäiſche Raſſen in einem beſtimmten Miſchungsverhältnis ver— 
treten: daher die Erkennbarkeit der Juden als ſolcher innerhalb aller 
Bevölkerungen, die weſentlich anders zuſammengeſetzt ſind“ (Hans 
F. K. Günther, „Raſſenkunde des jüdiſchen Volkes“, 2. Aufl., Mün— 
chen 1930, S. 13). Im Gegenſatz zum jüdiſchen Volke find im deut— 
ſchen Volk in der Hauptſache die artverwandten europäiſchen Raſſen 
in einem beſtimmten Miſchungsverhältnis vertreten. 

Wie heute allgemein anerkannt iſt, decken ſich die Begriffe Volk. 
und Raſſe nicht. Wahrſcheinlich haben ſie es in der Geſchichte nie 
getan. Volk iſt nicht eine nur zufällig unter einer Herrſchaft zufammen- 
gefaßte Summe von menſchlichen Lebeweſen ohne Rückſicht auf Ab- 
ſtammung, Sprache, Geſchichte und Kultur. Die bloße Summierung 
einzelner entſpricht liberalem und auch marxiſtiſchem Denken. Ihm 
kommt es auf innere Eigenart und Weſen nicht an. Die Summe dieſer 
Einzelweſen iſt daher auch nicht Volk, ſondern form- und geſtaltloſe 
Maſſe. Volk iſt dagegen ein Weſen, das ſein eigenes Leben führt und 
eigenen Geſetzen folgt, das nur ihm ſelbſt eigentümliche Kräfte beſitzt 
und ſeine eigene Art aus ſich ſelbſt ſtändig entwickelt. Zum Volke 
gehört daher auch mehr als gemeinſame Sprache und Sitte, Ge— 
ſchichte und Kultur. Zum Volk gehört eine geſchichtlich gewordene 
Blutsgemeinſchaft. Damit iſt nicht geſagt, daß ein Volkskörper nur 
Beſtandteile einer einzigen Raſſe enthalten dürfe. Eine ſolche Auf— 
faſſung würde an der Wirklichkeit ſcheitern. Auch das deutſche Volks- 
tum enthält Beſtandteile mehrerer Raſſen, ohne daß es dadurch ſeinen 
Charakter als einheitliches Volk verliert. Jedoch müſſen die die Grund— 
lage eines Volkes bildenden Raſſen artverwandt ſein. In aller Regel 
wird eine dieſer verwandten Raſſen dann dem Volkstum den Stempel 
aufprägen. Dann erzeugt das Vorherrſchen einer oder mehrerer 
gleichgearteter Raſſen die im weſentlichen gleiche Entwicklung von 
Kultur, Sprache und Siedlungsweiſe, aus der heraus das ſchon durch 
das gleichgeartete Blut hervorgehobene Zuſammengehörigkeits— 
gefühl erneut geſtärkt wird. Aus dieſer Blutsgemeinſchaft des deut- 
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ſchen Volkes heraus iſt es zu erklären, daß bei den einzelnen deutſchen 
Stämmen trotz aller Trennungsverſuche ſtets das Gefühl des gleichen 
Schickſals und der inneren Verbundenheit dem Zug zur Einheit letzt⸗ 
lich zum Sieg verholfen hat. Dagegen zerſtört die Miſchung weſens⸗ 
fremder Raſſen die Einheitlichkeit und ſeeliſche Geſchloſſenheit des 
Volkstums. Die Kreuzung artverſchiedener Raſſen bewirkt keine Ver⸗ 
ſchmelzung, ſondern ſchafft eine uneinheitliche, in ſich aufgeſpaltene 
Miſchlingsraſſe; die Erbanlagen beider ſich kreuzenden Raſſen erben 
ſich auf die Nachkommen im Verhältnis der Blutmiſchung fort und 
rufen in dem Miſchling Spannungen und eine unausgeglichene, 
schwankende Haltung hervor. „In zahlloſen Fällen, in denen die 
Raſſe ſtandhält, bricht der Baſtard zuſammen“ („Mein Kampf“, 
S. 442). 

Zwar wird dieſe Vorausſetzung des Volkstums, nämlich daß es auf 
einer oder mehreren im weſentlichen gleichgearteten Raſſen beruht, 
zuweilen noch geleugnet. Es geſchieht dies aus dem alten liberalen 
Denken heraus, daß alle Menſchen von Natur aus gleich ſeien. Da 
man die tatſächlich vorhandenen und auch nach außen ſichtbaren Ver— 
ſchiedenheiten der einzelnen Volkstypen und Raſſen aber nicht weg- 
leugnen lann, erklärt man dieſe Verſchiedenheit mit dem Einfluß 
der den Menſchen formenden Umwelt. Gewiß kann und ſoll ein ſolcher 
Einfluß nicht geleugnet werden, aber nicht er iſt ausſchlaggebend, 
ſondern das im weſentlichen gleichartige Blut, das die Fähigkeit in 
ſich birgt, die gleichen Merkmale auch auf die Nachkommen zu über- 
tragen. Der Nationalſozialismus bedeutet eine Abkehr von dem 
liberaliſtiſchen Grundſatz von der Gleichheit aller und der daraus fol- 
genden Theorie der überwiegenden Geſtaltungsfähigkeit der Umwelt. 

Aus den Erfahrungen einer mehr als tauſendjährigen Geſchichte 
und den Forſchungsergebniſſen der Bevölkerungs- und Raſſenwiſſen⸗ 
ſchaft wiſſen wir, daß, wie der Leiter des Raſſenpolitiſchen Amts der 
NS Da p, Dr. Groß, es einmal formuliert hat, „nicht der vorüber 
gehend beſtimmende Einfluß der jeweiligen Umwelt die Typen der 
Menſchen prägt, ſondern zumindeſt für geſchichtliche Zeiträume unab- 
hängig vom Umwelteinfluß die erbliche Anlage, die mit der Zuge 
hörigkeit eines Menſchen zu einer Raſſe oder Raſſenmiſchung über die 
körperlichen wie die geiftig- ſeeliſchen Entwicklungsmöglichkeiten feines 
Lebens entſcheidet. An Stelle der abſtrakten Menſchheit ſteht die 
Vielheit raſſenbeſtimmter Gruppen vor unſerem Auge, und zwiſchen 
der Vereinſamung des ſich ſelbſt genügenden Individuums und dem 
1° 
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grenzenloſen Verlieren an die Utopie einer nur gedachten Menſchheit 
ſtellt die Raſſe oder das raſſenbeſtimmte Volk jenen Bezirk geſchicht⸗ 
lichen Lebens dar, in dem die ſchöpferiſchen Kräfte im Geben und 
Nehmen Kultur und Glauben geſtalten.“ 

Der Nationalſozialismus bekennt ſich daher zu folgenden unab— 
dingbaren Grundsätzen: Die Erbmaſſe des Menſchen ift ſein unab— 
änderliches Gut. Sie iſt die Geſamtheit der in einem Menſchen vor— 
handenen Erbanlagen. Sie wird weder durch Zeit, noch durch Ort, 
noch durch Lebensart, noch durch ſonſtige äußeren Einflüſſe umge- 
ſtaltet. Die Anlagen des Menſchen werden von den Vorfahren ererbt. 
„Nach ewigen, ehernen, großen Geſetzen müſſen wir alle unſeres 
Daſeins Kreiſe vollenden“ (Goethe). Aus der Vererbungslehre und 
insbeſondere durch die Forſchungen Gregor Mendels wiſſen wir, daß 
die Erbmaſſe des Einzelweſens ein Moſaik aus zahlreichen Erbeinhei— 
ten iſt, die ſich bei den Nachkommen zu je ½ mit den Erbeinheiten 
des anderen Partners kombinieren. Dabei bewahrt jede einzelne 
dieſer Erbeinheiten ihre Eigenart im Laufe der Geſchlechterfolge. 
Kreuzt man zwei verſchiedene Raſſen untereinander, ſo können die 
einzelnen Erbeinheiten durch dieſe Vermiſchung niemals völlig ver- 
schwinden, ſondern jede Erbeigenſchaft als ſolche wird bei den Nach— 
kommen in einem nach der Mendelſchen Erbregel vorauszuberech— 
nenden Verhaltnis vorkommen. Dieſem Erbgut oder auch Erbbild 
des Lebeweſens braucht keineswegs immer das äußere Erſcheinungs— 
bild zu entjprechen. Denn gewiſſe Erbanlagen, die mit einer anderen 
zuſammentreſſen, ſchlagen durch, d. h. fie prägen dem Miſchling den 
Stempel auf, fie ſind „vorherrſchend“. Die dadurch „verdeckten“ Erb- 
anlagen ſind deswegen aber nicht verloren, ſondern können bei der 
Weiterkreuzung dann wieder hervortreten, wenn die Verbindung 
der Erbanlagen zu einer Kombination führt, die die verdeckte Anlage 
wieder hervortreten läßt. Bei dieſem Vorgang der Vererbung der 
Erbanlagen iſt jede Erbanlage für ſich zu betrachten, d. h. fie „men⸗ 
delt“ für ſich. Trifft in der weiteren Geſchlechterfolge niemals mehr 
eine entſprechende Erbanlage auf die vererbte Anlage, ſo wird bei 
Nachkommen jpäterer Geſchlechter dieſe Erbanlage immer ſchwächer, 
bis ſie ſchließlich überhaupt nicht mehrfeſtſtellbar iſt, ohne jedoch völlig 
verſchwunden zu fein. Andererſeits können aber infolge der vielfachen 
Kombinationsmöglichkeiten Erſcheinungsformen auftreten, die bei 
den Ausgangsformen nicht vorhanden waren. Beim Menſchen han— 
delt es ſich um Tauſende, ja um Zehntauſende von Erbanlagen, die in 
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der Vererbung den Mendelſchen Geſetzen folgen. Es vererben ſich 
daher mit den geſunden und raſſiſch wertvollen Anlagen auch die 
krankhaften und die artfremden und deswegen für die eigene Raſſe 
minder wertvollen. Das bedeutet, daß bei der Verbindung erbgeſunder 
und raſſiſch wertvoller Menſchen ein geſunder und raſſiſch wertvoller 
Nachwuchs zu erwarten iſt, daß aber umgekehrt die Kreuzung mit 
krankhaften oder artfremden Menſchen einen minder wertvollen 
Nachwuchs ergibt. Die Kreuzung geſunder und krankhafter oder 
raſſiſch wertvoller und artfremder Menſchen in fortlaufender Ge⸗ 
ſchlechterfolge führt zu einer immer wieder ſich erneuernden Kom— 
bination von guten und ſchlechten Erbanlagen im Nachwuchs und 
damit bei dem Zuſammentreffen entſprechender Erbanlagen in- 
folge der großen Zahl der Kombinationsmöglichkeiten immer wieder 
auch zum Durchſchlagen der ſchlechten Erbanlagen bei mindeſtens 
einem Teil des Nachwuchſes, was zu einer Verewigungdes Krankhaften 
und Artfremden führen muß. Oftmals wird durch dieſes krankhafte 
oder artfremde Erbbild auch das Erſcheinungsbild des Nachkommen 
beſtimmt. Aber auch wo dies nicht der Fall iſt, wo alſo das Erſchei⸗ 
nungsbild die ſchlechten Erbanlagen nicht zum Ausdruck bringt, ſind 
dieſe Anlagen in dem Menſchen, wenn auch verdeckt, vorhanden und 
bewirken vielfach eine ſeeliſche und geiſtige Auffpaltung und mangelnde 
innere Ausgeglichenheit. Dieſes bevölkerungspolitiſch verhängnisvolle 
Ergebnis wird vermieden, wenn die Verbindung geſunder und raſſiſch 
wertvoller Menſchen mit krankhaften und artfremden Menſchen ver- 
hindert wird. Die Zuführung artfremden Blutes zu dem eigenen 
führt daher zu dem Volkskörper ſchädlichen Veränderungen; denn die 
Homogenität, das inſtinktſichere Wollen eines Körpers wird dadurch 
geſchwächt; an ſeine Stelle tritt eine unſichere, ſchwankende Haltung 
in allen entſcheidenden Lebenslagen, eine Ueberſchätzung des Intel- 
lekts und eine ſeeliſche Aufſpaltung. Eine Blutmiſchung erreicht nicht 
eine einheitliche Verſchmelzung beider ſich fremden Raſſen, ſondern 
hat in der Regel eine Störung des ſeeliſchen Gleichgewichts in dem 
aufnehmenden Teil zur Folge. Auf Grund der Erkenntniſſe der Raffen- 
und Bevölkerungswiſſenſchaft iſt daher die Ein- und Angliederung 
artfremder Raſſenteile nicht eine Stärkung, ſondern eine Schwächung 
der eigenen Volkskraft. „Die Hege und Pflege der arteigenen und 
geſunden Erblinien iſt mithin für jedes Volk die größte und wichtigſte 
Aufgabe“ (Prof. Eugen Fiſcher). Im erbgeſunden und raſſiſch wert- 
vollen Nachwuchs erblicken wir den Lebensquell des deutſchen Volkes. 


6 A. Einführung 


Dieſe Grundſätze und Folgerungen enthalten ſich bewußt eines Ur- 
teils über die Ueberwertigkeit einer Raſſe über die andere. Sie be— 
ruhen lediglich auf der Verſchiedenartigkeit der Raſſen an Körper 
und Geiſt und der durch artverſchiedene Raſſen beſtimmten Völker. 
Die Gefahr, die in einer Raſſenvermiſchung liegt, beruht nicht in dem 
verſchiedenen Wert, ſondern in der verſchiedenen Eigenart der Raſſen. 
Eine abſolute „Rangordnung“ unter den Raſſen gibt es nicht; aber 
es gibt Raſſenmiſchungen verwandter Raſſen, die für den Erbwert 
unbedenklich ſind, und es gibt Raſſenkreuzungen artfremder Raſſen, 
die raſſeverderblich und volksſchädlich ſind. „Der nationalſozialiſtiſche 
Raſſengedanke und die ihm zugrunde liegende Raſſenerkenuntnis 
führt alſo nicht zu einer Geringſchätzung oder Minderbewertung an— 
derer Völker, ſondern vielmehr zur Erkenntnis der geſtellten Aufgaben 
einer allein zweckmäßigen Lebensbewahrung und Lebensforterhal- 
tung des eigenen Volkes“ (Aus der Rede des Führers am 30. Januar 
1934 in Berlin). 

Wir unterſcheiden ſechs große europäiſche Raſſen: die nordiſche 
Raſſe, die fäliſche oder daliſche Raſſe, die Mittelmeer oder weſtiſche 
Raſſe, die dinariſche Raſſe, die oſtiſche Raſſe, die oſtbaltiſche oder oſt— 
europäiſche Raſſe. Alle dieſe Raſſen find miteinander verwandt. Ihre 
Vermiſchung hat fie nicht gegenſeitig ungünſtig beeinflußt. 

Neben dieſen europäiſchen Raſſen laſſen ſich Einſchläge fremder 
Raſſen in Europa feſtſtellen, ſo im Süden Europas von Afrika her 
ein negeriſcher Einſchlag, im Oſten von Aſien her ein Einſchlag der 
inneraſiatiſchen (mongoliſchen) Raſſe, im Südoſten ein Einſchlag der 
vorderaſiatiſchen Raſſe. 

Wie oben ſchon hervorgehoben, find die Juden ein Raſſengemiſch 
außereuropäiſcher Raſſen, in dem ſich orientalifche, vorderaſiatiſche 
und zahlreiche andere außereuropäiſche Raſſenbeſtandteile befinden. 
Das jüdiſche Volk zerfällt in zwei große Gruppen, die vorwiegend 
der orientaliſchen Raſſe angehörenden ſephardiſchen oder Südjuden, 
die in Europa beſonders auf dem Ballan, in Italien, Spanien, Portu— 
gal, teilweiſe in Frankreich, Holland und England vorkommen, und die 
aſchkenaſiſchen Juden oder Oſtjuden, bei denen die vorderaſiatiſche 
Raſſe vorherrſcht. Sie finden ſich vorwiegend in Deutſchland, Nuf- 
land, Polen, Ungarn, Oeſterreich und teilweiſe auch in Weſteuropa. 

Die europäiſchen Völker beſtehen nicht aus einer einzigen Raſſe, 
ſondern ſind aus der Vereinigung mehrerer Raſſen hervorgegangen. 
Da die Raſſen miteinander nahe verwandt ſind, hat ſich keine farbloſe 
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iſchraſſe gebildet, vielmehr ift in jedem Voll eine neue biologiſche 
bens. und Blutgemeinſchaft einheitlicher Prägung entſtanden, die 
n Stempel der vorherrſchenden Raſſe trägt. Die anderen Blut- 
ſtandteile find aſſimiliert, jo daß ſich ein harmoniſches Ganzes her— 
sgebildet hat. Die europäiſchen Völker unterſcheiden ſich alſo von— 
zander durch ein verſchiedenes Miſchungsverhältnis der in ihnen 
thaltenen gleichen europäiſchen Raſſen und durch das dadurch be— 
ngte Vorherrſchen der Anlagen der einen oder anderen europäiſchen 
aſſe. 
Die Grundlage des deutſchen Volkes bildet die nordiſche Raſſe. 
ich den Forſchungsunterſuchungen der Raſſenkunde beträgt der An— 
il nordiſchen Blutes etwa 40-60 vom Hundert. Der Reſt wird aus 
idersartigen Erbmaſſen gebildet, nämlich aus Raſſenbeſtandteilen 
rfäliſchen, dinariſchem, oſtiſchen, weſtiſchen und oſtbaltiſchen Raſſe. 
ie überwiegende nordiſche Raſſe hat dem deutſchen Volk ſeine art- 
gene Prägung verliehen. Sie ſtellt das Verbindende und den deut— 
en Volkstypus Beſtimmende im deutſchen Volke dar, denn alle 
utjchen Stämme haben einen ſtarken Einſchlag nordiſcher Raſſe, 
ögen jie ſich im übrigen auch in der Höhe des Einſchlages der an— 
ren europäiſchen Raſſen zum Teil erheblich voneinander unter— 
eiden. 
Der höchſte Zweck des völkiſchen Staates liegt in der Erhaltung und 
örderung des aus körperlich und geiſtig gleichartigen Lebeweſen 
ſammengeſetzten Volles. Da der Blutwert eines Volkes durch die 
m Volke feine Eigenart verleihende Raſſe beſtimmt wird, iſt die 
inerhaltung und Erhöhung des Blutwertes nur durch Raſſenpflege 
öglich. Wie aber ſoll der Staat, wenn er Raſſenpflege treiben will, 
Y der Tatſache gegenüber verhalten, daß ein Volk mehrere Raſſen 
faßt? Die Antwort geht dahin: Die verantwortlichen Leiter des 
aates haben zu prüfen, wie das ihnen anvertraute Volk raſſiſch 
zuſammengeſetzt iſt und ihre Maßnahmen jo einzurichten, daß minde- 
ſtens der weitere Verluſt an beſten raſſiſchen Werten verhindert und 
der Volkskern möglichſt geſtärkt wird. Eine der wichtigſten Aufgaben 
der nationalſozialiſtiſchen Staatsführung iſt daher „die Sorge um die 
Erhaltung derjenigen raſſiſchen Urelemente, die als kulturſpendend 
die Schönheit und Würde eines höheren Menſchtums fchaffen” 
(„Mein Kampf“, S. 434). Da der raſſiſche Kern unſeres Volkes das 
nordiſch-fäliſche Erbgut iſt, gilt es vor allem, dieſes in der Geſamtheit 
und im einzelnen ſo zu pflegen und zu ſtärken, daß es eines Tages 
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auf allen Lebensgebieten deutſchen Geiſt und deutſche Art zur vollen 
Entfaltung bringt. Dies bedeutet keine einſeitige Bevorzugung eines 
Volksbeſtandteiles. Die Stärkung des raſſiſchen Kernes eines Volkes 
iſt vielmehr wohlverſtandener Dienſt am Volksganzen. 

Vorbedingung jeder erfolgreichen Erb- und Raſſenpflege iſt eine 
entſprechende Grundhaltung des einzelnen Volksgenoſſen zu feinem 
Volk. Dieſe Grundhaltung kann nur durch ſittliche Erziehung jedes 
einzelnen Volksgenoſſen zu echter Volksgemeinſchaft und zur Achtung 
der gottgewollten und gottgegebenen Naturgeſetze herbeigeführt 
werden. Der Volksgenoſſe darf im Volle nicht mehr die gerade lebende 
Nation ſehen, ſondern die zuſammenhängende Kette vergangener 
und kommender Geſchlechter gleichen Volkstums. Es muß ihm klar 
ſein, daß, wenn die Kette reißt, weil ein Glied dieſer Kette endgültig 
verſagt, die Geſchichte eines Volkes zu Ende geht. Und daraus muß 
im Volksgenoſſen der Wille zur ſittlichen Pflicht erwachſen, durch ſeine 
Haltung das Glied in der Kette, deren Teil er iſt, mit allen ſeinen Kräf⸗ 
ten zu ſtärken und zu feſtigen. 

„Das ſtolze Bewußtſein, als Glied des gewaltigen Erbſtromes 
unſeres Volkes wertvolles körperliches und geiſtiges Erbgut zu treuen 
Händen von unſeren Vorfahren übernommen zu haben, legt uns die 
ernſte Verpflichtung auf, dieſes heilige Vermächtnis rein und ohne 
Schaden zu bewahren und unverfälſcht weiterzugeben an künftige 
Geſchlechter (Otto und Stachowitz, „Abriß der Vererbungslehre und 
Raſſenkunde“, S. 75). 

Jeder einzelne iſt Träger einer Erblinie, einer guten oder ſchlechten, 
deren jede Pflichten hat gegen ihr Volk. „Es gibt nicht nur Nächſten⸗ 
liebe, es gibt Fernſtenliebe, um ein Wort von Nietzſche zu gebrauchen, 
und dieſe Fernſten find unſere Kindeskinder, und die Bevölkerungs- 
wiſſenſchaft lehrt uns, ihr Schickſal mitzubeſtimmen .. . Suggeſtiv 
oder bewußt, philoſophiſch oder religiös, muß ein ganzes Volk die 
Idee erfaſſen, daß es reiche und erbgeſunde Jugend, d. h. Zukunft 
haben will, brennend will, bewußt ſein eigenes Schicksal in die Hand 
nehmend“ (Prof. Dr. Eugen Fiſcher auf dem Internationalen Kon- 
greß für Bevölkerungswiſſenſchaft 1935). 


2. Raſſe, Volk und Kultur 


An den ehernen Lebens- und Naturgeſetzen werden alle Theorien, 
philoſophiſchen Syſteme und politiſchen Anſchauungen zuſchanden, 
die ſich mit ihnen in Widerſpruch ſetzen. Die ewig waltenden Lebens- 
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geſetze ſind unverrückbar. Der Menſch muß ſie hinnehmen und kann 
nach ihrer tieferen Erkenntnis ſtreben, um ſein Handeln mit ihnen 
in Einklang zu bringen. Keinesfalls laſſen fie ſich aber von Menſchen 
nach ſeinen Zielen und Wünſchen formen. Zwar kann ſich der Menſch 
über die Natur- und Lebensgeſetze zeitweilig auch hinwegſetzen — 
aus Unkenntnis oder auch Ueberheblichkeit. Dadurch aber werden dieſe 
in ihrer Geltung nicht berührt. Die ewige Natur ſtraft im Gegenteil 
die dauernde Mißachtung ihrer Geſetze und rächt am einzelnen ebenſo 
wie an ganzen Völkern unerbittlich die Uebertretung ihrer Gebote. 

Die nationalſozialiſtiſche Staatsführung hat den unerſchütterlichen 
Glauben, im Sinne des allmächtigen Schöpfers zu handeln, wenn ſie 
den Verſuch macht, die ewigen ehernen Geſetze des Lebens und der 
Natur, die das Einzelſchickſal wie das der Geſamtheit beherrſchen und 
beſtimmen, in der ſtaatlich-wölkiſchen Ordnung des Dritten Reiches 
wieder zum Ausdruck zu bringen, ſoweit dies mit den unvollkomme— 
nen, Menſchen zu Gebote ſtehenden Mitteln möglich iſt. Die Rechts- 
und Staatsordnung des Dritten Reiches ſoll mit den Lebensgeſetzen, 
den für Körper, Geiſt und Seele des deutſchen Menſchen ewig gel- 
tenden Naturgeſetzen wieder in Einklang gebracht werden. Es geht 
alſo bei der völkiſchen und ſtaatlichen Neuordnung unſerer Tage um 
nicht mehr und nicht weniger als um die Wiederanerkennung und 
Wiederherſtellung der im tiefſten Sinne gottgewollten organiſchen 
Lebensordnung im deutſchen Volks- und Staatsleben. 

Wenden wir den Blick von der Oberfläche in die Tiefe der Lebens— 
zuſammenhänge und der Ordnung dieſer Welt, ſo erkennen wir als 
die wichtigſten Elemente der göttlichen Lebensordnung Raſſe und 
Volk. Sie ſind die Kräfte, die den Menſchen prägen, die politiſchen 
Formen beſtimmen und Kultur und Geſchichte geſtalten. Sie müſſen 
daher auch die Grundelemente eines Staatsaufbaus und einer Rechts 
ordnung ſein, die in einer organiſchen Weltbetrachtung und Welt— 
anſchauung wurzeln. 

„Die Vorſehung hat, indem ſie den Menſchen ſchuf, in ihm auch 
und in ſeiner Erhaltung den Zweck des menſchlichen Handelns ge— 
ſchaffen. Es kann daher das Ziel jeder Idee und jeder Einrichtung in 
einem Volke urſprünglich und natürlich nur ſein, das von Gott ge— 
ſchaffene Volk als Subſtanz körperlich und geiſtig geſund, ordentlich 
und rein zu erhalten“ (Der Führer auf dem Parteitag der Freiheit). 

Das Vorhandenſein und der Fortbeſtand eines geſunden und reinen 
Volles iſt Vorausſetzung für die Exiſtenz und Wirkſamkeit ſeiner Kultur 
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in Gegenwart und Zukunft. In der gottgegebenen Formung der 
Menſchen in verſchiedene Raſſen und Völker ſehen wir die Grund— 
lage der menſchlichen Kulturen und ihrer Verſchiedenheit. Geiſtiges 
Leben und kulturelle Werte werden mit einer beſtimmten Volks— 
und Raſſenſeele geboren und gehen mit ihr zugrunde Geiſtiges Leben. 
und kulturelle Werte können nie ſelbſtändig und losgelöſt von ihren 
menſchlichen Trägern, deren gleichgeartete Vorfahren fie einſt ge 

ſchaffen haben, beſtehen und fortdauern. Vorausſetzung für die Exi 

ſtenz und die Wirkſamkeit von politiſchen Anſchauungen, weltanſchau— 
lichen Ideen und Geiſtesgütern iſt der Fortbeſtand von Menſchen 
gleicher Art wie derjenigen, die die kulturellen Erſcheinungen einſt 
hervorgebracht haben. Der Untergang der kulturſchaffenden Raſſe 
oder des kulturſchaffenden Volkes macht mit dem Verſchwinden 
des letzten Angehörigen der Raſſe oder des Volkes auch die von 
ihnen geſchaſſenen Ideen und kulturellen Erſcheinungen wert und 
weſenlos. Jedes Volk und jede Raſſe nehmen in ihren raſſiſch völki 

ſchen Tod auch die geiſtigen Werte und Ideen mit, deren Trager ſie 
waren. Die Auffaſſung, es könne eine kulturelle und geiſtige Leiſtung, 
wenn ſie einmal vollbracht iſt, auf ewige Zeiten lebendig, wertvoll 
und ſchöpferiſch bleiben, auch wenn Menſchen der Art, die ſie einſt 
ſchufen, längſt nicht mehr auf dieſer Erde leben, iſt ein verhängnis— 
voller Irrtum. Das Weiterwirken aller geiſtigen Werte iſt gebunden 
an den Fortbeſtand der Menſchen, aus denen fie entſtanden find und 
für die ſie geſchaffen wurden. Es gibt kein abſtraktes Sein und von 
ſeinem Träger losgelöſtes ewiges Leben irgendwelcher kulturellen 
Werte und Leiſtungen. Geht das deutſche Volk unter, jo mögen andere 
Völker an den geiſtigen Leiſtungen des deutſchen Volkes einen ihrer 
Eigenart entſprechenden Genuß empfinden, aber ſie werden niemals 
auch nur im entfernteften das fühlen und erleben, was der Deutſche 
dabei empfunden, und ſie werden vor allem nicht den ſchöpferiſch— 
ſeeliſchen Impuls empfangen, wie ihn der deutſche Menſch erhält. 
Auf Grund ſtrengſter wiſſenſchaftlicher Einſicht wiſſen wir heute, 
daß der Menſch bis in die tiefſten unbewußteſten Regungen ſeines. 
Gemütes, aber auch bis in die kleinſte Gehirnfaſer hinein in der Wirk— 
lichkeit und der Unentrinnbarkeit feiner Volks- und Raſſenzugehörig— 
keit ſteht. Die Raſſe prägt fein geiſtiges Geſicht nicht weniger als feine 
äußere Geſtalt. Sie beſtimmt ſeine Gedanken und Empfindungen, 
Kräfte und Triebe, fie macht feine Eigenart, ſein Weſen aus. Dieſes 
Wiſſen und dieſes tägliche Erleben, Teil zu fein einer artgebundenen 
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ſchöpferiſchen Gemeinſchaft, läßt uns den engen Zuſammenhang zivi- 
ſchen Raſſe, Volk und Kultur erkennen. Im umfaſſenden Sinne bedeu- 
tet Kultur Pflege des Menſchen, ſeines geſamten Daſeins und ſeines 
Geiſteslebens mit dem Ziele, einer ſeiner Raſſen- und Volkszugehörig— 
keit entſprechenden inneren Vervollkommnung durch Entfaltung feiner 
körperlichen und geiſtigen Gaben. Die Raſſen ſind durch ihr Erbgut, 
ihr Blut, ihre körperlichen und geiſtigen Merkmale untereinander 
verſchieden oder auch verwandt, ſie find einander artfremd oder art- 
verwandt. Volker gleicher oder verwandter Raſſenbeſtimmtheit be- 
dürſen in den Grundlagen zu ihrer artgemäßen Entfaltung der glei— 
chen Pflege. Sie haben alſo auch zum mindeſten in den Grundlagen 
eine gleiche Kultur. Ihre Kultur iſt beſtimmt durch die ihr Volkstum 
beſtimmende Raſſe. Aus dem Zuſammenhang zwiſchen Kultur und 
Raſſe folgt umgekehrt, daß, wenn die Raſſen verſchieden ſind, die dem 
einzelnen Volkstum ſein Gepräge geben, auch die Kulturen der von 
artverſchiedenen Raſſen beſtimmten Völker verſchieden ſein müſſen. 
Wie alſo die Kultur eines Volkes geſtaltet wird, welchen Inhalt fie 
gewinnt, und welche Form und welchen Ausdruck ſie findet, das iſt 
je nach der Raſſenbeſtimmtheit des Volkes verſchieden. Es beſteht 
alſo ein unmittelbarer und geſetzmäßiger Zuſammenhang zwiſchen 
dem körperlich lebenden Volk und insbeſondere ſeiner Artreinheit 
und der von ihm geſchaffenen Kultur. 

Auch die moderne Entwicklung der gleichmachenden Ziviliſation 
darf uns den Blick nicht trüben für die Raſſen- und Volksbedingtheit 
der Kulturen. „Dabei verkennen wir nicht, wie vieles über alle Raſſen 
und Völker hinweg den Menſchen an ſich gemeinſam iſt. Aber wir 
ſehen, daß das Gemeinſame ſpärlicher wird, je tiefer unſer Blick in 
das Weſentliche der geiſtigen und körperlichen Strukturen eindringt. 
Je mehr wir in die Tiefe und damit in das Weſen aller Kultur drin- 
gen, deſto ſtärker fordern die raſſebedingten Verſchiedenheiten ihr 
Recht und deſto klarer ſetzt ſich ein völkiſcher Lebenskreis auf dieſer 
Erde von dem andern ab. Indem aber der Raſſengedanke naturgemäß 
die Beſonderheiten hervorhebt, wo man geſtern die Feſtſtellung 
des Gleichen und Aehnlichen in den Mittelpunkt zu rücken ſuchte, be- 
deutet er damit gleichzeitig eine Hinwendung von der Oberfläche zur 
Tiefe, von den Aeußerlichkeiten einer ziviliſierten und mechanifierten 
Welt zum inneren Reichtum völkiſch und raſſiſch beſtimmter echter 
Kulturen“ (Dr. Groß). 

Erkennen wir jo in Raſſe und Volkstum das kulturſchaffende Ele- 
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ment dieſer Erde, jo kann es lein höheres Ziel und keine größere Auf. 
gabe geben als die Sorge um die Erhaltung von Volk und Raſſe in 
ihrer urſprünglichen Reinheit und Geſundheit. ’ . 

„Es iſt das Recht und die heilige Pflicht eines jeden Volles, ſeinen 
völtiſchen Beſtand in ſeiner Raſſigkeit ſo zu halten, wie er zu Urväter 
Zeiten war, wie er in ſeiner Beſonderheit ſeine eigene Kultur ge⸗ 
ſchaffen, die er nur in ſeiner Reinheit und Unveränderlichkeit weiter 
ſchaffen kann“ (Profeſſor Dr. Eugen Fiſcher in ſeiner Begrüßungsrede 
vor dem Internationalen Kongreß für Bevölkerungswiſſenſchaft am 
26. Auguſt 1935). 

Die Erkenntnis von der Bedeutung von Blut und Raſſe für Volk 
und Staat gehört zu den weſentlichſten Bauſteinen der national. 
ſozialiſtiſchen Weltanſchauung. Blut und Raſſe geſtalten letztlich das 
nationalſozialiſtiſche Welt- und Geſchichtsbild. Dabei find die Begriffe 
Blut und Raſſe nicht nur Forſchungsergebniſſe der modernen Natur- 
wiſſenſchaften, ſondern ſie ſind in erſter Linie Grundelemente der 
weltanſchaulichen Ueberzeugung. Die Forſchungsergebniſſe der Bio- 
logie und Anthropologie und die nationalſozialiſtiſche Weltanſchau⸗ 
ung berühren ſich in weiten Bezirken, beftätigen und ergänzen ſich 
von verſchiedenen Seiten her. Dennoch ſind ſie — mindeſtens zu- 
nächſt — voneinander unabhängig geworden. Deswegen, iſt es für 
jeden, der Erb- und Raſſenpflege treiben will, ſei es als Arzt, ſei es 
als Rechtswahrer, notwendig, daß er die weltanſchaulichen Grund- 
lagen und ihre politiſchen Auswirkungen ebenſo lennt wie die biolo⸗ 
giſchen Tatfachen und Grundbegriffe, die der raſſiſchen Denkwelt zu— 
grunde liegen. en; 

Im Mittelpunkt der nationalſozialiſtiſchen Weltanſchauung ſteht 
das Volk. Das Volk iſt danach die einzige wirklich umfaſſende, in ſich 
geſchloſſene, ſelbſtändig und für ſich beſtehende Ganzheit, die alles 
aus ſich hervorbringt, was die in einem Volke vorhandenen, unſelb⸗ 
ſtändigen Teilgemeinſchaften und ihre Einzelglieder für ihre Exiſtenz 
brauchen, nämlich Sprache, Recht, Kultur, Wirtſchaft uſw. Keine 
inner- und keine übervölkiſche Gemeinſchaft ſteht dem Volle gleich. 
In ſeinem ſchickſalhaften Verwurzeltſein und ſeinem bewußten Ge— 
bundenſein an die Gemeinſchaft des Volkes in Haltung und Handlung, 
in Wiſſen und Wollen, im Leben und Sterben erhält ſein Daſein 
Sinn und Aufgabe. . 1 8 

In einem blutmäßig geſunden und raſſiſch hochwertigen Volk ſieht 
daher der Nationalfozialismus Grundlage und Vorausſetzung für 
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den Beſtand und die Fortdauer des völkiſchen Staates. Weil er den 
Wert des reinen und geſunden Blutes für Volk und Staat erkannt 
hat, ſieht er eine ſeiner Hauptaufgaben in der Reinerhaltung und Er— 
neuerung des deutſchen Blutes, das vor neuen raſſiſchen Schädigun- 
gen bewahrt und dem vor allem aus dem Quell unſerer geſunden 
bäuerlichen Bevölkerung neuer kräftiger Zufluß erſchloſſen werden 
muß. 

Das raſſiſche Denken des Nationalſozialismus bedeutet ferner eine 
Abkehr von dem liberaliſtiſchen Grundſatz, von der Gleichheit aller 
Menſchen. Volk und Staat können nur gedeihen, wenn die beſten 
Kräfte führen und wenn ſie ſtark genug find, um führen zu können und 
ſich in der Führung zu halten. Führertum aber ſetzt beſtimmte Eigen- 
ſchaften voraus, die nun einmal nicht bei allen Menſchen in gleicher 
Weiſe vorhanden ſind. Aus dem Raſſegedanken folgt jo zwangsläufig 
der Führergedanke. Der völkiſche Staat muß alſo notwendig ein 
Führerſtaat ſein. 

Dieſe Erkenntniſſe und die Erfahrungen der Geſchichte verpflichten 
den völkiſch deutſchen Staat, der es mit feiner Aufgabe ernſt nimmt, 
dem Volke zu dienen, ſich in beſonderem Maße der Pflege der eigenen 
Raſſe anzunehmen. 

Die umfaſſende Zielſetzung der deutſchen Erb- und Raſſenpflege 
hat der Führer in ſeinem Werk „Mein Kampf“ gegeben: 

„Der völkiſche Staat hat die Raſſe in den Mittelpunkt des allge- 
meinen Lebens zu ſetzen. Er hat für ihre Reinerhaltung zu ſorgen. 
Er hat das Kind zum koſtbarſten Gut eines Volkes zu erklären. Er 
muß dafür Sorge tragen, daß nur wer geſund iſt, Kinder zeugt; daß 
es nur eine Schande gibt: bei eigener Krankheit und eignen Män— 
geln dennoch Kinder in die Welt zu ſetzen, doch eine höchſte Ehre: 
darauf zu verzichten. Umgekehrt aber muß es als verwerflich gelten, 
geſunde Kinder der Nation vorzuenthalten. Der Staat muß dabei 
als Wahrer einer tauſendjährigen Zukunft auftreten, der gegenüber 
der Wunſch und die Eigenſchaft des einzelnen als nichts erſcheinen 
und ſich zu beugen haben. Er hat die modernſten ärztlichen Hilfs⸗ 
mittel in den Dienſt dieſer Erkenntnis zu ſtellen. Er hat, was irgend- 
wie erſichtlich krank und erblich belaſtet und damit weiter belaſtend 
iſt, zeugungsunfähig zu erklären und dies auch praktiſch durchzu— 
ſetzen. Er hat umgekehrt dafür zu ſorgen, daß die Fruchtbarkeit des 
geſunden Weibes nicht beſchränkt wird durch die finanzielle Luder— 
wirtſchaft eines Staatsregiments, das den Kinderſegen zu einem 
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Fluch für die Eltern geſtaltet. Er hat mit jener faulen, ja verbreche— 
riſchen Gleichgültigkeit, mit der man heute die ſozialen Voraus— 
ſetzungen einer kinderreichen Familie behandelt, aufzuräumen und 
muß ſich an Stelle deſſen als oberſter Schirmherr dieſes köſtlichen 
Segens eines Volkes fühlen. Seine Sorge gehört mehr dem Kinde 
als den Erwachſenen. 

Wer körperlich und geiſtig nicht geſund und würdig iſt, darf fein 
Leid nicht im Körper ſeines Kindes verewigen. Der völkiſche Staat 
hat hier die ungeheuerſte Erziehungsarbeit zu leiſten. Sie wird aber 
dereinſt auch als eine größere Tat erſcheinen als es die ſiegreichſten 
Kriege unſeres heutigen bürgerlichen Zeitalters ſind. Er hat durch 
Erziehung den einzelnen zu belehren, daß es keine Schande, ſon— 
dern nur ein bedauernswertes Unglück iſt, krank und ſchwächlich 
zu ſein, daß es aber ein Verbrechen und daher zugleich eine Schande 
iſt, dieſes Unglück durch eigenen Egoismus zu entehren, indem man 
es unſchuldigen Weſen wieder aufbürdet; daß es dem gegenüber 
von einem Adel höchſter Geſinnung und bewundernswerter 
Menſchlichkeit zeugt, wenn der unſchuldige Kranke unter Verzicht 
auf ein eigenes Kind ſeine Liebe und Zärtlichkeit einem unbekann— 
ten, armen jungen Sproſſen feines Volkstums ſchenkt, der in ſeiner 
Geſundheit verſpricht, dereinſt ein kraftvolles Glied einer kraft— 
vollen Gemeinſchaft zu werden. Und der Staat hat in dieſer Er— 
ziehungsarbeit die rein geiſtige Ergänzung ſeiner praktiſchen Tätig— 
keit zu leiſten. Er muß ohne Rückſicht auf Verſtändnis oder Unver— 
ſtändnis, Billigung oder Mißbilligung in dieſem Sinne handeln.“ 
„Die Blutsvermiſchung und das dadurch bedingte Senken des 
Raſſenniveaus iſt die alleinige Urſache des Abſterbens aller Kul— 
turen; denn die Menſchen gehen nicht an verlorenen Kriegen zu— 
grunde, ſondern am Verluſt jener Widerſtandskraft, die nur dem 
reinen Blute zu eigen iſt.“ „Die Sünde wider Blut und Nafje 
iſt die Erbſünde dieſer Welt und das Ende einer ſich ihr ergebenden 
Menſchheit“ („Mein Kampf“, S. 324, 272). 


3. Das Juden- und Miſchlingsproblem 


Das Judenproblem entſpringt der Tatſache, daß im deutſchen 
Staatsraum neben dem deutſchen Volke Teile des gänzlich artver— 
ſchiedenen jüdiſchen Volkes leben und zwar nicht irgendwo in ge— 
ſchloſſenem Siedlungsraum als völkiſche oder nationale Minderheit, 
ſondern im ganzen Reich verſtreut. 
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Da das Judentum ſeinem Blute und innerſten Weſen nach dem 
eutſchtum artfremd iſt, ſind Spannungen zwiſchen beiden Völkern 
e notwendige Folge. Die jedes Raſſengefühls ermangelnden ver— 
ungenen Jahrzehnte glaubten, dieſe Spannungen durch eine wahl- 
ſe Vermiſchung und geiſtige Annäherung beſeitigen zu können. In 
irklichkeit bewirkte die Blutmiſchung zwiſchen Juden und Deutſchen 
Ar eine Uebertragung der Spannungen auch in den Miſchling und 
fährdete zugleich die Reinheit des deutſchen Blutes und die In⸗ 
netficherheit des Volkes. Damit ſchuf fie eine zwiſchen Deutſchtum 
id Judentum ſtehende Miſchlingsraſſe, die in ihrer Struktur eine ge— 
hrliche Miſchung arteigener deutſcher und jüdiſcher Anlagen darſtellt. 
Die beiden Nürnberger Geſetze mit ihren Ausführungsbeſtimmun— 
in enthalten die grundlegende Löſung dieſes Raſſenproblems. Sie 
ingen die blutmäßig bedingte klare Scheidung zwiſchen Deutſchtum 
id Judentum und ſchaffen dadurch die geſetzliche Grundlage für 
nen modus vivendi, der allen Belangen gerecht wird. Ihre grund- 
gende Bedeutung beſteht darin, daß ſie das Eindringen weiteren 
kin Blutes in den deutſchen Volkskörper für alle Zukunft ver- 
ndern. 

Ausgehend von der Erkenntnis, daß es ſich beim Judentum um 
te blutmäßige Gemeinſchaft handelt, gewährleiſten die Nürnberger 
ejege dieſer Gemeinſchaft ihr Eigenleben in geſetzlichen Grenzen, wie 
h insbeſondere aus der Beſtimmung ergibt, daß den Juden das 
igen der jüdiſchen Farben unter ſtaatlichem Schutz geſtattet iſt. 
gleicher Weiſe garantiert der nationalſozialiſtiſche Staat dem Ju- 
tum freie Religionsausübung, kulturelles Leben und Erziehung. 
ich die wirtſchaftliche Betätigung iſt dem Juden im Rahmen der 
>jege ungeſtört gewährleiſtet. Umgekehrt iſt aber dem Judentum für 
e Zukunft die Vermiſchung mit dem deutſchen Volkstum und die 
nmiſchung in die ſtaatspolitiſche, wirtſchaftspolitiſche und kultur- 
litiſche Geſtaltung des Reiches unmöglich gemacht. Das deutſche 
alk wünſcht, fein Blut und feine Kultur rein und eigen zu erhalten, 
e es die Juden ſeit dem Propheten Esra für ihr Volk als Forderung 
verzeit aufgeſtellt haben. Die Juden müſſen ſich damit abfinden, 
F ihr Einfluß auf die Geſtaltung des deutſchen Lebens ein für allemal 
rbei iſt. Dagegen können Juden nach wie vor deutſche Staatsange- 
rige mit den daraus folgenden Rechten und Pflichten ſein. 
Im Hinblick auf die Judenfrage ſind die beiden Nürnberger Geſetze 
d ihre Ausführungsverordnungen eine Einheit. Sie beſeitigen die 
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bisher verwendeten verſchiedenartigen Arier- bzw. Nichtarierbegriffe 
und unterſcheiden künftig zwiſchen dem Staatsangehörigen deutſchen 
und artverwandten Blutes, dem Juden und dem deutſchjüdiſchen 
Miſchling. 

Das Reichsbürgergeſetz führt die politiſche Scheidung durch: nur 
wer deutſchen oder artverwandten Blutes iſt, kann grundſätzlich 
Reichsbürger ſein. Nur er kann in Zukunft über Wohl und Wehe des 
deutſchen Volkes mitbeſtimmen. Kein Jude kann daher Reichsbürger 
ſein. 

Das Blutſchutzgeſetz zieht die Trennung zwiſchen jüdiſchem und 
deutſchem Blut in biologiſcher Hinſicht. Der in dem Jahrzehnt vor 
dem Umbruch um ſich greifende Verfall des Gefühls für die Bedeu— 
tung der Reinheit des Blutes und die damit verbundene Auflöſung 
aller völkiſchen Werte ließ ein geſetzliches Eingreifen beſonders drin- 
gend erſcheinen. Da hier für das deutſche Volk nur von ſeiten des 
Judentums eine akute Gefahr drohte, bezweckt das Geſetz in erſter 
Linie die Verhinderung weiterer Blutmiſchung mit Juden. 

Die durch beide Geſetze durchgeführte Scheidung zwiſchen Staats- 
angehörigen deutſchen und artverwandten Blutes, zwiſchen Juden 
und zwiſchen ſtaatsangehörigen jüdiſchen Miſchlingen iſt für alle 
Lebensgebiete von Bedeutung. Die Fähigkeit, Träger eines öffent- 
lichen Amtes, Arzt, Rechtsanwalt, Patentanwalt, Steuerberater uſw. 
zu werden, den deutſchen Grund und Boden als Erbhofbauer zu be— 
ſitzen und zu bebauen, zum Ehrendienſt am deutſchen Volke, wie Wehr— 
dienſt und Arbeitsdienſt, zugelaſſen zu werden, am kulturellen Leben 
Deutſchlands mitzugeſtalten, d. h. Kulturkammermitglied, Schrift- 
leiter, Künſtler, Theaterleiter uſw. werden zu können, Mitglied der 
berufsſtändiſchen Organiſationen ſein zu können, oder auf deutſchen 
Schulen und Hochſchulen Erziehung, Bildung und Formung zu er- 
halten, hängt von der Zugehörigkeit des einzelnen zu den blutmäßig 
verſchiedenen Gruppen ab. Am bedeutungsvollſten iſt die Zugehörig— 
keit zu der einen oder anderen dieſer Gruppen für die Frage der Ehe— 
schließung. 

Das Judenproblem iſt alſo nicht nur ein raſſebiologiſches. Es be- 
durfte auch in politiſcher, wirtſchaftlicher und ſoziologiſcher Hinſicht 
einer Löſung für die Jahrhunderte. Die Judenfrage berührt, wie 
oben ſchon hervorgehoben, faſt alle Lebens- und Rechtsgebiete. Die 
Geſamtheit aller dieſer Geſichtspunkte auf den verſchiedenen Lebens— 
gebieten ergibt erſt das geſamte Judenproblem. Nur von dieſer Ge— 
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ſamtſchau aus konnte auf der Grundlage der raſſebiologiſchen Tat- 
ſachen daher auch die Begriffsbeſtimmung des Juden und des jüdi— 
ſchen Miſchlings in $ 5 und in 8 2 der Erſten Verordnung zum Reichs- 
bürgergeſetz erfolgen. 

Das Problem der deutſch jüdiſchen Miſchlinge liegt anders als die 
Judenfrage. Der Jude iſt uns völlig fremd nach Blut und Weſen. 
Deshalb iſt die Diſſimilation die einzig mögliche Löſung. Bei der 
Miſchlingsfrage liegen die biologiſchen Tatſachen anders. Der Miſch— 
ling hat nicht nur jüdiſche Erbmaſſe, ſondern auch deutjche. Eine Schei— 
dung der Erbmaſſen in ſeiner Perſon iſt nicht mehr möglich. Die 
Menge deutſchen Blutes iſt in den einzelnen Gruppen der Miſchlinge 
je nach ihrem Grade verſchieden; der unmittelbare Nachkomme aus 
einer deutſch-judiſchen Miſchehe iſt der ſogenannte Halbjude. Er hat 
genau zur Hälfte jüdiſche und zur anderen Hälſte deutſche Erbanlagen. 
Heiratet ein Halbjude eine deutſchblütige Frau oder eine Halbjüdin 
einen deutſchblütigen Mann, ſo ſind die Nachkommen aus dieſer Ehe 
ſogenannte Vierteljuden. Schließen dieſe wiederum Ehen mit Deutſch— 
blütigen und deren Nachkommen ebenfalls, ſo vermindert ſich der 
jüdiſche Blutanteil auf ein Achtel, ein Sechzehntel und ſo fort. 

Das Ziel einer geſetzlichen Löſung der Miſchlingsfrage mußte das 
baldige Verſchwinden der Miſchraſſe ſein. Zur Erreichung dieſes 
Zieles konnten drei Wege in Frage kommen: die rechtliche Zuteilung 
der Miſchlinge ſchlechthin zum Judentum, 

oder ihre rechtliche Gleichbehandlung mit den Deutſchblütigen, 

oder ſchließlich die Aufteilung der Miſchlinge in drei Gruppen, von 
denen die eine mit dem ſchwächſten jüdiſchen Bluteinſchlag ſchlechthin 
den Deutſchblütigen gleichbehandelt, die andere mit überwiegend jü- 
diſchem Bluteinſchlag oder mindeſtens überwiegend jüdiſcher Tendenz 
dem Judentum gleichgeſtellt und ſchließlich die dritte Gruppe als die 
eigentlich zwiſchen den Raſſen und Völkern ſtehende teils den Deutſch— 
blütigen gleich, teils ihnen ungleich behandelt wurde. 

Die Zuteilung der Miſchlinge ſchlechthin zum Judentum wäre 
zwar eine rechtlich einfache Löſung geweſen. Sie wäre aber weder 
den biologischen Tatſachen noch den Zielen, die Miſchraſſe zum Ver⸗ 
ſchwinden zu bringen, gerecht geworden; denn dadurch, daß alle 
Miſchlinge rechtlich als Juden behandelt worden wären, wäre noch 
nicht ſichergeſtellt geweſen, daß ſie auch tatſächlich durch Vermiſchung 
im Judentum aufgegangen wären. Die Miſchraſſe wäre zwar rechtlich, 
nicht aber biologiſch und ſoziologiſch verſchwunden. Die Zuteilung 
2 Raſſengeſetzgebung I 
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der Mifchlinge zum Deutſchtum wäre ebenfalls an den biologiſchen 
Tatſachen vorbeigegangen und hätte eine neue, nicht unerhebliche 
Gefährdung der Reinheit des deutſchen Blutes zur Folge gehabt. 
Eine ſolche Löſung wäre raſſebiologiſch und politiſch-weltanſchaulich 
nicht tragbar geweſen. Die geſetzliche Löſung der Miſchlingsfrage hat 
daher den Weg der Aufteilung der Miſchlinge gewählt. Dieſe Löſung 
entſpricht am meiſten den raſſebiologiſchen Tatfachen, indem ſie die 
Trennungsſtriche zwiſchen Deutſchblütigen und Miſchlingen einer- 
ſeits und zwiſchen Miſchlingen und Juden andererſeits ſo zieht, daß 
der als Jude zu Wertende als Jude, und der als Miſchling zu Wertende 
als Miſchling betrachtet und behandelt wird. 

Wer dreiviertel oder mehr jüdiſche Erbmaſſe hat, gilt daher ohne 
weiteres als Jude; desgleichen wird derjenige Teil der Halbjuden, 
den bereits das Leben durch Religionsbekenntnis oder Heirat zum 
Judentum ſortiert hat, auch rechtlich dem Judentum zugeteilt, um 
ſein Aufgehen im Judentum zu beſchleunigen. Wer dagegen weniger 
als einviertel jüdiſche Erbmaſſe hat, alſo der Achtel , Sechzehnteljude 
uſw., wird grundſätzlich den Deutſchblütigen gleichbehandelt. 

Nach der geſetzlichen Begriffsbeſtimmung iſt daher jüdiſcher Miſch— 
ling im Rechtsſinne nur der deutſche Staatsangehörige, der von einem 
oder zwei der Raſſe nach volljüdiſchen Großelternteilen abſtammt, 
ſofern er nicht nach § 5 Abſ. 2 der Erſten Verordnung zum 
Reichsbürgergeſetz als Jude gilt. Davon iſt Miſchling erſten Grades 
der Miſchling mit zur Hälfte jüdiſcher Erbmaſſe, Miſchling zweiten 
Grades der Miſchling mit ein Viertel jüdiſcher Erbmaſſe. Damit iſt 
der geſetzliche Begriff des jüdiſchen Miſchlings auf den nicht zum 
Judentum tendierenden Teil der Halbjuden und auf die Vierteljuden 
beſchränkt. 

Die geſetzliche Behandlung der Miſchlinge geht von der Erkenntnis 
aus, daß ſie weder weſensgleich den Deutſchen noch weſensgleich den 
Juden ſind. Dabei beſteht in der Behandlung oftmals ein Unterſchied, 
je nach dem, ob es ſich um Miſchlinge erſten oder zweiten Grades 
handelt. 

Beide Gruppen unterliegen auch weiterhin grundſätzlich den in 
anderen Reichsgeſetzen bisher aufgeſtellten Anforderungen an die 
Reinheit des Blutes. Im Hinblick auf die Fähigkeit, Beamte, Offiziere, 
Rechtsanwälte, Erbhofbauern, Schriftleiter uſw. zu werden, verbleibt 
es bei dem durch das Reichsbeamtengeſetz vom 30. Juni 1933, das 
Wehrgeſetz vom 21. Mai 1935 uſw. für die jüdiſchen Miſchlinge ge— 
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ſchaffenen Rechtszuſtand. Das bedeutet, daß ſie auch in Zukunft nicht 
Beamte, Offiziere, Rechtsanwälte, Erbhofbauern, Schriftleiter uſw. 
werden können. Dagegen haben ſie durch $2 der Erſten Verordnung 
zum Reichsbürgergeſetz, ſoweit ſie am 30. September 1935 das Reichs- 
tagswahlrecht beſaßen, das vorläufige Reichsbürgerrecht erhalten. 
Hinſichtlich ihrer wirtſchaftlichen Betätigung und ihrer ſozialpolitiſchen 
Betreuung unterliegen die Miſchlinge in Zukunft keinen beſonderen 
Einſchränkungen mehr, ſo können ſie z. B. zukünftig Mitglieder der 
Deutſchen Arbeitsfront werden. 

Die Behandlung als Jude oder Miſchling erſten oder zweiten Gra— 
des iſt insbeſondere für das Eherecht von Bedeutung. Durch das Ge— 
ſetz zum Schutze des deutſchen Blutes und der deutſchen Ehre und 
ſeine Erſte Ausführungsverordnung in Verbindung mit der Erſten 
Verordnung zum Reichsbürgergeſetz ift eindeutig und endgültig Har- 
gelegt worden, in welchem Umfange in Zukunft im Intereſſe der 
Reinerhaltung des deutſchen Blutes Raſſenmiſchehen verboten ſind. 
Eheſchließungen, die nach dieſen Vorſchriften wegen jüdiſchen Blut- 
einſchlags nicht ausdrücklich unterſagt find, ſind zuläſſig. Daneben 
müſſen ſelbſtverſtändlich die Anforderungen des Ehegeſundheits— 
geſetzes vom 18. Oktober 1935 an die Geſundheit der Ehepartner er- 
füllt ſein. 

Die Regelung des Eherechts erreicht neben dem Hauptziel der 
Reinerhaltung des deutſchen Blutes, daß das ins deutſche Volk ein- 
gedrungene jüdiſche Blut ſoweit als möglich wieder ausgeſchieden 
wird, und daß, ſoweit eine ſolche Ausſcheidung nicht mehr möglich iſt, 
die an deutſche Erbmaſſe gebundene jüdiſche Erbmaſſe möglichſt 
ſchnell und immer weiter aufgeteilt wird, bis durch die mit jeder Ge— 
neration fortjchreitende Abſchwächung des jüdischen Bluteinſchlags 
die entſtandene Miſchraſſe praktiſch verſchwunden iſt. 
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Die nationalſozialiſtiſche Idee hat Weſen und Inhalt der Staats— 
angehörigkeit und Staatsbürgerſchaft von Grund auf umgeſtaltet. 
Staatsangehörigkeit und Staatsbürgerſchaft beſtimmen ſich aus dem 
Begriff des Staates. In der ſtaatsrechtlichen Geſtaltung und begriff, 
lichen Erfaſſung der Staatsangehörigkeit und Staatsbürgerſchaſt jpie- 
geln ſich Staatsauffaſſung und politiſch-ſtaatsrechtliche Geſtaltung 
des Staates wider. 

2 · 
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Die Staatslehre des vergangenen Jahrhunderts begriff den Staat 
als ein eigenes Weſen, als eine abſtrakte juriſtiſche Staatsperſon. Der 
politiſche Grundwert des Nationalſozialismus iſt dagegen nicht der 
Staat als ſolcher, ſondern das Volk. Hier werden vielleicht die ſtärkſten 
Unterſchiede zwiſchen germaniſcher Vorſtellungswelt und romani— 
ſchem Denken offenbar. Im germaniſchen Gemeinſchaftsdenken be- 
ſteht der Staat aus einem Syſtem von Gemeinſchaften, wie Familie, 
Sippe, Hundertſchaft, Volksgemeinſchaft, bei denen jeweils die wei— 
tere eine Anzahl engerer Gemeinſchaften umfaßt. Das geſamte Leben 
des einzelnen Genoſſen ſpielt ſich in dieſen Gemeinſchaften ab. Außer⸗ 
halb der Gemeinſchaften gibt es kein menſchliches Leben im Rechts- 
ſinne, ſondern nur noch ein biologiſch-wegetatives Leben, weshalb 
auch der aus der Gemeinſchaft ausgeſtoßene Verbrecher vogelfrei iſt. 
Der Staat ſteht alſo nicht als etwas anderes dem Genoſſen gegenüber 
oder über dem Genoſſen, ſondern die Genoſſen der Gemeinſchaft bil- 
den in ihrer Geſamtheit den Staat. Für das romaniſche Denken ſteht 
dagegen die abſtrakte Staatsperſönlichkeit mit ihrem Staatsapparat 
im Mittelpunkt. Die ſtark romaniſch beeinflußte individualiftijch- 
liberale Staatsauffaſſung, die im freien unabhängigen Individuum 
und in der Summe der Individuen, der Geſellſchaft, das Primäre 
und daher allein Schutzwürdige ſah, weil man durch das „freie Spiel 
der Kräfte“ das größtmögliche Glück des einzelnen und der Summe 
der einzelnen, der Allgemeinheit, zu erreichen glaubte, begriff den 
Staat als einen neben oder über dem Individuum ſtehenden Appa— 
rat, als einen verſelbſtändigten Mechanismus, der juriſtiſch als eine 
über dem Volke ſchwebende juriſtiſche Staatsperſon erfaßt wurde. 
Dieſer Begriff des Staates entſprach dem herrſchenden mechaniſchen 
Weltbild. Die juriſtiſche, vom Volle gelöſte Staatsperſönlichleit hatte 
unter ſcharfer Kontrolle der Geſellſchaft der freien Entfaltung der 
Einzelperſönlichkeit zu dienen und darauf zu achten, daß niemand in 
ſeiner Freiheit beſchränkt wurde. Staat und Volk, Staatsgewalt und 
Untertan ſtanden ſich hier ſtreng geſchieden gegenüber. Das einzelne 
Individuum war der Gegenpart der abſtrakten Staatsperſönlichkeit. 
Beide traten, wenn auch nicht gleichgeordnet, miteinander in Rechts- 
beziehungen. Die Wirklichkeit des Volkes und des Staates Löfte ſich 
in ein Syſtem von Rechtsbeziehungen zwiſchen der Staatsperſönlich— 
keit und der Einzelperſon auf. Die dauernde Rechtsbeziehung zwi— 
ſchen Einzelperſon und Staatsperſon war die Staatsangehörigkeit, 
die man als Rechtsverhältnis zwiſchen der Staatsperſon und der 
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Einzelperſon anſah. In dieſen pofitiv-rechtlichen Rechtsbeziehungen 
erſchöpfte ſich im liberalen Rechtsſtaat das Weſen der Staatsangehö⸗ 
rigkeit. Mit peinlicher Sorgfalt für das Individuum und ſeine Rechte 
verſuchte man den Inhalt der Staatsangehörigkeit genaueſtens zu 
erörtern und feſtzulegen. Selbſtverſtändlich bezog ſich die Betrachtung 
im weſentlichen auf die Rechte des Staatsangehörigen, auf den Grad 
ſeines Einfluſſes auf den Staat und ſeiner Unabhängigkeit von dieſem 
Staat. Der individualiſtiſchen Denkweiſe entſprach es, den Inhalt der 
Staatsangehörigkeit, abgeſehen von einigen wenigen Untertanen- 
pflichten wie der Wehrpflicht, in einem Strauß von Rechten zu ſehen, 
den ſogenannten Staatsbürgerrechten, die ſich im weſentlichen gegen 
den Staat richteten. In jeder Verfaſſung jpielten daher die jogenann- 
ten Grundrechte eine hervorragende Rolle, ſo im beſonderen Maße 
auch in der Weimarer Verfaſſung. Vor allem aber wurde der Grund- 
ſatz der Gleichheit aller auf das peinlichſte gewahrt. Stets waren die 
Rechte und Pflichten für jeden Staatsangehörigen die gleichen. Auf 
feine Blutzugehörigkeit insbeſondere kam es nicht an. Eine völliſche 
Grundlage für die Staatsbürgerſchaft gab es nicht. Die Frage nach 
der völkiſchen Zugehörigkeit des einzelnen Staatsangehörigen wurde 
nicht geſtellt. 

Der Umbruch in der Staatsauffaſſung hat zwangsläufig Begriff, 
Weſen und Inhalt der Staatsangehörigkeit und Staatsbürgerſchaft 
gewandelt. Der Nationalſozialismus hat das Volk in den Mittelpunkt 
des Denkens, Glaubens und Wollens, des Schaffens und Lebens ge— 
rückt. Er lebt, wie Reichsminiſter Dr. Frick ſagt, aus der mächtigſten 
Tradition, die es auf Erden gibt: aus der Ewigkeit des ſich immer 
wieder erneuernden Volkes. „Der Ausgangspunkt der nationalfozia- 
liſtiſchen Lehre liegt nicht im Staat, ſondern im Volk, d. h. um die 
Nichtigkeit, mithin Zweckmäßigkeit der äußeren volklichen Organi⸗ 
ſationsformen überprüfen, beurteilen und korrigieren zu können, iſt 
es notwendig, über ſie als Mittel hinweg den Zweck zu begreifen. Des- 
halb liegt der Brennpunkt jeder nationalſozialiſtiſchen Betrachtung 
in der lebenden Subſtanz, die wir nach ſeinem geſchichtlichen Werde- 
gang als deutſches Volk bezeichnen.“ (Aus der Schlußrede des Führers 
auf dem Parteikongreß 1935.) Die Gemeinſchaft des Volkes, getragen 
vom Gemeinſchaftswillen und gemeinſamen Ehrbewußtſein des art- 
gleichen deutſchen Volkes, iſt die politiſche Einheit. Dieſe Gemeinſchaft 
iſt nicht nur eine geiftige, ſondern eine reale. Die reale Bindung iſt 
das gemeinſame Blut. Die Blutsgemeinſchaft ſchafft die völkiſch-poli— 
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tiſche Einheit der Willensrichtung in der Auseinanderſetzung mit der 
Umwelt. Die völkiſch-politiſche Volksgemeinſchaft it der Angelpunkt 
unſeres ſtaatlichen und volklichen Lebens. Demgemäß begreifen wir 
den Staat nicht, wie die indiwidualiſtiſch liberale Staatsauffaſſung 
es tat, als eine neben oder über den Individuen ſtehende abftrakte 
Staatsperſon mit Staatsapparat. Der Staat ift die völkiſch politiſche 
Organiſation des lebendigen Organismus Volk. Die Staatsauffaf- 
fung des Nationalſozialismus iſt die Idee der völliſch politiſchen 
Volksgemeinſchaft. Der die Geſchichte durchziehende Gegenſatz zwi— 
ſchen Staatsidee und Staatsziel einerſeits und Nation und Volkstum 
andererſeits iſt überwunden, die Zerreißung von Volk und Staat, aus 
der in der Vergangenheit dem deutſchen Volk ſchwere Schäden er— 
wachſen ſind, beſeitigt. Das Verhältnis von Nation und Staat be 
greifen wir heute als das von Inhalt und Form, von Zweck und Mit- 
tel. Der Staat iſt das Mittel der Volksſicherung. „Sein Zweck liegt 
in der Erhaltung und Förderung einer Gemeinſchaft phyſiſch und ſee— 
liſch gleichgearteter Lebeweſen. Dieſe Erhaltung jelber umfaßt erſtlich 
den raſſemäßigen Beſtand und geſtattet dadurch die freie Entwicklung 
aller in dieſer Raſſe ſchlummernden Kräfte“ (Der Führer in „Mein 
Kampf“ S. 433). 

Die äußere Rechtsgeſtalt, in der die geordnete Gemeinſchaft der 
Deutſchen nach außen in Erſcheinung tritt, iſt das Reich. Es iſt der 
Rechtsbegriff der deutſchen politiſchen Einheit. Es hat mithin eine tiefe 
ſtaatsrechtliche Bedeutung, wenn wir vom Dritten Reich ſprechen. 
Dieſes Dritte Reich iſt die Geſtaltwerdung der deutſchen Volksidee. 
Es iſt deshalb nicht als beſonderer Organismus, als abſtralte Staats- 
perſon über dem Volke zu begreiſen, ſondern es iſt und ſoll immer 
mehr die mit den Lebensgeſetzen des Organismus Volk übereinſtim— 
mende politiſch völkiſche Organiſation werden. Das Reich ift die poli- 
tiſch geformte und rechtlich geordnete Volksgemeinſchaft im deutſchen 
Raum. Wir ſehen alſo das Reich nicht mehr als ſelbſtgenügſamen in 
und für ſich beſtehenden abſtrakten Staat, ſondern für uns iſt das 
Reich die Gemeinſchaftsordnung des völkiſchen Geſamtlebens, die 
höchſte organiſatoriſche Erſcheinungsform der blutgebundenen Ge— 
meinſchaft des Volkes, die alle Gliederungen und Funktionen des 
Volkes zur handlungsfähigen Einheit, zur öffentlichen Macht zu— 
ſammenfaßt. Der Reichsorganiſation als ſolcher kann kein Eigenleben 
und Selbſtzweck mehr zuerkannt werden, wie dies beim individuali— 
ſtiſchen Staatsbegriff der Fall iſt. Wenn aber der Staat — nicht die 
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Staatsapparatur, ſondern der Staat im völkiſchen Sinne — ſich von 
der Nation herleitet, wenn er die Organiſation des lebendigen Or— 
ganismus Volk iſt, ſo iſt damit auch klar zum Ausdruck gebracht, daß 
der Staat nichts Bedeutungsloſes iſt. Das Volk braucht feine weſens⸗ 
gemäße organiſatoriſche Geſtaltung und der organiſatoriſche Rahmen 
ſeinen Inhalt, wenn nicht das Volk geſtaltloſe Maſſe und das Reich 
ſtarre, tote Form fein ſollen. Die Verneinung der abſtrakten Staats- 
perſon ſchließt jedoch nicht aus, daß das Reich als politiſch-völtiſche 
Organiſation des Volkes Träger von Rechten und Pflichten ift, d. h. 
daß das Reich im Rechtsverkehr rechtsfähig ift. Träger dieſer Rechts- 
fähigkeit iſt nun nicht mehr die abſtrakte Rechtsfigur Staat, ſondern 
die Gemeinſchaft des Volles in ihrer politifch geformten und rechtlich 
geordneten Geſtalt. 

Aus dieſer Auffaſſung von Volk und Reich beſtimmt ſich auch das 
Verhältnis des einzelnen zur Geſamtheit. Wie ſchon hervorgehoben, 
ſtellte die liberaliſtiſche Staatsauffaſſung das Individuum und die 
Geſellſchaft in einen Gegenſatz zum Staat, indem fie der Staats- 
gewalt gegenüber das Recht des einzelnen auf möglichſt ungehemmte 
Betätigung betonte und Vorſorge treffen zu müſſen glaubte, den 
Staatsbürger von den Feſſeln einer übermächtigen Staatsgewalt zu 
befreien und ſeine perſönliche Rechtsſphäre gegen ſtaatliche Eingriffe 
zu ſchützen. Der einzelne war nicht Gemeinſchaftsglied, ſondern Ge- 
genſpieler des Staates. Das Verhältnis der Einzelperſon zum Staat 
war von der Perſon aus beſtimmt und begünſtigte die Stellung des 
einzelnen zum Nachteil der Geſamtheit. Nach nationalſozialiſtiſcher 
Auſchauung ſind dagegen nicht einzelne Menſchen, ſondern Raſſen, 
Völker und Nationen die tatſächlichen Gegebenheiten der gottgewoll- 
ten Ordnung dieſer Welt. Der einzelne iſt in feinem Volkstum ſchick⸗ 
ſalhaft verwurzelt. Die Gemeinſchaft des Volles iſt der erſte Wert im 
Leben der Geſamtheit wie des einzelnen. Der Einzelmenſch ift nur 
denkbar als Glied von Gemeinſchaften, denen er artgleich iſt, und von 
denen er ſein körperliches Weſen und feine geiftige Veranlagung er⸗ 
erbte (Familie, Volkstum). Für den Nationalſozialismus gibt es keine 
abgekapſelte gemeinſchaftsfreie Individualſphäre mehr, die peinlich 
vor jedem Eindringen des Staates zu bewahren wäre. Die Bewährung 
der ſittlichen Perſönlichkeit ift nur in der Gemeinſchaft möglich. Jede 
Arbeit des täglichen Lebens iſt nur als Dienſt am Ganzen ſinn- und 
wertvoll. Das bedeutet, die Entfaltung des eigenen Lebens zu ſeinen 
höchſten Möglichkeiten kann nur als dienendes Glied in der völliſchen 
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Gemeinschaft erfolgen. In der Rechtsordnung beſtimmt ſich daher 
auch die Stellung des einzelnen nicht mehr von der Einzelperſon, 
ſondern von der Gemeinſchaft aus. Bei dem Abwägen der öffentlichen 
Intereſſen gegenüber denjenigen des einzelnen Privaten ſteht nicht 
im Mittelpunkt der Betrachtung, was der Einzelmenſch zur freien 
Entfaltung ſeiner Kräfte, zur möglichſt ungehinderten Erreichung 
ſeiner perſönlichen Ziele, ſeines Strebens nach perſönlichem Erwerb 
und Beſitz braucht, und wieviel er von dieſem feinem eigenen Bereich 
notfalls zugunſten der Geſamtheit aufgeben kann. Aus der Idee der 
höchſten Verantwortlichkeit gegenüber Volk und Reich ergibt ſich für 
den Nationalſozialismus vielmehr die Frageſtellung, welchen Umfang 
von Rechten billigt die Gemeinſchaft dem einzelnen zu? Damit wird 
eine klare Rangordnung zwiſchen den Belangen der Geſamtheit und 
dem berechtigten Streben des einzelnen geſchaffen. Sie bedeutet 
nicht die Verneinung ſtaatsbürgerlicher Rechte des einzelnen, ſondern 
ſeine Einordnung in eine aufſozialer Gerechtigkeit und Ehre aufgebaute 
Vollsordnung. Er wird als kleinſte Einheit der Nation gewertet 
und als Teil des Ganzen um des Ganzen willen geſchützt. Die ſtaats⸗ 
bürgerlichen Rechte und Pflichten ſind jedoch nicht Ausfluß der grumd- 
ſätzlich unbeſchränkten Perſönlichkeit des Einzelindividuums und von 
Rechtsbeziehungen zwiſchen ihm und der Staatsperſönlichkeit, ſon⸗ 
dern fie find Auswirkungen der Gliedſchaftsſtellung des einzelnen in 
der Gemeinſchaft. In ſein Volk wird der einzelne Menſch als Glied 
hineingeboren. Dieſe Gliedſchaft erzeugt für ihn Rechte und Pflichten 
gegenüber dem Volksganzen und den anderen Gliedern. Recht und 
Pflicht des einzelnen bedürfen daher zu ihrer Entſtehung nicht der 
Konſtruktion von zweiſeitigen Rechtsverhältniſſen zwiſchen Einzel- 
perſon und Staatsperſon, ſondern ſie erwachſen unmittelbar aus der 
Gliedſchaft und Eingliederung des einzelnen in die Gemeinſchaft. 

Die Reichsbürgerſchaft, die Geſamtheit der Reichsbürger, iſt das 
Voll in ſeiner politiſchen Geſtaltung und Formung. Der Erwerb des 
Reichsbürgerrechts ſetzt den ſtaatsangehörigen Vollsgenoſſen in den 
Vollbeſitz der aus feiner Volkszugehörigkeit fließenden Rechte und 
Pflichten. Das Reichsbürgerrecht gliedert den Staatsangehörigen 
deutſchen oder artverwandten Blutes als Vollgenoſſen in die Volks- 
gemeinſchaft ein. Dieſe Eingliederung erzeugt die vollen politiſchen 
Rechte und Pflichten. 

Das Reichsbürgergeſetz verwirklicht die völkiſche Ordnung des 
deutſchen Volkes auf der politiſchen Ebene. Es ift damit zum fichern- 
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den und tragenden Fundament der geſamten politiſchen Volksord⸗ 
nung des Dritten Reiches geworden. Kein nach der nationalſozialiſti⸗ 
ſchen Revolution erlaſſenes Geſetz iſt eine ſo vollkommene Abkehr von 
der Geiſteshaltung und der Staatsauffaſſung des vergangenen Jahr- 
hunderts wie das Reichsbürgergeſetz. Den Lehren von der Gleichheit 
aller Menſchen und von der grundſätzlich unbeſchränkten Freiheit des 
einzelnen gegenüber dem Staate ſetzt der Nationalſozialismus hier 
die harten, aber notwendigen Erkenntniſſe von der naturgeſetzlichen 
Ungleichheit und Verſchiedenartigkeit der Menſchen entgegen. Aus 
der Verſchiedenartigkeit der Raſſen, Völker und Menſchen folgen 
zwangsläufig Unterſcheidungen in den Rechten und Pflichten der 
einzelnen. Dieſe auf dem Leben und den unabänderlichen Natur- 
geſetzen beruhende Verſchiedenheit führt das Reichsbürgergeſetz in 
der politiſchen Grundordnung des deutſchen Volkes durch. Es unter- 
ſcheidet daher zwiſchen Staatsangehörigen und Reichsbürgern. 
Staatsangehöriger iſt nach $ 1 des Geſetzes, wer dem Schutzverband 
des Deutſchen Reiches angehört und ihm dafür beſonders verpflichtet 
iſt. Reichsbürger dagegen iſt nur der Staatsangehörige deutſchen oder 
artverwandten Blutes, der durch fein Verhalten beweiſt, daß er ge- 
willt und geeignet iſt, in Treue dem deutſchen Volk und Reich zu die— 
nen. Der Aufbau der völkiſchen Lebens- und Volksordnung und des 
darauf beruhenden Führerſtaates erfordert die Trennung zwiſchen 
Staatsangehörigkeit als äußerer Abgrenzung gegenüber dem Aus- 
länder und Staatenloſen und dem innerpolitiſchen Reichsbürgerrecht 
als der Befähigung der Ausübung der ſtaatsbürgerlichen Pflichten 
und Rechte. Liberalem Rechtsdenken war es fremd, die Ausübung der 
politiſchen Rechte und Pflichten an die völkiſche Zugehörigkeit des 
einzelnen zu knüpfen. Aus der nationalſozialiſtiſchen Staatsauffaſſung 
folgt, daß der nationalſozialiſtiſche Staat dagegen als völkiſcher Staat 
die Ausübung der Staatsbürgerrechte von der Volkszugehörigkeit ab⸗ 
hängig machen muß. Was deutſch iſt und was dem deutſchen Volk und 
Reich nützt oder ſchadet, kann nur der Blutsverwandte empfinden, 
wiſſen und daher auch beſtimmen. Neben der Staatsangehörigkeit iſt 
daher die Zugehörigkeit oder Artverwandtſchaft mit dem deutſchen 
Volk Vorausſetzung für das Reichsbürgerrecht. 

Damit verwirklicht das Reichsbürgerrecht eine grundſätzliche For- 
derung des nationalſozialiſtiſchen Parteiprogramms: 

Staatsbürger kann nur ſein, wer Volksgenoſſe iſt. Volksgenoſſe 

kann nur fein, wer deutſchen Blutes iſt, ohne Rücksicht auf Konfeſ— 
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ſion. Kein Jude kann daher Volksgenoſſe fein. Wer nicht Staats- 

bürger iſt, joll nur als Gaſt in Deutſchland leben können und muß 

unter Fremdengeſetzgebung ſtehen. Das Recht, über Führung und 

Geſetze des Staates zu beftimmen, darf nur dem Staatsbürger zu⸗ 

ſtehen. Daher fordern wir, daß jedes öffentliche Amt, gleichgültig 

welcher Art, gleich ob im Reich, Land oder Gemeinde, nur durch 

Staatsbürger bekleidet werden darf. 

Das Reichsbürgergeſetz hebt den Träger deutſchen oder artver— 
wandten Blutes aus den übrigen Staatsangehörigen heraus, indem 
es ihn allein befähigt, Reichsbürger zu werden. Perſonen artfremden 
Blutes, insbeſondere alſo die Juden, ſind damit ohne weiteres vom 
Erwerb des Reichsbürgerrechts ausgeſchloſſen. 

Aber auch dem Staatsangehörigen deutſchen oder artverwandten 
Blutes fällt das Reichsbürgerrecht nicht ohne weiteres zu. Das Neichs- 
bürgergeſetz verlangt vielmehr bei ihm den Willen und die Eignung, in 
Treue dem deutſchen Volk und Reich zu dienen. Beides muß er vor der 
Verleihung des Reichsbürgerrechts durch fein Verhalten bewieſen 
haben. 

Die ſubjektive Vorausſetzung des Reichsbürgerrechts, nämlich der 
Wille, dem deutſchen Volk und Reich zu dienen, wird grundſätzlich 
bis zum Beweiſe des Gegenteils als vorliegend angenommen werden 
können. Denn das Reichsbürgergeſetz bezweckt keineswegs, die Aus- 
übung der politiſchen Rechte auf einen kleinen Bruchteil des deutſchen 
Volkes zu beſchränken und alle übrigen Volksgenoſſen davon auszu— 
ſchließen. Es iſt aber Sinn und Zweck der Reichsbürgergeſetzgebung, 
die Staatsbürgerrechte nicht wahllos jedem Angehörigen des Staats- 
verbandes mit der Erreichung eines beſtimmiten Alters zufallen zu 
lajjen, ſondern fie ihm nach Prüfung ſeiner Würdigkeit durch einen 
ſtaatlichen Hoheitsakt, die Verleihung des Reichsbürgerbriefes, zu er— 
teilen. Das Neichsbürgerrecht wird demgemäß dem weitaus größten 
Teil aller Staatsangehörigen bei der Erreichung eines beſtimmten 
Lebensalters verliehen werden. Andererſeits ermöglicht aber die 
Verſagung oder Entziehung des Reichsbürgerrechts, die Ungeeig— 
neten von der politiſchen Mitbeſtimmung auszuschließen. Schwere 
Verbrechen, ſtaatsfeindliche Betätigung, Verletzung der ſtaatsbürger— 
lichen Pflichten, wie z. B. Nichterfüllung der Wehrpflicht, Wehr— 
unwürdigkeit, Aberkennung der Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher 
Amter, Berufsunwürdigkeit werden den Staatsangehörigen vom 
Reichsbürgerrecht ausſchließen. 
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In objektiver Hinſicht verlangt das Reichsbürgergeſetz die Eignung 
zum Dienſt für Volk und Reich. Wie ſchon ausgeführt, beſtanden In- 
halt und Weſen der Staatsangehörigkeit und damit der Staats— 
bürgerrechte im individualiſtiſch-liberalen Rechtsſtaat, von einigen 
wenigen Untertanenpflichten abgeſehen, im weſentlichen in einem 
Bündel von Rechten; demgegenüber ſind Ehre und Pflichterfüllung 
gegenüber dem Reich und dem Reichsvolk Weſensmerkmale des na— 
tionalſozialiſtiſchen Reichsbürgerrechts. Nur wer feine Gemeinſchafts— 
pflichten erfüllt, dadurch feine Eignung bewieſen hat, und mithin ver- 
ſpricht, ein wertvolles Glied der Gemeinſchaft zu werden, erhält die 
Reichsbürgerſchaft. Während bisher der junge Deutſche nur das Alter 
von 20 Jahren erreicht zu haben brauchte, um bereits als Reichstags⸗ 
wähler über Wohl und Wehe des Reiches mitbeſtimmen zu können, 
obwohl er nicht einmal volljährig war und daher feine eigenen Ge— 
ſchäfte mit voller Rechtswirkſamkeit nicht beſorgen durfte, wird das 
Reichsbürgerrecht in Zukunft in einem ſpäteren Lebensalter verliehen 
werden, nachdem der junge Deutſche vorher Gelegenheit gehabt hat, 
ſich in der Jugendſchulung des nationalſozialiſtiſchen Staates, im 
Ehrendienſt am Volk (Arbeitsdienſt, Wehrdienst), im Dienſte der 
Partei, des Staates oder in beruflicher Tätigkeit zu führen. 

Staatsangehörigkeit und Volkstum decken ſich wohl in kaum einem 
Staate vollkommen. Sie decken ſich nur inſoweit, als meift die Mehr— 
zahl der Staatsangehörigen dem Volkstum angehört, durch das der 
Staat ſeine völkiſche, politiſche und ſtaatsrechtliche Prägung erhält. 

Das Volkstum geht aber oft über die Grenzen des Staates 
hinaus, häufig ragen andere Volkstümer in den Staat hinein. 
Die Angehörigen artverwandter Volkstümer find im Hinblick auf die 
blutmäßige Vorausſetzung der Reichsbürgerſchaft ohne weiteres den 
Volkstumsangehörigen gleichzuſtellen. Da der Nationalſozialismus 
vom Volke als dem politiſchen Grundwert des Staates ausgeht, achtet 
er auch das Beſtehen fremder Volkstümer und Volksgruppen inner- 
halb der eigenen Staatsgrenzen. „Die geiſtige Mentalität des ver— 
gangenen Jahrhunderts, aus der man glaubte, vielleicht aus Polen 
oder Franzoſen Deutſche machen zu können, iſt uns genau ſo fremd, 
wie wir uns leidenſchaftlich gegen jeden umgekehrten Verſuch wen— 
den“ (Der Führer in ſeiner Rede vom 17. Mai 1933). Jeder Staat, 
in dem nationale Volksgruppen ihr kulturelles Eigenleben führen, 
muß aber umgekehrt fordern, daß die nationalen Volksgruppen die 
politiſche Geſtaltung des Staates bejahen und an feiner Formung 
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poſitiv mitarbeiten. Das innerſtaatliche Recht des Staates, in den fie 
eingegliedert fir, ift deshalb für fie auch abſolut verbindlich. Die Eig- 
nung eines Angehörigen einer Minderheit zum Dienſt am Deutſchen 
Reich liegt daher dann vor, wenn er ohne Preisgabe ſeiner Volks- 
gruppenzugehörigfeit in Treue zum Reich feine ſtaatsbürgerlichen 
Pflichten, wie Wehrdienſt uſw., erfüllt. Die Reichsbürgerſchaft ſteht 
mithin den in Deutſchland lebenden artverwandten Volksgruppen, 
wie Polen, Dänen uſw., offen. 

Anders verhält es ſich mit art- und blutsfremden Staatsangehöri— 
gen. Dieſe erfüllen die blutmäßige Vorausſetzung für das Reichs- 
bürgerrecht nicht. Raſſefremdheit kennzeichnet insbeſondere das Ju— 
dentum, das einen Fremdkörper in allen europäiſchen Völkern bildet. 
Bei Juden kann deshalb auch die Eignung zum Dienſt am Volk und 
Reich nicht anerkannt werden. Ihnen muß daher die Reichsbürger⸗ 
ſchaft verſagt bleiben. 

Der Reichsbürger iſt der alleinige Träger der politiſchen Rechte nach 
Maſgabe der Geſetze. Nur er kann zum Reichstag wählen oder ge— 
wählt werden, ſich an Volksabſtimmungen beteiligen, Ehrenämter im 
Staat und in der Gemeinde ausüben und zum Berufs- oder Ehren- 
beamten ernannt werden. Kein Jude kann daher in Zukunft ein ſolches 
öffentliches Amt ausüben. 

Da der Verleihung des Reichsbürgerrechts infolge ihrer Trag— 
weite für die Nation wie für den einzelnen hervorragende Bedeutung 
zukommt, kann ſie nur mit größter Sorgfalt und nur durch die hierfür 
geeigneten Stellen der Reichs- und Parteiführung vorgenommen 
werden. Der Reichsbürgerbrief wird ſomit, dem Willen des Führers 
entſprechend, die wertvollſte Urkunde ſein, die die Nation zu vergeben 
hat und die ein Deutſcher in ſeinem Leben erwerben kann. Dabei iſt 
es ſelbſtverſtändlich, daß das Reichsbürgerrecht wieder entzogen wer— 
den kann, wenn feine Vorausſetzungen, insbeſondere das eines Reichs 
bürgers würdige Verhalten, in Wegfall kommen. 

Der deutſche Staatsangehörige erwirbt das Reichsbürgerrecht nicht 
ohne weiteres durch ſeine Abſtammung oder durch ſeine Betätigung 
für das deutſche Volk, ſondern nach individueller Prüfung feiner Wür— 
digkeit durch einen ſtaatlichen Hoheitsakt, durch die Erteilung des 
Reichsbürgerbriefes. Die danach notwendige ſtändige Überprüfung 
der deutſchen Nation wird zur Ausſcheidung aller für die Fortentwick— 
lung des deutſchen Volkes und Reiches ungeeigneten Elemente aus 
dem politiſchen Leben führen und damit für alle Zukunft das Schid- 
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ſal der deutſchen Nation in die Hände der Träger guter deutſcher Erb— 
maſſe und deutſchen Geiſtes legen. 

Neben den Reichsbürgern als den politiſch allein vollberechtigten 
Volksgenoſſen bilden die Staatsangehörigen den weiteren Kreis. Das 
Reichsbürgergeſetz ändert zunächſt die Grundſätze des Erwerbs und 
des Verluſts der Staatsangehörigkeit nicht, wie fie ich auf der Grund- 
lage des Reichs- und Staatsangehörigkeitsgeſetzes vom 22. Juli 1913, 
ſeit der nationalſozialiſtiſchen Revolution durch das Geſetz zur An— 
derung des Reichs- und Staatsangehörigkeitsgeſetzes vom 15. Mai 
1935 und durch die in Ausführung des Neuaufbaugeſetzes ergangene 
Verordnung über die deutſche Staatsangehörigkeit vom 5. Februar 
1934 entwickelt haben. Inhalt und Weſen der Staatsangehörigkeit 
hat das Reichsbürgergeſetz dagegen tiefgehend umgeſtaltet. Der Be- 
griff des Staatsangehörigen war bisher nicht geſetzlich feſtgelegt, ſeine 
Beſtimmung vielmehr der Rechtswiſſenſchaft überlaſſen. Das Reichs- 
bürgergeſetz gibt nunmehr eine Legaldefinition. Materieller Inhalt 
der Staatsangehörigkeit iſt danach die Zugehörigkeit zum Schutzver⸗ 
band des Deutſchen Reiches, d. h. das Recht auf Schutz des Deutſchen 
Reiches. Mit dieſem Recht find unlöslich verbunden die Pflichten des 
Staatsangehörigen gegenüber dem Reich. Die Staatsangehörigkeit 
hat innen- und außenpolitiſche Bedeutung. In ihrer völkerrechtlichen 
Beziehung iſt fie das Unterſcheidungsmerkmal gegenüber dem Aus- 
länder, d. h. demjenigen, der eine fremde Staatsangehörigkeit beſitzt 
oder ſtaatenlos ift. Innenpolitiſch iſt fie eine Schutzverbandsgenoſſen⸗ 
ſchaft aller dem Staatsverband Angehörigen. Dieſe Schutzverbands⸗ 
genoſſenſchaft umfaßt in erfter Linie die Reichsbürger, darüber hin- 
aus aber auch die übrigen Volksgenoſſen, die entweder wegen Ju— 
gendlichkeit noch nicht Reichsbürger find, oder denen das Reichs- 
bürgerrecht verſagt oder wieder entzogen worden iſt, und ſchließlich 
die artfremden Staatsangehörigen. Der Beſitz der Staatsangehörig⸗ 
leit begründet die rechtliche Stellung des Staatsangehörigen als 
Schutzverbandsgenoſſe im ſtaatlichen Schutzverband. Es iſt dies kein 
zweiſeitiges Rechtsverhältnis Staat-Einzelperſon, vielmehr erzeugt 
die Rechtsſtellung des Staatsangehörigen im Schutzverband Rechts- 
beziehungen in den verſchiedenſten Richtungen. Aus dieſer Eingliede⸗ 
rung in den Schutzverband erwachſen die öffentlichen Rechte und 
Pflichten des Staatsangehörigen. 

Durch die Trennung des Beſitzes der Staatsangehörigkeit und des 
Erwerbs der Staatsbürgerrechte durch die Verleihung des Reichs- 
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bürgerrechts hat die Staatsangehörigkeit ihren politischen Inhalt 
verloren. Die bisher mit der Staatsangehörigkeit verknüpften poli— 
tiſchen Befugniſſe ſind weggefallen. Der Staatsangehörige hat als 
ſolcher keine politiſchen Rechte mehr. Im übrigen kann er alle der 
Öffentlichkeit dienenden Einrichtungen im Rahmen der hierfür gel- 
tenden Beſtimmungen benutzen; er darf, ſoweit nicht geſetzliche Ein— 
ſchränkungen vorliegen, ſich wirtſchaftlich betätigen und genießt den 
Schutz durch die ſtaatlichen Organe. Umgekehrt iſt er verpflichtet, alle 
öffentlichen Laſten mitzutragen und ſich notfalls auch mit allem, was 
er beſitzt, für den Beſtand des Staates einzuſetzen. Staatspolitiſche 
Rechte beſitzt er jedoch nicht. Der Beſitz der Staatsangehörigkeit gibt 
keinen Auſpruch auf den Erwerb des Reichsbürgerrechts. 

Im Unterſchied zum Reichsbürgerrecht iſt die Staatsangehörigkeit 
unabhängig von der blutmäßigen Zugehörigkeit. Demgemäß werden 
auch weiterhin Fremdraſſige die deutſche Staatsangehörigkeit er- 
werben können, wenn ſie die im übrigen an ihre Geſamtperſönlichkeit 
zu ſtellenden Anforderungen erfüllen. Allerdings beſteht ſeit dem Ge— 
ſetz vom 15. Mai 1935 kein Auſpruch auf Einbürgerung mehr, viel- 
mehr hängt die Verleihung der deutſchen Staatsangehörigkeit von 
der auf dem pflichtmäßigen Ermeſſen und der Geſamtbeurteilung der 
einzubürgernden Perſönlichkeit beruhenden Entſcheidung der Ein— 
bürgerungsbehörden ab. Im Zuge der Neuordnung wird eine Neu— 
regelung des Erwerbs und des Verluſts der Staatsangehörigkeit 
erfolgen müſſen, und zwar im Ausbau des bereits im Geſetz vom 
15. Mai 1935 zum Durchbruch gelangten Gedankens, daß die deutſche 
Staatsangehörigkeit in keinem Fall mehr nach freiem Belieben er— 
worben, verloren und gewechſelt werden kann. 


B. Wortlaut der Geſetze und Verordnungen 


1. Reichsbürgergeſetz 
Vom 15. September 1935 
(N Bl. 1 S. 1146) 


Der Reichstag hat einſtimmig das folgende Geſetz befchloffen, das hiermit 
verkündet wird: 
81 


(1) Staatsangehöriger ift, wer dem Schutzverband des Deutſchen Reiches 
angehört und ihm dafür beſonders verpflichtet iſt. 

(2) Die Staatsangehörigkeit wird nach den Vorſchriften des Reichs- und 
Staatsangehörigkeitsgeſetzes erworben. 


82 
(1) Reichsbürger iſt nur der Staatsangehörige deutſchen oder artver- 
wandten Blutes, der durch ſein Verhalten beweiſt, daß er gewillt und ge⸗ 
eignet iſt, in Treue dem Deutſchen Volk und Reich zu dienen. 
(2) Das Reichsbürgerrecht wird durch Verleihung des Reichsbürgerbriefes 
erworben. 
(8) Der Reichsbürger iſt der alleinige Träger der vollen politiſchen Rechte 
nach Maßgabe der Geſetze. 
83 


Der Reichsminiſter des Innern erläßt im Einvernehmen mit dem Stell- 
vertreter des Führers die zur Durchführung und Ergänzung des Geſetzes 
erforderlichen Rechts- und Verwaltungsvorſchriſten. 


Nürnberg, den 15. September 1935, am Reichsparteitag der Freiheit. 


Der Führer und Reichskanzler Adolf Hitler 
Der Reichsminiſter des Innern Frick. 


2. Erſte Verordnung zum Reichsbürgergeſetz 
Vom 14. November 1935 
(NGBL.T S. 1333) 


Auf Grund des $3 des Reichsbürgergeſetzes vom 15. September 1935 
(Reichsgeſetzbl. I S. 1146) wird folgendes verordnet: 


81 
(1) Bis zum Erlaß weiterer Vorſchriften über den Reichsbürgerbrief gelten 
vorläufig als Reichsbürger die Staatsangehörigen deutſchen oder artver— 
wandten Blutes, die beim Inkrafttreten des Reichsbürgergeſetzes das Reichs- 
tagswahlrecht beſeſſen haben, oder denen der Reichsminiſter des Innern 
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im Einvernehmen mit dem Stellvertreter des Führers das vorläufige Reichs- 
bürgerrecht verleiht. 

(2) Der Reichs miniſter des Innern kann im Einvernehmen mit dem Stell- 
vertreter des Führers das vorläufige Reichsbürgerrecht entziehen. 


82 

(1) Die Vorſchriften des $ 1 gelten auch für die ſtaatsangehörigen jüdiſchen 
Miſchlinge. 

(2) Jüdiſcher Miſchling iſt, wer von einem oder zwei der Raſſe nach voll- 
jüdiſchen Großelternteilen abſtammt, jofern er nicht nach $5 Abſ. 2 als 
Jude gilt. Als volljüdiſch gilt ein Großelternteil ohne weiteres, wenn er der 
jüdischen Religionsgemeinſchaft angehört hat. 


8 3 
Nur der Reichsbürger kann als Träger der vollen politiſchen Rechte das 
Stimmrecht in politiſchen An eiegenbelten ausüben und ein öffentliches 
Amt bekleiden. Der Reichsminiſter des Innern oder die von ihm ermächtigte 
Stelle kann für die Uebergangszeit Ausnahmen für die Zulaſſung zu öffent» 
lichen Aemtern geſtatten. Die Angelegenheiten der Religionsgeſellſchaften 
werden nicht berührt. 
84 


(1) Ein Jude kann nicht Reichsbürger fein. Ihm ſteht ein Stimmrecht in 
Nie Angelegenheiten nicht zu; er kann ein öffentliches Amt nicht 

ekleiden. 

(2) Jüdiſche Beamte treten mit Ablauf des 31. Dezember 1935 in den 
Ruheſtand. Wenn dieſe Beamten im Weltkrieg an der Front für das Deutſche 
Reich oder für ſeine Verbündeten gekämpft ae erhalten ſie bis zur Er- 
reichung der Altersgrenze als Ruhegehalt die vollen zuletzt bezogenen ruhe⸗ 
gehaltsfähigen Dienſtbe züge; fie ſteigen jedoch nicht in Dienſtaltersſtuſen 
auf. Nach Erreichung der Altersgrenze wird ihr Ruhegehalt nach den letzten 
ruhegehaltsfähigen Dienſtbezügen neu berechnet. 

(3) Die Angelegenheiten der Religionsgeſellſchaften werden nicht berührt. 

(4) Das Dienſtverhältnis der Lehrer an öffentlichen jüdiſchen Schulen 
bleibt bis zur Neuregelung des jüdiſchen Schulweſens unberührt. 


8 5 
(1) Jude ift, wer von mindeſtens drei der Raſſe nach volljüdiſchen Groß- 
eltern abſtammt. $2 Abſ. 2 Satz 2 findet Anwendung. 
(2) Als Jude gilt auch der von zwei volljüdiſchen Großeltern abſtammende 
ſtaatsangehörige jüdiſche Miſchling, 

a) der beim Erlaß des Geſetzes der jüdiſchen Religionsgemeinſchaft ange 
hört hat oder danach in ſie aufgenommen wird, 

b) der beim Erlaß des Geſetzes mit einem Juden verheiratet war oder ſich 
danach mit einem ſolchen verheiratet, 

e) der aus einer Ehe mit einem Juden im Sinne des Abſatzes 1 ſtammt, 
die nach dem Inkrafttreten des Geſetzes zum Schutze des deutſchen 
Blutes und der deutſchen Ehre vom 15. September 1935 (Reichsgeſetzbl. I 
S. 1146) geſchloſſen iſt, 
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d) der aus dem außerehelichen Verkehr mit einem Juden im Sinne des 
0 1 ſtammt und nach dem 31. Juli 1936 außerehelich geboren 
wird. 

8 6 


(1) Soweit in Reichsgeſetzen oder in Anordnungen der Nationalfozialiftie 
ſchen Deutſchen Arbeiterpartei und ihrer Gliederungen Anforderungen an 
die Reinheit des Blutes geſtellt werden, die über $5 hinausgehen, bleiben 
ſie unberührt. 

(2) Sonſtige Anforderungen an die Reinheit des Blutes, die über $5 
hinausgehen, dürfen nur mit Zuſtimmung des Reichsminiſters des Innern 
und des Stellvertreters des Führers geſtellt werden. Soweit Anforderungen 
dieſer Art bereits beſtehen, fallen fie am 1. Januar 1936 weg, wenn fie 
nicht von dem Reichsminiſter des Innern im Einvernehmen mit dem Stell- 
vertreter des Führers zugelaſſen werden. Der Antrag auf Zulaſſung iſt bei 
dem Reichsminiſter des Innern zu ſtellen. 


87 
Der Führer und Reichskanzler kann Befreiungen von den Vorſchriften 
der Ausführungsverordnungen erteilen. 
Berlin, den 14. November 1935. 


Der Führer und Reichskanzler Adolf Hitler 
Der Reichsminiſter des Innern Frick 
Der Stellvertreter des Führers R. Heß 
Re ichs miniſter ohne Geſchäftsbereich 


3. Zweite Verordnung zum Reichsbürgergeſetz 
Vom 21. Dezember 1935 
(N Bl. 1 S. 1524) 


Auf Grund des 93 des Reichsbürgergeſetzes vom 15. September 1935 
(Reichsgeſetzbl. 1 S. 1146) wird folgendes verordnet: 


81 

(1) Beamte im Sinne des 8 4 Abſ. 2 der Erſten Verordnung vom 14. Nor 
vember 1935 zum Reichsbürgergeſetz (Reichsgeſetzbl. 1 S. 1333) find un- 
mittelbare und mittelbare Beamte des Reichs — mit Ausnahme der Notare, 
denen die Gebühren ſelbſt zufließen — unmittelbare und mittelbare Beamte 
der Länder und Beamte der Gemeinden und Gemeindeverbände ſowie 
Beamte von Körperſchaften des öſſentlichen Rechts. Als Beamte im 
Sinne dieſer Vorſchrift gelten auch Bedienſtete der Träger der Sozial- 
verſicherung, welche die Rechte und Pflichten der Beamten haben. 

(2) Zu den Beamten im Sinne des $ 4 Abſ. 2 der Erſten Verordnung zum 
Reichsbürgergeſetz gehören auch die Beamten, die unter Gewährung ihrer 
vollen Bezüge oder eines Teiles ihrer Bezüge vom Amt enthoben ſind, 
die Lehrer im öffentlichen Schuldienſt und die Lehrer an den wiſſenſchaft⸗ 
Raſſengeſetzgebung I 
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lichen Hochſchulen, ſoweit ſie nicht von ihren amtlichen Verpflichtungen 
entbunden ſind. 

(3) Als Beamte im Sinne des $4 Abſ. 2 der Erſten Verordnung zum 
Reichsbürgergeſetz gelten ferner die Honorarprofeſſoren, die nicht beamteten 
außerordentlichen Profeſſoren und die Privatdozenten an wiſſenſchaft⸗ 
lichen Hochſchulen. Bei ihnen tritt an die Stelle des Uebertritts in den Ruhe- 
ſtand die Entziehung der Lehrbefugnis; das gleiche gilt für die von ihren 
amtlichen Verpflichtungen entbundenen Lehrer an den wiſſenſchaſtlichen 
Hochſchulen. 

(4) Die Beſtimmungen des $ 4 Abſ. 2 der Erſten Verordnung zum Reichs- 
bürgergefeg gelten ſinngemäß für die Angehörigen der Wehrmacht. 

(5) Warteſtandsbeamte, die im Weltkrieg an der Front für das Deutſche 
Reich oder für ſeine Verbündeten gekämpft haben, erhalten als Ruhegehalt 
ihr Wartegeld bis zu dem Zeitpunkt, zu dem ſie auf Grund der allgemeinen 
Vorſchriſten ſonſt in den endgültigen Ruheſtand getreten wären; als Ruhe- 
gehalt erhalten ſie ihr Wartegeld auch dann, wenn ſie zum Zeitpunkt ihres 
Ausſcheidens als nicht planmäßige Beamte voll beſchäftigt waren. 

(6) Iſt gegen einen Beamten (Abſ. 1 bis 4) ein förmliches Difziplinarver- 
fahren anhängig, jo kann dieſes mit dem Ziele der Aberkennung des Ruhe- 
gehalts und der Amtsbezeichnung fortgeführt werden. 


82 

(1) Beamten im Sinne des $ 4 Abſ. 2 Satz 2 der Erſten Verordnung zum 
Reichsbürgergeſetz, die beim Uebertritt in den Ruheſtand nach den allge- 
meinen verſorgungsrechtlichen Beſtimmungen ein Ruhegehalt noch nicht 
erdient hatten oder die überhaupt leinen Anſpruch auf Ruhegehalt haben, 
kann bei Würdigfeit und Bedürftigkeit ein jederzeit widerru licher Unter- 
haltszuſchuß gewährt werden. 

(2) Der Unterhaltszuſchuß wird nach Richtlinien bewilligt, die der Reichs. 
miniſter der Finanzen im Einvernehmen mit dem Reichsminiſter des Innern 
erläßt. Die Richtlinien ſind für die Gemeinden und Gemeindeverbände und 
die Körperſchaften des öffentlichen Rechts verbindlich. 

(3) Den Beamten nach Abſ. 1 dieſer Vorſchrift werden gleichgeſtellt die 
Notare, denen die Gebühren ſelbſt zufließen. Ueber die Gleichſtellung an⸗ 
derer Gruppen von nicht beamteten Trägern eines öffentlichen Amtes ent- 
ſcheidet der Reichsminiſter des Innern im Einvernehmen mit dem Reichs- 
miniſter der Finanzen. 

(4) Wird einem Beamten, der beim Uebertritt in den Ruheſtand nach den 
allgemeinen verſorgungsrechtlichen Beſtimmungen ein Ruhegehalt noch 
nach erdient hatte, ein Unterhaltszuſchuß bewilligt, ſo findet eine Nachver⸗ 
ſicherung nach Maßgabe der reichsgeſetzlichen Sozialverſicherung nicht ſtatt. 
In den Fällen, in denen der Unterhaltszuſchuß widerrufen wird oder der 
Unterhaltszuſchuß zeitlich beſchränkt bewilligt worden iſt, finden die Vor⸗ 

ſchriften der Reichsverſicherung über die Nachverſicherung von Perſonen, 
die von der Verſicherungspflicht befreit ſind, vom Zeitpunkt des Widerrufs 
oder des Fortfalls des Unterhaltszuſchuſſes ab wendung. Hierbei gilt 
die geit zwiſchen dem Ausscheiden und der Nachverſicherung als Erſatzeit 
für die Erhaltung der Anwartſchaft. 


3. Zweite Verordnung zum Reichsbürgergeſ. 3⁵ 


8 3 
Die Reichsbank und die Deutſche Reichsbahn-Geſellſchaft werden ermäch⸗ 
tigt, dem $ 4 Abſ. 2 der Erſten Verordnung zum Reichsbürgergeſetz und dem 
92 dieſer Verordnung entſprechende Beſtimmungen zu erlaſſen. 


84 

(1) Bei Beamten im Sinne des 54 Abſ. 2 der Erſten Verordnung zum 
Reichsbürgergeſetz, die beim Uebertritt in den Ruheſtand nach den allge⸗ 
meinen verſorgungsrechtlichen Beſtimmungen ein Ruhegehalt noch nicht 
erdient hatten oder die überhaupt keinen Anſpruch auf Ruhegehalt haben, 
ſowie bei den Notaren, denen die Gebühren ſelbſt zufließen, finden auf die 
Kündigung von Mietverhältniſſen über Räume, die ſie für ſich oder ihre 
Familie gemietet haben, die Vorſchriſten des Geſetzes über das Kündigungs- 
recht der durch das Geſetz zur Wiederherſtellung des Berufsbeamtentums 
betroffenen Perſonen vom 7. April 1933 (Reichsgeſetzbl.! S. 1870 ent- 
ſprechende Anwendung. Die Kündigung muß für den 31. März 1936 er⸗ 
folgen und dem Vermieter ſpäteſtens am 31. Januar 1936 zugehen. 

(2) Das gleiche gilt für Mietverhältniſſe der Angeſtellten von Notaren, die 
durch das Ausſcheiden des Notars ſtellungslos geworden ſind. 


8 5 

1) Träger eines öffentlichen Amtes im Sinne des 9 4 Abſ. 1 der Erſten 
cn zum del ſind neben den Beamten die Perſonen, 
die dazu beſtellt ſind, obrigkeiticche oder hoheitliche Aufgaben zu erfüllen. 

(2) In Zweifelsfällen entſcheidet der Reichsminiſter des Innern im Ein- 
vernehmen mit dem Reichsminiſter der Finanzen, ob ein öffentliches Amt 
im Sinne dieſer Beſtimmung vorliegt. . . 

(3) Aus Bean oder ſonſtigen behördlichen Maßnahmen, die 
gegen Träger eines öffentlichen Amtes im Hinblick auf das Reichsbürger⸗ 
geſetz getroffen find, können Anſprüche nicht hergeleitet werden. * 

(4) Amtshandlungen find nicht deshalb rechtsunwirkſam, weil der Träger 
des öffentlichen Amtes im Sinne des Abſatzes 1 fie nach dem 14. November 
1935 vorgenommen hat, obwohl er zu dieſem Zeitpunkt nach 84 Abſ. 1 
der Erſten Verordnung zum Reichsbürgergeſetz bereits ausgeſchieden war. 

(5) War ein Notar, der auf Grund des $ 4 Abſ. 1 der Erſten Verordnung 
zum Reichsbürgergeſetz ausgeſchieden ift, beurlaubt, und hat aus dieſem 
Grunde ein Gericht oder eine andere Behörde eine zur Zuständigkeit des 
Notars gehörende Amtshandlung vorgenommen, ſo können hieraus Be⸗ 
denken gegen die Wirkſamkeit dieſer Handlung nicht hergeleitet werden. 


8 6 

(1) Die Beſtimmung des $4 Abſ. 1 der Erſten Verordnung zum Reichs. 
bürgergeſetz über die Bekleidung eines öffentlichen Amtes gilt auch für die 
Stellung des leitenden Arztes an öffentlichen Krankenanſtalten ſowie freien 
gemeinnützigen Krankenanſtalten und des Vertrauensarztes. 

(2) Judiſche leitende Aerzte an öffentlichen Krankenanſtalten ſowie freien 
gemeinnützigen Krankenanſtalten und jüdiſche Vertrauensärzte ſcheiden mit 
dem 31. Nag 1936 aus ihrer Stellung aus. Beſtehende Verträge erlöſchen 
mit dem gleichen Zeitpunkt. 

3 · 
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(3) Jüdiſche Krankenhäuſer werden von dieſer Regelung nicht betroffen. 
(4) In Zweifelsfällen entſcheidet der Reichsminiſter des Innern nach An- 
hörung der Reichsärztelammer. 


Berlin, den 21. Dezember 1935. 
Der Reichsminiſter des Innern Frick 
Der Stellvertreter des Führers R. Heß 
Me ichs miniſter ohne Geſchaͤftsbereich 
Der Reichsminiſter der Juſtiz Dr. Gürtner 


4. Geſetz zum Schutze des deutſchen Blutes 
und der deutſchen Ehre 
Vom 15. September 1935 
„(NG Vl. 1 S. 1146) 


Durchdrungen von der Erkenntnis, daß die Reinheit des deutſchen Blutes 
die Vorausſetzung für den Fortbeſtand des Deutſchen Volkes ift, und beſeelt 
von dem unbeugſamen Willen, die Deutſche Nation für alle Zukunft zu 
ſichern, hat der Reichstag einftimmig das folgende Geſetz beſchloſſen, das 
hiermit verkündet wird: 

81 


() Eheſchließungen zwiſchen Juden und Staatsangehörigen deutſchen 
oder artverwandten Blutes ſind verboten. Trotzdem geſchloſſene Ehen ſind 
nichtig, auch wenn ſie zur Umgehung dieſes Geſetzes im Ausland geſchloſſen 

ind. 


(2) Die Nichtigfeitsflage kann nur der Staatsanwalt erheben. 


82 
Außerehelicher Verkehr zwiſchen Juden und Staatsangehörigen deutſchen 
oder artverwandten Blutes iſt verboten. 


83 
Juden dürfen weibliche Staatsangehörige deutſchen oder artverwandten 
Blutes unter 45 Jahren in ihrem Haushalt nicht beſchäftigen. 


. 
84 
(1) Juden iſt das Hiſſen der Reichs- und Nationalflagge und das Zeigen 
der Reichsfarben verboten. 
(2) Dagegen iſt ihnen das Zeigen der jüdiſchen Farben geftattet. Die Aus- 
übung dieſer Befugnis ſteht unter ſtaatlichem Schutz. 


8 5 
(1) Wer dem Verbot des $ 1 zuwiderhandelt, wird mit Zuchthaus beftraft. 
(2) Der Mann, der dem Verbot des $ 2 zuwiderhandelt, wird mit Gefäng⸗ 
nis oder mit Zuchthaus beſtraft. 
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den Beſtimmungen der 8g 3 oder 4 zuwiderhandelt, wird mit 

Gre bis zu Ken Jahr und mit Geldſtrafe oder mit einer dieſer 

Strafen beſtraft. 
86 . 

Reichsminiſter des Innern erläßt im Einvernehmen mit dem Stell- 

3 5 5 5 dem Reichsminiſter der Juſtiz die zur Durch⸗ 

ſührung und Ergänzung des Geſetzes erforderlichen Rechts- und Verwal- 
tungsvorſchriften. 97 


Das Geſetz tritt am Tage nach der Verkündung, 83 jedoch erſt am 1. Ja- 
nuar 1930 in Kraft. — 
Nürnberg, den 15. September 1935, am Reichsparteitag der Freiheit. 
Der Führer und Reichskanzler Adolf Hitler 
Der Reichsminiſter des Innern Frick 
Der Reichsminiſter der Juſtiz Dr. Gürtner 
Der Stellvertreter des Führers R. Heß 
Reichsminiſter ohne Geſchäſtsbereich 


5. Erſte Verordnung zur Ausführung des Geſetzes 
zum Schutze des deutſchen Blutes und der deutſchen Ehre 
Vom 14. November 1935 
(NRG Bl. I S. 1334) 

S es deutſchen Blutes und 
83 he 7 — 18. tener 188k eig geſel 1 S. 1146) 
wird folgendes verordnet: si 


(1) Staatsangehörige find Die deutſchen Staatsangehörigen im Sinne 
des Reichsbürgergeſetzes. 5 8 : erat 
zer jüdiſcher Miſchling iſt, beſtimmt $ 2 Abſ. 2 der Erſten Verordnung 
BR 4 — Reichsbürgergeſetz (Reichsgeſetzbl. 1 S. 1333). 
(3) Wer Jude iſt, beſtimmt $5 der gleichen Verordnung. 


82 j 
des Geſetzes verbotenen Eheſchließungen gehören auch 
v. be ene zwiſchen Juden und ſtaatsangehörigen jüdiſchen Miſch⸗ 
lingen, die nur einen volljüdiſchen Großelternteil haben. 


83 . 
Staatsangehörige jüdische Miſchlinge mit zwei volljüdiſchen Große 
ae 3 cl mit Staatsangehörigen deutſchen oder 
artverwandten Blutes oder mit ſtaatsangehörigen jüdiſchen Miſchlingen, 
die nur einen volljüdiſchen Großelternteil haben, der Genehmigung des 
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Reichsminiſters des Innern und des Stellvertreters des 

von ihnen beſtimmten Stelle. anne 

(g) Bei der Entſcheidung find insbeſondere zu berückſichtigen die körper- 

lichen, ſeeliſchen und charakterlichen Eigenſchaften des Antragſtellers, die 

Dauer der Anſäſſigkeit feiner Familie in Deutſchland, feine oder feines Va- 

ters Teilnahme am Weltkrieg und ſeine ſonſtige Familiengeſchichte. 

1 1 555 he a ift bei der höheren Verwaltungsbehörde 

en, in deren Bezirk der Antragſteller feinen Wi i öhn⸗ 

lichen Aufenthalt 4a a ene 
(4) Das Verfahren regelt der Reichsminiſter des Innern im Einvernehmen 

mit dem Stellvertreter des Führers. 


84 
Eine Che ſoll nicht geſchloſſen werden zwiſchen ſtaatsange hörigen jüdiſchen 
Miſchlingen, die nur einen volljüdiſchen Oroßellernteil haben. * 


8 5 
Die Ehehinderniſſe wegen jüdiſchen Bluteinſchlages find durch $1 des 
Geſetzes und durch $$ 2 bis 4 dieſer Verordnung erſchopfend nk 


8 6 
Eine Ehe ſoll ferner nicht geſchloſſen werden, wenn aus ihr eine die Rein- 
erhaltung des deutſchen Blutes gefährdende Nachkommenſchaft zu erwarten 


iſt 
8 7 
Vor der Eheſchließung hat jeder Verlobte durch das Ehetauglichkeits— 
zeugnis (52 des Ehegeſundheitsgeſetzes vom 18. Oliober 1925 — Reichs. 
geſetzbl. 1 S. 1246) nachzuweiſen, daß kein Ehe hindernis im Sinne des 86 
dieſer Verordnung vorliegt. Wird das Chetauglichkeitszeugnis verſagt, jo 
iſt nur die Dienſtauſſichtsbeſchwerde zuläſſig. N 


8 8 
(1) Die Nichtigkeit einer entgegen dem $ 1 des Geſetzes oder dem 92 dieſer 
Verordnung geſchloſſenen Ehe kann nur im Wege der Nichtigkeitsklage gel- 
tend gemacht werden. 
(2) Für Chen, die entgegen den $$ 3, 4 und 6 geſchloſſen worden ſind, 
treten die Folgen des $1 und des $5 Abſ. 1 des Geſetzes nicht ein. 


89 
Beſitzt einer der Verlobten eine fremde Staatsangehörigleit, jo iſt vor 
einer Verſagung des Aufgebotes wegen eines der im $ 1 des Geſetzes oder 
in den $$2 bis 4 dieſer Verordnung genannten Ehehinderniſſe ſowie vor 
einer Verſagung des Chetauglichkeitszeugniſſes in Fallen des $ 6 die Ent- 
ſcheidung des Neihsminifters des Innern einzuholen. 


8 10 


Eine Ehe, die vor einer deutſchen Konſularbehörde gejcht ſt 
n e ſch fi hörde geſchloſſen iſt, gilt als 
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8 11 


Außerehelicher Verkehr im Sinne des § 2 des Geſetzes ift nur der Ge- 
ſchlechtsverkehr. Strafbar nach § 5 Abſ. 2 des Geſetzes iſt auch der aufjer- 
eheliche Verkehr zwiſchen Juden und ſtaatsangehörigen jüdiſchen Mijch- 
lingen, die nur einen volljüdiſchen Großelternteil haben. 


8 12 


(1) Ein Haushalt iſt jüdiſch (83 des Geſetzes), wenn ein jüdiſcher Mann 
Haushaltungsvorſtand iſt oder der Hausgemeinſchaft angehört. 

(2) Im Haushalt bejchäjtigt ift, wer im Rahmen eines Arbeitsverhältniſſes 
in die Hausgemeinſchaft aufgenommen iſt, oder wer mit alltäglichen Haus- 
haltsarbeiten oder anderen alltäglichen, mit dem Haushalt in Verbindung 
ſtehenden Arbeiten bejchäjtigt iſt. 

(3) Weibliche Staatsangehörige deutſchen oder artverwandten Blutes, die 
beim Erlaß des Geſetzes in einem jüdiſchen Haushalt beſchäftigt waren, 
können in dieſem Haushalt in ihrem bisherigen Arbeitsverhältnis bleiben, 
wenn ſie bis zum 31. Dezember 1935 das 35. Lebensjahr vollendet haben. 

(4) Fremde Staatsangehörige, die weder ihren Wohnſitz noch ihren dau- 
ernden Aufenthalt im Inlande haben, fallen nicht unter dieſe Vorſchrift. 


813 


Wer dem Verbot des $ 3 des Geſetzes in Verbindung mit $ 12 dieſer Ver- 
ordnung zuwiderhandelt, iſt nach $ 5 Abſ. 3 des Geſetzes ſtrafbar, auch wenn 
er nicht Jude iſt. 

814 


Für Verbrechen gegen $5 Abſ. 1 und 2 des Geſetzes ijt im erſten Rechts- 
zuge die große Strafkammer zuſtändig. 


815 


Soweit die Vorſchriften des Geſetzes und ſeiner Ausführungsverordnun— 
gen ſich auf deutſche Staatsangehörige be ziehen, find fie auch auf Staaten- 
loſe anzuwenden, die ihren Wohnſitz oder gewöhnlichen Auſenthalt im 
Inlande haben. Staatenloje, die ihren Wohnſitz oder gewöhnlichen Aufent- 
halt im Auslande haben, fallen nur dann unter dieſe Vorſchriften, wenn ſie 
früher die deutſche Staatsangehörigkeit beſeſſen haben. 


816 


(1) Der Führer und Reichskanzler kann Befreiungen von den Vorſchriften 
des Geſetzes und der Ausführungsverordnungen erteilen. 

(2) Die Strafverfolgung eines fremden Staatsangehörigen bedarf der 
Zuſtimmung der Reichsminiſter der Juſtiz und des Innern. 


817 


Die Verordnung tritt an dem auf die Verkündung folgenden Tage in 
Kraft. Den Zeitpunkt des Inkrafttretens des $ 7 beſtimmt der Reichsminiſter 
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des Innern; bis zu dieſem Zeitpunkt ift ein Ehetauglichkeitszeugnis nur in 
Zweifelsfällen vorzulegen. 
Berlin, den 14. November 1935. 
Der Führer und Reichskanzler Adolf Hitler 
Der Reichsminiſter des Innern Frick 
Der Stellvertreter des Führers R. Heß 
Reichs miniſter ohne Geſchäftsbereich 
Der Reichsminiſter der Juſtiz Dr. Gürtner 


6. Geſetz zum Schutze der Erbgefundheit 
des deutſchen Volkes (Ehegeſundheitsgeſetz) 


Vom 18. Oktober 1935 
(Rl. 1 S. 1246) 


Die Reichsregierung hat das folgende Geſetz beſchloſſen, das hiermit ver- 
kündet wird: 
81 


(1) Eine Ehe darf nicht geſchloſſen werden, 

a) wenn einer der Verlobten an einer mit Anſteckungsgefahr verbundenen 
Krankheit leidet, die eine erhebliche Schädigung der Geſundheit des 
anderen Teiles oder der Nachkommen befürchten läßt, 

b) wenn einer der Verlobten entmündigt iſt oder unter vorläufiger Vor 
mundſchaft ſteht, 

e) wenn einer der Verlobten, ohne entmündigt zu ſein, an einer geiſtigen 
Störung leidet, die die Ehe für die Volksgemeinſchaft unerwünſcht er⸗ 
ſcheinen läßt, 

d) wenn einer der Verlobten an einer Erbkrankheit im Sinne des Geſetzes 
zur Verhütung erbkranlen Nachwuchſes leidet. 

(2) Die Beſtimmung des Abſatzes 1 Buchſtabe d jteht der Eheſchließung 
nicht entgegen, wenn der andere Verlobte unfruchtbar iſt. 


82 
Vor der Eheſchließung haben die Verlobten durch ein sen des Ge- 
ſundheitsamtes (Ehetauglichkeitszeugnis) nachzuweiſen, daß ein Ehehinder- 
nis nach $1 nicht vorliegt. 
8 3 


(1) Eine entgegen den Verboten des § 1 geſchloſſene Ehe iſt nichtig, wenn 
die Ausſtellung des Ehetauglichkeitszeugniſſes oder die Mitwirkung des 
Standesbeamten bei der Eheſchließung von den Verlobten durch wiſſent⸗ 
lich falſche Angaben herbeigeführt worden iſt. Sie iſt auch nichtig, wenn 
ſie zum Zwecke der Umgehung des Geſetzes im Ausland geſchloſſen iſt. Die 
Nichtigkeitsklage kann nur vom Staatsanwalt erhoben werden. 

(2) Die Ehe iſt von Anfang an gültig, wenn das Ehehindernis ſpäter 
wegfällt. 


6. Ehegeſundheitsgeſ. — 7. Erſte Durchf Verordnung dazu 4 


84 

(1) Wer eine verbotene Eheſchließung erſchleicht (8 3), wird mit Gefängnis 
nicht unter drei Monaten beſtraft. Der Verſuch iſt ſtrafbar. 

(2) Die Verfolgung wegen des vollendeten Vergehens tritt nur ein, wenn 
die Ehe für nichtig erklärt iſt. 

8 5 

(1) Die Vorſchriften dieſes Geſetzes finden keine Anwendung, wenn beide 
Verlobten oder der männliche Verlobte eine fremde Staatsangehörigkeit 
beſitzen. 

(2) Die Strafverfolgung eines Ausländers nach $ 4 tritt nur auf Anord- 
nung ein, die der Reichsminiſter der Juſtiz im Einvernehmen mit dem Reichs- 
miniſter des Innern trifft. 

86 

Der Reichsminiſter des Innern oder die von ihm ermächtigte Stelle lann 

Befreiungen von den Vorſchriften dieſes Geſetzes bewilligen. 


8 7 
Der Reichsminiſter des Innern erläßt im Einvernehmen mit dem Stell- 
vertreter des Führers und dem Reichsminiſter der Juſtiz die zur Durchfüh⸗ 
rung und Ergänzung dieſes Geſetzes erforderlichen Rechts- und Verwal⸗ 


tungsvorſchriften. 
8 8 


(1) Das Geſetz tritt am Tage nach der Verkündung in Kraft. 

(2) Den Zeitpunkt des Inkrafttretens des 92 beſtimmt der Reichsminiſter 
des Innern. Bis zu dieſem Zeitpunkt iſt ein Ehetauglichkeitszeugnis nur in 
Zweifelsfällen vorzulegen. 

Berlin, den 18. Oktober 1935. 

Der Führer und Reichskanzler Adolf Hitler 
Der Reichsminiſter des Innern Frick 
Der Stellvertreter des Führers R. Heß 
Re ichs miniſter ohne Geſchüfts bereich 
Der Reichsminiſter der Juſtiz Dr. Gürtner 


7. Erſte Verordnung zur Durchführung 
des Ehegeſundheitsgeſetzes 
Vom 29. November 1935 
(NRG Bl. I S. 1419) 


Auf Grund der $$ 6 und 7 des Geſetzes zum Schutze der Erbgeſundheit 
bes beutfchen Volkes (Ehegeſundheitsgeſetz) vom 18. Oktober 1935 (Reichs- 
geſetzbl.! S. 1246) wird folgendes verordnet: 
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81 
Die Ausſtellung des Ehetauglichkeitszeugniſſes (Anlage 1) iſt ein Teil der 
Eheberatung und erfolgt durch das zuftändige Geſundheitsamt (Beratungs- 
ſtelle für Erb- und Raſſenpflege). 


82 

(1) Zwecks Erlangung des Ehetauglichkeitszeugniſſes hat ſich jeder Ver— 
lobte bei dem Geſundheitsamt unterſuchen zu laſſen, in deſſen Bezirk er 
ſeinen Wohnſitz oder gewöhnlichen Aufenthalt hat. Hat ein Verlobter ſeinen 
Wohnſitz im Ausland oder hält er ſich längere Zeit im Ausland auf, jo kann 
er ſich bei jedem deutſchen Geſundheitsamt unterſuchen laſſen. Das Gefund- 
heitsamt hat Ermittlungen über die Erbgeſundheit der Verlobten anzuſtellen. 

(2) Der Verlobte kann ſich auch von einem vom Reichsärzteführer hierfür 
zugelaſſenen Arzt der freien Praxis unterſuchen laſſen. Das Ergebnis der 
Unterſuchung iſt in einem Unterſuchungsbogen (Anlage 2)*) niederzulegen 
und dem zuſtändigen Geſundheitsamt unmittelbar nach der Unterſuchung 
zu überſenden. Das Geſundheitsamt hat das Unterſuchungsergebnis feiner 
Beurteilung zugrunde zu legen. 

(3) Hat einer der Verlobten feinen Wohnſitz oder gewöhnlichen Aufenthalt 
im Ausland, jo kann die Unterſuchung auch durch einen ausländiſchen Arzt 
erfolgen, deſſen Zuverläſſigkeit durch den zuſtändigen deutſchen Berufs- 
konſulſoder diplomatischen Vertreter nach Anhörung des zuſtändigen poli- 
tiſchen Leiters der NS DA; beſtätigt wird. 


8 3 
Bis zum Inkrafttreten des $ 2 des Geſetzes ift ein Ehetauglichkeitszeugnis 
nur beizubringen, wenn der Standesbeamte begründete Zweifel hat, ob 
ein Ehehindernis im Sinne des $ 1 des Ehegeſundheitsgeſetzes oder des 86 
der Erſten Verordnung vom 14. November 1935 zur Ausführung des Ge- 
ſetzes zum Schutze des deutſchen Blutes und der deutſchen Ehre (Reichsgeſetz⸗ 
bl. 1 S. 1334) vorliegt. 
84 


Das Ehetauglichkeitszeugnis wird von dem für die Unterſuchung der 
Braut zuſtändigen Geſundheitsamt ausgeſtellt. Iſt das Geſundheitsamt 
nicht auch für die Unterſuchung des Bräutigams zuſtändig, jo iſt das Ehe- 
tauglichkeitszeugnis erſt auszuſtellen, wenn die Unterlagen über den Ge— 
ſundheitszuſtand des Bräutigams vorliegen. 


8 5 
Leiſten die Verlobten einer Anordnung des Geſundheitsamts zur Bei— 
bringung der für ihre Beurteilung erforderlichen Nachweiſe keine Folge, ſo 
kann das Geſundheitsamt die Ausſtellung des Ehetauglichkeitszeugniſſes 
ablehnen. 
8 6 


Beſitzt nur der Bräutigam die Reichsangehörigkeit, fo iſt er verpflichtet, 
die Unterlagen für die Beurteilung der Ehetauglichkeit der Braut beizu— 
bringen. 


) Die Anlagen 1—3 find abgedruckt unten S. 222 ff. 
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87 
Das Ehetauglichkeitszeugnis wird ungültig, wenn die Ehe nicht binnen 
ſechs Monaten ſeit der Ausſtellung geſchloſſen wird. Das Gefundheitsamt 
kann die Friſt verlängern. 
88 


(1) Werden dem Geſundheitsamt nach Erteilung des Ehetauglichkeits- 
zeugniſſes Ehehinderniſſe nach $ 1 des Geſetzes belannt, jo kann es das Zeug⸗ 
nis zurücknehmen, ſolange die Ehe nicht geſchloſſen iſt. 

(2) Die Zurücknahme iſt beiden Verlobten und den für die Eheſchließung 
zuſtändigen Standesbeamten mitzuteilen. 


89 
Ueber die Verſagung des Ehetauglichleitszeugniſſes iſt den Verlobten von 
dem Geſundheitsamt eine Beſcheinigung zu erteilen (Anlage J).) 


8 10 

(1) Für die Erteilung oder die Verſagung des Chetauglichkeitszeugniſſes 
erhebt das Geſundheitsamt von jedem Verlobten eine Gebühr von fünf 
Reichsmark. Bei Bedürftigkeit hat das Geſundheitsamt die Gebühr zu er⸗ 
mäßigen oder zu erlaſſen. Ueber Beſchwerden gegen die Gebührenfeſtſetzung 
entſcheidet die höhere Verwaltungsbe hörde endgültig. 

(2) Die Aushändigung des Zeugniſſes oder der Beſcheinigung ($ 9) kann 
von der vorherigen Zahlung der Gebühr abhängig gemacht werden. 

(3) Die Tätigkeit des Arztes nach $2 Abſ. 2 ift koſtenlos, wenn fie für eine 
Perſon, die bei einer reichsgeſetzlichen Krankenlaſſe oder einer Erſatzkaſſe 
verſichert iſt, für deren anſpruchsberechtigte Familienangehörigen oder für 
ſolche Perſonen ausgeübt wird, für die im Falleiner Krankheit die öffentliche 
Fürſorge eintreten muß. Das Vorhandenſein dieſer Vorausſetzungen iſt dem 
Arzt durch Vorlage eines Ausweiſes der Krankenkaſſe oder des Fürſorge⸗ 
trägers nachzuweiſen. 

8 11 


Gegen die Verſagung ($ 9) oder Zurücknahme ($ 8) des Ehe tauglichkeits- 
zeugniſſes aus Gründen des $ 1 des Ehegeſundheitsgeſetzes kann jeder Ver⸗ 
lobte die Entſcheidung des Erbgeſundheitsgerichts anrufen. 


8 12 
Zuſtändig ift das Erbgeſundheitsgericht, in deſſen Bezirk das Geſundheits⸗ 
amt ſeinen Sitz hat. Aus wichtigen Gründen kann das Erbgeſundheitsgericht 
die Sache an ein anderes Erbgeſundheitsgericht abgeben; die Abgabever- 
fügung iſt für dieſes Gericht bindend. 


8 13 
(1) Gegen die Entſcheidung des Erbgeſundheitsgerichts iſt binnen einer 
Notfriſt von zwei Wochen ſeit der Zustellung die Beſchwerde an das Erb- 
geſundheitsobergericht zuläffig. Die Beſchwerde hat auſſchiebende Wirkung. 
(2) Die Beſchwerde kann von jedem Verlobten ſowie von dem Leiter des 
Geſundheitsamts eingelegt werden. 


) Die Anlagen 1—9 find abgedruckt unten S. 222 ff. 
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8 14 
(1) Das Gericht hat von Amts wegen zu prüfen, ob ein Ehehindernis 
nach $1 des Geſetzes vorliegt. 


(2) Der Beſchluß, daß ein ſolches Ehehindernis nicht vorliegt, erſetzt das 
Ehetauglichkeitszeugnis. 
8 15 


Als Richter ſind die Aerzte ausgeſchloſſen, die bei der Unterſuchung auf 
die Ehetauglichkeit oder bei der Ausſtellung der Beſcheinigung ($ 9) mitge- 
wirkt haben. 

8 16 


(1) Ein minderjähriger Verlobter kann feine Rechte ſelbſt wahrnehmen. 

(2) Dem Antrag auf gerichtliche Entſcheidung it, wenn einer der Verlobten 
minderjährig ift, die nach dem Bürgerlichen Geſetzbuch erforderliche elter- 
liche Einwilligung zur Eheſchließung beizufügen. 

(3) Ein Pfleger wird in Ehegeſundheitsſachen nicht beſtellt. 


817 
Auf das Verfahren in Ehegeſundheitsſachen finden die Vorſchriften des 
Geſetzes zur Verhütung erbkranken Nachwuchſes vom 14. Juli 1933 (Reichs- 
geſetzbl. 1 S. 529) in der Faſſung vom 26. Juni 1935 (Reichsgeſetzbl. I 
S. 773) und ſeiner Ausführungsverordnungen entſprechende Anwendung. 


8 18 

(1) Das Gericht kann das perſönliche Erſcheinen der Verlobten und ihre 
ingtlie Unterſuchung anordnen. Ein Zwang zur Durchführung dieſer An- 
ordnungen iſt nicht ſtatthaft. 

(2) Wird der Anordnung nicht Folge geleiſtet, ſo kann das Gericht die Ver— 
ſagung oder Zurücknahme des Zeugniſſes ohne weitere Ermittlungen be— 
ſtätigen. 

8 19 


Der Beſchluß des Gerichts ift beiden Verlobten ſowie dem Geſundheits— 
amt unter Mitteilung der Gründe zuzuſtellen. 


8 20 

(1) Für das gerichtliche Verfahren wird in jedem Rechtszug eine Gebühr 
von fünf Reichsmark erhoben. Für das Verfahren vor dem Erbgeſundheits-⸗ 
obergericht wird die Gebühr nicht erhoben, wenn die Beſchwerde von dem 
Leiter des Geſundheitsamts eingelegt worden iſt. 

(2) Auf Antrag kann der Vorſitzende die Gebühr, ſolange ſie noch nicht 
gezahlt iſt, ermäßigen oder erlaſſen, wenn die Verlobten bedürftig find und 
„ nicht ausſichtslos erſcheint; die Verfügung iſt unan— 

echtbar. 

(3) Sofern die Gebühr nicht erlaſſen iſt, wird das Gericht erſt nach Zah- 
lung der im Abſ. 1 beſtimmten oder nach Abj. 2 ermäßigten Gebühr in der 
Sache tätig. 

(a) Der unterliegende Verlobte hat die Auslagen des Verfahrens zu 
tragen. Die Vorſchriften des Gerichtskoſtengeſetzes finden Anwendung. 
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(5) Iſt a e n bib ere daß ein Ehehindernis nach $ 1 des Geſetzes 
nicht beſteht, ſo werden die gerichtlichen Gebühren erſtattet. 


82¹ 
Eine Wiederaufnahme des Verfahrens findet nicht ſtatt. 


8 2² 
Die Ausſtellung des Chetauglichkeitszeugniſſes kann ſrüheſtens ſechs Mo⸗ 
nate, nachdem der Beſchluß des Gerichts rechtskräftig geworden iſt, erneut 
beim Geſundheitsamt beantragt werden. 


8 23 
Das Aufgebot darf erſt angeordnet werden, wenn dem Standesbeamten 
das Ehetauglichkeitszeugnis vorgelegt worden iſt. $3 findet Anwendung. 


824 
$1 des Ehegeſundheitsgeſetzes ſteht der Eheſchließung nicht entgegen, 
wenn die Ehe nach s 50 des Perſonenſtandsgeſetzes vom 6. Februar 1875 
(Reichsgeſetzbl. S. 23, 33) wegen lebensgeſährlicher Erkrankung eines Ver- 
lobten ohne Aufgebot geſchloſſen werden darf. 


8 2⁵ 
Die Unfruchtbarkeit einer Frau, die über 45 Jahre alt iſt, braucht im 
Fall des 81 Abſ. 2 des Geſetzes nicht nachgewieſen zu werden. 


826 
Lehnt der Standesbeamte vor dem Inkrafttreten des $ 2 des Geſetzes das 
Aufgebot ab, weil das von ihm geſorderte Zeugnis nicht beigebracht wird, 
fo ift eine Anruſung des Gerichts (8 11 Abf. 3 des Perſonenſtandsgeſetzes) 
ausgeſchloſſen. 327 


Bis zum Inkrafttreten des $2 des Geſetzes darf, wenn auch nur ein 
Verlobter feinen gewöhnlichen Aufenthalt im Ausland hat, der Standes- 
beamte die Ausſtellung eines Eheſähigkeitszeugniſſes nicht von der Bei- 
bringung eines Ehetauglichkeitszeugniſſes abhängig machen. 


828 
Die Nichtigkeit einer entgegen dem 81 des Chegeſundheitsgeſetzes ge. 
ſchloſſenen Ehe kann nur im Wege der Nichtigkeitsklage geltend gemacht 
werden. 
8 29 
Auf Staatenloſe, die ihren gewöhnlichen Aufenthalt im Ausland haben, 
indet das Ehegeſundheitsgeſetz keine Anwendung, es ſei denn, daß die Ehe 
in Deutſchland geſchloſſen wird. 


8 30 
(1) In beſonderen Ausnahmefällen Tann die höhere Verwaltungsbehörde 
nach Richtlinien, die vom Reichsminiſter des Innern im Einvernehmen 
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mit dem Stellvertreter des Führers erlaſſen werden, Befreiungen von den 
Vorſchriften der $$ 1 und 2 des Geſetzes bewilligen. 

(2) Gegen die Ablehnung des Befreiungsgeſuchs iſt Beſchwerde an den 
Reichsminiſter des Innern zuläffig. 

(5) Der Reichsminiſter des Innern kann in Fällen beſtimmter Art und in 
Einzelfällen über Befreiungsgeſuche ſelbſt entſcheiden. 

Berlin, den 29. November 1935. 

Der Reichsminiſter des Innern Frick. 


Der Stellvertreter des Führers R. Heß 
Re ichs miniſter ohne Geſchaͤftsbe reich 


Der Reichs miniſter der Juſtiz Dr. Gürtner 


C. Erläuterungen 


I. 
Reichsbürgergeſetz und Geſetz 
zum Schutze des deutſchen Blutes 
und der deutſchen Ehre 


Vorbemerkungen 


1. Das Reichsbürgergeſetz und das Blutſchutzgeſetz find injofern 
als Einheit anzuſehen, als ſie gemeinſam die Grundlage bilden, auf 
der ſich die nach nationalſozialiſtiſcher Erkenntnis notwendige Schei— 
dung des deutſchen und des jüdiſchen Volkes vollzieht. Das Reichs- 
bürgergeſetz führt die politiſche Scheidung durch: nur wer deutſchen 
oder artverwandten Blutes iſt, kann Reichsbürger ſein; das Blut 
ſchutzgeſetz ſichert die blutmäßige Scheidung: eheliche und außerehe⸗ 
liche Verbindungen zwiſchen Deutſchblütigen und Juden find ver- 
boten. In den Ausführungsverordnungen zu den beiden Geſetzen 
wird das Problem der Miſchlinge, in deren Perſon eine Scheidung 
nicht möglich iſt, in einer Weiſe gelöſt, die das baldige Verſchwinden 
der Miſchraſſe zur Folge haben ſoll. 

2. Die Regelung der Juden- und Miſchlingsfrage in einem Sinne, 
der die Intereſſen des deutſchen Volkes am beſten wahrt, ſtellt ein 
wichtiges und ſchwieriges Problem des neuen Staates dar. Oertliche 
Stellen ſind dabei vielfach nicht in der Lage, die Tragweite grund— 
ſätzlicher Entſcheidungen auf dieſem Gebiet in allen ihren Konſe— 
quenzen zu überſehen. Eine Regelung läßt ſich daher nur von Stellen 
treffen, die die bei der Entſcheidung zu beachtenden Geſichtspunkte 
in ihrer Geſamtheit gegeneinander abzuwägen vermögen. Solche 
Stellen find allein die oberfte Führung des Staates und der Partei. 
Nur ſie vermögen auch den 1 Zeitpunkt zu beſtimmen, in dem 
eine grundſätzlich erwünſchte Maßnahme praktiſch am beſten durch- 
geführt werden kann. Die Nürnberger Geſetze ſind Rahmen und 
Richtſchnur, an denen alle die Juden- und die Miſchlingsfrage be- 
treffenden Maßnahmen und Beſtimmungen auszurichten ſind. So 
weit die oberſte Staats- oder die oberſte Parteiführung davon ab- 
ſehen, eine beſtimmte Maßnahme anzuordnen, muß angenommen, 
werden, daß die Intereſſen der Allgemeinheit ihre Durchführung 
nicht verlangen. Verwaltungsbehörden und Gerichte wie Partei— 
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dienſtſtellen müſſen daher auf dem Gebiet der Juden und 55 Miſch⸗ 
lingsfrage davon ausgehen, daß eine unterſchiedliche Behandlung 
von Juden und Miſchlingen gegenüber den deutſchblütigen Staats- 
angehörigen nur da erfolgen darf, wo fie durch Geſetze, durch Erlaſſe 
der Reichsminiſter oder durch Anordnungen der oberſten Partei- 
führung ausdrücklich angeordnet iſt. 


3. Nach Artikel 66 bis 68 des deutſch-polniſchen Abkommens über 
Oberſchleſien vom 15. Mai 1922 — Genfer Abkommen — (NGBl. II 
S. 237) genießen in dem ehemaligen oberſchleſiſchen Abſtimmungs⸗ 
gebiet auf die Dauer von 15 Jahren ſeit dem Inkrafttreten des Ab⸗ 
kommens (15. Juni 1922) alle deutſchen Staatsangehörigen ohne 
Unterſchied des Volkstums, der Sprache oder der Religion die glei⸗ 
chen Rechte; aus Artikel 71 ergibt ſich, daß dieſe Veſtimmungen auch 
auf die Juden anzuwenden ſind. Da internationale Vereinbarungen 
den Reichsgeſetzen vorgehen — dies iſt für die pen 66 bis 68 des 
Genfer Abkommens in Artikel 65 auch ausdrücklich ausgeſprochen —, 
iſt die Einführung der deutſchen Raffengejepgebung, ſoweit darin 
eine unterſchiedliche Behandlung nichtdeutſchblütiger Staatsange⸗ 
hörigen vorgeſehen iſt, im oberſchleſiſchen Abſtimmungsgebiet bis 
zum 15. Juni 1937 nicht möglich. 

Ebenjo kommt die Raſſengeſetzgebung bis zum 1. März 1936 auch 
im Saarland nicht zur Anwendung. Vgl. hierzu Abf. II des Schreibens 
des Reichsminiſters des Auswärtigen an den Präſidenten des Rats- 
ausſchuſſes für das Saargebiet vom 3. Dezember 1934 (RGBl. II 
S. 125). 

Die im oberſchleſiſchen Abſtimmungsgebiet und im Saarland gegen 
eine unterſchiedliche Behandlung geſchützten Perſonen genießen dieſen 
Schutz nur in den genannten Gebieten. Im übrigen Reichsgebiet 
ſind ſie der deutſchen Raſſengeſetzgebung ebenſo unterworfen wie 
andere Perſonen. Iſt eine ſtrafrechtliche Beftinumung außerhalb der 
Abſtimmungsgebiete übertreten worden, ſo kann die Strafverfolgung 
auch in dieſen Gebieten durchgeführt werden. 

Schließen Perſonen, die außerhalb des oberſchleſiſchen Abſtim⸗ 
mungsgebiets oder des Saarlands ihren Wohnſitz haben, in dieſen 
Gebieten eine gegen d 1 BIS. oder $ 2 der Erſten AV. z. BlSchG. 
verſtoßende Ehe, ſo muß dieſe, falls eine Umgehung des Ber 
bezweckt war, wie eine in Umgehungsabſicht im Ausland gefchlof 
jene Ehe als nichtig angeſehen werden. Sie kann daher aufer- 
halb der Abſtimmungsgebiete gemäß §1 BlSchG. für nichtig erklärt 
werden; die Beteiligten find dort nach $5 Abf. 1 8lSchch. aſbar. 

4. Reichsbürgergeſetz und ‚Brutfehubgeieh find nicht von der Reichs- 
regierung eingebracht worden. Es handelt ſich bei ihnen vielmehr um 
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Geſetze, die ebenſo wie das Reichsflaggengeſetz auf einen Initiativ 
antrag des Reichstags zurückgehen, der am 15. September 1935 wäh⸗ 
rend des Reichsparteitags der Freiheit in Nürnberg verſammelt war. 
Von den 669 Reichstagsabgeordneten fehlten 18 entſchuldigt, die 
übrigen 651 Abgeordneten haben die Geſetze einſtimmig angenom- 
men. 


1. Reihebürgergefet 
Vom 15. September 1935 
(NG Bl. 1 S. 1146) 


Der Reichstag hat einſtimmig das folgende Geſetz beſchlo 
das hiermit verkündet Wich 5 * 1 
81 
(1) Staatsangehöriger iſt, wer dem Schutzverband des Deutſchen 

Reiches angehört und ihm dafür beſonders verpflichtet iſt. 
(2) Die Staatsangehörigkeit wird nach den Vorſchriften des 
Reichs- und Staatsangehörigkeitsgeſetzes erworben. 


1. Der Begriff „Staatsangehöriger“ ſteht einerſeits im Gegen— 
job zu den Begriffen „Ausländer“ und „Staatenloſer“; er unterſchei⸗ 
et ſich andererſeits von dem Begriff „Reichsbürger“. Der letztere 
Unterſchied ergibt ſich daraus, daß aus den Staatsangehörigen in 9 2 
ein Teil, der beſtimmte Vorausſetzungen erfüllt, als Reichsbürger 
herausgehoben wird. $ 1 enthält demgegenüber die Abgrenzung von 
den Ausländern einſchließlich der Staatenloſen. Danach iſt Staatsan- 
gehöriger, wer dem Schutzverband des Deutſchen Reiches angehört 
und ihm dafür beſonders verpflichtet iſt. 

Alle Perſonen, die nicht die deutſche Staatsangehörigkeit beſitzen, 
find Ausländer, gleichgültig ob fie ſich im Inland aufhalten oder nicht. 
Es macht dabei auch keinen Unterſchied, ob dieſe Perſonen eine andere 
als die deutſche Staatsangehörigkeit oder überhaupt keine Staats⸗ 
angehörigkeit beſitzen. Auch die Staatenloſen ſind rechtlich als Aus— 
länder anzuſehen, ſelbſt wenn ſie oder ihre Vorfahren früher deutſche 
Staatsangehörige geweſen ſein ſollten. 

Wegen der zivilrechtlichen Stellung der Ausländer und der Staaten— 
loſen vgl. Art. 13, 29 EGBGB. 

2. In der in § 1 feſtgelegten Begriffsbeſtimmung des Staats- 
angehörigen ſind die Rechte und Pflichten des Staatsangehörige 
zum Ausdruck gekommen; als materieller Inhalt der Staatsange⸗ 
hörigteit ergibt ſich danach das Recht auf Schutz des Deutſchen 
Reiches; mit dieſem Recht ſind die Pflichten des Staatsangehörigen 
gegenüber dem Reich untrennbar verbunden. 

Als Ausfluß des dem Staatsangehörigen zukommenden ſtaatlichen 
Schutzes werden Perſon, Vermögen, Berufsausübung, insbeſon⸗ 
dere wirtſchaftliche Betätigung uſw. des Staatsangehörigen im 
Rahmen der geſetzlichen Beſtimmungen geſchützt. Jusbeſondere 
nimmt das Reich auch ſeine Rechte im Ausland wahr. Der Staats- 
angehörige beſitzt als ſolcher dagegen keinerlei politiſchen Rechte. 
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Umgelehrt hat der Staatsangehörige auch alle ihm auferlegten 
Pflichten zu tragen. Er muß, ſoweit er hierzu herangezogen wird, die 
Arbeitsdienſtpflicht und die Wehrpflicht erfüllen, Steuern zahlen uſw. 


Als formeller Inhalt der Staatsangehörigteit wurde bisher 
allgemein das öffentlich rechtliche Rechtsverhältnis der Zugehörig- 
keit zum Deutſchen Reich angeſehen. Dieſe rechtliche Konſtruktion 
der Staatsangehörigkeit läßt ſich mit der neuen Auffaſſung des 
Staates als der rechtlich organiſierten und politiſch geformten 
Volksgenoſſenſchaft ſchwer in Einklang bringen. Der Beſitz der 
Staatsangehörigkeit begründet vielmehr die rechtliche Stellung des 
Staatsangehörigen als Schutzverbandsgenoſſen im ſtaatichen Schutz- 
verband. Es iſt dies kein zweiſeitiges Rechtsverhältnis Staat — 
Einzelperſon. Die durch den Erwerb der Staatsangehörigkeit ein- 
geräumte Gliedſchaftsſtellung und Eingliederung in den Schutzver— 
band erzeugt vielmehr Rechtsbeziehungen in den verſchiedenſten 
Richtungen, ſowohl zur Geſamtheit als auch zu den einzelnen an- 
deren Schutzverbandsgenoſſen, ſchließlich — aber nicht zuletzt — auch 
im Verhältnis zu anderen Staaten. Die Rechte und Pflichten des 
Staatsangehörigen erwachſen demnach aus ſeiner Eingliederung 
in den Schutzverband. 


3. Erwerb und Verluſt der deutſchen Staatsangehörigkeit regeln 
ſich wie bisher nach den Vorſchriften des Reichs- und Staatsange- 
hörigteitsgejeßes vom 22. Juli 1913 (NOBL. S. 583) in der Faſſung, 
die es durch die Verordnung über die deutſche Staatsangehörigkeit 
vom 5. Februar 1934 (RG Bl. 1 S. 85) und das Geſetz zur Aenderung 
des Reichs- und Staatsangehörigkeitsgeſetzes vom 15. Mai 1935 
(RG Bl. 1 S. 595) erhalten hat. 

Das Reichs- und Staatsangehörigkeitsgeſetz unterſchied noch zwi— 
ſchen der Reichsangehörigkeit und der Staatsangehörigkeit in den 
einzelnen deutſchen Ländern. Dieſen Unterſchied hat die Verordnung 
vom 5. Februar 1934 beſeitigt. Die Staatsangehörigkeit in den Län- 
dern (die preußiſche, bayeriſche, ſächſiſche uſw. Staatsangehörigkeit) 
iſt danach fortgefallen; es gibt nur noch die deutſche Staatsangehörig— 
keit (Reichsangehörigkeit). 


Erwerbsgründe für die deutſche Staatsangehörigkeit ſind 

1. Abſtammung von einem deutſchen Vater oder — im Falle un— 
ehelicher Geburt — Abſtammung von einer deutſchen Mutter, 

2. Legitimation durch einen deutſchen Vater, 

3. Eheſchließung einer Ausländerin mit einem deutſchen Staats- 
angehörigen, 
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4. Einbürgerung eines Ausländers; hi i i 
5 u hierzu wird auch die Arftellun 
eines Ausl. i i i 4 
cn änders als Beamter im Reichs- oder Landesdienſt ge⸗ 
Im einzelnen vgl. $$ 3 bis 16 RuSt Ang. 


Die Staatsangehörigkeit geht nach $ 17 RuStAng(h. verloren 
1. durch Entlaſſung aus der deutſchen Staatsangehörigkeit 
2. durch den Erwerb einer ausländiſchen Staatsangehörigkeit 
3. durch Nichterfüllung der Wehrpflicht, 
4. durch Ausſpruch der zuftändigen Behörde wegen Nichtrückkehr 
im, Kriegsfall oder wegen Eintritts in ausländische Staatsdienfte 
> 9 a durch einen Ausländer, 2 
„ durch Verheiratung einer Deutſchen mit eit Auslä 
ferner nach $$1,2 des Geſetzes vom 11 Juli TOBIT LE A: 
7. ee Widerruf der Einbürgerung ($ 1; außer Kraft ſeit 1. Januar 
je 5 
8. durch Ausbürgerung ($ 2). 


= Durch das Geſetz vom 15. Mai 1935 (NEGB.IS. 595) fi i 
3 in denen nach dem Reichs und Stonfsangehörigfeiistefep > 
luſpruch auf Einbürgerung beſtand, beſeitigt worden. In beſtimmten 
Fällen kann aber nach dem derzeitigen Recht noch die Staatsange- 
W eee erworben wie verloren werden, ohne daß der Staat 
. nehmen kann (Verheiratung, Legitimation uſw.). 
g ieſe Re gelung iſt mit den heutigen ſtaatsrechtlichen Auffaſſungen 
aum noch zu vereinbaren. Es kann danach nicht darauf verzichtet 
werden, baj; dem Staate in allen Fällen ein Mitbeſtimmungsrecht 
eingeräumt wird, in denen jemand in ſeinen Schutzverband ein— 
u Sa 55 e e Dieſem Geſichtspunkt wird bei 
enden Neuregelun: S örigkei 
— — müſſe 5 es Staatsangehörigkeitsrechts Rech— 
Der Erwerb der deutſchen Staatsangehörigkeit iſt ni 
Erfüllung raſſiſcher Vorausſetzungen auch; u ee Bl 
fremden Blutes können die deutſche Staatsangehörigkeit erwerben. 


82 
(1) Reichs bürger iſt nur der Staatsangehöri 
ge deutſchen oder art⸗ 
verwandten Blutes, der durch ſein Verhalten Pl daß er ge⸗ 
ee en geeignet iſt, in Treue dem Deutſchen Volk und Reich zu 


(2) Das Reichsbürgerrecht wird d 8 
bürgerbriefes erworben. n nenen 
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(5) Der Reichs bürger iſt der alleinige Träger der vollen politi⸗ 
ſchen Rechte nach Maßgabe der Geſetze. 


1. Bisher hatten alle deutſchen Staatsangehörigen grundſätzlich 
die gleichen politiſchen Rechte. Dabei war es regelmäßig ohne Be⸗ 
deutung, wie ſie ihre Pflichten gegenüber dem Staate erfüllten; ſie 
mußten ſich nur von ſtrafbaren Handlungen fernhalten, die den Ver 
luſt der bürgerlichen Ehrenrechte uſw. im Gefolge hatten. Der neue 
Staat konnte dieſen Zuſtand nicht fortdauern laſſen. Rechte können 
nur dem zuſtehen, der ſie ſich durch Erfüllung lee Pflichten ver⸗ 
dient. Der Beſitz der deutſchen Staatsangehörigkeit allein kam daher 
für die Ausübung politiſcher Rechte in Zukunft nicht mehr ausreichen. 
Aus den Staatsangehörigen müſſen vielmehr die Reichsbürger als 
diejenigen Volksgenoſſen beſonders hervorgehoben werden, die ſich 
durch ihr Verhalten des Vollbeſitzes der politiſchen Rechte würdig 
erwieſen haben. 

Bei der Beſtimmung des Kreiſes der Reichsbürger find im wejent- 
lichen nur zwei Löſungen möglich. Entweder kann der Erwerb des 
Reichsbürgerrechts auf einen kleinen Teil bewährter Volksgenoſſen, 
etwa die Angehörigen der NSDAR., beſchränkt werden, und die 
große Maſſe der Vollsgenoſſen wird davon ausgeſchloſſen. Oder aber 
die große Maſſe der Volksgenoſſen erwirbt das Reichsbürgerrecht, und 
nur demjenigen kleinen Teil, der ſich nach ſeinem Verhalten des Er- 
werbs nicht würdig gezeigt hat, wird es vorenthalten. Praktiſch kommt 
nur die zweite Löſung in Frage. Denn nur ſie ermöglicht bei einer 
Abſtimmung der vollberechtigten Vollsgenoſſen die notwendige Feit- 
tellung, ob der Wille von Führung und Volk übereinſtimmt. Daß 

ieſe Löſung auch verwirklicht wird, ergibt ſich aus der Tatſache, daß 
§1 der Erſten V. z. RBürgch. die große Maſſe der Volksgenoſſen vor- 
läufig zu Reichsbürgern gemacht hat. 

Aus der nationalſozialiſtiſchen Staatsauffaſſung folgt dabei ohne 
weiteres, daß das Reichsbürgerrecht nur an Volksgeuoſſen verliehen 
werden kann; demnach kommt eine Verleihung an Juden, da dieſe 
nicht zum deutſchen Volke gerechnet werden können, nicht in Frage. 

Die Reichsbürgerſchaft, die Geſamltheit der Reichsbürger, ift die 
politiſch geformte Volksgemeinſchaft. Das Reichsbürgerrecht iſt 
nicht eins von vielen Rechten des Staatsangehörigen. Es ge. 
währt dieſem vielmehr die rechtliche Stellung als Vollgenoſſe der 
politiſch geformten Volksgemeinſchaft. In ein Volk; wird der einzelne 
Menſch als Glied hineingeboren. Aus dieſem Gliedſein erwachſen 
ſeine Rechte und Pflichten gegenüber der Volksgemeinſchaft und 
den einzelnen Vollsgenoſſen. Der Erwerb des Reichsbürgerrechts 
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ibt d i iwer 1 r 
9 echte und Bi Des aus feiner Volkszugehörigkeit fließenden 


2. Die Vorausſetzungen für den Erwerb des Rei 
find zwei objektive und eine ſubjektive. & 1 00 en Pot. 
3 eine ſubjektive. Zu den objektiven Woraus- 


a) der Beſitz der deutſchen Staatsangeh örigkei . 
Volksgenoſſen, die dieſe nicht beſitzen, bönnen daher nch Neil 
bürger werden, gleichgültig ob ſie ſich im Inland oder im Ausland 
aufhalten. Beſitzt ein Volksgenoſſe aber die deutſche Staatsange⸗ 
hörigkeit, jo kann er auch dann Reichsbürger werden, wenn er 
ſich im Ausland aufhält; die ſtaatsangehörigen Auslandsdeutſchen 
185 daher das Reichsbürgerrecht erlangen. Staatsangehörige 
ie neben der deutſchen auch eine ausländische Staatsangehörig⸗ 

eit beſitzen, können ebenfalls das Reichsbürgerrecht erwerben; 

b) die Zugehörigkeitzum deutſchen oder artverwandten Blut: 
dgl. im einzelnen hierüber unten Bem. 3. Es iſt aber vorgeſehen, 
auch Miſchlinge unter beſtimmten Vorausſetzungen zum Erwerb 
des Reichsbürgerrechts zuzulaſſen. Vgl. Bem. 34. 

Die ſubjektive Vorausſetzung beſteht 

e) in dem Willen und der Eignung des Volksgenoſſe 
Dienft am deutſchen Volk. Wann dieſe e 
erfüllt angeſehen wird, iſt bisher noch nicht feſtgelegt; es dürfte 
nach verſchiedenen objektiven Merkmalen feſtgeſtellt werden. In 
erſter Linie wird eine einwandfreie Führung des Volksgenoſſen 
1 ſein. Auch die Forderung nach ſeiner Bewährung 

IB B eruf wird in Frage kommen. Ferner wird auch von männ— 
f hen Volksgenoſſen die Erfüllung der Wehrpflicht und der Ar- 
eitsdienſtpflicht verlangt werden müſſen; von ſolchen Volksge— 
noſſen, die zu ihrer Erfüllung unverſchuldeterweiſe nicht in der 
= j Br und von weiblichen — wird man eine an— 
e im Dienſt der Volksgemeinſchaft erwarten, 
Keine Vorausſetzung für den Erwerb des Reichsbürge s iſt di 

Bugehörigteit zum deutſchen Volkstum. Die ee 

M tigen einer Minderheit zum Dienft am Deutſchen Reich liegt dann 

t en er — ohne Preisgabe feiner Volksgruppenzugehörigkeit — 

51 Sera zum Reich ſeine ſtaatsbürgerlichen Pflichten, wie Wehr⸗ 

Mid 1 erfüllt. Auch die Angehörigen der in Deutſchland lebenden 

es 1 W Polen, Dänen, Wenden, können daher unter 

Volta hen 1 kangen wie die Angehörigen des deutſchen 
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3. Bei der Entſcheidung der Frage, welche raſſiſchen Erfordernijje 
erfüllt werden müſſen, um das Reichsbürgerrecht zu erlangen, ift 
folgendes zu beachten: 


a) Grundſätzlich ſollen nur Staatsangehörige deutſchen oder art. 
verwandten Blutes das Reichsbürgerrecht erlangen ($ 2). Das 
deutſche Volk ſetzt ſich aus Angehörigen verſchiedener Raſſen 
(der nordiſchen, fäliſchen, weſtiſchen, dinariſchen, oſtiſchen und oft- 
baltiſchen Raſſe) und ihren Miſchungen untereinander zuſammen. 
Das danach im deutſchen Volk vorhandene Blut iſt deutſches 
Blut. 

Dem deutſchen Blute artverwandt iſt das Blut derjenigen 
Völker, deren raſſiſche Zuſammenſetzung der deutſchen verwandt 
ift. Das iſt durchweg der Fall bei den geſchloſſen in Europa ſiedeln⸗ 
den Völkern und denjenigen ihrer Abkömmlinge in aufereuro- 
päiſchen Erdteilen, die ſich artrein erhalten haben. 

Der Begriff „deutſches oder artverwandtes Blut” tritt an die 
Stelle des bisher üblichen Begriffs „ariſche Abſtammung“. Per- 
ſonen deutſchen und Perſonen artverwandten Blutes werden unter 
der Bezeichnung ,deutſchblütig“ zufammengefaßt; vgl. Runderlaß 
vom In November 1935 (MBliV. S. 1429), Abſ. 21, unten 
S. 151ff. 

b) Artfremdes Blut iſt alles Blut, das nicht deutſches Blut noch 
dem deutſchen Blut verwandt iſt. Artfremden Blutes ſind in 
Europa regelmäßig nur Juden (ſ. unten Bem. e) und Zigeuner. 
Artfremde erhalten das Reichsbürgerrecht grundſätzlich nicht. 

e) Insbeſondere werden die ſtaatsangehörigen Juden nicht Reichs. 
bürger. Der Kreis der Perſonen, die als Juden vom Erwerb des 
Reichsbürgerrechts ausgeſchloſſen find, beſtimmt ſich nach $ 5 
der Erſten V. z. RBürg®. Danach iſt kraft feines Blutes Jude, 
wer von mindeſtens drei der Raſſe nach volljüdiſchen Großeltern 
abſtammt:; ferner gilt kraft Geſetzes als Jude der ſtaatsangehörige 
jüdische Miſchling erſten Grades, der ſich ſelbſt durch Zugehörig⸗ 
keit zur jüdiſchen Religionsgemeinſchaft oder durch Verheiratung 
mit einem Juden zum Judentum bekannt hat oder der dieſem 
auf Grund einer ka feiner Eltern angehört; dies wird 
angenommen, wenn der Miſchling aus einer Ehe mit einem Juden 
ſtammt, die nach Inkrafttreten des Blutſchutzgeſetzes — zuläffiger- 
oder unzuläſſigerweiſe (vgl. unten Bem. 6 zu § 1 BlSchch.) — 
geſchloſſen iſt, oder wenn er aus dem außerehelichen Verkehr mit 
einem Juden ſtammt und nach dem 31. Juli 1936 außerehelich 
geboren wird. Im einzelnen vgl. die Bem. zu $ 5 der Erſten V. 
z. RBürgch. Miſchlinge zweiten Grades oder deutſchblütige Per- 
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ſonen gelten auch dann nicht als Juden, wenn ſie der jüdiſchen 
Religionsgemeinſchaft angehören. Eine Ausnahme von dieſem 
Grundſaß gilt nur inſoweit, als es ſich um die raſſiſche Einordnung 
ihrer Enkel handelt; inſoweit beſtimmt $ 2 Abf. 2 Satz 2 und g 5 
Abſ. 1 Satz 2 der Erſten V. z. RBürgG., daß ein Großelternteil 
ohne weiteres als volljüdiſch gilt, wenn er der jüdiſchen Neli- 
gionsgemeinſchaft angehört hat. Vgl. im einzelnen die Bem. 
zu K und 5 der Erſten V. z. RBürg®. 
ch) Außer den Perſonen artfremden Blutes gehören auch die aus 
Verbindungen deutſchblütiger und artfremder Perſonen hervor- 
gegangenen Miſchlinge nicht zu den Perſonen deutſchen oder 
artverwandten Blutes. Dieſe Miſchlinge können aber auch nicht 
zu den Attfremden gerechnet werden. Der Miſchling hat deutſche 
und fremde Erbmaſſe. Die geſetzliche Behandlung der Miſch— 
linge geht daher von der Erkenntnis aus, daß ſie weder dem deut— 
ſchen noch dem artfremden Blute weſensgleich ſind. Wer Miſch⸗ 
ling iſt, iſt durch $2 Abſ. 2 der Erſten V. z. RBürgG. nur für 
Perſonen mit jüdiſchem Bluteinſchlag ausdrücklich geregelt; jüdi⸗ 
ſcher Miſchling iſt danach, wer von einem oder zwei der Raſſe 
nach volljüdiſchen Großeltern abſtammt; wer mehr als zwei voll- 
jüdiſche Großeltern beſitzt, iſt Jude; wer keinen volljüdiſchen Groß⸗ 
elternteil hat, wird grundſätzlich als deutſchblütig behandelt und 
nicht mehr zu den Miſchlingen gezählt, auch wenn er einen ge- 
ringfügigen jüdiſchen Bluteinſchlag aufiweifen ſollte. Die gleichen 
Grundſätze, wie ſie für die raſſiſche Einordnung als jüdiſcher Miſch⸗ 
ling gelten, müſſen auch für die Einordnung als ſonſt artfremder 
Miſchling zugrunde gelegt werden. 

Wenn auch nach $2 den Miſchlingen an ſich das Reichsbürger⸗ 
recht nicht zufteht, da dieſes auf die Staatsangehörigen deutſchen 
oder artverwandten Blutes beſchränkt ift, jo trägt doch 8 2 Abſ. 1 
der Erſten V. z. RBürgch. der biologiſchen Tatſache, daß der 
Miſchling mindeſtens zur Hälfte deutſche Erbmaſſe hat, dadur. 
Rechnung, daß den ſtaatsangehörigen jüdiſchen Miſchlingen auch 
das vorläufige Reichsbürgerrecht verliehen worden iſt. 

e) Welcher Raſſe eine Perſon angehört, läßt ſich niemals ohne wei— 
teres nach ihrer Zugehörigkeit zu einem beſtimmten Volle oder 
einer beſtimmten Völkergruppe beurteilen, ſondern kann immer 
nur aus ihren perſönlichen raſſebiologiſchen Merkmalen entnom— 
men werden. 


4. § 2 regelt auch die Form, in der das Reichsbürgerrecht erworben 
wird. Der Erwerb tritt mit der Verleihung des Reichsbürger— 
briefs ein. Dieſe hat konſtitutive (rechtgeſtaltende) Wirkung. Nähere 
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Beſtimmungen über die Verleihung der Reichsbürgerbrieſe ſind bis. 
her nicht ergangen. Da die Verleihung aber in jedem Einzelfall von 
einer Durchprüfung der Verhältniſſe des betreffenden Vol jenoſſen 
abhängig iſt, wird die Ausſtellung der Reichsbürgerbrieſe erſt in ge- 
raumer Zeit abgeſchloſſen werden können; denn etwa 40 Millionen 
Menſchen müſſen darauf nachgeprüft werden, ob fie den Voraus 
ſetzungen für die Verleihung entſprechen. Inſolgedeſſen haben 81,2 
der Erſten V. z. NBürg®. eine Uebergangsregelung dahin, getroffen, 
daß alle deutſchblütigen Staatsangehörigen und alle ſtaatsange⸗ 
hörigen jüdiſchen Miſchlinge, die am 30. September 1935, dem Tage 
des Inkrafttretens des Reichsbürgergeſetzes, das Reichstagswahl 
recht beſeſſen haben, vorläufig als Reichsbürger gelten. 

5. Der Inhalt des Reichs bürgerrechts beſteht darin, daß der 
Reichsbürger außer den Rechten, die auch dem Staatsangehöxrigen 
zuſtehen, auch die vollen politiſchen Rechte beſitzt. Der Umfang dieſer 
Rechte beſtimmt ſich nach Maßgabe der Geſetze. Insbeſondere gehört 
hierzu das Stimmrecht in öffentlichen Angelegenheiten, das Recht 
zur Bekleidung öffentlicher Aemter uſw.; vgl. auch Bem. 1 a. E. ſowie 
$ 3 der Erſten V. z. NBürg®. und Ben. hierzu. 

6. Ueber den Verluſt des Reichsbürgerrechts enthält das Reichs- 
bürgergeſetz nichts. Auch die Erſte Verordnung zum Reichsbürger⸗ 
geſetz beſtimmt in $ 1 nur, daß der Reichsminiſter des Innern im 
Einvernehmen mit dem Stellvertreter des Führers das vorläuſige 
Reichsbürgerrecht entziehen kann, ohne indes Entziehungsgründe 
ſeſtzulegen. Allgemeine Verluſtgründe ſind heute bereits die Verur- 
teilung zum Verluſt der bürgerlichen Ehrenrechte ſowie der Verluſt 
der deutſchen Staatsangehörigkeit. 

7. Befreiungen von den Vorſchriften des Reichsbürgergeſetzes find 
nicht leer $7 der Erſten V. z. NBürge. enthält lediglich Vor- 
fchriften über Befreiungen von den Ausführungsverordnungen zum 
Reichsbürgergeſetz. 

8 3 


Der Reichsminiſter des Innern erläßt im Einvernehmen mit dem 
Stellvertreter des Führers die zur Durchführung und Ergänzung 
des Geſetzes erforderlichen Rechts- und Verwaltungsvorſchriften. 


1. An Durchführungs und Ergänzungsbeſtimmungen zum Reichs. 
bürgergeſetz ſind bisher die Erſte Verordnung zum Reichsbürgergeſetz 
vom 14. November 1935 (RGBl. I S. 1333), unten S. 59, und die 
Zweite Verordnung zum Reichsbürgergeſetz vom 21. Dezember 1935 
(RG Bl. 1 S. 1524), unten S. 81, ergangen. 


58 C. Erläuterungen. I. Reichsbürgergeſ. u. Blutſchutzgeſ. 


2. Da das Reichsbürgergeſetz nicht auf Grund des Ermächtigungs⸗ 
geſetzes vom 24. März 1933 (Rich Bl. I S. 141) von der Reichsregie⸗ 
rung beſchloſſen worden, ſondern durch Beſchluß des Reichstags 
zuſtande gekommen iſt, beſtimmt ſich ſein Inkrafttreten nicht nach 
Art. 3 des Ermächtigungsgeſetzes, ſondern nach Art. 71 der Weimarer 
Verfaſſung. Das Geſetz iſt demnach 14 Tage nach feiner am 16. Sep- 
tember 1935 erfolgten Verkündung im Reichsgeſetzblatt, d. h. am 
30. September 1935, in Kraft getreten. 


2. Erſte Verordnung zum Neichsbürgergeſetz 
Vom 14. November 1935 
(RGBl. 1 S. 1333) 


Auf Grund des $ 3 des Reichsbürgergeſetzes vom 15. September 

1935 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 1146) wird folgendes verordnet: 
81 

(1) Bis zum Erlaß weiterer Vorſchriften über den Reichsbürger⸗ 
brief gelten vorläufig als Reichsbürger die Staatsangehörigen 
deutſchen oder artverwandten Blutes, die beim Inkrafttreten des 
Reichsbürgergeſetzes das Reichstagswahlrecht beſeſſen haben, 
oder denen der Reichsminiſter des Innern im Einvernehmen mit 
dem Stellvertreter des Führers das vorläufige Reichsbürgerrecht 
verleiht. 

(2) Der Reichsminiſter des Innern kann im Einvernehmen mit 
dem Stellvertreter des Führers das vorläufige Reichs bürgerrecht 
entziehen. 


1. Die Verleihung des Reichsbürgerbriefs iſt in jedem Einzelfall 
von einer Prüfung abhängig, ob die Vorausſetzungen des $ 2 Abſ. 1 
NBürgG. erfüllt ſind. Nähere Vorſchriften darüber, wie dieſe Prü- 
fung vorgenommen werden ſoll, ſind bisher nicht ergangen. Feſt 
ſteht aber jedenfalls, daß es geraume Zeit erfordern wird, bis alle 
deutſchen Volksgenoſſen darauf durchgeprüft ſind, ob bei ihnen die 
Vorausſetzungen für den Erwerb des Reichsbürgerrechts vorliegen. 
Da es nicht angängig erſchien, die Ausübung politiſcher Rechte auf 
ſo lange Zeit hinaus praktiſch unmöglich zu machen, mußte eine 
Löſung gefunden werden, die ohne Nachprüfung im Einzelfall die 
große Maſſe des deutſchen Volkes vorläuſig zu Reichsbürgern machte, 
die endgültige Entſcheidung aber der ſpäteren Prüfung vorbehielt. 
Eine ſolche Löſung iſt im $ 1 vorgeſehen. Danach gelten vorläufig 
als Reichsbürger alle deutſchblütigen Staatsangehörigen, die am 
30. September 1935 das Reichstagswahlrecht beſeſſen haben (vgl. 
unten Bem. 2); daneben beſteht die Möglichkeit, auch in anderen 
Fällen das vorläufige Reichsbürgerrecht durch beſondere Verleihung 
zu erwerben (vgl. unten Bem. 4). 

2. Vorausſetzungen für den Erwerb des vorläufigen Reichs⸗ 
bürgerrechts ſind wie beim endguͤltigen Reichsbürgerrecht (vgl. oben 
Bem. 2 zu § 2 NBürgR.) der Beſiz der deutſchen Staatsan- 
gehörigkeit und die Zugehörigkeit zum deutſchen oder 
artverwandten Blut (vgl. aber für das vorläufige Neichsbürger- 
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recht § 2 Abſ. 1). Dazu tritt als weitere Vorausſetzung entweder der 
Beſitz des Reichstagswahlrechts am 30. September 1935 (vgl. unten 
Bem. 3) oder die beſondere Verleihung durch den Reichsminiſter 
des Innern und den Stellvertreter des Führers (vgl. unten Ben. 4). 

3. Das Reichstagswahlrecht beſaßen bisher alle über 20 Jahre 
alten Staatsaugehörigen ohne Rückſicht auf ihr Geſchlecht. Das 
Wahlrecht ſtand auch den im Ausland wohnenden Reichsdeutſchen zu. 
Ausgeſchloſſen vom Wahlrecht waren nach § 2 des Reichswahlgeſetzes 
vom 6. März 124 Cnc Bl. 1 S. 159) nur diejenigen, die entmündigt 
waren, unter vorläufiger Vormundſchaft oder wegen geiſtiger Ge— 
brechen unter Pflegſchaft ſtanden oder denen durch Richterſpruch 
die bürgerlichen Ehrenrechte aberkannt waren; die zu dieſen Gruppen 
gehörenden Volksgenoſſen find auch nicht vorläufige Reichsbürger 
geworden. Dagegen beſaßen das Reichstagswahlrecht auch diejeni— 
gen Volksgenoſſen, deren Wahlrecht ruhte (Soldaten) oder die in 
der Ausübung des Wahlrechts behindert waren (die in einer Heil— 
oder Pflegeanſtalt untergebrachten Perſonen, die Straf- und Unter- 
ſuchungsgefangenen, die ſonſt in amtlicher Verwahrung gehaltenen 
Perſonen); ſie ſind daher auch vorläufige Reichsbürger geworden. 
Inwieweit die Vorſchriften über die Verleihung des endgültigen 
Reichsbürgerrechts hierin eine Aenderung bringen werden, bleibt 
abzuwarten. 

Mafgebender Zeitpunkt für den Beſitz des Reichstagswahlrechts 
iſt der Zeitpunkt des Inkrafttretens des Reichsbürgergeſetzes, dem— 
nach der 30. September 1935. 


4. Es laſſen ſich Fälle denken, in denen es zweckmäßig erſcheint, 
auch anderen Volksgenoſſen als den am 30. September 1935 vor- 
handenen Reichstagswählern das vorläufige Reichsbürgerrecht zu 
verleihen. Hier kommen z. B. nach dem genannten Zeitpunkt ein- 
gebürgerte Perſonen, aber auch ſolche Perſonen in Betracht, die 
erſt nach dem 30. September 1935 das 20. Lebensjahr vollendet 
haben. Wenn es nach den Umſtänden des Einzelfalles als erwünſcht 
anzuſehen iſt, kann eine beſondere Verleihung des vorläufigen 
Reichsbürgerrechts durch den Reichsminiſter des Innern im Ein— 
vernehmen mit dem Stellvertreter des Führers erfolgen. Auch die 
beſondere Verleihung des vorläufigen Reichsbürgerrechts darf nur 
an Perſonen erfolgen, die deutſchblütig oder jüdiſche Miſchlinge ſind. 

5. Ebenſo wie vorgeſehen wird, daß das endgültige Reichsbürger— 
recht verloren geht, wenn der Inhaber ſich ſeiner unwürdig erweiſt 
— man denke an Verurteilungen zu entehrenden Strafen — ſo iſt 
auch die Möglichkeit eines Verluſts des vorläufigen Reichsbürger— 
rechts gegeben. In Fällen, in denen es nach dem Verhalten des vor- 
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läufigen Reichsbürgers geboten erſcheint, kann der Reichsminiſter 
des Innern im Einvernehmen mit dem Stellvertreter des Führers 
das vorläufige Reichsbürgerrecht entziehen. 

6. Diejenigen Perſonen, die bis zum 30. September 1935 das 
20. Lebensjahr vollendet haben, ſind in einem Lebensalter in den 
Beſitz des vorläufigen Reichsbürgerrechts gelangt, in dem es die 
ſpäter Geborenen regelmäßig nicht mehr erlangen. Dieſe Regelung 
ließ ſich nicht umgehen, weil auch der Erwerb des endgültigen Reichs— 
bürgerrechts vorausſichtlich von der Erreichung eines höheren Lebens 
alters als 20 Jahre abhängig ſein wird. Es wäre unzweckmäßig ge— 
weſen, wenn man auch weiterhin vorläufige Reichsbürger hätte ent- 
ſtehen laſſen, denen nach der in Ausſicht genommenen Regelung das 
endgültige Reichsbürgerrecht nicht verliehen würde. 


82 

(1) Die Vorſchriften des § 1 gelten auch für die ſtaatsangehörigen 
jüdiſchen Miſchlinge. 

(2) Jüdiſcher Miſchling iſt, wer von einem oder zwei der Raſſe 
nach volljüdiſchen Großelternteilen abſtammt, ſofern er nicht nach 
85 Abſ. 2 als Jude gilt. Als volljüdiſch gilt ein Großelternteil ohne 
weiteres, wenn er der jüdiſchen Religionsgemeinſchaft angehört 
hat. 


1.82 regelt in Abſ. 1 den Erwerb des vorläufigen Neichsbürger- 
rechts durch die jüdischen Miſchlinge (vgl. unten Bem. 2) und legt 
in Abſ. 2 feſt, wer als jüdischer Miſchling anzuſehen iſt (vgl. unten 
Bent. 4-9). 

2. § 2 NBürg®. beſchränkt den Erwerb des Neichsbürgerrechts 
grundſätzlich auf die deutſchblütigen Staatsangehörigen. Es läßt 
ſich jedoch nicht vertreten, allen Miſchlingen das Reichsbürgerrecht 
vorzuenthalten. Der Miſchling beſitzt entweder zur Hälfte oder zu 
Dreivierteln deutſche Erbmaſſe neben 50% oder 25% fremder Erb- 
maſſe. Unverkennbar überwiegt in einem Teil der Miſchlinge die 
deutſche Erbmaſſe. Dieſer Teil bekennt ſich nicht nur äußerlich zum 
Deutſchtum, ſondern rechnet ſich ihm auch innerlich zu. Ihm iſt daher 
der Erwerb des vorläufigen Reichsbürgerrechts grundſätzlich nicht 
verwehrt worden. Dabei iſt die Regelung für die artfremden Miſch 
linge mit Ausnahme der jüdischen Miſchlinge zunächſt zurüdgeftellt 
geblieben, da es ſich hierbei um einen verhältnismäßig geringfügigen 
Perſonenkreis handelt. Die Regelung für die jüdischen Miſchlinge ift 
dadurch erleichtert worden, daß diejenigen von ihnen, die nach ihrer 
Blutzuſammenſetzung und aus ſonſtigen Gründen erkennbar zum 
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Judentum hinneigen, im Rahmen des § 5 Abſ. 2 als Juden gelten 
und damit als Miſchlinge ausſcheiden. Im übrigen find die jüdiſchen 
Miſchlinge nach § 2 Abſ. 1 vorläufige Reichsbürger. 


3. Der Erwerb des vorläufigen Reichsbürgerrechts durch einen 
jüdischen Miſchling it abgeſehen von der Blutzuſammenſetzung von 
der Erfüllung derſelben Vorausſetzungen abhängig, die für ſeinen 
Erwerb durch deutſchblütige Volksgenoſſen gelten. Nur der Miſchling 
kann vorläufiger Reichsbürger werden, der deutſcher Staatsange- 
höriger iſt (vgl. auch Bem. 2a zu 2 NBürg®.) und am 30. Sept. 
1935 das Reichstagswahlrecht beſeſſen hat (vgl. Bem. 3 zu § J). 

Bei der Blutzuſammenſetzung der Miſchlinge macht es keinen 
Unterſchied, ob es ſich um einen Miſchling erſten oder zweiten 
Grades (ogl. unten Bem. 4) handelt. Es ift aber zu beachten, daß $2 
Abs. 1 das vorläufige Reichsbürgerrecht nur den Miſchlingen mit 
jüdiſchem Bluteinſchlag, nicht auch den Miſchlingen mit ſonſt art- 
fremdem Bluteinſchlag verleiht. Sonſt artfremde Miſchlinge können 
nur auf Grund einer Befreiung gemäß $ 7 vorläufige Reichsbürger 
werden. Jüdiſche Miſchlinge werden nur dann vorläufige Reichs- 
bürger, wenn es ſich bei ihrem nichtjüdiſchen Blutanteil um deutſches 
Blut handelt; Beiſpiel: ein Miſchling aus einer Verbindung zwiſchen 
einem Juden und einem Zigeuner wird nicht vorläufiger Reichs- 
bürger. 

4. Jüdiſcher Miſchling iſt nach § 2 Abſ. 2, wer von einem oder zwei 
der Raſſe nach volljüdiſchen Großelternteilen abſtammt, ſofern er 
nicht nach § 5 Abſ. 2 als Jude gilt. Dieſe Vegriffsbeſtimmung des 
jüdischen Miſchlings iſt jo gehalten, daß ſie Zweifelsfälle nach Mög⸗ 
lichkeit ausſchließt und eine raſche Entſcheidung ermöglicht. Mijch- 
linge mit zwei volljüdiſchen Großeltern werden nach dem Rund— 
erlaß vom 26. November 1935 (MBliV. S. 1429), 21, unten S. 151 ff., 
als Miſchlinge erſten Grades, ſolche mit einem volljüdiſchen Groß— 
elternteil als Miſchlinge zweiten Grades bezeichnet. 


5. Nach S2 Abs. 2 beſtimmt ſich die raffische Einordnung eines Men 
ſchen als jüdiſcher Miſchling grundſätzlich nach der Raſſe ſeiner Groß⸗ 
eltern. Miſchling iſt danach, wer einen oder zwei volljüdiſche Groß— 
elternteile beſitzt. Wer keinen volljüdiſchen Großelternteil hat, ift 
auch dann nicht Miſchling, ſondern als deutſchblütig zu behandeln 
(Ausnahmen: $ 13 des Reichserbhofgeſetzes vom 20. Sept. 1933 — 
RGBl. I S. 685; Aufnahmebedingungen der NS DAP. uſw.), wenn 
er etwa von einer entfernteren Vorfahrengeneration her einen ge- 
ringfügigen jüdiſchen Bluteinſchlag haben ſollte. Wer drei volljüdiſche 
Großeltern beſitzt, iſt nicht mehr Miſchling, ſondern nach § 5 Abſ. 1 
Jude; als Jude gilt außerdem ein ſtaatsangehöriger jüdiſcher Miſch— 
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ling mit zwei volljüdiſchen Großeltern, wenn aus ſeinem oder ſeiner 
Eltern Verhalten unter den in § 5 Abſ. 2 näher beſtimmten Voraus- 
ſetzungen auf eine enge Verbundenheit mit dem Judentum zu ſchließen 
iſt. Durch dieſe Regelung grenzt ſich der Kreis der Perſonen, die als 
Miſchlinge zu betrachten ſind, ſowohl nach der deutſchen wie nach der 
jüdiſchen Seite deutlich ab. 

6. Eine Erleichterung der Entſcheidung iſt weiter darin zu erblicken, 
daß ein Großelternteil, wenn es ſich um die raſſiſche Einordnung eines 
Enkels als Miſchling handelt, nur dann als jüdiſch zu bewerten iſt, 
wenn er volljüdiſch iſt; ein Großelternteil, der nicht volljüdiſch iſt, 
wird dagegen nicht als jüdiſch angeſehen. Es ſcheiden damit bei der 
raſſiſchen Einordnung einer Perſon alle Fälle aus, in denen die Groß— 
eltern ſelbſt nicht reinblütige Juden, ſondern blutmäßige Miſchlinge 
waren. Wenn eine Perſon mehrere Großelternteile beſitzt, die jüdi⸗ 
ſchen Bluteinſchlag auſweiſen, aber nicht volljüdiſch ſind, wird das 
Blut dieſer Großelternteile bei der raſſiſchen Einordnung eines 
Enkels nicht zuſammengerechnet, ſie fallen vielmehr als Juden aus. 
Die Zahl derartiger Fälle fällt praktiſch nicht ins Gewicht. Die Nege- 
lung in $2 Abſ. 2 hat demnach von einem Zurückgehen auf die Urgroß- 
elterngeneration grundſätzlich abgeſehen; ſog. Dreiachteljuden und 
Fünfachteljuden ſpielen entgegen dem bisherigen Zuſtand nunmehr 
in der Praxis keine Rolle mehr. Der Dreiachteljude, der einen voll 
jüdischen und einen halbjüdiſchen Großelternteil beſitzt, gilt als Mijch- 
ling miteinem volljüdiſchen Großelternteil, der Fünfachteljude mitzwei 
volljüdiſchen und einem halbjüdiſchen Großelternteil als Miſchling mit 
zwei volljüdiſchen Großeltern. Dieſe Regelung iſt notwendig, um das 
häufig ſchwierige Feſtſtellungen erforderliche Zurückgreifen auf ent⸗ 
fernte Vorfahrengenerationen auszuſchließen. Die in dieſer Löſung 
liegenden Nachteile mußten in Kauf genommen werden, um eine 
praktiſche, ſchnelle und ſichere Handhabung der Vorschriften zu ermög- 
lichen; die Nachteile lönnen um fo eher in Kauf genommen werden, 
als nach $ 2 Abſ. 2 Satz 2 ein Großelternteil, der der jüdischen Reli 
gionsgemeinſchaft angehört hat, ohne Rückſicht auf ſeine Blutzu- 
ſammenſetzung als volljüdiſch gilt (vgl. unten Bem. 8). 

7. Für die raſſiſche Einordnung eines Enkels iſt grundſätzlich die 
Raſſe ſeiner Großeltern maßgebend. Ein der Raſſe nach volljüdiſcher 
Großelternteil verliert dieſe Eigenschaft nicht durch feine Zugehörig— 
keit zu einer chriftlichen Religionsgemeinſchaft; dies gilt auch für den 
Fall, daß er niemals der jüdiſchen Religionsgemeinſchaft angehört 
hat. Die Tatſache, daß ein Großelternteil chriſtlich getauft iſt, begrün- 
det daher nur eine tatſächliche Vermutung dafür, daß er nicht jüdi- 
ſcher Raſſe war; dieſe Vermutung kann jedoch im Einzelfall wider— 
legt werden. Wegen des umgekehrten Falles vgl. unten Bem. 8. 
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8. Eine Ausnahme von dem Grundſatz, daß die Raſſe der Groß 
eltern die raſſiſche Einordnung eines Enkels beſtimmt, ergibt ſich aus 
9 2 Abſ. 2 Satz 2. Danach gilt ein Großelternteil ohne weiteres als 
volljüdiſch, wenn er der jüdiſchen Religionsgemeinſchaft angehört 
hat. Auch ein voll deutſchblütiger Großelternteil, der — etwa aus 
Anlaß ſeiner Verheiratung mit einem Juden — zur jüdiſchen Reli— 
gionsgemeinſchaft übergetreten iſt, gilt daher für die raſſiſche Einord⸗ 
nung ſeiner Enkel als volljüdiſch. Ein Gegenbeweis iſt nicht zuge— 
laſſen. 

Dieſe Regelung erleichtert die raſſiſche Einordnung erheblich. Ein 
volljüdiſcher Großelternteil wird ſehr häufig der jüdiſchen Religions- 
gemeinſchaft angehört haben, ſodaß ſich Feſtſtellungen über ſeine 
Raſſe erübrigen. Es erledigen ſich damit aber auch die bisher in zahl- 
reichen Fällen aufgeſtellten, vielfach ſchwer nachprüfbaren Behaup- 
tungen, daß ein Großelternteil zwar der jüdiſchen Religionsgemein⸗ 
ſchaft angehört habe, aber dennoch deutſchblütig oder Miſchling ge- 
weſen ſei. Die Regelung erſcheint auch nicht unbillig; denn die Zuge- 
hörigteit zur jüdijchen Religionsgemeinſchaft muß in der Regel als 
ein ſolch ſtarkes Bekenntnis zum Judentum angeſehen werden, daß 
mit einer Weitergabe der jüdiſchen Einſtellung an die Nachkommen 
gerechnet werden kann. 

Die Zugehörigkeit zu einer Religionsgemeinſchaft iſt nach gelten— 
dem Rechte regelmäßig nicht davon abhängig, daß ihr jemand aus- 
drücklich beitritt oder die Eltern feinen Beitritt erklären. Die Frage, 
ob jemand der jüdiſchen Religionsgemeinſchaft angehört hat, mag 
daher im Einzelfall einmal ſtreitig werden können. Grundſätzlich muß 
dabei daran ſeſtgehalten werden, * die Zugehörigkeit nach objek⸗ 
tiven Merkmalen zu beurteilen iſt. Danach iſt als Angehöriger der 
jüdiſchen Religionsgemeinſchaft immer derjenige anzuſehen, der 
unter den üblichen rituellen Zeremonien in ſie aufgenommen worden 
iſt. Aber auch die trotz Kennknis nicht beanſtandete Führung in den 
Liſten einer jüdischen Synagogengemeinde oder die widerſpruchsloſe 
Zahlung jüdischer Kultusſteuern müſſen ſchon allein als ausreichende 
Merkmale angeſehen werden. Beiſpiel: Stammt ein, Großelternteil 
aus einer Ehe zwiſchen einem Juden und einer Deutſchen und iſt eine 
rituelle Aufnahme weder in die jüdiſche, noch in eine chriſtliche Reli 
gionsgemeinſchaft erfolgt, jo ift der Großelternteil trotzdem als Jude 
anzuſehen, wenn er etwa jüdiſche Kultusſteuern gezahlt hat. Haben 
beide Eltern eines Großelternteils der jüdiſchen Neligionsgemein- 
ſchaft angehört, ſo muß zunächſt auch beim Fehlen ausdrücklicher Feit- 
ſtellungen hierüber angenommen werden, daß auch der Großeltern⸗ 
teil ſelbſt der jüdijchen Religionsgemeinſchaft angehört hat. Er kann 
dieſe Annahme aber entkräften, z. B. dadurch, daß er glaubhaft macht, 
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weder rituell in die jüdiſche Religionsgemeinſchaft aufgenommen, noch 
in den Liſten einer Synagogengemeinde geführt worden zu ſein oder 
jüdiſche Kultusſteuern gezahlt zu haben uſw. Die Vermutung der 
Zugehörigkeit zur jüdiſchen Religionsgemeinſchaft erlangt De: 
Bedeutung für den Fall, daß ein Elternteil oder beide Eltern des 
Großelternteils der Raſſe nach nicht jüdiſch waren. Waren beide Eltern 
Raſſejuden, ſo iſt auch der Großelternteil volljüdiſch, ohne daß es auf 
fein Religionsbekenntnis ankommt (vgl. oben Bem. 7). 

Wie lange der Großelternteil der jüdiſchen Religionsgemeinſchaft 
angehört hat, iſt gleichgültig. Auch eine nur vorübergehende Zuge 
hörigkeit genügt. Zu beachten iſt dabei folgendes. Für die raſſiſche 
Einordnung eines beim Inkrafttreten des Reichsbürgergeſetzes leben. 
den Enkels iſt maßgebend, ob der Großelternteil bis zu dieſem Zeit. 
punkt einmal der jüdiſchen Religionsgemeinſchaft angehört hat. it 
dies der Fall, fo muß dem Enkel ein volljüdiſcher Großelternteil an- 
gerechnet werden; hat der Großelternteil dagegen vor dem 30. Sept. 
1935 der jüdiſchen Religionsgemeinſchaft nicht angehört, ſondern iſt 
er ihr erſt nach dieſem Zeitpunkt beigetreten, ſo ändert ſich dadurch 
an der einmal feſtſtehenden raſſiſchen Einordnung des Enkels nichts. 
Für die nach dem Inkrafttreten des Reichsbürgergeſetzes geborenen 
Perſonen iſt der Geburtstag der maßgebliche Zeitpunkt für ihre raj- 
ſiſche Einordnung. Die vor dieſem Zeitpunkt liegende Zugehörigkeit 
eines Großelternteils zur jüdiſchen Religionsgemeinſchaft muß der 
Bei, gegen ſich gelten laſſen, ein ſpäterer Eintritt ſchadet ihm dagegen 
nicht. 

Die Regelung, daß ein Großelternteil ohne Rückſicht auf ſeine 
Raſſe für die raſſiſche Einordnung der Enkel als volljüdiſch gilt, wenn 
er einmal der jüdiſchen Religionsgemeinſchaft angehört hat, kann, 
da kein Gegenbeweis geführt werden darf, im Einzelfall zu Härten 
führen. Angenommen, eine deutſchblütige Frau iſt anläßlich ihrer 
Heirat mit einem Juden zum Judentum übergetreten, die Ehe aber 
nach kurzer Zeit — etwa durch Tod des Mannes — aufgelöſt worden; 
die Frau heiratet daraufhin, nachdem fie wieder chriſtlich geworden 
it, in zweiter Ehe einen deutſchblütigen Mann; bei der raſſiſchen Ein. 
ordnung der auf die zweite Ehe zurückgehenden Enkel iſt fie nach 9 2 
Abs. 2 Satz 2 als volljüdiſch auzuſehen; die Enkel ſind daher 1 9 2 
linge zweiten Grades, obwohl ſie blutmäßig keinerlei jüdiſchen Blut 
enſchlag aufweiſen. In ſolchen Fällen wird durch eine Befreiung 
gemäß § 7 geholfen werden können. 

Au beachten iſt, daß die unwiderlegliche Vermutung des § 2 Abſ. 2 
ab 2 nur für die raſſiſche Einordnung der Enkel Bedeutung hat, aber 
feine Anderung der raſſiſchen Einordnung des Großelternteils ſelbſt 
herbeiführt. Ob dieſer ſelbſt Jude iſt oder als ſolcher gilt, beſtimmt ſich 
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allein nach $5;$2 Abſ. 2 Satz 2 ftellt keine Ergänzung des $ 5 dar. Ein 
zum Judentum übergetretener Deutſchblütiger iſt daher für ſeine 
eigene raſſiſche Einordnung nach wie vor als deutſchblütig anzusehen, 
lediglich für die raſſiſche Einordnung der Enkel gilt er als Volljude. 


9. Aus dem Kreis der Miſchlinge ſcheiden diejenigen Miſchlinge 
erſten Grades aus, die nach § 5 Abſ. 2 als Juden gelten. Dieſe 
Miſchlinge werden nicht mehr wie Miſchlinge, ſondern nach jeder 
Richtung hin wie Juden behandelt. Hiervon gibt es nur eine Aus- 
nahme. Erzeugt ein als Jude geltender Miſchling mit einem Deutſch 
blütigen — zuläſſiger oder unzuläſſigerweiſe — eheliche oder außer- 
eheliche Nachkommen, jo gelten dieſe nicht als Juden, ſondern als 
Miſchlinge zweiten Grades, während fie nach $ 5 Abſ. 2 Buchſt. a 
und d als Juden gelten würden, wenn ein Elternteil nicht nur als 
Jude gelten würde, ſondern es blutmäßig wäre (Voll- oder Drei 
vierteljude). 


10. Die Rechtsſtellung der jüdiſchen Miſchlinge liegt entſprechend 
ihrer Blutzuſammenſetzung auf einer mittleren Linie zwiſchen der 
Rechtsstellung der deutſchblütigen und der der jüdiſchen Staatsange 
hörigen. Grundſätzlich werden die jüdiſchen Miſchlinge auf einer 
Reihe von Lebensgebieten wie die deutſchen Volksgenoſſen behandelt, 
ſie werden aber anders behandelt, ſoweit dies durch Reichsgeſetze, 
durch Anordnungen der NS DAP. und ihrer Gliederungen oder mit 
Zuſtimmung des Reichsminiſters des Innern und des Stellvertreters 
des Führers ausdrücklich feſtgelegt iſt. Dabei beſteht ein Unterſchied, je 
nachdem ob esſich um Miſchlinge erſten oder um ſolche zweiten Grades 
handelt. 

a) Beide Arten von Miſchlingen ſind durch § 2 Abſ. 1 vorläufig 
zu Reichsbürgern gemacht worden; vgl. oben Bem. 2 und 3. Sie jind 
dadurch grundſätzlich zu Trägern der vollen politiſchen Rechte ge. 
worden (val. $ 1 Abſ. 3 NBürgG. und $ 3). Sie haben alſo das 
Stimmrecht in politiſchen Angelegenheiten (vgl. $ 3)- Grundſatzlich 
ſind ſie auch zur Bekleidung öffentlicher Aemter berechtigt (ogl. 8 3 
der Erſten und § 4 der Zweiten V. z. NBürgG.). Hiervon macht aber 
$ la des Reichsbeamtengeſetzes in der Faſſung des Geſetzes vom 
30. Juni 1933 (Reh Bl. 1 S. 433), vgl. unten Anhang D Nr. 6, eine 
Ausnahme, ſoweit es ſich um eigentliche Beamtenſtellen handelt; 
dieſe find den Miſchlingen und auch ſolchen Deutſchblütigen, die mit 
Miſchlingen verheiratet find, verſchloſſen. Mischlinge und mit Miſch⸗ 
lingen verheiratete Deutſchblütige, die beim Inkrafttreten des Ge. 
ſetzes zur Wiederherſtellung des Berufsbeamtentums vom 7. April 
1933 (RS Bl. 1 S. 175) Beamte waren, ſind jedoch in ihrem Amt 
verblieben, ſoweit ſie bereits am 1. Auguſt 1914 Beamte geweſen 
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oder Frontkämpfer oder Väter, Söhne oder Ehegatten von im Welt— 
krieg Gefallenen find (vgl. unten Anhang D Nr. 1). 

Ahnlichen Beſchränkungen wie hinſichtlich des Beamtenberufs 
unterliegen die Miſchlinge insbeſondere, ſoweit es ſich um ihre Be— 
rufsausübung als Rechtsanwalt, Patentanwalt, Steuerberater, Arzt, 
Zahnarzt und Schriftleiter handelt (vgl. die unten Anhang D auf 
geführten einſchlägigen Geſetze). Ferner können fie nach § 13 des 
Reichserbhofgeſetzes vom 29. Sept. 1933 (RGBl. 1 S. 685), vgl. 
unten Anhang D Nr. 17, der noch weitergehende Anforderungen an 
die Reinheit des Blutes ſtellt, nicht Bauern werden. Im übrigen iſt 
den Miſchlingen, ſoweit nicht etwa berufsſtändiſche Organiſationen 
mit Zuſtimmung des Reichsminiſters des Innern und des Stellver— 
treters des Führers gemäß § 6 Beſchränkungen anordnen, die Berufs- 
ausübung grundſätzlich freigeſtellt, insbeſondere unterliegt auch ihre 
Tätigkeit im Wirtſchaftsleben keiner Beſchränkung. 

Zum aktiven Wehrdienſt find Miſchlinge nach $ 15 des Wehrgeſetzes 
vom 21. Mai 1935 (RG Bl. I S. 609), vgl. unten Anhang D Nr. 9, 
nur zugelaſſen, wenn ein Prüfungsausſchuß die Zulaſſung ausſpricht. 
Nur die zum Wehrdienſt zugelaſſenen Miſchlinge können nach § 7 
des Reichsarbeitsdienſtgeſetzes vom 26. Juni 1935 (RG Bl. 1 S. 769), 
. Anhang D Nr. 13, zum Reichsarbeitsdienſt herangezogen 
werden. 

Weiter unterliegen Miſchlinge den Beſchränkungen, die der Reichs. 
miniſter des Innern und der Stellvertreter des Führers gemäß $ 6 
zugelaſſen hat oder zuläßt. Die Mitgliedſchaft in der NS DA P., ihren 
Gliederungen und ihren angeſchloſſenen Verbänden mit Ausnahme 
der Deutſchen Arbeitsfront können Miſchlinge nicht erwerben. 

) Ein Unterſchied in der Behandlung von Miſchlingen erſten 
und ſolchen zweiten Grades wird im weſentlichen nur bei der Ehe 
schließung gemacht. Den Miſchlingen erſten Grades iſt die Heirat 
mit Juden geſtattet, den Miſchlingen zweiten Grades dagegen ver 
boten. Miſchlinge erſten Grades dürfen Deutſchblütige und Miſch, 
unge zweiten Grades nur mit Genehmigung des Reichsminiſters des 
Innern und des Stellvertreters des Führers heiraten; Miſchlingen 
weiten Grades iſt die Ehe mit Deutſchblütigen ohne weiteres ge 
itattet, die Ehe mit Miſchlingen zweiten Grades dagegen verboten. 
Vgl. im einzelnen unten die Bem. zu $ 1 BISH®. und 2 bis 4 der 
iſten AV. z. BlSchch. Weiter iſt der außereheliche Verkehr zwiſchen 
ichlingen erſten Grades und Juden nicht ſtrafbar, während der 
lehr zwiſchen Miſchlingen zweiten Grades und Juden nach $ > 
6 2 BISCH®. beftraft wird ($ 11 Satz 2 der Erſten AV. z. Bl Scheh.). 

11. $2 bezieht ſich nur auf jüdiſche Miſchlinge, nicht auch auf ſonſt 
artfremde (vgl. oben Bem. 3e zu s2NBürgG.) Miſchlinge. Die für 
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jüdiſche Miſchlinge in $ 2 Abſ. 2 gegebene Begriffsbeſtimmung iſt 
aber entſprechend auch auf ſonſt artfremde Mischlinge anzuwenden. 
Jemand, der drei artjremde Großeltern beſitzt, iſt daher nicht als 
Miſchling, ſondern als voll artfremd anzuſehen. Artfremder Miſch⸗ 
ling iſt nur der, der von zwei oder einem voll artfremden Großeltern 
teil abſtammt; im erſteren Fall handelt es ſich um einen artfremden 
Miſchling erſten Grades, im letzteren um einen ſolchen zweiten Grades. 

Da nach § 2 Abſ. 1 die Vorſchriſten über den Erwerb des vorläufigen 
Reichsbürgerrechts nur für jüdiſche Miſchlinge gelten, ergibt ſich, daß 
die ſonſt artfremden Miſchlinge das vorläufige Reichsbürgerrecht nicht 
erworben haben; ſie können dies nur im Wege einer Befreiung gemäß 
$ 7 erlangen (vgl. auch oben Bem. 3 a. E.). Eine Verleihung durch 
den Reichsminiſter des Innern und den Stellvertreter des Führers 
gemäß $ 1 kommt dagegen nicht in Frage, da dieſe davon abhängig 
iſt, daß der zur Verleihung in Betracht kommende Staatsangehörige 
deutſchblütig oder jüdiſcher Miſchling iſt. 

Abgeſehen davon, daß den artfremden Miſchlingen das vorläufige 
Reichsbürgerrecht nicht verliehen worden iſt, unterſcheidet ſich ihre 
Rechtsſtellung von der der jüdiſchen Miſchlinge nur bei der Ehe— 
schließung. An Stelle der Ehehinderniſſe wegen jüdiſchen Blutein- 
ſchlags kommt unter Umſtänden das Ehehindernis wegen Gefährdung 
der Reinerhaltung des deutſchen Blutes in Betracht; vgl. $ 6 der 
Erſten AV. z. BISHG. und Ben. hierzu. Ferner iſt der außerehe⸗ 
liche Verkehr von artfremden Miſchlingen ohne Rücksicht auf die 
Raſſezugehörigkeit des anderen Teils nicht mit Strafe bedroht; vgl. 
auch Bem. 9 zu $ 6 der Erſten AV. z. BISEHG. 


8 3 

Rur der Reichs bürger kann als Träger der vollen politiſchen 
Rechte das Stimmrecht in politiſchen Angelegenheiten ausüben 
und ein Öffentliches Amt bekleiden. Der Reichsminiſter des Innern 
oder die von ihm ermächtigte Stelle tann für die Uebergangszeit 
Ausnahmen für die Zulaſſung zu öffentlichen Aemtern geſtatten. 
Die Angelegenheiten der Religionsgeſellſchaften werden nicht be⸗ 
rührt. 


1.8 3 ergänzt § 2 Abſ. 3 RBürgch. dahin, daß er den weſentlichen 
Inhalt der politiſchen Rechte, die allein dem Reichsbürger zuſtehen, 
aufführt. Die politiſchen Rechte beſtehen danach in der Ausübung des 
Stimmrechts in politiſchen Angelegenheiten und in der Bekleidung 
eines öffentlichen Amts. 
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2. Das Stimmrecht in politiſchen Angelegenheiten umfaßt das 
Stimmrecht bei allen politiſchen Abſtimmungen, insbeſondere daher 
das Stimmrecht auf Grund des Geſetzes über Volksabſtimmung vom 
14. Juli 1933 (RG Bl. 1 S. 479) und das Reichstagswahlrecht. Das 
bisherige Reichstagswahlrecht iſt mit dem Inkrafttreten des Reichs- 
bürgergeſetzes erloſchen. 


3. Träger eines öffentlichen Amts ſind in erſter Linie die Beamten, 
daneben die ſonſtigen Perſonen, die dazu beſtellt ſind, obrigkeitliche 
oder hoheitliche Aufgaben zu erfüllen (vgl. $ 5 der Zweiten V. z. 
RBÜLKG.). Hierzu rechnen z. B. Schöffen, Geſchworene, Handels- 
richter, Konkursverwalter, Zwangsverwalter, Lotterieeinnehmer, 
Stempelverteiler, Schiedsmänner, Bezirksſchornſteinfeger, Fleiſch⸗ 
beſchauer uſw., nicht dagegen Rechtsanwälte, Aerzte, Wirtſchafts⸗ 
prüfer, Steuerberater, Teſtamentsvollſtrecker, Vormünder, Pfleger 
15 0. im einzelnen unten die Bem zu § 5 der Zweiten V. z. 
RBürgb. 


4. Die Befugnis des Reichsminiſters des Innern, für die Ueber- 
gangszeit Ausnahmen für die Zulaſſung zu öffentlichen Aemtern 
zu geſtatten, iſt insbeſondere erforderlich, um dem Nachwuchs, der 
am 30. September 1935 noch nicht das Reichstagswahlrecht beſeſſen 
und daher auch nicht das vorläufige Reichsbürgerrecht erworben 
hat, den Zugang zur Beamtenlaufbahn nicht zu verſperren. 

Da die Ausnahmen ſich durchweg nur wegen des mangelnden 
Lebensalters als notwendig erweiſen werden, konnte unbedenklich 
die Möglichkeit einer Uebertragung der Befugnis zur Ausnahme— 
bewilligung auf andere Stellen vorgeſehen werden. Eine Ueber- 
tragung iſt bisher jedoch nicht erfolgt. 

Die Befugnis, in ſolchen Fällen Ausnahmen zu bewilligen, wird 
nicht nur in der Uebergangszeit, ſondern auch ſpäter, wenn das end- 
gültige Reichsbürgerrecht an die Stelle des vorläufigen getreten iſt, 
erforderlich ſein. Dies wird beſonders dann der Fall ſein, wenn der 
Erwerb des Reichsbürgerrechts, wie angenommen werden kann, 
an ein höheres Lebensalter als bisher das Wahlrecht geknüpft iſt. 


5. Die Reichsbürgerrechtsgeſetzgebung läßt die Angelegenheiten 
der Religionsgeſellſchaften unberührt. Dieſe können ſowohl bei den 
Wahlen zu ihren Vertretungskörperſchaften auch andere Perſonen 
als Reichsbürger zulaſſen, als auch Nichtreichsbürgern ein öffent 
liches Amt in der Religionsgeſellſchaft übertragen. Iſt dieſes Amt 
sugleich ein ſtaatliches Amt (z. B. das Amt des Religionslehrers an 
Heap Schulen), jo gelten für feine Beſetzung die allgemeinen Vor 
ſchriften. 
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Religionsgeſellſchaften ſind insbeſondere die öffentlich rechtlichen 
N ei A die hriftlichen Kirchen und die Syna- 
gogengemeinden. 

Vgl. auch $ 4 Abſ. 3. 

8 4 

(1) Ein Jude tann nicht Reichs bürger ſein. Ihm ſteht ein Stimm⸗ 
recht in politiſchen Angelegenheiten nicht zu; er kann ein öffentliches 
Amt nicht bekleiden. 5 

(2) Jüdische Beamte treten mit Ablauf des 31. Dezember 1935 
in den Ruheſtand. Wenn dieſe Beamten im Weltkrieg an der Front 
für das Deutſche Reich oder für ſeine Verbündeten gekämpft haben, 
erhalten ſie bis zur Erreichung der Altersgrenze als Ruhegehalt 
die vollen zuletzt bezogenen ruhegehaltsjähigen Dienſtbezüge; ſie 
ſteigen jedoch nicht in Dienſtaltersſtufen auf. Nach Erreichung der 
Altersgrenze wird ihr Ruhegehalt nach den letzten ruhegehalts⸗ 
fähigen Dienſtbezügen neu berechnet. U 

(3) Die Angelegenheiten der Religionsgeſellſchaften werden nicht 
berührt. 

ee Dienſtverhältnis der Lehrer an öffentlichen jüdiſchen 
Schulen bleibt bis zur Neuregelung des jüdiſchen Schulweſens un⸗ 
berührt. 


1. $ 4 zieht die ſich aus $ 2 RBürgch. für die Juden, ergebenden 
Folgerungen. Er beſtimmt einmal, daß ein Jude nicht Reichsbürger 
ſein kann (vgl. unten Bem. 2) und regelt weiter den Uebertritt der 
jüdiſchen Beamten in den Ruheſtand (vgl. unten Ben. 3). Wer 
Jude iſt, beſtimmt ſich dabei nach 8 5. 

2. Das Reichsbürgerrecht, das höchſte Recht, das der national 
ſozialiſtiſche Staat zu vergeben hat, kann feiner Natur nach nur an 
Volksgenoſſen verliehen werden; ſeine Verleihung an Juden ſcheidet 
daher aus (vgl. auch Bem. 1 a. E. zu 82 RBürg6z.). Dadurch wird 
die deutſche Staatsangehörigkeit der Juden jedoch nicht berührt. 

Da nach § 3 nur der Reichsbürger das Stimmrecht in politiſchen 
Angelegenheiten (vgl. oben Bem. 2 zu $ 3) ausüben und ein öffent- 
liches Amt (vgl. oben Bem. 3 zu $ 3) bekleiden kann, ergibt ſich dar⸗ 
aus die Folgerung, daß den Juden dieſe Rechte nicht zuſtehen. Im 
übrigen unterſcheidet ſich die Rechtsſtellung der ſtaatsangehörigen 
Juden von der der deutſchblütigen Staatsangehörigen inſoweit, als 
dies durch Reichsgeſetze, durch Anordnungen der NSDAP. oder ihrer 
Gliederungen oder mit Zuſtimmung des Reichsminiſters des Innern 
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und des Stellvertreters des Führers ausdrücklich feſtgelegt iſt. Die 
Juden unterliegen danach insbeſondere den Beſchränkungen, die ſich 
aus den im Anhang D aufgeführten geſetzlichen Beſtimmungen 
ergeben. 

Hinſichtlich der Berufsſtellung der Juden iſt bereits erwähnt, daß 
ſie nicht Beamte ſein können, $ 4 enthält inſoweit eine Verſchärfung 
des § 3 des Geſetzes zur Wiederherſtellung des Berufsbeamtentums 
vom 7. April 1933 (RGBl. I S. 175), der diejenigen jüdiſchen Be- 
amten noch in ihrem Amt belaſſen hatte, die bereits am 1. Auguſt 
1914 Beamte waren oder Frontkämpfer oder Väter, Söhne oder 
Ehegatten eines Gefallenen ſind. Auch dieſe Beamten ſind nunmehr 
mit Ablauf des 31. Dezember 1935 ausgeſchieden; vgl. im einzelnen 
Bem. 3 und die Zweite V. z. NBürg®. Ebenſo find, und zwar mit 
dem Inkrafttreten der Erſten V. z. RBürgch. am 15. November 
1935, alle ſonſtigen Inhaber eines öffentlichen Amts, die Juden find, 
hieraus ausgeſchieden (vgl. Bem. 3 zu $ 3 der Erſten V. z. RBürgG. 
und $ 5 der Zweiten V. z. RBürgG.). Als Rechtsanwälte, Patent. 
anwälte, Steuerberater, Aerzte und Zahnärzte werden Juden nicht 
neu zugelaſſen; ſoweit ſie bisher in ihrem Beruf tätig ſind, bleibt 
dieſe Tätigkeit unberührt. Eine Ausnahme gilt nur inſoweit, als jüdi- 
ſche leitende Aerzte an öffentlichen Krankenanſtalten oder an freien 
gemeinnützigen Krankenanſtalten ſowie jüdiſche Vertrauensärzte mit 
dem 31. März 1936 aus ihrer Stellung ausſcheiden müſſen (vgl. 8 6 
der Zweiten V. z. NBürgG.). Bauern können Juden nicht fein. Im 
Wirtſchaftsleben unterliegt ihre Tätigkeit nur den Beſchränkungen, 
die von den oberſten Staats- und Parteiſtellen innerhalb ihres Zu- 
ſtändigkeitsbereichs feſtgelegt ſind oder werden. Als Schriftleiter 
dürfen Juden nur an jüdiſchen Zeitungen tätig ſein. Im übrigen gel- 
ten für fie die von den berufsſtändiſchen Organiſationen mit Zuſtim- 
mung des Reichsminiſters des Innern und des Stellvertreters des 
Führers geſtellten Anforderungen. 

Zur Erfüllung der Wehrpflicht und der Arbeitsdienſtpflicht werden 
zuden nicht herangezogen. Mitglieder der Partei, ihrer Gliederungen 
und ihrer angeſchloſſenen Verbände können ſie nicht ſein. 

Danach haben die Juden auf die ſtaatspolitiſche, wirtſchaftspoli 
niche und kulturpolitiſche Geſtaltung Deutſchlands keinen Einfluß, 
mehr; dagegen wird dem Judentum als einer blutmäßigen Gemein 
haft fein Eigenleben in geſetzlichen Grenzen gewährleiſtet, insbe 
Andere iſt ihm freie Religionsausübung, kulturelles Eigenleben und 
Ursiehumg garantiert. 


1 Abf. 2 regelt das Ausſcheiden der jüdiſchen Beamten. Dieſe 
nd danach mit Ablauf des 31. Dezember 1935 kraft Geſetzes in den 
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Ruheſtand getreten. Dazu, wer als Beamter im Sinne des $ 4 Abſ. 2 
anzusehen iſt, vgl. im einzelnen § 1 der Zweiten V. z. RBürgG.; 
danach gehören nicht hierzu Notare, denen die Gebühren ſelbſt zu- 
fließen; dieſe werden vielmehr wie die nichtbeamteten Träger eines 
öffentlichen Amts behandelt, ſind daher bereits mit dem Inkraft 
treten der Erſten V. z. RBürgch. am 15. November 1935 ausgeſchie. 
den. § 4 Abſ. 2 gilt ſinngemäß für die Angehörigen der Wehrmacht 
($ 1 Abs. 4 der Zweiten V. z. RBürgch.). Die!? eichsbank und die 
Deutſche Reichsbahngeſellſchaft können entſprechende Beſtimmungen 
erlaſſen (vgl. $ 3 der Zweiten V. z. NBÜürgG.). 

Mit der Verſetzung in den Ruheſtand iſt nur dann ein Ruhegehalt 
verbunden, wenn die Beamten es nach den allgemeinen geſetzlichen 
Beſtimmungen erdient hatten. Dies gilt auch für Frontkämpfer. 
§ 4 Abſ. 2 Satz 2 regelt nur die Höhe des den Frontkämpfern zu 
ſtehenden Ruhegehalts, ſchafft aber keine über die bisherigen Vor 
jehriften hinausgehenden neuen Vorausjegungen für die Gewährung 
von Ruhegehalt; vgl. auch Runderlaß vom 20. Dezember 1935 
(Mli. S. 1504), 1, unten S. 149. Frontkämpfer, denen danach 
fein Ruhegehalt zufteht, kann nach $ 2 der Zweiten V. z. NBürg®. 
ein Unterhaltszuſchuß gewährt werden. 

Das Ruhegehalt der ausgeſchiedenen jüdiſchen Beamten wird 
nach den allgemeinen N berechnet. Eine Ausnahme gilt 
nur für Fronkkämpfer (vgl. die Dritte Verordnung zur Durchführung 
des Geſetzes zur Wiederherſtellung des Berufsbeamtentums vom 
6. Mai 1933 — RG Bl. 1 S. 245, zu § 3 Nr. 3, unten Anhang D 
Nr. 4), und zwar nur für dieſe ſelbſt, nicht auch für die Väter, Söhne 
oder Ehegatten im Weltkrieg Gefallener. Frontkämpfer erhalten 
bis zur Erreichung der Altersgrenze als Ruhegehalt die vollen zuletzt 
bezogenen ruhegehaltsfähigen Dienſtbezüge. Dies iſt dahin zu ver 
ſtehen, daß ſie, während den übrigen ausgeſchiedenen Beamten be— 
ſtimmte Hundertteile des Gehalts als Ruhegehalt gezahlt werden, 
hundert Hundertteile erhalten; im übrigen aber richtet ſich die Be 
rechnung auch ihres Ruhegehalts nach den allgemeinen Vorſchriften. 
Nach Erreichung der Altersgrenze wird das Ruhegehalt der Front 
kämpfer nach den letzten ruhegehaltfähigen Dienſtbezugen neu be- 
rechnet; dabei ift zu beachten, daß nach dem Ausſcheiden ein Auf- 
ſteigen in Dienſtaltersſtufen nicht ſtattfindet; die zugrunde zu legende 
ruhegehaltfähige Dienſtzeit ſchließt mit dem 31. Dezember 1935 ab. 
Wegen der Warteſtandsbeamten, die Frontkämpfer waren, vgl. 8 1 
Abſ. 5 des Zweiten V. z. RBürgG. Vgl. auch Runderlaß vom 
20. Dez. 1935 (MBliV. S. 1504), 3 und 4, unten S. 149. 

Vgl. im übrigen $ 2 bis 4 der Zweiten V. z. RBürgch. und die 
Bem. hierzu. 
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4. Die Religionsgeſellſchaften find nicht gehindert, Jud 
Wahlen, teilnehmen zu laſſen oder ien in dene ein 5 
ihrem rg zu übertragen. Religionsgeſellſchaften find 
die call 2 . Religionsgeſellſchaften, d. h. 
legte G 05 irchen und die Synagogengemeinden. Vgl. auch $3 

5. § 4 Abſ. 3 enthält eine Ausnahme von dem allgemeiı 

84 Ab nen Aus- 
ſcheiden jüdiſcher Amtsträger, ſoweit es ſich um Lehrer an Öffente 
eye jüdischen Schulen handelt. Solange noch keine Neuregelung 
dart, en en Ge eier Grundlage erfolgt ift, die den 

t ehrern die Stellung als öffentli d i 
war dieſe Ausnahme nicht zu Wen nn 


8 5 
(1) Jude iſt, wer von mindeſtens drei der Raſſe nach volljüdi⸗ 
ſchen Großeltern abſtammt. $ 2 Abſ. 2 Satz 2 end 8 
(2) Als Jude gilt auch der von zwei volljüdiſchen Großeltern ab⸗ 
ſtammende ſtaatsangehörige jüdiſche Miſchling, 

a) der beim Erlaß des Geſetzes der jüdiſchen Religionsgemein⸗ 
ſchaft angehört hat oder danach in ſie aufgenommen wird, 

b) der beim Erlaß des Geſetzes mit einem Juden verheiratet war 
oder ſich danach mit einem ſolchen verheiratet, 

e) der aus einer Ehe mit einem Juden im Sinne des Abſatzes 1 
ſtammt, die nach dem Inkrafttreten des Geſetzes zum Schutze 
des deutſchen Blutes und der deutſchen Ehre vom 15. Sep: 
tember 1935 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 1146) geſchloſſen iſt, 

d) der aus dem außerehelichen Verkehr mit einem Juden im 
Sinne des Abſatzes 1 ſtammt und nach dem 31. Juli 1936 
außerehelich geboren wird. 


1. Bisher fehlte es an einer allgemein gültigen Beſtimmung dar- 
über, wer als Jude anzufehen ift. Die praltiſch Nanker ar bo 
luffaſſungen gingen erheblich auseinander. Weitgehende Ueberein- 
Ihmmung herrſchte zwar inſofern, als nicht nur der Volljude, d. h. der 
von vier jüdiſchen Großeltern abſtammende Jude, als Jude ange» 
en wurde, ſondern auch der Dreivierteljude, der drei jüdiſche Groß— 
eltern beſitzt. Der nicht nur den Voll, und Dreivierteliuden, ſondern 
uch den Halb- und Vierteljuden umfaſſende Nichtarierbegriff hatte 
aber vielfach zu der Auffaſſung geführt, daß auch der deutjchjüdifche 

ſchting ohne Einſchränkung und unter Außerachtlaſſung der bio— 
iſchen Tatſachen als Jude behandelt werden müſſe. 
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5 ſtellt demgegenüber einen erſchöpfenden und endgültigen 
. auf Gs iſt nicht zuläſſig, andere als die unter 11 Be⸗ 
griffsbeſtimmung des $ 5 fallenden Perſonen als Juden zu ezeich- 
nen und zu behandeln. Es iſt auch nicht angängig, irgendwo en 
anderen Judenbegriff zu verwenden. $5 hat allgemeine Geltung. 5 
in Zukunft in Geſetzen oder in ſonſtigen Anordnungen des Staate 
oder der Partei von Juden geſprochen wird, ſind darunter immer 5 
die in 85 bezeichneten Kreiſe zu verſtehen. Daß über $5 hinausgehen 
Anforderungen an die Reinheit des Blutes geftellt werden, iſt ker 
Maßgabe des $ 6 zulaſſig, ändert aber an dem Judenbegriff nichts. 

Bei der Beſtimmung des Judenbegriffs in $ 5 iſt davon 9 5 75 
gen worden, daß ihrer Blutzuſammenſetzung nach die von drei 1 r 
jüdiſchen Großeltern ftammenden Perſonen, die ſog. a. el 
juden, den Perſonen mit vier volljüdiſchen Großeltern ai u e n) 
unbedenklich gleichgeſtellt werden können (vgl. unten Bem. 2). gu 
dieſen Perſonen, die ſchon nach ihrer Blutzuſammenſetzung, Juden 
ſind, treten diejenigen Miſchlinge mit zwei volljüdiſchen W 
die als Juden gelten müſſen, weil ſie ſich ſelbſt durch 1 7 er 
jüdiſchen Religion oder durch Verheiratung, mit einem Juden zum 
Judentum bekannt haben, oder weilſſie aus einer ehelichen oder n 
ehelichen Verbindung ſtammen, die ihre Eltern exit nach Inkraft. 
treten des Blutſchutzgeſetzes, alſo in Kenntnis oder ſelbſtwerſchuldeter 
Unkenntnis der Rechtsfolgen für die raſſiſche Einordnung der Kinder, 
eingegangen ſind; vgl. unten Bem. 3 e und d. 


2. Bei der Feſtſtellung, ob jemand als Voll oder Dreiviertelſude 
nach 5 5 190 4 oh wie bei der Feſtſtellung, ob jemand nach 8 2 
Miſchling iſt, darauf abgeſtellt, wie viele Großeltern der Raſſe 5 
volljüdiſch ſind. Die oben Bem. 5 bis 7 zu $ 2 hierzu en e⸗ 
merkungen gelten entſprechend. Auch die in $2 Ab. 2 1 ur 
geftellte unwiderlegliche Vermutung, daß ein Großelterntei ohne 
weiteres als volljüdiſch gilt, wenn er der jüdiſchen ieee 
ſchaft angehört hat, findet Anwendung; dgl. hierzu oben Bent. 
zu § 2. . 

3. Bei allen jüdiſchen Miſchlingen, die nach 85 Abs. 2 als Juden 
gelten, . gemeinſame Vorausſetzungen gegeben ſein: 
ſie müſſen Miſchlinge erſten Grades und deutſche Staatsangehörige 
ſein. . 

Kiſchlinge erſten Grades, nicht auch jolche zweiten 
Gmbes br 90 Veutfehbfütige elten unter den in $ 5 Abj. 2 be- 
zeichneten Vorausſetzungen als Juden. Ein Deutſchblütiger z. B., 
der der jüdischen Religionsgemeinſchaft beitritt, iſt trotzdem Hinsichtlich 
ſeiner raſſiſchen Einordnung weiter als deutſchblütig zu behandeln; 
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wegen der Bedeutung des Religionswechſels für die Einordnung feiner 
Enkel vgl. oben Bem. 8 zu $ 2. 

Während es bei der raſſiſchen Einordnung als Jude nach $ 5 Abſ. 1 
nicht auf die Staatsangehörigkeit des Juden ankommt, gelten nach 
Kö Abſ. 2 nur ſolche Miſchlinge erſten Grades, die die deutſche 
Staatsangehörigkeit beſitzen, unter den in §5 Abſ. 2 bezeichneten 
Vorausſetzungen als Juden. Miſchlinge mit ausländiſcher Staatsange— 
hörigkeit bleiben daher auch dann Miſchlinge, wenn bei ihnen eine 
der Vorausſetzungen in $ 5 Abſ. 2 Buchſt. a bis d vorliegt. Erlangt 
ein ausländiſcher Miſchling erſten Grades aber durch ſeine Heirat 
mit einem Juden, die bei einem ſtaatsangehörigen Miſchling die 
raſſiſche Einordnung als Jude zur Folge hätte, die deutſche Staats- 
angehörigkeit, ſo tritt dieſe Folge auch bei ihm ein. Umgekehrt hört 
ein deutſcher Miſchling erſten Grades, der durch ſeine Heirat mit 
einem ausländiſchen Juden die deutſche Staatsangehörigkeit verliert, 
nicht auf, Miſchling zu ſein. Staatenloſe Miſchlinge erſten Grades 
ſind bei der raſſiſchen Einordnung als Ausländer zu behandeln; für 
die Anwendung des Blutſchutzgeſetzes iſt jedoch $ 15 der Erſten AV. 
z. Bl Sch. zu beachten. 

Im einzelnen iſt folgendes zu bemerken: 

a) Ein Miſchling erſten Grades, der beim Erlaß des Neichsbürger- 
geſetzes der jüdiſchen Religionsgemeinſchaft angehört hat 
oder ſich ſeitdem in ſie hat aufnehmen laſſen oder ſich in Zukunft 
aufnehmen läßt, legt dadurch ein fo ſtarkes Bekenntnis zum Juden— 
tum ab, daß er als Jude behandelt werden muß. 

Wegen der Frage, wann eine Zugehörigkeit zu einer Religions- 
gemeinſchaft vorliegt, vgl. Bem. 8 Abſ. 2 zu § 2. 

Maßgeblicher Zeitpunkt für die Zugehörigkeit zur jüdiſchen Reli— 
gionsgemeinſchaft iſt der Tag, an dem das Reichsbürgergeſetz erlaſſen 
wurde. Der Erlaß des Geſetzes ſteht ſeiner Verkündung gleich. Die 
Verkündung des Geſetzes iſt in der am 16. September 1935 heraus- 
gegebenen Nummer des Reichsgeſetzblattes erfolgt. Der Miſchling 
erſten Grades, der am 16. September 1935 der jüdiſchen Religions- 
gemeinſchaft angehört hat, gilt daher als Jude. Hat er vor dieſem 
Zeitpunkt einmal der jüdiſchen Religionsgemeinſchaft angehört, 
war er aber am 16. September 1935 wirkſam ausgeſchieden, ſo gilt 
er nicht als Jude; ein nach dieſem Zeitpunkt erfolgter Austritt aus 
der jüdiſchen Religionsgemeinſchaft ändert an feiner raſſiſchen Ein 
ordnung nichts mehr. Dagegen bewirkt der nachträgliche Eintritt in 
die jüdiſche Religionsgemeinſchaft, daß er von dem Zeitpunkt des 
Eintritts an nicht mehr als Miſchling behandelt wird, ſondern als 
Jude gilt. 
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b) Durch ang Verheiratung mit einem Juden beweiſt ein 
Miſchling erſten Grades, dafi | ein jüdiſcher Blutanteil ſtärker als ſein 
deutſcher Blutanteil wirkt. Auch in einem ſolchen Fall iſt es daher 
notwendig, den Miſchling als Juden zu behandeln. Ob der Jude, den 
der Miſchling heiratet, nach 85 Abſ. 1 Jude iſt, oder ob er nach 85 
Abſ. 2 als Jude gilt, iſt gleichgültig. Heiratet z. B. ein ſtaatsange— 
höriger jüdiſcher Miſchling erſten Grades einen gleichen Miſchling, 
der der jüdijchen Religionsgemeinſchaft angehört und deshalb als 
Jude gilt, ſo gilt auch er von dem Zeitpunkt der Heirat ab als Jude. 

Verheitatet iſt jemand, der in einer gültigen Ehe lebt. Wer in einer 
ſog. Nichtehe (wegen Formmangels nichtigen und nicht ins Heirats- 
regiſter eingetragenen Ehe) lebt, iſt nicht verheiratet. Dagegen iſt ver 
heiratet, wer in einer nichtigen oder anfechtbaren Ehe lebt, ſolange 
dieſe Ehe nicht für nichtig erklärt iſt. Die Vorausſetzung entfällt, wenn 
eine Ehe durch Tod eines Ehegatten, im Falle des $ 1348 Abſ. 2 BOB. 
(Wiederverheiratung nach Todeserklärung) oder durch Scheidung 
aufgelöſt iſt. 

Der maßgebende Stichtag, an dem ein Miſchling erſten Grades 
mit einem Juden verheiratet geweſen ſein muß, wenn er nach $5 
Abſ. 2 Buchſt. b als Jude gelten ſoll, iſt der Tag, an dem das Reichs. 
bürgergeſetz erlaſſen wurde, demnach der 16. September 1935; vgl. 
oben Bem. a am Ende. War die Ehe eines Miſchlings mit einem Juden 
vorher aufgelöſt oder für nichtig erklärt, fo greift $5 Abſ. 2 nicht Platz. 
Durch eine ſeit dem 16. September 1935 erfolgte Auflöſung einer 
vorher geſchloſſenen Ehe wird an der raſſ iſchen Einordnung des Miſch⸗ 
lings als Jude dagegen nichts geändert. Auch die nachträgliche Nichtig⸗ 
keitserklärung bejeitigt die Einordnung als Jude nicht, obwohl in 
dieſem Fall die Ehe als von Anfang an nichtig anzuſehen ift. Abwei- 
chend von der ſonſtigen Wirkung der Nichtigkeitserklärung ändert dieſe 
an der raſſiſchen Einordnung deshalb nichts, weil in der Eingehung der 
Ehe mit einem Juden das für die raſſiſche Einordnung eines Miſch⸗ 
lings erſten Grades entſcheidende Bluts- und Willensbekenntnis zum 
Judentum liegt, das ohne Rückſicht auf die Gültigkeit oder Nichtigkeit 
der Ehe beſtehen bleibt. 

Hat ein Miſchling erſten Grades nach dem 16. September 1935 
eine Ehe mit einem Juden geſchloſſen oder ſchließt er dieſe in Zukunft, 
ſo ändert ſich ebenfalls die dadurch bedingte raſſiſche Einordnung als 
Jude auch dann nicht, wenn die Ehe ſpäter wieder aufgelöſt oder für 
nichtig erklärt wird. 

0) Das Blutſchutzgeſetz konnte nicht alle Raſſenmiſchehen, aus denen 
Miſchlinge erſten Grades hervorgehen, verbieten. Es ergibt ſich aus 
ſeinen Beſtimmungen aber unzweideutig, daß alle derartigen Ehen 
unerwünſcht find. Um auch in den Fällen, in denen ſolche Ehen nicht 
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verboten ſind (z. B. im Falle der Heirat eines Jude 
e mit einer deutſchblütigen Anderl die ber 
5 en von der Eingehung einer ſolchen unerwünſchten Ehe abzu 
halten, beſtimmt daher $ 5 Abſ. 2 Buchſt. e, daß die aus einer Ehe 
ai einem Juden ſtammenden ſtaatsangehörigen Miſch— 
rn des Buh = Juden gelten, wenn die Ehe nach dem 
* u S 
5 sehen it hutzgeſetzes, d. h. nach dem 17. September 
Ob die Ehe, aus der der Miſchling, der nach § 5 Abſ. 2 Buchſt. e 
als Jude eingeordnet wird, ſtammt, En den Lochen des He 
khußgefeges verboten oder zuläſſig war, iſt rechtlich nicht von Be- 
deutung. Vorausſe ung iſt aber, daß der Miſchling von einem Juden 
im Sinne des § 5 Abſ. 1, nicht auch des $ 5 Abſ. 2 ſtammt und daß 
8 zwei bene Großeltern hat. Das iſt nur dann der Fall wenn 
er eine Elternteil volljüdiſch und der andere deutſchblütig iſt da- 
gegen nicht, wenn der eine Elternteil dreiwierteljüdiſch und der andere 
B iſt. Da § 5 Abſ. 2 Buchſt. c nur zur Anwendung 
ger wenn ein Ehegatte Jude nach § 5 Abj. 1 ift, gelten auch 
= 17 * un 4 mr . erſten Grades hervor 
5 8 2 als Ju i a 
0 deln Juden gelten, nicht als Juden, ſondern 
5 Abſ. 2 Buchſt. d zieht die in Buchſt. o für die eheli . 
8 gezogene Folgerung in gleicher Gele für ehe 
Kinder, die aus einer Verbindung mit einem Juden ſtammen und 
nach dem 31. Juli 1936 geboren werden. Wird der Miſchling zwar 
misc eat, abet in der Ehe geboren, ſo regelt ſich ſeine 
er a. nach Buchſt. e; praktische Bedeutung hat dieſer 


8 6 

(1) Soweit in Reichsgeſetzen oder in Anordunt 
r ngen der National⸗ 
Lee Deutſchen Arbeiterpartei und ihrer — 
? nforderungen an die Reinheit des Blutes geſtellt werden, die 
die: 25 hinausgehen, bleiben fie unberührt. " 

2) Sonſtige An orderungen an die Reinheit des Blutes, di 
über $ 5 hinausgehen, dürfen nur mit Zuſtimmung des Reicht: 
miniſters des Innern und des Stellvertreters des Führers geſtellt 
Ben Soweit Anforderungen dieſer Art bereits beſtehen, fallen 
u am 1. Januar 1936 weg, wenn ſie nicht von dem Reichsminiſter 
3 ie: os "ln a mit dem Stellvertreter des Führers 
b en. Der Ant auf Zula! s 
miniſter des Innern zu ſiellen. a 
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1. Seit der Machtergreifung hatten eine Anzahl Organiſationen 
zumal wirtſchaftlicher Art in ihre Satzungen ſogenannte Arier⸗ 
paragraphen aufgenommen, die ihrem Inhalt nach entweder den 
in der Erſten Verordnung zur Durchführung des Geſetzes zur Wieder. 
herſtellung des Berufsbeamtentums vom 11. April 1933 (RGBl. I 
S. 195), vgl. unten Anhang D Nr. 2, oder den im Reichserbhofgeſetz 
vom 29. Sept. 1933 (NIBL. 1 S. 685), vgl. unten Anhang D Nr. 17, 
und den Aufnahmebedingungen der NS DAP. geſtellten Anforderun⸗ 
gen an die Reinheit des Blutes entſprachen. Bei der endgültigen 
Löſung der Miſchlingsfrage, wie ſie durch die Nürnberger Geſetz⸗ 
gebung erfolgt mist, mußte eine einheitliche Regelung für die Zu- 
läſſigteit derartiger Anforderungen an die Reinheit des Blutes ge⸗ 
troffen werden, die der oberſten Reichs und Parteiführung Entſchei⸗ 
dungen ermöglicht, die den Abſichten des Geſetzgebers entſprechen 
und in der Vergangenheit zuweilen aufgetretene Unzuträglichleiten 
vermeiden. 

2. Nach 86 ſind nur diejenigen Anforderungen an die Reinheit 
des Blutes, die über $5 hinausgehen, unberührt geblieben, die in 
Reichsgeſetzen oder in Anordnungen der NSDAP. und ihrer Gliede⸗ 
rungen geſtellt find. Den Reichsgeſetzen im Sinne dieſer Vorſchrift 
find die auf Reichsgeſetzen beruhenden Verordnungen des Reiches 
gleichzuſtellen. Dies rechtfertigt ſich daraus, daß die Geſetze heute 
vielfach Rahmengeſetze ſind, und die Beſtimmungen in den auf ihrer 
Grundlage ergangenen Verordnungen als Beſtandteile der Geſetze 
angeſehen werden können. Die Reichsgeſetze leinſchließlich der Reichs- 
verordnungen), in denen derartige Anforderungen geſtellt, werden, 
ſind im Auhang D aufgeführt. Bei den Anordnungen der NSDAP. 
und ihrer Gliederungen handelt es ſich in erſter Linie um die Auf- 
nahmebedingungen, nach denen Freiheit von artfremdem Blutein> 
ſchlag bis wenigſtens zum 1. Januar 1800 nachgewieſen werden muß. 

Gliederungen der NSDAP. find nach $2 der Verordnung zur 
Durchführung des Geſetzes zur Sicherung der Einheit von Partei 
und Staat vom 20. März 1935 (RGGBl. 1 S. 502) in der Faſſung der 
Verordnung vom 5. Dez. 1935 (RG Bl.! S. 1523) Sg., SS., Na⸗ 
tionalſozialiſtiſches Kraftfahrkorps, Hitlerjugend, NS.-Deuticher 
Dozentenbund, NS. Deutſcher Studentenbund und NS. Frauen 
ſchaft. Von den Gliederungen der NSDAP. ſind die ihr angeſchloſſe⸗ 
nen Verbände (NS. Aerztebund, Bund Nationalſozialiſtiſcher Deut⸗ 
ſcher Juriſten, NS. Lehrerbund, NS.-⸗Volkswohlfahrt, NS. Kriegs- 
opfewerſorgung, Reichsbund der Deutſchen Beamten, NS. Bund 
Deutſcher Technik und Deutſche Arbeitsfront) zu unterſcheiden. Die 
von ihnen geſtellten Anforderungen ſind nur in Kraft geblieben, ſoweit 
ſie gemäß $ 6 Abſ. 2 vom Reichsminiſter des Innern und vom Stell⸗ 
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Wa des Führers beſonders zugelaſſen worden find (vgl. unten 
. Alle ſonſtigen Anforderungen an die Reinheit des Blutes, die 
über $ 5 hinausgehen, ſind am 1. Januar 1936 weggefallen, ſoweit 
Vie nicht auf Antrag vom Reichsminiſter des Innern im Einverneh— 
men mit dem Stellvertreter des Führers ausdrücklich weiter zuge- 
laſſen worden ſind. Neue Anforderungen dieſer Art dürfen nur mit 
Zuſtimmung dieſer Mmiſter geſtellt werden. Der Antrag auf Zu— 
laſſung iſt beim Reichsminiſter des Innern zu ſtellen. 

4. Von beſonderer praftifcher Bedeutung iſt, daß die Deutſche Ar⸗ 
beitsfront ſeit dem 1. Jan 1936 die Mig cht nicht ee von 
Anforderungen, die über § 5 hinausgehen, abhängig macht. 
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Der Führer und Reichskanzler kann Befreiungen von den Bor: 
ſchriften der Ausführungsverordnungen erteilen. 


1. Bei der beſonderen Wichtigkeit, die den Vorſchriften über das 
Reichsbürgerrecht zukommt, mußte die Vice — — wer⸗ 
den, etwa vorkommende Härten, die über den Geſetzeszweck hinaus— 
gehen, durch Befreiungen auszugleichen. Da dem Reichsbürgergeſetz 
ſelbſt programmatiſche Bedeutung im Aufbau des neuen Staates zu- 
kommt, ſchien es jedoch nicht angezeigt, die Möglichkeit von Ausnah- 
men auch von den darin feſtgelegten Beſtimmungen zuzulaſſen. Es 
iſt daher eine Befreiungsmöglichkeit nur für die Vorſchriften der er— 
gangenen oder noch ergehenden Ausführungsverordnungen zum 
Reichsbürgergeſetz vorgeſehen worden. Zuläſſig find Befreiungen 
von ſämtlichen Vorſchriften der Ausführungsverordnungen. Indes 
werden Befreiungen nur in ganz beſonders liegenden Ausnahme— 
fällen in Frage kommen. 

2. Die Bewilligung der Befreiungen hat ſich der Führer und Reichs⸗ 
kanzler vorbehalten, die Befugnis zur 1 ei es 
geſuchen hat er auf den Reichsminiſter des Innern übertragen. 

3. Das Verfahren bei der Erledigung von Befreiungsgeſuchen iſt 
durch den Runderlaß vom 4. Dez. 1935 (dil n 
S. 158, geregelt. Danach ſind Geſuche um Bewilligung von Befrei 
ungen grundſätziich bei der höheren Verwaltungsbehörde einzureichen. 
Höhere Verwaltungsbehörde iſt 


in Preußen der Regierungspräſident (in Berlin der 
c Polizeipräfident), 
in Bayern der Regierungspräſident, 
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in Sachſen die Kreishauptmannſchaft, 
in den übrigen Ländern die Landesregierung, d. ). die ſachlich zu 
ſtändige oberſte Landesbehörde, in der Re 
gel aljo das Innenminiſterium. 
Beſitzt der Geſuchſteller im Inland keinen Wohnſitz oder gewöhn 
lichen Aufenthalt, ſo iſt das Geſuch bei dem Reichsminiſter des Innern 
einzureichen. Anträge von Perſonen, die nicht Reichsbürger ſind, auf 
Belaſſung in dem von ihnen bisher bekleideten öffentlichen Amt ſind 
auf dem Dienſtwege dem zuſtändigen Reichsminiſter einzureichen. 
Sofern die Ausſichtsloſigkeit des Geſuchs nicht von vornherein feſt 
ſteht, trifft die höhere Verwaltungsbehörde die vorbereitenden Feſt⸗ 
ſtellungen, die ſich insbeſondere auf die innere und äußere Verbunden- 
heit des Geſuchſtellers und feiner Familie, zumal ſeiner etwa vor- 
handenen deutſchblütigen Vorfahren, mit dem Deutſchtum zu er 
ftreden haben. Nach Abſchluß der Ermittlungen hat die höhere Ver- 
waltungsbehörde in den Ausnahmefällen, in denen ſie das Geſuch 
befürworten will, der zuſtändigen Gauleitung der NS DAP. Gelegen, 
heit zur Stellungnahme zu geben. 


3. Zweite Verordnung zum Reichs bürgergeſetz 
Vom 21. Dezember 1935 
(RG Gl. 1 S. 1524) 


Auf Grund des $3 des Reichsbürgergeſetzes vom 15. September 

1935 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 1146) wird folgendes verordnet: 
81 

(1) Beamte im Sinne des 8 4 Abſ. 2 der Erſten Verordnung vom 
14. November 1935 zum Reichs bürgergeſetz (Reichsgeſetzbl.! 
S. 1333) ſind unmittelbare und mittelbare Beamte des Reichs — 
mit Ausnahme der Notare, denen die Gebühren ſelbſt zufließen —, 
unmittelbare und mittelbare Beamte der Länder und Beamte der 
Gemeinden und Gemeindeverbände ſowie Beamte von Körper⸗ 
ſchaften des öffentlichen Rechts. Als Beamte im Sinne dieſer Vor⸗ 
ſchrift gelten auch Bedienſtete der Träger der Sozialverſicherung, 
welche die Rechte und Pflichten der Beamten haben. 

(2) Zu den Beamten im Sinne des § 4 Abſ. 2 der Erſten Ber: 
ordnung zum Reichs bürgergeſetz gehören auch die Beamten, die 
unter Gewährung ihrer vollen Bezüge oder eines Teiles ihrer 
Bezüge vom Amt enthoben ſind, die Lehrer im öffentlichen Schul⸗ 
dienſt und die Lehrer an den wiſſenſchaftlichen Hochſchulen, ſoweit 
ſie nicht von ihren amtlichen Verpflichtungen entbunden ſind. 

(>) Als Beamte im Sinne des $ 4 Abſ. 2 der Erſten Verordnung 
zum Reichs bürgergeſetz gelten ferner die Honorarprofeſſoren, die 
nicht beamteten außerordentlichen Profeſſoren und die Privat⸗ 
dozenten an wiſſenſchaftlichen Hochſchulen. Bei ihnen tritt an die 
Stelle des Uebertritts in den Ruheſtand die Entziehung der Lehr⸗ 
befugnis; das gleiche gilt für die von ihren amtlichen Verpflich⸗ 
tungen entbundenen Lehrer an den wiſſenſchaftlichen Hochſchulen. 

(+) Die Beſtimmungen des 8 4 Abſ. 2 der Erſten Verordnung 
zum Reichs bürgergeſetz gelten ſinngemäß für die Angehörigen der 
Wehrmacht. 

(5) Warteſtandsbeamte, die im Weltkrieg an der Front für das 
Deutſche Reich oder für ſeine Verbündeten gekämpft haben, er: 
halten als Ruhegehalt ihr Wartegeld bis zu dem Zeitpunkt, zu 
dem ſie auf Grund der allgemeinen Vorſchriften ſonſt in den end— 
gültigen Ruheſtand getreten wären; als Ruhegehalt erhalten ſie 
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ihr Wartegeld auch dann, wenn ſie zum Zeitpunkt ihres Ausſchei⸗ 
dens als nicht planmäßige Beamte voll beſchäftigt waren. 

(6) Iſt gegen einen Beamten (Abſ. 1 bis 4) ein förmliches Diſzi⸗ 
plinarverfahren anhängig, jo kann dieſes mit dem Ziele der Abs 
erkennung des Ruhegehalts und der Amtsbezeichnung fortgeführt 
werden. 


1. Der Begriff des Beamten iſt in der deutſchen Geſetzgebung und 
Rechtſprechung nicht immer einheitlich feſtgelegt worden. Es erſchien 
daher notwendig, genau zu bezeichnen, wer als Beamter im Sinne 
des § 4 Abſ. 2 der Erſten VO. z. RBürgG. anzuſehen und demgemäß 
am 31. Dezember 1935 ausgeſchieden iſt. Dabei war es zweckmäßig, 
grundſätzlich denſelben weitgeſpannten Beamtenbegriff wie im Geſetz 
zur Wiederherſtellung des Berufsbeamtentums vom 7. April 1933 
(NG Bl. 1 S. 175) zu verwenden. Denn § 4 Abſ. 2 der Erſten VO. z. 
NBürgG. will das Ausſcheiden der jüdiſchen Beamten erreichen, die 
nach dem Geſetz zur Wiederherſtellung des Berufsbeamtentums in 
ihrem Amte verblieben waren, weil ſie entweder am 1. Auguſt 1914 
bereits Beamte waren, oder weil ſie Frontkämpfer oder Väter, 
Söhne oder Ehegatten von im Weltkrieg Gefallenen ſind. 


2. Zu den Beamten im Sinne des § 4 Abſ. 2 der Erſten VO. z. 
NBÜrgG. gehören alle unmittelbaren und mittelbaren Beamten des 
Reichs und der Länder, die Beamten der Gemeinden und der Ge 
meindeverbände einschließlich der Ehrenbeamten, ferner die Beamten, 
der Körperſchaften des öffentlichen Rechts mit Ausnahme der Neli- 
gionsgeſellſchaſten (vgl. §4 Abſ. 3 der Erſten VO. z. NBÜrgG.), die 
Lehrer im öffentlichen Schuldienſt mit Ausnahme der Lehrer an 
jüdiſchen Schulen (vgl. 84 Abſ. 4 der Erſten VO. z. RBürgG.) und 
die nicht von ihren amtlichen Verpflichtungen entbundenen Hoch 
ſchullehrer (ordentliche und außerordentliche Profeſſoren), ſoweit 
ihnen eine Beamtenſtelle übertragen ift; vgl. unten Bem. 5. Wegen 
der Notare vgl. unten Bem. 6. 

Als Beamte im Sinne des § 4 Abſ. 2 der Erſten VO. z. NBürg®. 
gelten die mit den Rechten und Pflichten von Beamten ausgeſtatteten 
Bedienſteten der Träger der Sozialverſicherung (3. B. der Reichs- 
anſtalt für Arbeitsvermittlung und Arbeitsloſenverſicherung, der 
Reichsverſicherungsanſtalt für Angeſtellte, der Reichsknappſchaft) und 
die Hochſchullehrer, die nicht beamtet (Honorarprofeſſoren, nicht- 
beamtete außerordentliche Profeſſoren und Privatdozenten) oder von 
ihren amtlichen Verpflichtungen entbunden ſind; vgl. unten Bem. 5. 

84 Abſ. 2 der Erſten VO. z. RBürgch. bezieht ſich ſowohl auf im 
Dienſt befindliche Beamte wie auf Beamte im Warteſtand leinſt— 
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weiligen Ruheſtand); vgl. hierzu auch unten Bem. 3. Bei den aktiven 
Beamten macht es grundſätzlich keinen Unterſchied, ob es ſich um 
planmäßige Beamte oder um außerplanmäßige Beamte, um Be- 
amte auf Probe, im Vorbereitungsdienſt oder dergl. oder um Be 
amtenanwärter handelt. 

Zu den Beamten im Sinne des 4 Abſ. 2 der Erſten VO. z. RBürgc. 
gehören auch die Beamten, die unter Gewährung ihrer vollen Bezüge 
oder eines Teils ihrer Bezuge von ihrem Amt enthoben ſind. Die 
erſtere Möglichkeit beſteht für richterliche, die letztere für ſonſtige 
Beamte im Dienſtſtrafverfahren. Wegen der Durchführung eines 
Dienſtſtrafverfahrens nach dem Ausſcheiden aus dem Dienſt vgl. 
unten Bem. 7. 

3. Alle in Bem. 2 genannten Beamten find nach $4 Abſ. 2 der 
Erſten VO. z. NBürgG. mit Ablauf des 31. Dezember 1935 in den 
Ruheſtand getreten. Sie erhalten das erdiente Ruhegehalt — ſoweit 
ſie Frontkämpfer ſind, mit der Maßgabe, daß die zuletzt bezogenen 
ruhegehaltsfähigen Dienſtbezüge der Ruhegehaltsberechnung zu— 
grunde gelegt werden (54 Abſ. 2 Satz 2 und 3 der Erſten VO. z. 
NBuürgch.); haben Frontkämpfer leinen Anſpruch auf Ruhegehalt, 
jo kann ihnen unter den Vorausſetzungen des 8 2 Abſ. 1 ein Unter 
haltszuſchuß bewilligt werden. 

Für Warteſtandsbeamte, die Frontkämpfer waren, gilt hinſichtlich 
der Höhe ihres Ruhegehalts eine entſprechende Regelung wie für 
aktive Beamte, die Frontkämpfer waren. Wie dieſe die zuletzt bezo- 
genen ruhegehaltsfähigen Dienſtbezüge als Ruhegehalt erhalten, ſo 
ſteht den Warteſtandsbeamten ihr Wartegeld als Ruhegehalt zu. 
Nicht wenige Warteſtandsbeamte werden praktiſch trotz ihrer Ver. 
ſetzung in den Warteſtand als nicht planmäßige Beamte weiter— 
beſchäftigt und erhalten alsdann die vor der Verſetzung in den Warte 
ſtand bezogenen Bezüge. Auch dieſe Warteſtandsbeamten erhalten 
nach der ausdrücklichen Regelung in §1 Abſ. 5 nur ihr Wartegeld 
als Ruhegehalt und nicht etwa, wie man aus § 4 Abſ. 2 Satz 2 hätte 
entnehmen können, die zuletzt bezogenen Bezüge. Das Wartegeld 
ſteht den ausgeſchiedenen Warteſtandsbeamten bis zu dem Zeit— 
punkt als Ruhegehalt zu, zu dem ſie auch ſonſt in den endgültigen 
Ruheſtand getreten wären; zu dieſem Zeitpunkt wird ihr Ruhegehalt 
nach den allgemein gültigen Vorſchriften neu berechnet. 

Die ausgeſchiedenen Beamten behalten das Recht auf Führung 
ihrer Amtsbezeichnung mit einem die Beendigung des Beamten 
verhältniſſes kennzeichnenden Zuſatz (i. R.). 

Wegen der Hochſchullehrer vgl. Bem. 5. 

4. Bei den Angehörigen der Wehrmacht iſt zwiſchen den Beamten 
der Wehrmacht einerſeits, den jog. aktiven Offizieren und Unter— 
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offizieren andererſeits zu unterſcheiden. Die Wehrmachtbeamten 
unterliegen ſchon als unmittelbare Beamte des Reichs den Vor 
ſchriften des $4 Abſ. 2 der Erſten VO. z. RBürgch. Offiziere und Unter- 
offiziere find dagegen keine Beamten, fie müſſen aber als Träger 
eines öffentlichen Amts angeſehen werden. Die Folge dieſes Unter 
ſchieds wäre geweſen, daß Wehrmachtbeamte wie die übrigen Be 
amten am 31. Dezember 1935, Offiziere und Unteroffiziere aber wie 
die ſonſtigen Träger eines öffentlichen Amtes bereits am 15. Novem 
ber 1935 ausgeſchieden wären. Durch § 1 Abſ. 4 wird eine gleiche 
Behandlung aller Wehrmachtangehörigen dahin ſichergeſtellt, daß 
die für Beamte geltenden Vorſchriften ſinngemäß auf alle Angehöri 
gen der Wehrmacht anwendbar ſind. 

5. Die verſchiedene rechtliche Stellung der Hochſchullehrer bringt 
es mit ſich, daß ſie auch bei Anwendung des Reichsbürgergeſetzes und 
ſeiner Ausführungsverordnungen verſchieden behandelt werden müß 
ſen. Die beamteten ordentlichen und außerordentlichen Profeſſoren 
ſind, ſoweit ſie nicht bereits von den amtlichen Verpflichtungen ent 
bunden waren, in den Ruheſtand verſetzt worden; mit der Verſetzung 
in den Ruheſtand iſt der Verluſt der Lehrbefugnis verbunden. Die 
Höhe des Ruhegehalts und die Gewährung eines Unterhaltszuſchuſſes 
richten ſich nach den 1 area für jüdiſche Beamte geltenden Vor 
schriften. Die bisherige Amtsbezeichnung darf mit dem Zuſatz i. R. 
weitergeführt werden. 

Bei den nichtbeamteten Honorarprofeſſoren und außerordentlichen 
Profeſſoren ſowie bei den Privatdozenten kam ein Uebertritt in den 
Ruheſtand nicht in Frage, da fie keine Beamtenſtellung bekleidet 
haben. Nach § 1 Abſ. 3 iſt an deſſen Stelle die Entziehung der Lehr- 
befugnis getreten. Ebenſo iſt den bereits entpflichteten Hochſchul⸗ 
lehrern die Lehrbefugnis entzogen worden; an ihrer ſonſtigen Rechts- 
ſtellung hat ſich nichts geändert. Ein Ruhegehalt können Honorar: 
profeſſoren ſowie nicht beamtete außerordentliche Profeſſoren und 
Privatdozenten nicht erhalten; beim Vorliegen der Vorausſetzungen 
des § 2 kann Frontkämpfern unter ihnen aber ein Unterhaltszuſchuß 
gewährt werden. Honorarprofeſſoren behalten nach dem Ausſcheiden 
die bisherige Amtsbezeichnung mit dem Zujah i. R. Nichtbeamtete 
außerordentliche Profeſſoren haben dagegen ihre Amtsbezeichnung 
mit ihrem Ausſcheiden verloren, wie ſich dieſer Verluſt auch bei einem 
Ausſcheiden aus ſonſtigen Gründen ergeben hätte. Die Bezeichnung 
Privatdozent iſt mit dem Ausſcheiden verlorengegangen; die von den 
Privatdozenten geführte Bezeichnung Dr. habil. darf dagegen weiter 
geführt werden. 

6. Die Rechtsſtellung der Notare in den einzelnen deutſchen Län- 
dern ift ſehr verſchieden. Es gibt Notare, die Beamte find, und ſolche, 
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denen dieſe Eigenſchaft fehlt. Bei den beamteten Notaren gibt es 
von dem Notar, der eine Planſtelle beſitzt und ruhegehaltsberechtigt 
iſt, bis zu dem Notar, dem lediglich die bei ſeiner Tätigkeit aufkom 
menden Gebühren zuſtehen, mehrere Zwiſchenſtufen. Auch die nicht 
beamteten Notare bekleiden ein öffentliches Amt. 

Die Notare, die nicht Beamte ſind, ſondern nur ein öffentliches 
Amt bekleiden (z. B. die thüringiſchen Notare, die öffentlichen Notare 
in Württemberg), ſind wie die übrigen Träger eines öffentlichen 
Amtes mit dem Inkrafttreten der Erſten Verordnung zum Reichs- 
bürgergeieh, d. h. am 15. November 1935, ausgeſchieden. Ihnen find 
durch §1 Abf. 1 die beamteten Notare, denen die Gebühren ſelbſt 
zufließen (z. B. die preußiſchen Notare), gleichgeſtellt; fie ſind daher 
nicht wie die übrigen Beamten erſt am 31. Dezember 1935 in den 
Ruheſtand getreten, ſondern ebenfalls bereits mit dem 15. November 
1935 ausgeſchieden. Die übrigen beamteten Notare find am 31. De- 
zember 1935 in den Ruheſtand getreten. Zu ihnen wird man auch die 
Notare in Bayern rechnen müſſen, denen zwar die Gebühren z. T zu- 
fließen, die aber Inhaber einer planmäßigen Beamtenſtelle und auch 
hinſichtlich ihres Ruhegehalts ähnlich wie andere Beamte geſtellt ſind. 

In den Ruheſtand getretene beamtete Notare dürfen die Bezeich⸗ 
nung Notar i. R. führen. Dies gilt nicht für die Notare, die allein 
auf das Gebührenaufkommen angewieſen waren; dieſe ſtehen viel- 
mehr auch inſoweit den nichtbeamteten Notaren gleich, die mit dem 
Ausſcheiden das Recht auf die bisherige Amtsbezeichnung verloren 
haben. Den ſog. Nur-Notaren im Rheinland dürfte jedoch die Be— 
zeichnung Notar i. R. zuſtehen. 

7. Abgeſehen von den in $ 14 des Geſetzes zur Wiederherſtellung 
des Berufsbeamtentums vom 7. April 1933 (RG Bl. 1 S. 175) ge⸗ 
regelten Fällen iſt die Einleitung eines Dienſtſtrafverfahrens gegen 
einen in den Ruheſtand getretenen oder ſonſt ausgeſchiedenen Be- 
amten nach Reichsrecht nicht möglich. $ 1 Abf. ſtellt aber in Ueber 
einſtimmung mit 8 75 Ziff. 2 Satz 3 des Reichsbeamtengeſetzes feſt, 
daß die Fortführung eines förmlichen Dienſtſtrafverfahrens gegen 
einen Beamten im Sinne des § 1 Abſ. 1-4 auch nach feinem Aus- 
ſcheiden dann möglich iſt, wenn ſie die Aberkennung des Ruhegehalts 
und der Amtsbezeichnung zum Ziele hat. Das Dienſtſtrafverfahren 
darf nur dann fortgeführt werden, wenn ihm eine ſo ſchwere Ver 
fehlung zugrunde liegt, daß die Aberkennung des Ruhegehalts und 
der Amtsbezeichnung zu erwarten iſt; anderenfalls iſt ein anhängiges 
Verfahren einzustellen. Das Verfahren richtet ſich beiReichsbeamten 
nach $$ 64 ff. des Reichsbeamtengeſetzes, bei den übrigen Beamten 
nach den für ſie geltenden einſchlägigen Vorſchriften. Soweit nach 
Landesrecht weitergehende Vorſchriften über die Zuläſſigkeit einer 
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Diſziplinarverſolgung nach dem Ausſcheiden beſtehen, bleiben ſie 
unberührt. 

8. Keine Beamten im Sinne des § 4 Abſ. 2 der Erſten V. z. R 
VBürgG. find Angeſtellte und Arbeiter im öffentlichen Dienſt. 


8 2 

(1) Beamten im Sinne des § 4 Abſ. 2 Satz 2 der Erſten Verord⸗ 
nung zum Reichs bürgergeſetz, die beim Uebertritt in den Ruheſtand 
nach den allgemeinen verſorgungsrechtlichen Beſtimmungen ein 
Ruhegehalt noch nicht erdient hatten oder die überhaupt keinen 
Anſpruch auf Ruhegehalt haben, kann bei Würdigkeit und Be⸗ 
dürftigteit ein jederzeit widerruflicher Unterhaltszuſchuß gewährt 
werden. 

(2) Der Unterhaltszuſchuß wird nach Richtlinien bewilligt, die 
der Reichsminiſter der Finanzen im Einvernehmen mit dem Reichs⸗ 
miniſter des Innern erläßt. Die Richtlinien ſind für die Gemeinden 
und Gemeindeverbände und die Körperſchaften des öffentlichen 
Rechts verbindlich. 

(% Den Beamten nach Abj. 1 dieſer Vorſchrift werden gleich⸗ 
geſtellt die Notare, denen die Gebühren ſelbſt zufließen. Ueber die 
Gleichſtellung anderer Gruppen von nicht beamteten Trägern eines 
öffentlichen Amtes entſcheidet der Reichsminiſter des Innern im 
Einvernehmen mit dem Reichsminiſter der Finanzen. 

(+) Wird einem Beamten, der beim Uebertritt in den Ruheſtand 
nach den allgemeinen verſorgungsrechtlichen Beſtimmungen ein 
Ruhegehalt noch nicht erdient hatte, ein Unterhaltszuſchuß be⸗ 
willigt, ſo findet eine Nachverſicherung nach Maßgabe der reichs⸗ 
geſetzlichen Sozialverſicherung nicht ftatt. In den Fällen, in denen 
der Unterhaltszuſchuß widerrufen wird oder der Unterhaltszuſchuß 
zeitlich beſchräntt bewilligt worden iſt, finden die Vorſchriſten 
der Reichsverſicherung über die Nachverſicherung von Perſonen, 
die von der Verſicherungspflicht befreit ſind, vom Zeitpunkt des 
Widerrufs oder des Fortfalls des Unterhaltszuſchuſſes ab An⸗ 
wendung. Hierbei gilt die Zeit zwiſchen dem Ausſcheiden und der 
Nachverſicherung als Erſatzzeit für die Erhaltung der Anwartſchaft. 


1. Es iſt mit dem Weſen des nationalſozialiſtiſchen Staates als 
der organiſierten Gemeinſchaft des deutſchen Volkes nicht verein⸗ 
bar, ſeine Aufgaben durch jüdiſche Beamte wahrnehmen zu laſſen. 
Es war daher auch nicht möglich, jüdiſchen Beamten, die im Welt- 
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krieg an der Front für das Deutſche Reich oder ſeine Verbündeten 
gekämpft haben, das Verbleiben im Amt zu geſtatten. Frontkämpfer 
ſind aber hinſichtlich ihrer Verſorgung nach dem Ausſcheiden beſſer 
geſtellt worden als die übrigen Beamten. Soweit ſie ruhegehalts 
berechtigt waren, erhalten ſie die vollen zuletzt bezogenen Dienſt 
bezüge als Ruhegehalt; vgl. Bem. 3 zu $4 der Erſten V. z. RBürgG.; 
ſoweit dies nicht der Fall war, iſt durch $2 aus Billigkeitsgründen Vor. 
ſorge getroffen, daß ihnen bei Würdigkeit und Beduͤrftigkeit ein 
Unterhaltszuſchuß bewilligt werden kann. 

2. Die Bewilligung des Unterhaltszuſchuſſes iſt von der Erfüllung 
folgender Vorausſetzungen abhängig: 

a) Nur Frontkämpfer lönnen den Unterhaltszuſchuß erhalten. 
Ob jemand Frontkämpfer iſt, iſt unter entſprechender Anwendung 
der Dritten Verordnung zur Durchführung des Geſetzes zur Wieder 
herſtellung des Berufsbeamtentums vom 6. Mai 1933 (NG Bl. I 
S. 245), zu § 3 Nr. 3, feſtzuſtellen. Väter, Söhne und Ehegatten eines 
im Weltkrieg Gefallenen, die bei der Durchführung des Geſetzes zur 
Wiederherſtellung des Berufsbeamtentums wie Frontkämpfer behan- 
delt worden find, ſtehen ihnen bei der Anwendung des $2 nicht gleich. 

b) Nur folche Frontlämpfer können berückſichtigt werden, die ohne 
Ruhegehaltsberechtigung aus ihrer Stellung ausgeſchieden ſind, 
ſei es, daß ſie beim Uebertritt in den Ruheſtand nach den allgemeinen 
verſorgungsrechtlichen Beſtimmungen noch kein Ruhegehalt erdient 
hatten (z. B. bei zu kurzer Tätigkeit als Beamter), ſei es, daß ſie 
überhaupt keinen Anſpruch auf Ruhegehalt beſitzen (3. B. die nicht. 
planmäßigen Beamten). Der Unterhaltszuſchuß kann nicht nur den 
Beamten im Sinne des $ 1 Abſ. 1-4 gewährt werden, ſondern auch 
den ſich praftifch in der gleichen Lage befindenden, ohne Ruhegehalt 
ausgeſchiedenen Notaren, die auf das Gebührenaufkommen ange 
wieſen waren. Ebenſo können andere Gruppen nichtbeamteter Träger 
eines öffentlichen Amtes (vgl. $5) durch Entſcheidung des Reichs- 
miniſters des Innern und des Reichsminiſters der Finanzen den 
ohne Ruhegehaltsberechtigung ausgeſchiedenen Beamten gleichgeſtellt 
werden. 

e) In jedem Einzelfall muß die Würdigkeit des Frontkämpfers 
geprüft werden. Sollte dieſer nach ſeinem Ausſcheiden Handlungen 
begehen, die an feiner Würdigkeit zweifeln laſſen, kann ſie nachträglich 
verneint und der Unterhaltszuſchuß entzogen werden; vgl. Ben. 3. 

d) Der Unterhaltszuſchuß ſoll verhindern, daß Frontkämpfer durch 
die Maßnahmen auf Grund der Reichsbürgergeſetzgebung in eine 
wirtſchaftliche Notlage geraten. Eine Notwendigkeit für die Gewäh 
rung des Unterhaltszuſchuſſes beſteht daher nur in den Fällen, in 
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denen eine Bedürftigkeit des Frontkämpfers feſtgeſtellt wird; bei 
dieſer Feſiſtellung wird nicht kleinlich verfahren werden dürfen. Fällt 
die Bedürftigkeit nachträglich fort, hat der ausgeſchiedene Beamte 
z. B. einen anderen auskömmlichen Beruf ergriffen, ſo wird der 
Unterhaltszuſchuß widerrufen werden müſſen. 8 

3. Der Unterhaltszuſchuß kann jederzeit widerrufen werden. Ein 
Widerruf wird beſonders dann in Frage kommen, wenn die Voraus. 
ſetzungen für die Bewilligung nachträglich fortfallen, z. B. wenn 
Tatſachen eintreten, die die Annahme der Würdigkeit oder der Be- 
dürftigfeit nicht mehr rechtfertigen. Der Unterhaltszuſchuß kann auch 
von vornherein mit zeitlicher Beſchränkung bewilligt werden. 

Der Unterhaltszuſchuß wird nach Richtlinien bewilligt, die der 
Reichsminiſter der Finanzen im Einvernehmen mit dem Reichs 
miniſter des Innern erläht. Bisher ſind dieſe Richtlinien noch nicht 
erlaſſen. Die Richtlinien ſind für die Gemeinden, die Gemeinde 
verbände und die Körperſchaften des öffentlichen Rechts verbindlich. 


8 3 
Die Reichs bant und die Deutſche Reichsbahn⸗Geſellſchaft werden 
ermächtigt, dem § 4 Abſ. 2 der Erſten Verordnung zum Reichs⸗ 
bürgergeſetz und dem $ 2 dieſer Verordnung entſprechende Beſtim⸗ 
mungen zu erlaſſen. 


Für die Beamten der Reichsbank und der Deutſchen Reichsbahn 
Geſellſchaft gilt nicht das allgemeine Beamtenrecht, ſondern beſon⸗ 
dere Beſtimmungen, die z. T. auf internationale Vereinbarungen 
zurückgehen. Sie ſind aus dieſem Grunde auch nicht dem $ 4 Abs. 2 
der Erſten BO. z. RBungch. unmittelbar unterworſen worden. Reichs. 
bauk und Deutſche Reichsbahn Geſellſchaft ſind jedoch ermächtigt wor 
den, für ihre Beamten entſprechende Beſtimmungen zu erlaſſen, wie 
ſie für die übrigen Beamten gelten. 


84 

(1) Bei Beamten im Sinne des $ 4 Abſ. 2 der Erſten Verordnung 
zum Reichs vürgergeſetz, die beim Uebertritt in den Ruheſtand nach 
den allgemeinen verſorgungsrechtlichen Beſtimmungen ein Ruhe⸗ 
gehalt noch nicht erdient hatten oder die überhaupt keinen An⸗ 
ſpruch auf Ruhegehalt haben, ſowie bei den Notaren, denen die 
Gebühren ſelbſt zufließen, finden auf die Kündigung von Miet⸗ 
verhältniſſen über Räume, die ſie für ſich oder ihre Familie ge⸗ 
mietet haben, die Vorſchriften des Geſetzes über das Kündi⸗ 
gungsrecht der durch das Geſetz zur Wiederherſtellung des Berufs⸗ 
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beamtentums betroffenen Perſonen vom 7. April 1933 (Reichs⸗ 
geſetzbl. 1 S. 187) entſprechende Anwendung. Die Kündigung muß 
für den 31. März 1936 erfolgen und dem Vermieter ſpäteſtens am 
31. Januar 1936 zugehen. 

(2) Das gleiche gilt für Mietverhältniſſe der Angejtellten von 
Notaren, die durch das Ausſcheiden des Notars ſtellungslos ge⸗ 
worden ſind. 


1. Bei den Beamten, die ohne Ruhegehalt ausgeſchieden find, ſowie 
bei den Notaren, die auf das Gebührenaufkommen angewieſen waren, 
bewirkt das Ausſcheiden aus ihrem Amt vielfach eine ſolche Aende 
rung der wirtſchaftlichen Verhältniſſe, daß ſie die bisher gemieteten 
Räume nicht länger beibehalten können. Ihnen iſt daher durch 8 4 
wie den ſeinerzeit von dem Geſetz zur Wiederherſtellung des Berufs- 
beamtentums betroffenen Perſonen ein beſonderes Kündigungsrecht 
unter entſprechender Anwendung des Geſetzes vom 7. April 1933 
(RSBL. 1 S. 187) eingeräumt worden. Die Kündigung muß für den 
31. März 1936 erfolgen und dem Vermieter ſpäteſtens am 31. Januar 
1936 zugegangen ſein. 

2. Zur Vermeidung einer ungerechtfertigten Belaſtung der Ver— 
mieter iſt das beſondere Kündigungsrecht nur einem beſchränkten 
Perſonenkreis eingeräumt worden. Es ſteht daher den mit Ruhe- 
gehalt ausgefchiedenen Beamten nicht zu, ſondern nur den ohne Ruhe. 
gehalt ausgeſchiedenen; dabei iſt es unerheblich, ob im Einzelfall 
nach $ 2 ein Unterhaltszuſchuß bewilligt iſt oder nicht. Ein Kündi 
gungsrecht beſitzen ferner die Notare, die auf das Gebührenaufkom 
men angewieſen waren, daneben aber auch diejenigen ihrer Angeſtell— 
ten, die durch das Ausscheiden des Notars ſtellungslos geworden ſind. 

3. Nur Mietverhältniſſe über Räume können gekündigt werden; 
andere Mietverhältniſſe, z. B. über ſonſtige Grundſtücke oder über 
bewegliche Sachen, bleiben unberührt. Gleichgültig iſt, ob es ſich 
um Wohnräume oder — bei Notaren — um Geſchäftsräume handelt, 

Iſt das Kündigungsrecht durch Vertrag ausgeſchloſſen, jo iſt dieſe 
Vereinbarung unwirkſam ($ 1 Abſ. 2 des Geſetzes vom 7. April 1933 
— RGW. J S. 187). 

4. Dem Vermieter ſteht ein Widerſpruchsrecht gegen die Kündi 
gung zu. Die Kündigung iſt unwirkſam, wenn dem Mieter unter Be 
rücksichtigung der Verhältniſſe beider Teile die Fortſetzung des Miet- 
verhältniſſes zugemutet werden kann ($ 2 des Geſetzes vom 7. April 
1933 — RGBl. I S. 187). 

Das Verfahren bei der Erhebung des Widerſpruchs richtet ſich nach 
$ 3 des Geſetzes vom 7. April 1933 (RG Bl. 1 S. 187). Danach iſt 
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Widerſpruch binnen zwei Wochen ſeit dem Zugang der Kündigung 
ſchrftlich oder zur Nieberſchift der Geſchäftsſtelle. bei dem Amtöge- 
richt anzubringen, in deſſen Bezirk die Mieträume liegen, Das Gericht 
hat dem Mieter eine Abjchrift zur Erklärung mitzuteilen. Die Be⸗ 
teiligten haben ihre tatsächlichen Behauptungen, glaubhaft zu machen. 
Die Entſcheidung erfolgt durch Beſchluß des Amtsgerichts: ſie kann 
ohne mündliche Verhandlung ergehen. Gegen den Beſchluß findet 
innerhalb einer Notfriſt von zwei Wochen ſeit ſeiner Zuſtellung ſo 
fortige Beſchwerde an das Landgericht ſtatt. Eine weitere Beſchwerde 
iſt nicht möglich. 

8 5 

(% Träger eines öffentlichen Amtes im Sinne des 8 4 Abſ. 1 der 
Erſten Verordnung zum Reichsbürgergeſetz ſind neben den Be⸗ 
amten die Perjonen, die dazu beſtellt ſind, obrigkeitliche oder hoheit⸗ 
liche Aufgaben zu erfüllen. 

15 au gwelfelsſälen entſcheidet der Reichsminiſter des Innern 
im Einvernehmen mit dem Reichsminiſter der Finanzen, ob ein 
öffentliches Amt im Sinne dieſer Beſtimmung vorliegt. 

(% Aus Beurlaubungen oder ſonſtigen behördlichen Maßnah⸗ 
men, die gegen Träger eines öffentlichen Amtes im Hindiid auf das 
Reichs bürgergeſetz getroffen ſind, können Anſprüche nicht herge⸗ 
leitet werden. 

(% Amtshandlungen ſind nicht deshalb rechtsunwirksam, weil 
der Träger des öffentlichen Amtes im Sinne des Abſatzes 1 ſie nach 
dem 14. November 1935 vorgenommen hat, obwohl er zu dieſem 
Zeitpuntt nach § 4 Abs. 1 der Erſten Verordnung zum Reichs⸗ 
bürgergeſetz bereits ausgeſchieden war. 

( H — ehe Notar, = auf Grund des 8 4 Abs. der Erſten Ver⸗ 
orduung zum Reichsbürgergeſetz ausgeſchieden iſt, beurlaubt, und 
hat aus dieſem Grunde ein Gericht oder eine andere Behörde eine 
zur Zuſtändigteit des Notars gehörende Amtshandlung vorgenom⸗ 
men, jo können hieraus Bedenken gegen die Wirkſamteit dieſer 
Handlung nicht hergeleitet werden. 


1. Der Begriff des öſſentlichen Amtes iſt bisher geſetzlich nicht 
ſeſtgelegt W $ 5 deſmiert den Träger eiues öffentlichen Amtes 
in einem ähnlichen Sinne, wie der Beamtenbegriff im Strafrecht 
verſtanden wird. Danach ſind Träger eines öffentlichen Amtes im 
Sinne des $4 Abſ. 1 der Erſten VO. z. RBÜLKO. neben den Beamten 
die Perſonen, die dazu beſtellt ſind, obrigteiniche oder hoheitliche Auf- 
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gaben zu erfüllen; in Zweifelsfällen entſcheidet der Reichsminiſter 
des Innern im Einvernehmen mit dem Reichsminiſter der Finanzen, 
ob ein öffentliches Amt vorliegt. 

In der Regel werden obrigkeitliche und hoheitliche Aufgaben durch 
Beamte wahrgenommen. Als Amtsträger neben den Beamten kom 
men in Frage: nichtbeamtete Notare, Handelsrichter, Schöffen, Ge— 
ſchworene, Konkursverwalter, Zwangsverwalter, Lotterieeinnehmer, 
Stempelverteiler, Schiedsmänner, Bezirksſchornſteinfeger, Fleiſch 
beſchauer uſw. Dagegen wird man z. B. Rechtsanwälte, Wirtſchafts⸗ 
prüfer, Steuerberater, Aerzte, Teſtamentsvollſtrecker, Vormünder, 
Pfleger uſw. nicht als Träger eines öffentlichen Amtes anſeyenkönnen. 

Die a eines öffentlichen Amtes, die nicht Beamte find, find 
am Tage des Jukrafttretens der Erſten VO. z. RBürgch., d. h. am 
15. November 1935, ausgeſchieden; dasſelbe ift von beamteten Amts- 
trägern der Fall bei den Notaren, die auf Gebühren angewieſen waren. 

2. Mit dem Inkrafttreten des Reichsbürgergeſetzes am 30. Sep- 
tember 1935 ſind die jüdiſchen Beamten beurlaubt worden. Auch ge. 
gen andere Träger eines öffentlihen Amtes ſind jeit dieſem Zeitpunkt 
vielfach Maßnahmen getroffen worden, die ihnen die Ausübung ihres 
Amtes unmöglich machten. Da dieſe Amtsträger nach $ 4 der Erſten 
VO. z. RBürgch erſt zu ſpäteren Zeitpunkten (31. Dezember 1935 oder 
15. November 1935) auszuſcheiden hatten, mußte Vorſorge getroffen 
werden, daß ſie nicht mit formaler Begründung aus ihrer Beurlau 
bung oder den ſonſt gegen ſie getroffenen behördlichen Maßnahmen 
Anſprüche herleiten lonnten. Auch Anſprüche dritter Perſonen gegen 
den Amtsträger oder untereinander wären in Frage gekommen. 
3 $5 Abj. 3 iſt die Erhebung derartiger Anſprüche ausgeſchloſſen 
worden. 

Weiter mußte im Intereſſe der Rechtsſicherheit die Gültigkeit von 
Amtshandlungen, die in der Uebergangszeit von unzuſtändiger Seite 
vorgenommen waren, ſichergeſtellt werden. Auf der einen Seite 

ſind daher Amtshandlungen nicht deshalb rechtsunwirkſam, weil der 
jüdiſche Träger eines öffentlichen Amtes ſie noch nach dem 14. No- 
vember 1935, alſo in einem Zeitpunkt vorgenommen hat, in dem 
er bereits kraft Geſetzes aus ſeinem Amt ausgeſchieden war. Auf der 
anderen Seite ſind alle Amtshandlungen, die von einem Gericht oder 
einer anderen Behörde an Stelle eines beurlaubten jüdiſchen Notars 
vorgenommen worden ſind, rechtswirkſam, auch wenn, die geſetz 
1 Vorausſetzungen für die Erſatzvornahnte uicht vorgelegen haben 
ollten. 
8 6 


(5) Die Beſtimmung des § 4 Abſ. 1 der Erſten Verordnung zum 
Reichs bürgergeſetz über die Bekleidung eines öffentlichen Amtes 
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gilt auch für die Stellung des leitenden Arztes an öffentlichen 
Krankenanſtalten ſowie freien gemeinnützigen Krankenanſtalten 
und des Vertrauensarztes. 

(2) Jüdiſche leitende Aerzte an öffentlichen Krankenanſtalten 
ſowie freien gemeinnützigen Krankenanſtalten und jüdiſche Ver⸗ 
trauensärzte ſcheiden mit dem 31. März 1936 aus ihrer Stellung 
aus. Beſtehende Verträge erlöſchen mit dem gleichen Zeitpunkt. 

(5) Jüdiſche Krantenhäuſer werden von dieſer Regelung nicht 
betroffen. 

(% In Zweiſelsſällen entſcheidet der Reichsminiſter des Innern 
nach Anhörung der Reichsärztekammer. 


1.86 ſtellt eine Ergänzung des §4 Abſ. 1 der Erſten VO. z. RBürgh. 
dar. Wird in dieſer Vorſchrift ausgeſprochen, daß ein Jude kein öffent- 
liches Amt bekleiden kann, jo gilt nach $ 6 das gleiche auch für die 
Bekleidung der Stellung eines leitenden Arztes an öffentlichen 
Krankenanſtalten oder an freien gemeinnützigen Krankenanſtalten 
ſowie der Stellung eines Vertrauensarztes, obwohl die Inhaber 
dieſer Stellen durchweg nicht Beamte oder Träger eines ſonſtigen 
öffentlichen Amtes ſind. 

Die genannten jüdiſchen Aerzte ſcheiden mit dem 31. März 1936 
traft Geſetzes aus ihrer Stellung aus. Eine Kündigung der mit ihnen 
abgeſchloſſenen Verträge ift nicht erforderlich. Die Verträge erlöſchen 
vielmehr mit dem genannten Zeitpunkt. Keine der Vertragsparteien 
kann daher noch Rechte daraus herleiten. Es beſtehen demnach z. B. 
auf der einen Seite keine Anſprüche auf Dienſtleiſtungen, auf der 
anderen Seite keine Anſprüche auf Gehalt oder dergl.; auch ſonſtige 
vereinbarte Leiſtungen, insbeſondere Penſionsanſprüche entfallen 
ohne Entſchädigung. 

2. Leitender Arzt iſt nicht nur der Arzt, dem die ärztliche Leitung 
des geſamten Krankenhauſes obliegt; zu den leitenden Aerzten ge— 
hören vielmehr regelmäßig auch diejenigen Aerzte, die, ohne an der 
Leitung des Krankenhauſes beteiligt zu ſein, ſelbſtändige, den ärzt. 
lichen Weiſungen eines anderen Arztes nicht unterliegende Leiter 
einer beſtimmten Fachabteilung („Station“) ſind. Stellt dagegen 
ein Krankenhaus einem Arzt zur Behandlung ſeiner Kranken ledig 
lich Betten zur Verfügung, ohne ihm gleichzeitig Einfluß auf die Lei- 
tung des Krankenhauses odereinerſeiner Abteilungen einzuräumen, ſo 
ift dieſer Arzt nicht alsleitender Arzti. S. des §6anzuſehen, auch wenn 
er den ärztlichen Weiſungen eines anderen Arztes nicht unterworfen 
iſt. Wo Zweifel beſtehen, iſt die Entſcheidung des Reichsminiſters des 
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hebel einzuholen, der nach Anhörung der Reichsärztekammer ent— 


3. Oeffentliche Krankenanſtalten ſind die von Reich, C 

meinde, Gemeindeverband oder einer ſonſtigen Auge = 
öffentlichen Rechts betriebenen Krankenhäuſer. Freie gemeinnützige 
Krankenanſtaltenſ ind ſolche, die von Stiftungen, kirchlichen Storpora- 
tionen, Organisationen der privaten Wohlfahrt oder dergl. ohne Er 
werbszweck betrieben werden. Nicht erfaßt werden von $ 6 die pri- 
vaten Krankenanſtalten, die nicht auf gemeinnütziger Grundlage er— 
en? ſind, ſondern Erwerbszwecken dienen und daher gemäß $ 30 
15 Gewerbeordnung einer Konzeſſion bedürfen. Eine allgemeine 
Ausnahme beſteht nach $ 6 Abſ. 3 für jüdiſche Krankenhäuſer, gleich- 
gültig welche Rechtsſtellung dieſe einnehmen. ' 

J. Vertrauensärzte find die insbeſondere auf dem Gebi = 
Sozialverſicherung und des Verſorgungsweſens, 1 u 1 8 * 
private Krankenkaſſen, für Lebensverſicherungsgeſellſchaften uſw. 


tätigen Aerzte, von deren gutachtlicher Aeußerung di i 
über geſtellte Anträge gi abhängig f. Nn 


4. Geſetz zum Schutze des deutſchen Blutes 
und der deutſchen Ehre 
Vom 15. September 1935 
(N Bl. 1 S. 1146) 


urchdrungen von der Erkenntnis, daß die Reinheit des deutjchen 
1 die eu für den Fortbeſtand des Deutſchen Volkes 
ift, und beſeelt von dem unbeugſamen Willen, die Deutſche 1 
für alle Zukunft zu ſichern, hat der Reichstag einſtimmig das folgende 
Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 


8 1 
5 i igen 

) Eheſchließungen zwiſchen Juden und Staatsangehör 
ee artverwandten Blutes ſind verboten. Trotzdem 
geſchloſſene Ehen ſind nichtig, auch wenn ſie zur Umgehung dieſes 


Geſetzes im Ausland geſchloſſen ſind. 
Az Nichtigkeitstlage kann nur der Staatsanwalt erheben. 


1. Das Blutſchutzgeſetz und die Erſte Ausführungsverordnung 
hierzu ſtellen 5 Gheverbote auf, die der Verhinderung 5 
Raſſeumiſchung im deutſchen Volke dienen. Dieſe Ehehindern ſſe 
der Raſſenmiſchung zerfallen in die Ehehinderniſſe 175 
jüdiſchen Bluteinſchlags und das Ehehindernis wegen e. 
fährdung der Neinerhaltung des deutſchen . 

Zu den Ehehinderniſſen wegen jüdijchen ‚Bluteinfch! 5 
gehört zunächſt das Eheverbot des § 1, das Eheſchließungen zwiſchen 
Juden und deutſchen Staatsangehörigen deutſchen oder An 
wandten Blutes verbietet (vgl. unten Bem. 4a). 8 1 wird durch $ 
der Erſten AR. z. BlSchch. ergänzt; danach gehören zu den Ben | 
verbotenen Eheſchließungen auch die Eheſchließungen zwiſchen 10 2 
den und ſtaatsangehörigen jüdiſchen Miſchlingen, die * 17715 . 
jüdiſchen Großelternteil haben (vgl. unten Bem. da). Nach . 5 
Erſten AV. z. Bl Schch. ſind weiter Ghekbliehungen mech nf an . 
angehörigen jüdiſchen Miſchlingen, die zwei volljüdiſche € x = 
haben, und Staatsangehörigen deutſchen oder artverwandten u 4 
oder ſtaatsangehörigen jüdiſchen Miſchlingen, die nur hang nr 
jüdiſchen Großelternteil haben, verboten, ſofern nicht er a . 
miniſter des Innern und der Stellvertreter des Fuhrer 7 0 
von ihnen beſtimmte Stelle die Genehmigung zur Eheſ een 
erteilen (vgl. unten Bent. 4b). Schließlich verbietet 8.4 kn ge en 
AV. z. BlSchch., daß Staatsangehörige jüdiſche Miſchlinge, die nur 
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einen volljüdiſchen Großelternteil haben, miteinander eine Ehe ein 
gehen (vgl. Bem. 4c). 

Das Ehehindernis wegen Gefährdung der Reinerhal 
tung des deutſchen Blutes iſt durch $6 der Erſten AR. z. BSH. 
aufgeſtellt. Es befteht darin, daß eine Ehe verboten ift, wenn aus 
ihr eine die Reinerhaltung des deutſchen Blutes gefährdende Nach 
kommenſchaſt zu erwarten iſt. Vgl. im einzelnen die Bem. zu 5 6 
der Erſten AV. z. BlSchG. 

2. Bei der Prüfung, ob ein Ehehindernis wegen jüdiſchen Blut 
5 vorliegt, find folgende Begriffsbeſtimmungen feſtzu— 
halten: 


a) Wer Jude ift, ift durch § 5 der Erſten V. z. NBürg®. geregelt; 
vgl. auch § 1 Abſ. 3 der Erſten AV. z. BlSchch. Grundſätzlich iſt 
danach die Zugehörigkeit zur jüdiſchen Naffe, nicht zur jüdiſchen 
Religionsgemeinſchaſt maßgebend. Jude iſt, wer von drei oder 
vier der Raſſe nach volljüdiſchen en abſtammt. Als Jude 
gilt auch der ſtaatsangehörige jüdiſche Miſchling mit zwei voll- 
jüdiſchen Großeltern, der ſich durch Verheiratung mit einem 
Juden oder durch Zugehörigkeit zur jüdiſchen Religionsgemein⸗ 
ſchaft ſelbſt zum Judentum bekennt, oder der aus einer nach dem 
Inkrafttreten des Blutſchutzgeſetzes eingegangenen ehelichen oder 
außerehelichen Verbindung ſtammt. Die raſſiſche Einordnung als 
Jude iſt unabhängig von dem Geſchlecht und grundſätzlich auch 
unabhängig von der Staatsangehörigkeit; dieſe iſt dabei nur info- 
fern von Bedeutung, als die Fälle, in denen ein jüdiſcher Miſch— 
ling mit zwei volljüdiſchen Großeltern als Jude gilt, auf jüdiſche 
Miſchlinge deutſcher Staatsangehörigkeit beſchränkt ſind. Im 
einzelnen vgl. $5 der Erſten AV. z. BlSchch. und die Bem. hierzu. 

b) Jüdiſcher Miſchling iſt, wer von einem oder zwei der Raſſe 
nach volljüdiſchen Großelternteilen abſtammt, es ſei denn, daß 
er als Jude gilt; vgl. $ 2 Abſ. 2 der Erſten AV. z. NBÜrgG. und 
die Be. hierzu. Nach dem Runderlaß vom 26. November 1935 
(MER. S. 1429), Abſ. 27, unten S. 15 ff., it ein jüdiſcher Miſch⸗ 
ling mit zwei volljüdiſchen Großeltern als Miſchling erſten Gra- 
des, ein jüdiſcher Miſchling mit einem volljüdiſchen Großeltern 
teil als Miſchling zweiten Grades zu bezeichnen. 

) Deutſches Blut iſt das Blut derjenigen Raſſen, aus denen 
ſich das deutſche Volk vorwiegend zuſammenſetzt. Artver 
wandtes Blut beſitzen diejenigen Völker, deren Blut von den- 
ſelben Raſſen ſtammt wie das deutſche Blut, mag auch der An- 
teil der einzelnen Raſſen an der Blutzuſammenſetzung ein an— 
derer ſein. Als Sammelbezeichnung für Perſonen deutſchen und 
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Perſonen artverwandten Blutes iſt durch den Runderlaß vom 
26. November 1935 (MBliV. S. 1429), Abſ. 2 k, unten S. 151ff., 
die Bezeichnung deutſchblütig eingeführt. Artfremdes Blut 
iſt das Blut aller anderen Raſſen. Vgl. auch Bem. 3 zu $ 2 
RBürgch. 

d) Soweit im Blutſchutzgeſetz und der Erſten Ausführungsverord- 
nung hierzu von Staatsangehörigen geſprochen wird, ſind 
hierunter nach $ 1 Abſ. 1 der Erſten AV. z. BIS. die deutſchen 
Staatsangehörigen im Sinne des Reichsbürgergeſetzes zu ver— 
ſtehen; vgl. die Bem. zu § 1 RBürgG. 


3. Die Ehehinderniſſe wegen jüdiſchen Bluteinſchlags ſtellen im 
Gegenſatz etwa zu $ 15 Abſ. 4 des Wehrgeſetzes vom 21. Mai 1935 
(Reichsgeſetzbl. ! S. 600), der nur eine militäriſche Ordnungsvor⸗ 
ſchrift ohne bürgerlich rechtliche Wirkung aufſtellt, Ehehinderniſſe 
mit bürgerlich-rechtlicher Wirkung dar. 

Die Ehehinderniſſe wegen jüdiſchen Bluteinſchlags ſind teils tren⸗ 
nende Ehehinderniſſe, d. h. die gleichwohl geſchloſſene Ehe iſt nich 
tig, teils auſſchiebende Ehehinderniſſe, d. h. die Ehe iſt beim Vor- 
liegen eines ſolchen Ehehinderniſſes zwar verboten, die gleichwohl 
geſchloſſene Ehe aber iſt gültig. Trennende Ehehinderniſſe find die 
Verbote einer Ehe zwiſchen Juden und Deutſchblütigen oder Mifch- 
lingen zweiten Grades ($ 1 BISch®., $2 der Erſten AV. z. BISHG.); 
aufjchiebende Ehehinderniſſe ſind die Verbote für ungenehmigte Ehen 
zwiſchen Miſchlingen erſten Grades und Deutſchblütigen oder Mifch- 
lingen zweiten Grades ($ 3 der Erſten AV. z. BlSchcß.) ſowie für 
Ehen zwiſchen Miſchlingen zweiten Grades untereinander ($ 4 der 
Erſten AB. z. BISHG.). 

Die Ehehinderniſſe wegen jüdiſchen Bluteinſchlags find nach der 
Jaſſung der geſetzlichen Beſtimmungen zweiſeitige Ehehinderniſſe. 
Die Eheverbote richten ſich daher nicht nur an den Verlobten, der den 
jüdiſchen Bluteinſchlag aufweiſt, ſondern auch an den anderen Ver— 
lobten. Dieſe Regelung wird praktiſch bedeutſam, wenn einer der 
Verlobten Ausländer iſt. Vgl. hierzu unten Bem. 5. 

Die Ehehinderniſſe wegen jüdiſchen Bluteinſchlags haben durch 
$1 BlsSch e. und die §s 2 bis 4 der Erſten AV. z. BISch®. eine er⸗ 
ſchöpfende Regelung gefunden ($ 5 der Erſten AV. z. BISch6.). Der 
Standesbeamte darf daher über den durch dieſe Vorſchriften gezoge- 
nen Rahmen hinaus ſeine Mitwirkung bei Eheſchließungen wegen 
jüdiſchen Bluteinſchlags eines Verlobten nicht verfagen. Insbeſondere 
kann inſoweit auch aus $ 6 der Erſten AV. z. BlSch(§. kein Ehehinder- 
nis hergeleitet werden; denn dieſe Vorſchrift bezieht ſich ausſchließ⸗ 
lich auf Eheſchließungen zwiſchen deutſchblütigen Perſonen und An- 
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gehörigen einer anderen artfremden als der jüdiſchen Raſſe. Alle 
durch §1 BlSchc. und 88 2 bis 4 der Erſten AV. z. BlSchch. nicht 
verbotenen Eheſchließungen, an denen Perſonen mit jüdiſchem Blut— 
einſchlag beteiligt ſind, ſind daher zuläſſig. 

4. Zu den einzelnen Ehehinderniſſen wegen jüdischen Blutein- 
ſchlags iſt im einzelnen folgendes zu bemerken: 

a) Durch $ 1 VBIShG. und $ 2 der Erſten AV. z. Bl Sch. wird 
einem Juden — gleich welcher Staatsangehörigkeit; vgl. oben 
Bem. 2a — die Eheſchließung mit einer deutſchblütigen Perſon 
oder einem Miſchling zweiten Grades nur unterſagt, wenn dieſe 
die deutſche Staatsangehörigkeit beſitzen; die Ehe eines Juden 
mit einer deutſchblütigen Perſon fremder Staatsangehörigkeit 
iſt daher zuläſſig. Beiſpiele: Heirat eines Juden deutſcher Staats- 
angehörigkeit mit einer deutſchblütigen Oeſterreicherin, Heirat 
eines deutſchblütigen Oeſterreichers mit einer Jüdin deutſcher 
Staatsangehörigkeit. Wegen der ſich aus einer ſolchen Ehe erge- 
benden Folge für die raſſiſche Einordnung der Kinder vgl. $ 5 
Abſ. 2 der Erſten V. z. RBürgG. 

Heiratet ein Jude einen ſtaatsangehörigen jüdiſchen Miſchling 
erſten Grades, jo gilt dieſer mit der Eheſchließung nach $ 5 Abſ. 2b 
der Erſten V. z. RBürg®. als Jude. Dieſe Folge tritt auch ein, 
wenn ein Jude einen weiblichen Miſchling ertten Grades, der 
eine ausländiſche Staatsangehörigkeit beſitzt, heiratet, da dieſer 
mit der Heirat zum „ſtaatsangehörigen“ jüdischen Miſchling wird. 
Nach $ 3 der Erſten AV. z. HlSchah. bedürfen ſtaatsangehörige 
Miſchlinge erſten Grades zur Eheſchließung mit deutſchblütigen 
Staatsangehörigen oder mit ſtaatsangehörigen Miſchlingen zwei— 
ten Grades der Genehmigung. Eine Genehmigung iſt demnach 
nur erforderlich, wenn beide Verlobten die deutſche Staatsange— 
hörigkeit beſitzen. 

$ 3 der Erſten AV. z. BlSchch. betrifft nur ſolche Miſchlinge 
erſten Grades, die nicht nach $ 5 Abſ. 2 der Erſten V. z. RBürgG. 
als Juden gelten. 

Wegen des Verfahrens bei der Genehmigung von Eheichliegun- 
gen gemäß $ 3 der Erſten AV. z. BISH®. vgl. die Ausführungs- 
anweiſung vom 23. Dezember 1935 (RMBliV. 1936 S. 11), unten 


c) Das Verbot des $ 4 der Erſten AV. z. Bl Sch. bezieht ſich nur 
auf Heiraten von Miſchlingen zweiten Grades, die die deutſche 
Staatsangehörigkeit beſitzen. 

5. Bei einer Beteiligung von Ausländern iſt die Zuläſſigkeit einer 
Raſſenmiſchehe verſchieden zu beurteilen, je nachdem ob beide Ver. 
lobten oder nur einer von ihnen Ausländer ſind. 

7 Raſſengeſetzgebung I 
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Nach Art. 13 EGBGB. iſt die Ehefähigkeit eines ausländiſchen 
Verlobten nach ſeinem Heimatrecht zu beurteilen; im Verhältnis 
zu den Staaten, die dem Haager Eheſchließungsabkommen vom 
12. Juni 1902 (Reichsgeſetzbl. 1904 S. 221) beigetreten find (vgl. 
unten Bem. 9), ift das Deutſche Reich zur Anwendung des Heimat- 
rechts auch vertraglich verpflichtet. Da das Recht keines ausländiſchen 
Staates ein Ehehindernis wegen jüdiſchen Bluteinſchlags kennt, be- 
ſteht daher auch ein ſolches Ehehindernis in der Perſon eines ausländi- 
ſchen Verlobten nicht, auch wenn 12 — jüdiſchen Bluteinſchlag auf- 
weiſt. Sind beide Verlobten Ausländer, finden das Blutſchutzgeſetz 
und die Erſte AV. hierzu daher auf ihre Eheſchließung keine Anmwen- 
dung. Beiſpiel: Ein niederländiſcher Jude kann vor einem deutſchen 
Standesbeamten eine deutſchblütige Oeſterreicherin heiraten. 

Iſt nur ein Verlobter Ausländer, jo beſteht zwar ebenfalls in feiner 
Perſon kein Ehehindernis wegen jüdiſchen Bluteinſchlags, auch wenn 
er einen ſolchen Einſchlag aufweiſen ſollte. Da die Ehehinderniſſe 
wegen jüdiſchen Bluteinſchlags aber zweijeitig find, vgl. oben Bem. 3, 
ſo bleibt nichtsdeſtoweniger aber dem deutſchen Verlobten die Ein 
gehung der Ehe verboten. Beiſpiel: Der niederländiſche Jude, der 
eine deutſchblütige Deutſche heiraten will, = nach ſeinem auch in 
Deutſchland anzuwendenden niederländiſchen Heimatrecht dieſe Ehe 
eingehen; der deutſchen Verlobten iſt dagegen die Eingehung dieſer 
Ehe durch § 1 BlSchch. unterſagt; die Eheſchließung darf daher nicht 
ſtattfinden. 

Da bei der Beteiligung eines Ausländers die Rechtslage nicht ein 
fach zu überſehen iſt, ſchaltet $ 9 der Erſten AV. z. BlSchch. in ſolchen 
Fällen den Reichsminiſter des Innern ein. Glaubt ein Standesbe- 
amter ein Aufgebot, bei dem ein ausländiſcher Verlobter beteiligt 
iſt, wegen jüdiſchen Bluteinſchlags eines der Verlobten verſagen zu 
müſſen, jo hat er vor der Verſagung die Entſcheidung des Reichs- 
miniſters des Innern einzuholen. Die Entſcheidung des Reichsmini— 
ſters des Innern iſt verbindlich; fie iſt auch von dem Gericht zu be- 
achten, deſſen Entſcheidung etwa nach $ 11 Abſ. 3 PStch. angerufen 
wird. Die Entſcheidung wirkt, wenn das Aufgebot zugelaſſen wird, 
als Befreiung von dem Ehehindernis. Vgl. auch Bem. 7 ſowie $9 
der Erſten AR. z. Bl Schch. und Bem. hierzu. 

Wegen der Beteiligung von Staatenloſen vgl. $ 15 der Erſten AV. 
z. Bl Sch. 

6. Nachſtehende Ueberſicht zeigt, welche Eheſchließungen, an denen 
Perſonen mit jüdiſchem Bluteinſchlag beteiligt find, zuläſſig ſind oder 
nicht. Dabei iſt beſonders zu beachten, daß unter Juden immer die— 
jenigen Perſonen zu verſtehen find, die nach $ 5 der Erſten V. z. R- 
Bürg®. Juden find oder als ſolche gelten; vgl. auch oben Bem. 2a. 
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1. Ein deutſcher Staatsangehöriger deutſchen oder art 


verwandten Blutes 
kann nicht heiraten 
a) einen Juden deutſcher Staatsangehörigkeit, 
b) einen Juden fremder Staatsangehörigkeit; 
er kann mit Genehmigung heiraten 
einen ſtaatsangehörigen jüdiſchen Miſchling mit zwei volljüdi- 
ſchen Großeltern; 
er kann heiraten 
a) einen ſtaatsangehörigen jüdiſchen Miſchling mit einem voll- 
jüdiſchen Großelternteil, 
b) einen ausländiſchen jüdiſchen Miſchling mit einem volljüdiſchen 
Großelternteil, 
e) einen ausländiſchen jüdiſchen Miſchling mit zwei volljüdiſchen 
Großeltern. 


2. Ein ſtaatsangehöriger jüdiſcher Miſchling mit einem 


volljüdiſchen Großelternteil 
kann nicht heiraten 
a) einen ſtaatsangehörigen jüdiſchen Miſchling mit einem voll- 
jüdiſchen Großelternteil, 
b) einen Juden deutſcher Staatsangehörigkeit, 
e) einen Juden fremder Staatsangehörigkeit; 
er kann mit Genehmigung heiraten 
einen ſtaatsangehörigen jüdiſchen Miſchling mit zwei volljüdi- 
ſchen Großeltern; 
er kann heiraten 
a) einen deutſchen Staatsangehörigen deutſchen oder artver— 
wandten Blutes, 
b) einen Ausländer deutſchen oder artverwandten Blutes, 
e) einen ausländiſchen Miſchling mit einem volljüdiſchen Groß— 
elternteil, 
ch einen ausländiſchen jüdiſchen Miſchling mit zwei volljudiſchen 
Großeltern. 


Ein ſtaatsangehöriger jüdiſcher Miſchling mit zwei 
volljüdiſchen Großeltern 
kann mit Genehmigung heiraten 


a) einen deutſchen Staatsangehörigen deutſchen oder artver— 
wandten Blutes, 
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b) einen ſtaatsangehörigen jüdiſchen Miſchling mit einem voll- 
jüdiſchen Großelternteil; 
er lann heiraten 
a) einen ſtaatsangehörigen jüdiſchen Miſchling mit zwei voll— 
jüdiſchen Großeltern, 
b) einen Juden deutſcher Staatsangehörigkeit, 
e) einen Ausländer gleich welcher Raſſe. 
4. Ein Jude deutſcher Staatsangehörigkeit 
kann nicht heiraten 
a) einen deutſchen Staatsangehörigen deutſchen oder artver- 
wandten Blutes, 
b) einen ſtaatsangehörigen jüdiſchen Miſchling mit einem voll- 
jüdiſchen Großelternteil; 
er kann heiraten 
a) einen ſtaatsangehörigen jüdiſchen Miſchling mit zwei voll- 
jüdiſchen Großeltern, 
b) einen Juden deutſcher Staatsangehörigkeit, 
e) einen Ausländer gleich welcher Raſſe. 
Ein Ausländer deutſchen oder artverwandten Blutes, 
ein ausländiſcher jüdiſcher Miſchling mit einem voll- 
jüdiſchen Großelternteil oder ein ausländiſcher jüdi⸗ 
ſcher Miſchling mit zwei volljüdiſchen Großeltern 
kann heiraten 
a) einen deutſchen 10 len gleich welcher Raſſe, 
b) einen Ausländer gleich welcher Raſſe. 
Ein Jude fremder Staatsangehörigkeit 
kann nicht heiraten 
a) einen deutſchen Staatsangehörigen deutſchen oder artver- 
wandten Blutes, 
b) einen ſtaatsangehörigen jüdiſchen Miſchling mit einem voll- 
jüdiſchen Großelternteil; 
er kann heiraten 
a) einen ſtaatsangehörigen jüdiſchen Miſchling mit zwei voll- 
jüdiſchen Großeltern, 
b) einen Juden deutſcher Staatsangehörigkeit, 
ec) einen Ausländer gleich welcher Raſſe. 
7. Der Standesbeamte hat nach $ 45 PStG. vor der Anordnung 
des Aufgebots — falls Befreiung hiervon bewilligt iſt, oder im Falle 
einer Nottrauung gemäß § 50 PStG vor der Eheſchließung — zu 
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prüfen, ob der beabſichtigten Eheſchließung kein Ehehindernis ent⸗ 
gegenſteht. Dies gilt auch für die Ehehinderniſſe wegen jüdiſchen Blut⸗ 
einſchlags. Bei der großen Bedeutung, die im nationalſozialiſtiſchen 
Staat der Trennung des deutſchen und des jüdiſchen Blutes zukommt, 
hat die Prüfung mit aller notwendigen Sorgfalt zu erfolgen. Auf der 
anderen Seite darf aber der Standesbeamte keine übertriebenen An 
forderungen an den Nachweis der Abſtammung ſtellen. Solche An⸗ 
orderungen würden in weiteſten Kreiſen des deutſchen Volkes kein 
Verſtändnis finden. Es darf nie überſehen werden, daß der Kreis der 
deutſchen Staatsangehörigen mit jüdiſchem Bluteinſchlag, deren 
Blutzuſammenſetzung zu der deutſchen Raſſengeſetzgebung geführt hat, 
nicht mehr als 2,30% der Bevölkerung umfaßt. Kann daher ein deut⸗ 
ſcher Staatsangehöriger trotz nachgewieſener Bemühungen oder wegen 
Fehlens von Anhaltspunkten, z. B. wenn der Erzeuger eines unehe⸗ 
lichen Kindes unbekannt iſt, ſeine Abſtammung nicht in vollem Um- 
fang durch Urkunden belegen, ſo muß angenommen werden, daß er 
deutſchblütig iſt, ſofern nicht beſtimmte Tatſachen für einen jüdiſchen 
Bluteinſchlag ſprechen. Es genügt daher zum Nachweis der von den 
Verlobten behaupteten Abſtammung regelmäßig, wenn fie ihre An⸗ 
gaben durch Beibringung ihrer Geburtsurkunden und der Heirats⸗ 
urkunden ihrer Eltern belegen und dabei ausdrücklich die Verſicherung 
abgeben, die Angaben über ihre Abſtammung nach beſtem Wiſſen 
gemacht zu haben. Die Verwendung von Geburts- oder Heirats- 
ſcheinen (F 15 a ff. PStG.) iſt dabei nicht geftattet; dagegen können 
abgekürzte Perſonenſtandsurkunden benutzt werden; ſtatt der Hei⸗ 
ratsurkunden der Eltern kann ein Gutachten der Reichsſtelle für 
Sippenforſchung, Berlin NW 7, Schiffbauerdamm 26, über die Ab- 
ſtammung vorgelegt werden; vgl. Runderlaß vom 26. Oktober 1934 
(MBliV. S. 1416). Mit dieſen Unterlagen hat ſich der Standesbe⸗ 
amte zufrieden zu geben, wenn ihm nicht beſtimmte Tatſachen be⸗ 
kannt find oder werden, die Zweifel an der Richtigkeit der behaupteten 
Abſtammung erwecken. In dieſem Fall kann er verlangen, daß wei⸗ 
tere Urkunden, insbeſondere die Heiratsurkunden der Großeltern, 
beigebracht werden. Zweifel an der behaupteten Abſtammung kön. 
nen ſich auch aus dem Inhalt der vorgelegten Urkunden, z. B. aus 
Namen, Vornamen oder Beruf eines Eltern- oder Großelternteils 
ergeben. Vgl. auch Runderlaß vom 26. November 1935 (MBli. 
S. 1429), Abſ. 5b, unten S. 151ff. 

Dieſelbe Prüfung wie vor der Anordnung des Aufgebots hat der 
Standesbeamte vor der Erteilung eines Ehefähigkeitszeugniſſes zum 
zwecke der Eheſchließung im Ausland anzuſtellen. 

Se einer der Verlobten eine ausländiſche Staatsangehörigkeit, 
ſo hat der Standesbeamte folgendes zu beachten. Die Ehefähigkeit 
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jedes Verlobten beſtimmt ſich nach ſeinem Heimatrecht (Art. 13 
EBG B.); im Verhältnis zu den Vertragsſtaaten des Haager Ehe- 
ſchließungsabkommens vom 12. Juni 1902 (Reichsgeſetzbl. 1904 ©. 
221) iſt dies in dem Abkommen ausdrücklich ſeſtgelegt. Da das Hei— 
matrecht des ausländiſchen Verlobten kein Ehehindernis wegen jüdi— 
ſchen Bluteinſchlags kennt, darf der Standesbeamte auch von ihm 
weder Nachweiſe über ſeine Abſtammung noch eine Erklärung hier— 
über fordern. Da die Ehehinderniſſe wegen jüdiſchen Bluteinſchlags 
zweiſeitige Ehehinderniſſe ſind, muß er aber prüfen, ob der Ehefähig— 
keit des deutſchen Verlobten, für den deutſchen Recht gilt, kein ſolches 
Ehehindernis entgegenſteht. Zu dieſem Zwecke muß er von ihm den 
vorgeſchriebenen Abſtammungsnachweis auch für den ausländiſchen 
Verlobten und eine entſprechende Erklärung auch über deſſen Ab- 
ſtammungsverhältniſſe verlangen. Glaubt er danach, das Aufgebot 
verſagen zu müſſen, jo hat er vorher nach $ 9 der Erſten AV. z. BI- 
Sch&. die Entſcheidung des Reichsminiſters des Innern auf dem 
Dienſtwege einzuholen. Die Entſcheidung darf jedoch grundſätzlich 
erſt erbeten werden, wenn feſtſteht, daß der Eheſchließung kein anderes 
Ehehindernis entgegenſteht. Vgl. auch Allgemeine Verfügung des 
Reichsminiſters der Juſtiz vom 4. Februar 1936 (Deutſche Juſtiz 
S. 208), unten S. 159 ff. Die Entſcheidung des Reichsminiſters des In. 
nern iſt verbindlich, ſoweit wegen des jüdiſchen Bluteinſchlags die 
Eheſchließung zuzulaſſen oder zu verſagen iſt; vgl. auch oben Bem. 5. 

Hinſichtlich der Ehefähigkeit von Staatenloſen hat der Standes- 
beamte den $ 15 der Erſten AV. z. Bl Sch. zu beachten. Danach find 
die für Deutſche geltenden Vorſchriften des Blutſchutzgeſetzes und 
ſeiner Ausführungsverordnungen auf Staatenloſe mit Wohnſitz oder 
gewöhnlichem Aufenthalt im Inland in jedem Fall, auf Staatenloſe 
mit Wohnſitz oder gewöhnlichem Aufenthalt im Ausland dagegen nur 
dann anzuwenden, wenn ſie früher die deutſche Staatsangehörigkeit 
beſeſſen haben. 

8. Grundſätzlich darf die kirchliche Eheſchließung erſt nach der 
ſtandesamtlichen Eheſchließung ſtattfinden. Der Geiſtliche oder jon- 
ſtige Religionsdiener, der dieſer Vorſchrift zuwiderhandelt, wird nach 
867 Abſ. 1 PStG. mit Geldſtrafe von 3 bis zu 10000. % oder mit 
Gefängnis bis zu 3 Monaten beſtraft. Dies gilt nicht für den Fall, 
daß einer der Verlobten an einer lebensgefährlichen, einen Auſſchub 
nicht geſtattenden Erkrankung leidet (§67 Abſ. 2 P Sts.). Die danach 
beſtehende Befugnis des Geiſtlichen, in einem ſolchen Falle ohne Rück, 
ſicht auf die ſtandesamtliche Eheſchließung bei einer kirchlichen Ehe— 
ſchließung ohne bürgerlich -rechtliche Wirkung mitzuwirken, iſt durch 
Art. 26 des am 10. September 1933 in Kraft getretenen Konkordats 
vom 20. Juli 1933 (vgl. die Bekanntmachung vom 12. September 1933 
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— RGBL. I S. 649), auf die Fälle ausgedehnt worden, in denen 
ein ſchwerer ſittlicher, von der zuftändigen biſchöflichen Behörde be 
ſtätigter Notſtand vorliegt. Dieſe Beſtimmungen können indes nicht 
die Vornahme einer kirchlichen Eheſchließung zwiſchen Perſonen, die 
wegen ihrer Raſſenverſchiedenheit feine ſtandesamtliche Eheſchließung 
vornehmen können, rechtfertigen. In allen Fällen, in denen die vor- 
zeitige kirchliche Eheſchließung zuläſſig iſt, iſt vielmehr Vorausſetzung, 
daß nur formelle Mängel der ſtandesamtlichen Eheſchließung ent- 
gegenſtehen, daß dieſe aber materiell zuläſſig iſt. Dies ergibt ſich ein- 
deutig aus der im Schlußprotokoll vom 20. Auguſt 1933 zu Art. 26 
des Konkordats abgegebenen Erklärung der Vertragsteile. Danach 
liegt ein ſchwerer ſittlicher Notſtand vor, wenn es auf unüberwind⸗ 
liche oder nur mit unverhältnismäßigem Aufwand zu beſeitigende 
Schwierigkeiten ſtößt, die zur Eheſchließung erforderlichen Urkunden 
rechtzeitig beizubringen. Es wird auf der anderen Seite von den 
Geiſtlichen nicht verlangt werden können, daß ſie — zumal beim Vor- 
liegen der Vorausſetzung des $ 67 Abſ. 2 PStéh. — eingehende Nach 
forſchungen nach den Abſtammungsverhältniſſen der Verlobten vor- 
nehmen. Ergibt ſich aus der ausdrücklichen Befragung der Betei- 
ligten, den vorgelegten Urkunden oder aus ſonſtigen Umſtänden kein 
Anhaltspunkt für das Vorliegen eines Ehehinderniſſes wegen jüdi— 
ſchem Bluteinſchlags, wird der Geiſtliche daher in den zugelaſſenen 
Fällen die kirchliche Eheſchließung vornehmen können. 

9. Wie nach deutſchem Recht die Ehefähigkeit eines Ausländers, der 
im Inland eine Ehe eingehen will, nach ſeinem Heimatrecht zu be- 
urteilen iſt, jo richtet ſich umgekehrt auch die Ehefähigkeit eines Deut. 
ſchen, der im Ausland eine Ehe eingehen will, nach deutſchem Recht. 
(Art. 13 EGBGB.) Die Ehehinderniſſe wegen jüdiſchen Blutein 
n gelten daher auch bei einer Eheſchließung Deutſcher im Aus- 
and. 


Ob aber praktiſch dieſer Forderung des deutſchen Rechts von den 
ausländiſchen Behörden, vor denen die Eheſchließung erfolgt, Nech- 
nung getragen wird, entſcheidet ſich nach dem Recht des Landes, in 
dem die Ehe geſchloſſen wird. Es ſind dabei drei Gruppen von Län 
dern zu unterſcheiden: 

a) diejenigen, die ohne Rückſicht auf die Staatsangehörigkeit der 
Verlobten nur ihr innerſtaatliches Recht zugrunde legen, ebenſo 
aber bei Eheſchließungen ihrer im Ausland wohnenden Staats 
angehörigen das ausländiſche Recht für maßgebend erklären. Zu 
dieſen Ländern, den Anhängern des ſog. Domizilprinzips, ge 
hören insbeſondere Großbritannien einschließlich ſeiner Be— 
ſitzungen, Bulgarien, Dänemark, Island, Lettland. Litauen, 
Norwegen, die Vereinigten Staaten von Nordamerika und die 
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meiſten ſüdamerikaniſchen Staaten. Praktiſch iſt hierzu auch die 
Sowjetunion zu rechnen; ſie wendet zwar nicht das Domizil- 
prinzip in der üblichen Form an, ſondern ein eigenartiges ge- 
miſchtes Prinzip, wonach Sowjetangehörige im Ausland dem 
Sowjetrecht unterſtehen, dieſes aber auch für Ausländer in der 
Sowjetunion gilt; dieſes Prinzip ſtimmt demnach im Ergebnis 
in ſeiner Anwendung auf eine Eheſchließung Deutſcher in der 
Sowjetunion mit dem Domizilprinzip überein; 

b) diejenigen, die auf Grund ihres innerſtaatlichen Rechts für jeden 
Verlobten das Recht ſeines Heimatſtaates zugrundelegen. Zu 
dieſen Ländern, die auf dem Boden des ſog. Staatsangehörig⸗ 
feitsprinzips ſtehen, gehören insbeſondere Belgien, Eſtland, Finn 
land, Frankreich, Griechenland, Jugoſlawien, Oeſterreich, Portu— 
gal, Rumänien, Spanien und die Aghechoslowalei; 

0) diejenigen, die ebenfalls jeweils das Heimatrecht jedes Verlobten 
zugrundelegen, dies aber auf Grund der im Haager Eheſchlie⸗ 
ßungsabkommen vom 12. Juni 1902 (RG Bl. 1904 S. 221) über- 
nommenen internationalen Verpflichtungen tun. Hierzu gehören 
Danzig, Italien, Luxemburg, die Niederlande, Polen, Schweden, 
die Schweiz und Ungarn. 

Die Länder der Gruppe a, die nur ihr eigenes Recht zugrunde— 
legen, werden die deutſchen Ehehinderniſſe wegen jüdiſchen Blut- 
einſchlags ebenſowenig beachten wie andere Ehehinderniſſe des deut- 
ſchen Rechts; fie werden vielmehr nur prüfen, ob der Eheſchließung 
nach ihrem innerſtaatlichen Recht keine Ehehinderniſſe entgegenſtehen. 

Die Länder der Gruppe b find zur Anwendung des deutſchen 
Rechts nur auf Grund ihres Heimatrechts verpflichtet. Keines dieſer 
Länder mißt jedoch dem Raſſenunterſchied — jedenfalls ſoweit die 
jüdiſche Raſſe beteiligt iſt — eine rechtliche Bedeutung bei; ein großer 
Teil von ihnen betont im Gegenteil die Gleichheit aller vor dem Ge— 
ſetz, ohne Unterſchied von Raſſe, Volkstum, Religion uſw. Da weiter 
wohl alle genannten Länder eine dem Art. 30 EGBGB. entſprechende 
Beſtimmung befolgen, daß die Anwendung eines ausländiſchen Ge— 
ſetzes dann ausgeſchloſſen iſt, wenn es gegen die eigene Rechtsord⸗ 
nung, den jog. ordre public, verſtößt, iſt die Anwendung der deut- 
ſchen Raſſengeſetzgebung auf einen deutſchen Verlobten bei Ehe 
ſchließungen in jenen Ländern nicht abſolut ſichergeſtellt. 

Dagegen müſſen die Vertragsſtaaten des Haager Eheſchließungs— 
abkommens auf Grund ihrer internationalen Verpflichtungen die 
Ehehinderniſſe wegen jüdiſchen Bluteinſchlags bei Beteiligung eines 
deutſchen Verlobten berüdjichtigen. Obwohl auch in dieſen Ländern 
zumeiſt die Gleichheit aller vor dem Geſetz ausdrücklich feſtgelegt iſt, 
können fie ſich auf einen der Anwendung der deutſchen Raſſengeſetz— 
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gebung bei Eheſchließungen zuwiderlaufenden ordre publie nicht be 
rufen. Denn in Art. 2 und 3 des Haager Eheſchließungsabkommens 
find die Fälle, in denen der ordre publie die Nichtanwendung der 
eherechtlichen Vorſchriften eines anderen Vertragsſtaates rechtfertigt, 
erſchöpfend aufgezählt; zu dieſen Fällen zählen aber die ler 
niſſe wegen jüdiſchen Bluteinſchlags nicht. 

Die vor einer deutſchen Konſularbehörde im Ausland geſchloſſene 
Ehe gilt nach § 10 der Erſten AV. z. BISH®. als im Inland ge⸗ 
ſchloſſen. Sie unterliegt daher, ſoweit Ehehinderniſſe wegen jüdiſchen 
Bluteinſchlags in Frage kommen, in jeder Hinſicht denſelben Vor— 
ſchriften wie Ehen im Inland. 


10. Die Rechtswirkungen einer Ehe, die trotz eines Ehehinder⸗ 
niſſes wegen jüdischen Bluteinſchlags geichloffen worden ift, ſind 
verſchieden, je nachdem ob die Eheſchließung gegen die Verbote des 
1 BlScheh. oder des $ 2 der Erſten AV. z. Bl Sch. verſtoßen hat, 
oder ob ſie den Verboten der $$ 3 oder 4 der Erſten AV. z. Bl Sch. 
zuwider zuſtande gekommen ift. Eine entgegen den Verboten des 81 
BlSchch. oder des 2 der Erſten AV. z. BlSchch. geſchloſſene Ehe iſt nich⸗ 
tig; eine entgegen den Verboten der $$ oder 4 der Erſten AV. z. BI- 
Schch . geſchloſſene Ehe iſt dagegen gültig (vgl. $ 8 der Erſten AV. z. 
BlSchch.). Eine Ehe, die bei Eingehung im Inland nichtig wäre, iſt bei 
Eingehung im Ausland nur dann michi, wenn fie zur Umgehung 
des Blutſchutzgeſetzes im Ausland geſchloſſen wurde. Dieſe verjchie- 
dene rechtliche Behandlung der verbotswidrig geſchloſſenen Ehen 
erklärt ſich aus der mehr oder weniger großen Wichtigkeit, die den ein- 
zelnen Verboten unter dem Geſichtspunkt beizumeſſen ift, daß jüdi⸗ 
ſches und deutſches Blut nicht mehr vermiſcht werden ſollen. 


11. Nichtig find nach § 1 die Ehen zwiſchen Juden und deutjch- 
blütigen deutſchen Staatsangehörigen ſowie die dieſen Ehen durch 
2 der Erſten AV. z. Bl Sch(h. gleichgeſtellten Ehen zwiſchen Juden 
und ſtaatsangehörigen jüdiſchen Miſchlingen zweiten Grades. Vor⸗ 
ausſetzung der Nichtigkeit iſt nur die Feſtſtellung, daß nach den Ab- 
ſtammungsverhältniſſen der Ehegatten die Eingehung der Ehe objek— 
tiv verboten war; ob die Ehegatten ihre Abſtammungsverhältniſſe 
und das Verbot kannten oder nicht, iſt nicht erheblich. 

Dieſe Regelung gilt jedoch allgemein nur für im Inland ge- 
ſchloſſene Ehen, denen nach $ 10 der Erſten AV. z. Bl Sch. die 
vor einer deutſchen Konſularbehörde im Ausland geſchloſſenen Ehen 
gleichſtehen. Vorausſetzung für die Nichtigkeit der ſonſtigen im Aus- 
land geſchloſſenen Ehen iſt abgeſehen von der objektiven Feſt 
ſtellung, daß die Ehe gegen 91 BlSchch. oder $2 der Erſten AV. z. 
lSchéh. verſtößt, die weitere Feſtſtellung, daß die Ehe zur Umgehung 
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des Blutſchutzgeſetzes im Ausland geſchloſſen worden ift; es genügt, 
daß ein Verlobter die Umgehungsabſicht gehabt hat. Kann dieſe 
Feſtſtellung nicht getroffen werden, ſo iſt die Ehe trotz des Verſtoßes 
gegen $ 1 BlSchch. oder $ 2 der Erſten AV. z. BISH®. gültig. Wann 
eine Umgehungsabſicht vorliegt, läßt ſich nur nach Lage des Einzel- 
falles entſcheiden. Regelmäßig wird man fie annehmen müſſen, wenn 
die Verlobten nur zum Zwecke der Eheſchließung ins Ausland gereiſt 
und im Anſchluß daran wieder nach Deutſchland zurückgekehrt ſind. 
Dagegen wird eine Umgehungsabſicht dann meiſt nicht vorliegen, 
wenn beide Verlobten ihren ſtändigen Aufenthalt im Ausland haben. 
Beiſpiel: Ein Jude braſilianiſcher Staatsangehörigkeit heiratet in 
Braſilien eine dort wohnende deutſchblütige Reichsdeutſche. 

Dem Blutſchutzgeſetz iſt feine rückwirkende Kraft beigelegt. Nichtig 
ſind daher nur fache Ehen, die nach dem Inkrafttreten des Blut- 
ſchutzgeſetzes geſchloſſen worden ſind. Ehen, die zu dieſem Zeitpunkt 
bereits beſtanden haben, bleiben dagegen in ihrer Rechtswirkſamkeit 
unberührt. Wegen der bereits beſtehenden Ehen vgl. auch unten 
Bem. 15. 


12. Die Geltendmachung der Nichtigkeit kann ausſchließlich im 
Wege der Nichtigkeitsklage erfolgen; vgl. $ S Abſ. 1 der Erſten AV. 
3. BlSchch. Nach Auflöſung der Ehe kann die Nichtigkeit nicht mehr 
geltend gemacht werden. Bis zur rechtskräftigen Entſcheidung, daß 
die Ehe nichtig iſt, iſt fie als gültig zu behandeln. 

Die Wirkungen der Nichtigkeit beſtehen darin, daß die Ehe als nicht 
zuſtande gekommen angeſehen wird. Im einzelnen gelten die Vor— 
ſchriften der 1344 I; BGB. Die aus einer nach § 1 BIS. oder 
nach $ 2 der Erſten AV. z. BlSchG. nichtigen Ehe hervorgegangenen 
Kinder gelten dann als unehelich, wenn beide Ehegatten bei der Ehe— 
ſchließung das Ehehindernis der Raſſenverſchiedenheit und die ſich 
daraus ergebende Nichtigkeit der Ehe gekannt haben; war jedoch auch. 
nur ein Ehegatte gutgläubig, fo gelten die Kinder als ehelich (§ 1699 
BGB.). Wegen der raſſiſchen Einordnung der Kinder vgl. die Bem. 
zu § 5 der Erſten V. z. NBürgG. 

Für das Verfahren bei der Durchführung der Nichtigteitstlage 
(ogl. $ 13290 BOB.) gelten die Vorſchriften der $$ 606 ff., insbeſondere 
631 ff. ZPO. mit der Maßgabe, daß nur der Staatsanwalt, nicht 
auch die Ehegatten ſelbſt die Klage erheben können. Eine Pflicht zur 
Erhebung der Nichtigkeitsklage hat der Staatsanwalt nicht; er wird 
vielmehr nach pflichtgemäßem Ermeſſen zu prüfen haben, ob ein 
öffentliches Intereſſe die Nichtigkeitserklärung der Ehe verlangt. 


13. Wie oben unter Bem. 11 ausgeführt, iſt die Nichtigkeit einer 
entgegen $ 1 BlSchch. oder § 2 der Erſten AV. z. BlSchch. geſchloſſe— 
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nen Ehe nur von der objektiven Feſtſtellung abhängig, daß die Ehe 
nach den Abſtammungsverhältniſſen der Verlobten unzuläſſig war; 
dagegen kommt es auf den guten oder böſen Glauben der Verlobten 
nicht an. Waren die Verlobten oder wenigſtens der nichtjüdiſche Teil 
bei der Eheſchließung gutgläubig, ſo kommt unter Umſtänden neben 
der Nichtigkeit auch eine Anfechtbarkeit der Ehe in Frage — eine bisher 
im deutſchen Eherecht nicht gekannte Möglichkeit. Ob eine Anfechtung 
der Ehe zuläſſig it, richtet ſich nach den allgemeinen Vorſchriften des 
Be) B., d. h. praktiſch danach, ob die Vorausſetzungen für eine An 

ſechtung wegen eines Irrtums über eine perſönliche Eigenſchaft des 
zur Anfechtung nicht berechtigten Ehegatten oder wegen einer arg 

liſtigen Täuſchung des anderen Ehegatten vorliegen ($$ 1333, 1334 
Beh.). Die Möglichkeit einer Anfechtung kommt in allen Fällen in 
Betracht, in denen ein Ehehindernis wegen jüdiſchen Bluteinſchlags 
die Cheſchließung unzuläſſig machte, d. h. nicht nur in den Fällen des 
$ 1 BlSchcs. und des § 2 der Erſten AV. z. BISHG., ſondern auch 
in den Fällen der $$ 3 und 4 der Erſten AV. z. BlSchch. 

Nach $ 1333 BOB. kann eine Ehe von dem Ehegatten angefochten 
werden, der ſich u. a. über ſolche perſönlichen Eigenſchaften des an— 
deren Ehegatten geirrt hat, die ihn bei Kenntnis der Sachlage und bei 
verſtändiger Würdigung des Weſens der Ehe von der Eingehung der 
Ehe abgehalten haben würden. Die Vorausſetzungen des $ 1333 BGB. 
müſſen als gegeben angeſehen werden, wenn ein Ehegatte die Ehe 
in Unkenntnis des jüdiſchen Bluteinſchlags des anderen Ehegatten 
geſchloſſen hat. Denn es kann nicht bezweifelt werden, daß nach 
nationalſozialiſtiſcher Auffaſſung die Raſſezugehörigkeit eine weſent 
liche perſönliche Eigenſchaft jedes Menſchen iſt; dies iſt um ſo mehr 
der Fall, als ſich die durch die Raſſezugehörigkeit bedingten Eigen 
ſchaften des Meuſchen auf ſeine Nachkommen vererben. Ein Irrtum 
über die Zugehörigkeit eines Ehegatten zur jüdiſchen Raſſe oder zu 
den Miſchlingen mit jüdiſchem Bluteinſchlag berechtigt daher den 
anderen Ehegatten zur Anfechtung der Ehe; dagegen wuͤrde der Ehe 
gatte, der den jüdiſchen Bluteinſchlag aufweiſt, die Ehe nicht anfechten 
können, da nur ein Irrtum über eine Eigenſchaft des anderen Ehe- 
gatten nach $ 1333 BGB. zur Anfechtung berechtigt. 

Hat ein Miſchling zweiten Grades oder ein Miſchling erſten Grades 
mit Genehmigung zulaſſigerweiſe einen angeblich Deutſchblütigen 
geheiratet, fo kann fraglich ſein, ob er zur Anfechtung der Ehe gemüß 
$ 1333 berechtigt iſt, wenn ſich nachträglich herausſtellt, daß die Deutſch 
blütigfeit des anderen Ehegatten irrtümlich angenommen worden 
it. Zwar iſt auch hier die Vorausſetzung des § 1333 BOB., daß ein 
Irrtum über eine perſönliche Eigenſchaft des anderen Ehegatten vor— 
gelegen hat, erfüllt. Es mag aber zweifelhaft erſcheinen, ob auch der 
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weiteren Vorausſetzung entſprochen iſt, daß die Kenntnis der Sachlage 
den zur Anfechtung berechtigten Ehegatten bei verſtändiger Würdi- 
gung des Weſens der Ehe von der Eheſchließung abgehalten hätte. 
Die Anfechtungsberechtigung dürfte in dieſem Fall zu verneinen ſein. 
Wer ſelbſt jüdiſchen Bluteinſchlag aufweiſt, kann ſich auf den jüdiſchen 
Bluteinſchlag des anderen Ehegatten nicht berufen, um eine Auf- 
löſung der Ehe herbeizuführen. 
Nach $ 1331 BOB. kann eine Ehe angefochten werden, wenn ein 
Ehegatte zur Eingehung der Ehe durch argliſtige Täuſchung über 
ſolche Umſtände beſtimmt worden iſt, die ihn bei Kenntnis der Sach 
lage und bei verſtändiger Würdigung des Weſens der Ehe von der 
Eingehung der Ehe abgehalten haben würden. Die Vorausſetzungen 
des $ 1334 BOB. dürften neben denen des $ 1333 in dem Fall gegeben 
ſein, daß ein Ehegatte, deſſen jüdiſcher Bluteinſchlag dem anderen 
Ehegatten erſt nachträglich bekannt wird, ſelbſt hiervon Kenntnis 
gehabt, ihn aber dem anderen Ehegatten argliſtig verſchwiegen hat. 
Die Anfechtung kann nach $ 1339 BOB. nur binnen einer Aus- 
ſchlußfriſt von 6 Monaten ſeit der Entdeckung des Irrtums oder der 
argliſtigen Täuſchung erhoben werden. N 

14. Die Wirtungen der Anfechtung beſtehen vor allem darin, daß 
die Ehe als von Anfang an nichtig anzufehen iſt ($ 1343 VOB.). Im 
einzelnen gelten die Vorfchriften der F 1344 ff. BOB. Die aus der 
Ehe hervorgegangenen Kinder gelten als ehelich: denn die Vor- 
ausſetzungen einer Anfechtung nach K 1333 oder 1334 BGB. wegen 
eines Irrtums oder einer argliſtigen Täuſchung über die Nafjezuge- 
hörigkeit eines Ehegatten find nur dann gegeben, wenn ber andere 
Ehegatte ſich geirrt hat oder getäuſcht worden ist, aljo wenigſtens 
er gutgläubig war; iſt dies aber der Fall, gelten die Kinder aus einer 
nichtigen Ehe nach $ 1699 BGB. als ehelich. — 

Die Anfechtung erfolgt, ſolange die Ehe nicht aufgelöft iſt, durch 
Pa ber Anfechtungsklage ($ 1341 BGB.). Rauch dem Tode 
des zur Anfechtung nicht berechtigten Ehegatten erfolgt ſie durch 
öffentlich beglaubigte Erklärung gegenüber dem Nachlaßgericht 
(61342 B00 B.); der Grundgedanke (und damit der 58) der Erſten AV. 
3. Bl Sch. ſteht dieſer Regelung nicht entgegen (vgl. Bem. zu $ 8 
a. a. O.). . 

Das Verfahren bei der Durchführung der Anfechtungsklage iſt 
durch §§ 606 ff. 3 PO. geregelt. 

15. Die vor dem Inkrafttreten des Blutſchutzgeſetzes geſchloſſenen 
Ehen, deren Eingehung ſeitdem ein Ehehindernis ven jüdiſchen 
Bluteinſchlags entgegenſtehen würde, bleiben gültig, da das bisherige 
Recht ſolche Ehehinderniſſe nicht kannte und dem Blutſchutzgeſetz keine 
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rückwirkende Kraft beigelegt iſt; vgl. auch oben Bem. 11 a. E. Seit 
der Machtergreifung haben jedoch deutſchblütige Ehegatten wiederholt 
verſucht, ihre Ehe mit Perſonen jüdiſcher Raſſe dadurch zur Auf- 
löſung zu bringen, daß fie die Ehe wegen eines Irrtums über eine 
perfönliche Eigenſchaft des jüdiſchen Teils nach $ 1333 BOB. ange- 
fochten haben. Zur Zuläſſigkeit der Anfechtung hat die Rechtſprechung 
folgende Grundſätze herausgeſtellt. 

Hat ein Ehegatte nicht gewußt, daß der andere Ehegatte der jüdi- 
ſchen Raſſe angehört, ſo iſt darin ein Irrtum über eine perſönliche 
Eigenſchaft dieſes Ehegatten zu erblicken, der zur Anfechtung der Ehe 
nach $ 1333 BOB. berechtigt, ſofern auch die ſonſtigen Voraus- 
ſetzungen für die Anfechtung gegeben ſind. Als ausreichender Grund 
für die Anfechtung iſt aber nicht nur ein Irrtum über die Raſſezuge— 
hörigkeit ſelbſt, ſondern auch ein Irrtum über die Bedeutung der 
Raſſezugehörigkeit und die ſich daraus ergebenden Eigenſchaften jedes 
Menſchen angeſehen worden (vgl. R. Bd. 145 S. 1). Darüber 
hinaus hat das Reichsgericht (Entſch. vom 22. Auguſt 1935 — IV 128, 
35) auch ſchon die Möglichkeit jüdiſcher Abſtammung als ausreichenden 
Eheanfechtungsgrund erklärt; denn nach der natürlichen Yebensauf- 
faſſung könne von einer perſönlichen Eigenſchaft einer Perſon auch 
dann geſprochen werden, wenn ihr raſſiſcher Urſprung inſofern in ein 
unaufklärbares Dunkel gehüllt ſei, als nicht feſtgeſtellt werden könne, 
welcher von zwei als Erzeuger in Betracht kommenden, raſſeverſchie 
denen Männern tatſächlich der Vater geweſen ſei. Eine Ausdehnung 
der Anfechtungsmöglichkeit über dieſen bereits weit geſpannten 
Rahmen hinaus erſcheint nicht notwendig. Insbeſondere wird es 
nicht angehen, etwa die Ehe eines unehelichen Kindes, deſſen Er— 
zeuger unbekannt iſt, mit einer entſprechenden Begründung für an 
fechtbar zu erklären. 

Die Anfechtung kann nach $ 1339 BGB. nur binnen einer Aus- 
ſchlußfriſt von 6 Monaten ſeit dem Zeitpunkt, in welchem der Irrtum 
entdeckt wird, erfolgen; dieje Friſt ift u. a. gehemmt, wenn der an- 
ſechtungsberechtigte Teil durch Stillſtand der Rechtspflege oder in 
ſonſtiger Weiſe durch höhere Gewalt an der Rechtsverfolgung ge- 
hindert iſt. Fälle der Anfechtung einer früher geſchloſſenen Ehe, die 
mit der nachträglichen Entdeckung jüdiſchen Bluteinſchlags eines 
Chegatten begründet werden, werden daher auch in Zukunft, wenn 
die Anfechtungsfriſt gewahrt wird, erhoben werden können. Fraglich 
nn aber erſcheinen, wann die Friſt zu laufen begonnen hat, wenn 
an Ehegatte zwar die Raſſezugehörigkeit des anderen Ehegatten 
kannte, ſich aber über ihre Bedeutung nicht klar war. Die Anſichten 
Reichsgerichts und des Kammergerichts ſtehen ſich in dieſer Frage 
genüber. Während das Reichsgericht die Auffaſſung vertritt (ach. 
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Bd. 145 S. 1), daß ſeit der Veröffentlichung des nationalſozialiſtiſchen 
Parteiprogramms vom 24. Februar 1920 Fälle eines Irrtums nach 
der gedachten Richtung nur ſelten anzunehmen ſeien, nimmt das 
Kammergericht den Standpunkt ein (JW. 44/3120), von den poli- 
tiſch und wiſſenſchaftlich geſchulten Volksgenoſſen abgeſehen, ſei der 
großen Maſſe des Volkes die Bedeutung des Raſſeproblems erſt 
nach dem Siege der nationalſozialiſtiſchen Bewegung bekannt ge— 
worden. Die Anſicht des Kammergerichts verdient den Vorzug. Es 
kann zwar nicht verkannt werden, daß gerade die Punkte 4 und 5 
des Parteiprogramms, die die 1 behandeln, bereits ſeit 
langem auch in weiteſten Kreiſen des Volkes, die nicht zur national— 
ſozialiſtiſchen Bewegung zählten, bekannt geworden ſind. Die darin 
vertretenen Anſichten ſind aber von ihnen unter dem Einfluß einer 
gegenteiligen Propaganda vielfach als unrichtig angeſehen worden. 
In dieſer Auffaſſung hat erſt die Aufklärungsarbeit, die ſeit der Macht- 
ergreifung eingeſetzt hat, einen Wandel herbeigeführt. 

Auch nach der Anſicht des Reichsgerichts ſind praktiſch allerdings 
die Fälle, in denen eine Anfechtung der Ehe zuläſſig geweſen wäre, 
nicht auf Ausnahmen beſchränkt. Das Reichsgericht nimmt nämlich 
an (NGZ. Bd. 145 S. 8), daß die Friſt für die Geltendmachung der 
Anfechtung ſo lange gehemmt geweſen ſei, als keine Ausſicht beſtand, 
daß die Gerichte einer auf den Irrtum über Weſen und Bedeutung 
der Raſſenverſchiedenheit geſtützten Anfechtungsklage Folge geben 
würden. Dies ſei aber fo lange nicht der Fall geweſen, als die Bedeu- 
tung der Raſſenverſchiedenheit nicht in dem Geſetz zur Wiederher— 
ſtellung des Berufsbeamtentums vom 7. April 1933 (RG Bl. 1 S. 175) 
in Verbindung mit der Erſten Durchführungsverordnung hierzu vom 
11. April 1933 (Rh Bl. 1 S. 195) ſtaatliche Anerkennung gefunden 
habe. Bis zu dieſem Zeitpunkt ſei daher die Anfechtungsfriſt gehemmt 
geweſen. Als Beginn der Friſt könne der 15. April 1933 angeſehen 
werden, da an dieſem Tage die erwähnten geſetzlichen Beftimmungen 
allgemein bekannt geweſen ſeien. Vor dem 15. Oktober 1933 ſei daher 
die Anfechtungsfriſt nicht abgelaufen. Heute wird dieſe aber in aller 
Regel nicht mehr lauſen, gleichgültig, ob man der Anſicht des Reichs— 
gerichts oder der des Kammergerichts folgt. Insbeſondere iſt es nicht 
angängig, den Beginn der Friſt erſt auf den Tag des Erlaſſes der 
Nürnberger Geſetze oder gar der Ausführungsverordnungen hierzu 
zu verlegen. Will ein Ehegatte ſeine Ehe anfechten, weil ihm die 
Bedeutung der Raſſezugehörigkeit des anderen Teils nicht bekannt 
war, wird er daher die Einhaltung der Aufechtungsfriſt beſonders 
dartun müſſen. Die Einhaltung der Anfechtungsfriſt iſt von Amts 
wegen zu prüfen. Wenn ſich das Reichsgericht in dem bereits er— 
wähnten Urteil vom 22. Auguſt 1935 inſoweit mit der Feſtſtellung 
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begnügt, die Einhaltung der Friſt ſei nicht in Zweifel gezogen wor 
den, kann dies kaum als ausreichend angeſehen werden. 

16. Strafrechtliche Beſtimmungen: Die Eingehung einer Ehe, die 
dem § 1 BISH®. oder dem $ 2 der Erſten AV. z. Bl Sch. zuwider 
geſchloſſen wird, wird nach 8 5 Abf. 1 beſtraft; wird dagegen eine Ehe 
trotz des Vorliegens eines Ehehinderniſſes nach $$ 3 oder 4 der Erſten 
AV. z. BUSH. geſchloſſen, tritt dieſe Folge nicht ein ($ 8 Abſ. 2 
der Erſten AV. z. BISHG.). Die Strafverfolgung eines Ausländers 
bedarf der Zuſtimmung der Reichsminiſter der Juſtiz und des Innern 
($ 16 der Erſten AV. z. BISHG.); vgl. auch unten Bem. 14 zu § 5. 

17. Nach $ 16 der Erſten AV. z. BlSchch. kann der Führer und 
Reichskanzler von allen Vorſchriften des Blutſchutzgeſetzes und ſeiner 
Ausführungsverordnungen Befreiungen erteilen. Damit iſt auch die 
Möglichkeit von Befreiungen von den Eheverboten wegen jüdiſchen 
Bluteinſchlags ſowie von den Rechtsfolgen, die ſich an verbotswidrig 
geſchloſſene Ehen knüpfen, gegeben. Den Zielen der Raſſengeſetz⸗ 
gebung entſprechend werden Befreiungen jedoch nur in ganz be— 
ſonders liegenden Ausnahmefällen in Frage kommen. Im einzelnen 
vgl. $ 16 der Erſten AV. z. BISHG. und die Ben. hierzu ſowie den 
Runderlaß vom 4. Dezember 1935 (MBli. S. 1455), unten S. 158. 


8 2 
Außerehelicher Verkehr zwiſchen Juden und Staatsangehörigen 
deutſchen oder artverwandten Blutes iſt verboten. 


J. K 2 iſt die notwendige Ergänzung der Eheverbote wegen jüdi— 
ſchen Bluteinſchlags. Der Zweck dieſer Verbote — die Verhütung 
miſchraſſiger Nachkommenſchaft — würde nur unvollkommen er— 
reicht werden, würde nicht auch ein Verbot des außerehelichen Ge— 
ſchlechtsverkehrs wenigſtens für die Fälle ergangen fein, in denen die 
daraus zu erwartende Nachkommenſchaft unter raſſebiologiſchen Ge 
sichtspunkten am wenigſten erwünscht iſt. 

2. Das Verbot des $ 2 erſtreckt ſich auf den außerehelichen Ge⸗ 
ſchlechtsverlehr zwiſchen Juden und deutſchblütigen deutſchen 
Staatsangehörigen; es iſt durch § 11 der Erſten AB. z. BlScheh. 
auf den Verkehr zwiſchen Juden und ſtaatsangehörigen jüdiſchen 
Miſchlingen zweiten Grades ausgedehnt. 

Der Geſchlechtsverkehr zwiſchen anderen Perſonen, deren Ehe 
ſchließung ein Ehehindernis wegen jüdiſchen Bluteinſchlags entgegen 
ſteht, iſt durch § 2 nicht verboten. Demgemäß fällt der Verkehr zwi— 
ſchen ſtaatsangehörigen Miſchlingen erſten Grades und deutjchblüti 
gen Staatsangehörigen oder ſtaatsangehörigen Miſchlingen zweiten 
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Grades ebenſowenig unter das Verbot wie der Verkehr von ſtaats. 
angehörigen Miſchlingen zweiten Grades untereinander. 

Wer Jude ift, beſtimmt ſich nach § 5 der Erſten AV. z. RBürgch. 
Auf die Staatsangehörigkeit des Juden kommt es nicht an; Vorans- 
ſetzung für das Verbot iſt dagegen, daß der andere Teil die deutsche 
Staatsangehörigkeit beſitzt. Iſt dieſer Ausländer, ſo iſt der Verkehr eines 
Juden mit ihm durch $ 2 nicht verboten. Für Staatenloſe gilt 8 15 
der Erſten AV. z. BlSchch. 

Der außereheliche Geſchlechtsverkehr zwiſchen deutſchblütigen er- 
ſonen und Perſonen, die einer anderen artfremden Raſſe als der 
jüdiſchen angehören, iſt durch $ 2 nicht verboten; vgl. unten Bem. 9 
zu $ 6 der Erſten AV. z. BISH®. 


3. Außerehelicher Verkehr im Sinne des $ 2 ift nur der Geſchlechts⸗ 
verkehr ($ 11 Satz 1 der Erſten AB. z. BISCHG.). Unter Geſchlechts⸗ 
verkehr iſt zwar nicht nur der Beiſchlaf, das heißt die natürliche Ver— 
einigung der Geſchlechtsteile, zu verſtehen, ſondern auch beiſchlaf. 
ähnliche Handlungen, z. B. gegenſeitige Onanie. Im Hinblick auf 
den Zweck des Verbots, miſchraſſige Nachkommenſchaft zu verhüten, 
verbietet ſich aber jede hierüber hinausgehende un ging des Be- 
griffs Geſchlechtsverkehr; ſonſtige Handlungen erotiſcher Art, z. B. 
Küſſe, Umarmungen, unzüchtige Berührungen, fallen nicht unter 
das Verbot. 

Das Verbot gilt innerhalb ſeines Anwendungsgebiets uneinge- 
ſchränkt. Auch der Geſchlechtsverkehr eines Juden mit einer deutjch- 
blütigen Dirne iſt daher unzuläſſig. 

Der geſellſchaftliche und der geſchäftliche Verkehr wird durch das 
Verbot nicht betroffen. 


4. Soweit der Geſchlechtsverkehr zwiſchen Perſonen mit jüdi⸗ 
ſchem Bluteinſchlag und deutſchblütigen Perſonen durch $ 2 nicht 
verboten iſt, vgl. oben Ben. 2, iſt auch eine Verfolgung ſolcher Per⸗ 
ſonen wegen Raſſenſchande oder dergleichen nicht angängig. Dagegen 
bleibt das Recht und die Pflicht der zuſtändigen Polizeibehörde un— 
berührt, gegen ein offenkundiges Konkubinat, das die öffentliche 
Sittlichkeit gefährdet, mit den üblichen polizeilichen Mitteln (Polizei- 
verfügung, Zwangsſtrafe, unmittelbarer Zwang) einzuſchreiken. 

In der Praxis werden vielfach Anträge geſtellt, einen durch $ 2 
nicht verbotenen außerehelichen Verkehr für unbedenklich zu erklären 
oder ihn ſogar ausdrücklich zu geſtatten. Solchen Anträgen kann von 
den um Entſcheidung angegangenen Behörden nicht entſprochen 
werden. Denn wenn auch ein ſolcher Verkehr nicht verboten und unter 
Strafe geſtellt ift, fo iſt er doch unerwünſcht. 
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5. Wegen der Strafbarkeit von Zuwiderhandlungen gegen $ 2 
vgl. § 5 MSch G. ſowie $ 11 Satz 2 der Erſten AV. z. BlSchch. 


8 3 
Zuden dürfen weibliche Staatsangehörige deutſchen oder art⸗ 
verwandten Blutes unter 45 Jahren in ihrem Haushalt nicht bes 


ſchäftigen. 


1. F 3 verbietet die Beſchäftigung deutſchblütiger weiblicher Haus— 
gude len in jüdiſchen Haushaltungen, um fie vor raſſeverderb, 
lichen geſchlechtlichen Gefährdungen zu ſchützen. 3 wird durch $ 12 
der Etſten AV. z. BlSchch. in einer Weiſe ergänzt, die die Ein ae 
dieſes Zwecs ſicherſtellen ſoll. Es liegt auf der einen Seite kein Anla 
vor, den Hausangeſtellten den Dienſt in einem jüdiichen Haushalt 
unmöglich zu machen, wenn dieſem Haushalt kein männlicher Jude 
angehört. Auf der anderen Seite würde der Zweck des Verbots nicht 
erreicht, wenn ſeine Anwendbarkeit lediglich davon abhängig ge⸗ 
macht wäre, ob der im Haushalt lebende männliche Jude Haushal- 
tungsvorſtand iſt oder nicht; denn auch in letzterem Fall könnte die 
Anweſenheit anderer Männer im Haushalt, die der jüdiſchen Raſſe 
angehören, zu einer Gefährdung der Hausangeſtellten führen. $ 12 
Alf der Erſten AV. z. BISHG. macht daher die Anwendbarkeit 
des Beſchäftigungsverbots von der Zugehörigkeit eines jüdiſchen 
Mannes zum Haushalt abhängig ohne Rückſicht darauf, ob er Haus- 
haltungsvorſtand iſt oder nicht. 
2. Das Verbot des $ 3 iſt von der Erfüllung folgender Voraus⸗ 
ſetzungen abhängig: . 
a) es erſtreckt ſich nur auf weibliche Hausangeſtellte (vgl. unten 
Bem. 3); 2. : 12 
b) nur die Beſchäftigung deutſchblütiger Hausangeſtellten iſt ver 
boten (vgl. unten Bem. 4); u 
ch es muß ſich um deutſche Staatsangehörige handeln (vgl. 
unten Bem. 5); . _ 5 
d) die Hausangeſtellten dürfen noch nicht 45 Jahre alt ſein (ogl. 
unten Bem. 6) eu 
e) die BE in einem jüdischen Haushalt iſt unzuläſſig 
(vgl. unten Bem. 6)) — . g 
f) nur die Beſchäftigung in einem jüdiſchen Haushalt iſt unter 
ſagt (vgl. unten Bem. 8). 


3. Das Verbot des $ 3 ſchützt nur weibliche Hausangeſtellte. Es iſt 
unzuläſſig, das Verbot auch auf die Beſchäftigung männlicher Haus 
angeſtellten auszudehnen. Mit dem Zweck des $ 3 könnte eine ſolche 
3 Raſſengeſetzgebung I 
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Auslegung nicht begründet werden; ein beſonderer S ür mä 
liche Hausangeſtellte iſt nicht aueh „* 


4. Das Verbot des $ 3 erſtreckt ſich nur auf die Beſchäfti 
Hausangeſtellten deutſchen oder e Lade len 
der Auslegung dieſes Begriffs vgl. Bem. 3 zu $2 RBürgch Per 
ſonen artftemden Blutes dürfen, auch ſoweit es ſich nicht um Juden 
handelt, in einem jüdiſchen Haushalt beſchäftigt werden. Ebensowenig 
Ba weſchäftigung von Miſchlingen erſten oder zweiten Grades 

oten. 


5. Nur die Beſchäftigung deutſcher Staatsangehör i 
boten. Ihnen ſ ind durch § 15 der Erſten AV. z. 918000. e 
loſen praltiſch gleichgeſtellt; auch ſtaatenloſe Hausangeſtellte dürfen 
daher nicht beſchäftigt werden. Dagegen ift die Beſchäftigung von 
Ausländerinnen, z. B. Oeſterreicherinnen, Polinnen, Tſchechoflowa 
kinnen uſw. zuläſſig, ſoweit fie im Beſitz der erforderlichen Ge— 
nehmigung zur Arbeitsaufnahme ſein ſollten. 


6. Das Verbot des $ 3 iſt auf Hausangeſtellte un 5 
beſchränkt. Das Alter von 45 Jahren ift 1515 AN 187 ff. 500 * 
berechnen. Das Alterserfordernis wird nicht durch den Nachweis 
erjeht, daß die Hausangeſtellte nicht fortpflanzungsfähig iſt. 

ö Son dem Alterserfordernis von 45 Jahren macht $ 12 Abſ. 3 der 
Erſten AB. z. BSG. eine Ausnahme. Danach dürfen deutſchblütige 
deutſche Hausangeſtellte, die am 16. September 1935 in einem jüdi 
ſchen Haushalt beſchäftigt waren, in dieſem Haushalt in ihrem bis— 
herigen, Arbeitsverhältuis bleiben, wenn jie bis zum 31. Dezember 
955 das 35. Lebensjahr vollendet haben. Als zuläſſig wird man das 
Verbleiben einer Hausangeſtellten, die bis zum 31. Dezember 1935 
das 35. Lebensjahr vollendet hatte, in einem Haushalt auch dann 
anſehen müſſen, wenn erſt nach dieſem Zeitpunkt ein jüdiſcher Mann 
in den Haushalt eintritt. Eine Neuanſtellung von Hausangeſtellten 
zwiſchen 35 und 45 Jahren ift dagegen unzuläſſig. 


7. Ein jüdiſcher Haushalt liegt nach $ 12 Abſ. 1 der Erſten A 
3. BlSchch. vor, wenn ein jldiſcher Mam Vausha 5 1 d f 
oder der Hauggemelmſchaſt angehört W ee 

550 Jude iſt, beſtimmt ſich nach § 5 der Erſten N. z. RBürgch. 

Da das Verbot von der Zugehörigkeit eines jüdiſchen Mannes zum 
Haushalt abhängig iſt, findet es keine Anwendung, wenn nur Frauen 
und Kinder dem Haushalt angehören; ein männliches Kind iſt dabei 
Die zu dem Zeitpunkt nicht als Mann anzuſehen, in dem mit der Er— 
weichung der Geſchlechtsreiſe gerechnet werden muß, d. h. bis zur 
Vollendung des 16. Lebensjahres. a g a 


4. Gef. z. Schutze des deutſchen Blutes u. der deutſchen Ehre 83 115 


Darauf, ob der jüdiſche Mann Haushaltungsvorſtand iſt oder nicht, 
kommt es nicht an. Es genügt, wenn er der Hausgemeinſchaft ange 
hört. Dies iſt der Fall, wenn er in einem Haushalt nicht nur vorüber. 
gehend Unterkunft und Verpflegung erhält. Beiſpiele: Der jüdiſche 
Mieter eines möblierten Zimmers ohne Familienanſchluß iſt nicht 
Angehöriger der Hausgemeinſchaft des Vermieters. Nimmt der 
Mieter aber am Familienleben des Vermieters teil, nimmt er ins- 
beſondere die Mahlzeiten gemeinſam mit deſſen Familie ein, jo ge- 
hört er zur Hausgemeinſchaft; Beſuch gehört regelmäßig nicht der 
Hausgemeinſchaft an. 


8. Mur die Beſchäftigung im Haushalt iſt durch $ 3 verboten. Im 
Haushalt beſchäftigt iſt nach § 12 Abſ. 2 der Erſten AV. z. BlSchch., 
wer im Rahmen eines Arbeitsverhältniſſes in die Hausgemeinſchaft 
aufgenommen iſt oder wer mit alltäglichen Haushaltsarbeiten oder 
anderen alltäglichen, mit dem Haushalt in Verbindung ſtehenden 
Arbeiten beſchäftigt it. Vorausſetzung für das Verbot iſt das Beſtehen 
eines Dienſtwerhältniſſes. Liegt ein ſolches nicht vor, jo findet $ 3 
keine Anwendung. Beispiel: Die Schweſter der deutſchblütigen Ehe- 
frau eines Juden darf im Haushalt mitarbeiten, wenn ſie auf Grund 
ihres Verwandtſchaftsverhältniſſes mit im Haushalt lebt. 

Das Verbot richtet ſich praktiſch in erſter Linie gegen die Beſchäf— 
tigung von Hausangeſtellten, die die Hausgemeinſchaft (dgl. hierzu 
oben Bent. 7 a. E.) mit einem Juden teilen. ft dies der Fall, jo iſt 
es unerheblich, welcher Art das der Beſchäftigung zugrunde liegende 
Arbeitsverhältnis iſt. Es kommt alſo nicht darauf an, daß es 1 dabei 
um eigentliche Haushaltsarbeiten handelt. Beiſpiele: Bei Aufnahme 
in die Hausgemeinſchaft fallen unter das Verbot außer Dienſtmädchen, 
Kindermädchen, Köchinnen, Zofen, Jungfern, Stützen, Geſellſchaf— 
terinnen, Haustöchtern auch Krankenſchweſtern, Stenotypiſtinnen, 
Sprechſtundenhilfen, Privatſekretärinnen uſw. 

Von der Aufnahme in die Hausgemeinſchaft abgeſehen iſt das Ver 
bot auf die Verrichtung alltäglicher Haushaltsarbeiten oder damit in 
Verbindung ſtehender alltäglicher Arbeiten beſchränkt. Unter alltäg- 
lichen Haushaltsarbeiten ſind ſolche Arbeiten zu verſtehen, die ub 
licherweiſe in einem Haushalt regelmäßig verrichtet werden; das 
Verbot iſt aber im Einzelfall nicht davon abhängig, daß die Ange 
ſtellte die Arbeiten täglich verrichtet. Beiſpiele: Verboten ift die Be 
ſchäftigung von außerhalb wohnenden Dienſtmädchen, Stubenmäd- 
chen, Putzfrauen, Waſchfrauen usw. Alltägliche Arbeiten, die keine 
eigentlichen Haushaltsarbeiten ſind, aber mit dem Haushalt in Ver 
bindung ſtehen, ſind z. B. die Arbeiten einer Gärtnerin o. dgl. Nicht 
unter das Verbot fällt, weil es an der Vorausſetzung der Alltäg 
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lichkeit der Arbeiten fehlt, die Beſchäftigung von Näherinnen, Fri, 
ſöſen, Maſſöſen uſw. 

Das Verbot iſt nicht davon abhängig, daß ein Barlohn gezahlt wird; 
ein Arbeitsverhaltnis liegt auch dann vor, wenn lediglich Naturallohn 
gewährt wird. 

Das Verbot trifft auch die Fälle, in denen ein Ehepaar im Haus- 
halt beſchäftigt werden foll, z. B. ein Diener,, Chauffeur, Portierehe⸗ 
paar uſw. Hier darf nur der Mann beſchäfligt werden, die Frau darf 
dagegen keine Tätigkeit im Haushalt ausüben. 

Im Gegenjah zu der Beſchäftigung im Haushalt ſteht insbeſondere 
die Beſchaͤftigung in Gewerbebetrieben; dieſe iſt nicht verboten. Die 
Beſchäſtigung weiblicher Angeftellten in einem Ladengeſchäft, einem 
Büro, einer Fabrik, in der ärztlichen, zahnärztlichen oder Anwalts- 
praxis uſw. iſt daher zuläffig, ſofern nicht im Einzelfall eine Aufnahme 
der Angeſtellten in die Hausgemeinſchaft des Arbeitgebers erfolgt ſein 
jollte. Hotels, Penſionen, Zimmervermietungen, Heime, Aſyle, 
Krankenanſtalten, Sanatorien uſw. ſind regelmäßig Gewerbebe— 
triebe. Jüdiſche Inhaber dieſer Betriebe dürfen daher weibliche An- 
geftellte in dieſen Betrieben beſchäftigen, nicht aber gleichzeitig in 
ihrem Privathaushalt. Entſprechendes gilt, wenn ſolche Betriebe 
auf gemeinnütziger Grundlage betrieben werden. 


9. Juden fremder Staatsangehörigteit, die ihren Wohnſitz oder 
dauernden Aufenthalt im Inland haben, ſind dem Beſchäftigungs— 
verbot des $ 3 grundſätzlich in gleicher Weiſe unterworfen wie In 
länder. Ein Anlaß, ausländiſche Juden im Inland allgemein von dem 
Verbot auszunehmen, ift nicht erſichtlich. Dagegen ſcheint es auf der 
anderen Seite auch nicht zweckmäßig, ausländische Juden, die ſich 
nur vorübergehend im Inland aufhalten, dem Verbot zu unter- 
werfen. Auf fie erſtreckt ſich daher nach $ 11 Abſ. 4 der Erſten AR. z. 
BlSchch. das Verbot des § 3 nicht. Beiſpiel: Ein jüdiſches Ehepaar, 
das die Staatsangehörigkeit der Vereinigten Staaten von Nord“ 
amerika beſitzt, kann für eine Reiſe durch Deutſchland eine deutſch⸗ 
blütige Kammerzofe einſtellen. 

Eine allgemeine Ausnahme beſteht für die ſog. Exterritorialen. 
Dieſe ſind von der Anwendung des $ 3 durch die Bekanntmachung 
des Führers und Reichskanzlers vom 21. November 1935 (RMBT. 
S. 835), unten S. 157, ausdrücklich ausgenommen. 


10. Nach den allgemeinen Grundſätzen über den Geltungsbereich 
deutſcher Geſetze unterliegen im Ausland beſtehende oder einzu⸗ 
gehende Arbeitsverhältniſſe nicht dem Verbot des $ 3. Dies gilt 
auch für den Fall, daß außer der Hausangeſtellten auch der Arbeit- 


geber die deutſche Staatsangehörigkeit beſitzt. 
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11. Die zivilrechtlichen Folgen des Verbots beſtehen zunächſt darin, 
daß die 9 ursulefigen Dienfoerttige mit dem Inkrafttreten 
des Verbots kraft Geſetzes aufgelöſt worden ſind. Neue Dienftver- 
träge würden wegen Zuwiderhandlung gegen ein geſetzliches Verbot 
nach $ 134 BGB. nichtig jein; daraus könnten daher auf der einen 
Seite keine Anſprüche auf Dienſtleiſtung, auf der anderen Seite 
keine Anſprüche auf Lohn hergeleitet werden. 

12. Wegen der Strafbarkeit von Zuwiderhandlungen gegen das 
Verbot des § 3 vgl. K Abſ. 3. Strafbar iſt der Arbeitgeber ohne, Rück. 
ſicht auf ſein Geſchlecht, auch wenn er nicht Jude iſt ($ 13 der Erſten 
AV. z. BISHG.). Die Strafverfolgung eines Ausländers bedarf der 
Zuſtimmung der Reichsminiſter der Juſtiz und des Innern ($ 16 der 
Erſten AB. z. BISCHG.); vgl. auch unten Bem. 14 zu $ 5. 8 N 

13. Befreiungen von dem Verbot des § 3 kann der Fü hrer un 
Reichskanzler een (vgl. $ 16 der Erſten AB. z. BISCÖ.). Be. 
freiungen werden nur in beſonders liegenden Ausnahmefällen erteilt 
werden können; ſie werden regelmäßig auch nur dann in Betracht 
gezogen werden können, wenn nach der Lage des Einzelfalles eine 
Gefährdung der Hausangeſtellten ausgeſchloſſen erſcheint. Die Be⸗ 
fugnis zur Ablehnung von Befreiungsgeſuchen hat der Führer und 
Reichskanzler auf den Reichsminiſter des Innern übertragen. 

Anträge auf Befreiung ſind bei der unteren Verwaltungsbehörde 
zu ftellen, in deren Bezirk 75 der jüdiſche Haushalt beſindet Untere 
Verwaltungsbehörde iſt in Ortspolizeibehörden, in denen die Ver⸗ 
waltung der Ortspolizei einer beſonderen ſtaatlichen Behörde! über⸗ 
tragen iſt, der Polizeipräſident (Polizeidirektor), im übrigen in Stadt- 
kreiſen der Oberbürgermeiſter, auf dem Lande: 

in Preußen der Landrat, 
in Bayern das Bezirksamt, >> 
in Sachſen die Amtshauptmannſchaſt, 
in Württemberg der Landrat, 
in Baden das Bezirksamt, 
in Thüringen das Kreisamt, 
in Heſſen das Kreisamt, 
in Mecklenburg der Landrat, 
in Oldenburg: 
Landesteile: 
a) Oldenburg der Amtshauptmann, 
b) Birkenfeld der Regierungspräſident, 
e) Lübeck der Regierungspräſident, 
in Anhalt das Kreisam t, 
in Braunſchweig die Kreisdirektion, 
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in Lippe der Landrat, 

in Schaumburg-Lippe der Landrat, 

im Saarland der Landrat, 

in Hamburg (Landgebiet) der Polizeipräſident, 
in Bremen (Landgebiet) der Polizeidirektor, 

in Lübeck (Landgebiet) das Polizeiamt. 


In den bayeriſchen kreisunmittelbaren Städten, die nicht Stadt 
kreiſe im Sinne der Deutſchen Gemeindeordnung find, iſt untere 
Verwaltungsbehörde das zuſtändige Bezirksamt. 


14. Während die übrigen Vorſchriften des Blutſchutzgeſetzes am 
Tage nach ſeiner Verkündung in Kraft getreten ſind, iſt das Inkraft⸗ 
treten des S 3 erſt auf den 1. Januar 1936 feſtgeſetzt worden, um den 
von dem Verbot betroffenen Perſonen einen möglichſt reibungslosen 
Uebergang in die neuen Verhältniſſe zu ermöglichen; vgl. § 7. 


84 
00 Juden iſt das Hiſſen der Reichs- und Nationalflagge und das 
83 der Reichsfarben verboten. 
(2) Dagegen iſt ihnen das Zeigen der jüdischen Farben geſtattet. 
Die Ausübung dieſer Befugnis ſteht unter ſtaatlichem Schutz. 


1. Symbole des Deutſchen Volkes, wie fie die Reichs- und National- 
flagge und die Reichsfarben ſchwarz- weiß-rot darſtellen, find nur für 
Deutſche beſtimmt. Da die Juden nach nationalſozialiſtiſcher Auf 
ſaſſung nicht zum Deutſchen Volke gehören, ſondern ein eigenes Volk 

wenn auch ohne Staat — bilden, kommen die deutſchen Symbole 
für ſie daher nicht in Frage. Die Angehörigen des jüdiſchen Volkes 
können ſich aber ihrer eigenen Symbole bedienen, um die Zugehörig— 
keit zu ihrem Volkstum auch äußerlich kundzutun. Das Zeigen der 
jüdischen Farben iſt daher unter jtaatlichen Schutz gestellt“ 

Wer Jude iſt, beſtimmt ſich nach § 5 der Erſten V. z. RBürgG. 
Auf die Staatsangehörigkeit des Juden kommt es nicht an. Das Ver— 
bot gilt auch für ausländiſche und für ſtaatenloſe Juden. 

Leben deulſchblütige und jüdiſche Perſonen in einem Haushalt, 
3. B. im Falle einer Raſſenmiſchehe, jo wird man das Flaggen 
nicht als zuläſſig anſehen können, gleichgültig welcher Raſſe der 
Haushaltungsvorſtand angehört. 

2. Reichs- und Nationalflagge iſt nach Art. 2 des Reichs en⸗ 
geſetzes vom 15. September 105 rohr JS. 114% en 
kreuzflagge; Reichsfarben ſind nach Art. 1 a. a. O. die Farben 
ſchwarz-weiß' rot. 
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3. Für die Flaggenführung von Kauffahrteiſchiffen zur See gilt 
eine Sonderregelung. Dieſe Schiffe müſſen nach $1 der Verordnung 
vom 17. Januar 1936 (RH Bl. 1 S. 15) in den vorgeſchriebenen Fällen 
die Handelsflagge (5 2 a. a. O.) mit dem Hakenkreuz zeigen. Dies gilt 
auch für 1 die im Eigentum von Juden ſtehen; das Recht zum 
Führen der Handelsflagge kann Juden jedoch vom Reichsverkehrs⸗ 
miniſter im Einvernehmen mit dem Reichsminiſter des Innern und 
dem Stellvertreter des Führers entzogen werden. Binnenſchiffe 
dürfen nach $ 7a. a. O. die Hakenkreuzflagge nur führen, wenn ſie 
weder im Eigentum eines Juden ſtehen noch ein Jude das Schiff be- 
nutzt, es ſei denn, daß er ſich als Fahrgaſt auf einem Schiff des öffent- 
lichen Verkehrs befindet. 

4. Juden, denen auf Grund der Verordnung des Reichspräſidenten 
über die Stiftung eines Ehrenkreuzes vom 13. Juli 1934 (RG Bl. I 
S. 619) das Ehrenkreuz verliehen iſt, dürfen dieſes Kreuz an dem 
durch § 4 a. a. O. vorgeſchriebenen ſchwarz-weiß roten Bande tragen, 
da darin kein Zeigen der Reichsfarben im Sinne des §4 BISHÖ. zu 
erblicken iſt. 

Der Verkauf von Spielwaren, auf denen die Hakenkreuzflagge oder 
die Reichskriegsflagge angebracht iſt, z. B. von Soldaten, Flugzeugen 
oder dergl., durch jüdische Geſchäftsinhaber fällt aus dem gleichen 
Grunde nicht unter das Verbot. Dagegen wird man das öffentliche 
Feilhalten von Hakenkreuzflaggen in jüdiſchen Ladengeſchäften nicht 
als zuläſſig anſehen können. 

5. Das jüdische Volk hat ſich bisher keine allgemein anerkannten 
Farben oder Flagge gegeben. Die Farben der verſchiedenen zioniſti⸗ 
ſchen Organiſationen ſind blau und weiß; fie werden in verſchiedener 
Zuſammenſetzung, blau-weiß, blau-weiß blau, teils mit, teils ohne 
Davidſtern, verwandt. Die Farben blau und weiß werden bis aufwei— 
teres als jüdiſche Farben im Sinne des §4 angeſehen werden müffen. 

6. § 4 Abſ. 3 gewährleiſtet den Juden das ungeſtörte Zeigen der 
jüdiſchen Farben. Dieſer Schutz wird gegebenenfalls von der Polizei 
gewährleiſtet werden müſſen. Von dem Zeigen der Farben darf im 
Einzelfall jedoch kein unangemeſſener Gebrauch gemacht werden. So 
würde eine Beflaggung an nationalen Feiertagen des Deutſchen Vol 
les nicht in Frage kommen. 

7. Wegen der Zuläfjigfeit von Befreiungen von den Verboten des 
$ 4 vgl. $ 16 der Erſten AB. z. BlSchc§. Anträge auf Befreiung wer 
den jedoch regelmäßig erfolglos ſein. 

8. Wegen der Strafbarbeit von Zuwiderhandlungen gegen § 4 vgl. 
F 5 Abſ. 3. 
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(1) Wer dem Verbot des 8 1 zuwiderhandelt, wird mit Zuchthaus 
beſtraft. 

(2) Der Mann, der dem Verbot des S2 zuwiderhandelt, wird mit 
Gefängnis oder mit Zuchthaus beſtraft. 

(3) Wer den Beſtimmungen der SS 3 oder 4 zuwiderhandelt, wird 
mit Gefängnis bis zu einem Jahr und mit Geldſtrafe oder mit einer 
dieſer Strafen beſtraft. 


I. Zu 8 5 Abſ. 1 

1. Der Tatbeſtand des § 5 Abſ. 1 beſteht in der Zuwiderhandlung 
gegen die Eheverbote des $1 Bl Sch. und des $ 2 der Erſten AV. 
3. Bl Schh. Dagegen iſt eine Zuwiderhandlung gegen die Ehever- 
bote der $$ 3, 4, und 6 der Erſten AV. z. BlSch(h. nicht mit Strafe 
bedroht ($ 8 Abs. 2 der Erſten AV. 3. BlSch ch.). Eine ftrafbare Hand- 
lung liegt daher nur vor, wenn ein Jude (vgl. $5 der Erſten V. z. R- 
Burgh.) mit einem deutſchblütigen deutſchen Staatsangehörigen 
oder einem ſtaatsangehörigen Miſchling zweiten Grades eine Ehe 
eingeht. Die Beſtrafung ſeßt die Feſtſtellung voraus, daß die Ehe- 
verbote des $ 1 BlSchch. oder des $ 2 der Erſten AB. z. BSHG. 
verlegt ſind. Ueber die Vorausſetzungen der Eheverbote vgl. im ein- 
zelnen die Bem. zu § 1. Da die Erſte VO. z. BISHG. erſt am 15. No- 
vember 1935 in Kraft getreten ift, vgl. 17 der Erſten VO. z. BISHG. 
und Bem. 1 hierzu, koͤnnen vor dieſem Zeitpunkt liegende Handlun⸗ 
gen, die gegen $ 2 der Erſten AV. z. BlSchch. verſtoßen, ſtrafrechtlich 
nicht verfolgt werden. 

2. Die Ehegatten, die entgegen dem Verbot des $ 1 BlSchch. oder 
des $ 2 der Erſten AV. z. BlSchch. die Ehe geſchloſſen haben, ſind als 
Täter zu beſtrafen. Ein Irrtum der Verlobten über ihre Raſſezuge⸗ 
hörigkeit iſt nach $ 59 StGB, beachtlich; durch den Irrtum wird die 
Strafbarkeit ausgeſchloſſen. War nur einer der Verlobten bösgläubig, 
trifft ihn allein die Strafe. 

Der Standesbeamte und die Zeugen, die in Kenntnis des Verbots 
Fi fbr Eheſchließung mitgewirkt haben, machen ſich als Gehilfen 
trafbar. 


Da es ſich bei einer Zuwiderhandlung gegen § 5 Abſ. 1 um ein 
Verbrechen handelt, iſt auch der Verſuch ſtrafbar. Haben die Verlobten 
3. B. das Aufgebot zur Cheſchließung unter Verheimlichung der ihnen 
bekannten Tatſache beſtellt, daß die Eheſchließung verboten ift, kommt 
es aber angeſichts vom Standesbeamten über die Abſtammung ge- 
troffener Feſtſtellungen doch nicht zur Eheſchließung, fo find die Ver— 
lobten eines verſuchten Verbrechens gegen § 5 Abſ. 1 ſchuldig. 
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Haben die Verlobten die Verſchleierung der Abſtammung durch 
Falch von Urkunden hierüber bewirkt, 1 ſind ſie auch on 
Urkundenfälſchung (K 267 ff. StGB.) ſtrafbar. Hat ein Verlo ter 
dem anderen Verlobten das Vorliegen eines Ehehinderniſſes arg 
liſtig verſchwiegen, jo iſt er auf Antrag des getäuſchten Teils un 
wegen Vergehens gegen $ 170 StGB. zu beſtrafen, & wird fi H 
hierbei regelmäßig um Fälle realer Konkurrenz ($ 74 StGB.) mi 
einem Verbrechen gegen $ 5 Abſ. 1 7 8 5 — 

Von mehr theoretiſcher Bedeutung iſt die Frage, ob der Ste - 
9 U ich dun ſen ümwirkung bei einer verbotenen Eheſchließung 
nicht nur eines Verbrechens gegen $5 Abi. 1 ſchuldig macht, en 
auch wegen eines Vergehens gegen $ 69 PStG. zu beſtrafen ift. = 
| macht jich der Standesbeamte ftrafbar, wenn er bei einer E 15 
schließung unter Außerachtlaſſung der im Perſonenſtandsgeſetz en 
im Bürgerlichen Geſetzbuch hierüber gegebenen Vorſchriften 1 
wirkt. Zwar ſind im 869 PStG. die Vorſchriften des Duutichußgejepe 
nicht erwähnt. Der aus jener Strafvorſchrift erſichtliche Grundge- 
danke rechtfertigt aber nach 82 StGB. — Faſſung des Geſetzes — 
28. Juni 1935 (RG Bl. 1 S. 839) — im Einklang mit dem gefunden 
Volksempfinden eine Beſtrafung auch bei Auferachtlafjung ber = 
ſchriften des Blutſchutzgeſetzes. Da g5Abf. BlSchch. und 969 8 
aber durch eine und dieſelbe Handlung verlegt find, iſt nach $ 73 — 
die Strafe nur aus $5 Ab. 1 als dem Strafgeſetz zu entnehmen, 5 
die ſchwerſte Strafart — Zuchthaus — androht; vgl. unten ha 3. 
Eine Beſtrafung des Standesbeamten nach $ 69 Stg. wird 10 1 
in den Fällen praktiſch, in denen er bei einer durch F 3, 4 oder 6 der 
Erſten AV. z. BlSchch. verbotenen Eheſchließung mitwirkt. 


3. Die in § 5 Abſ. 1 angedrohte Strafe iſt Zuchthaus von einem 
Jahr bis zu 10 8 8 Hinzu treten die aus § 31 StGB. erf ichtlichen 
Ehrenſtrafen. Nach § 32 StGB. kann daneben auch auf Verluſt der 
bürgerlichen Ehrenrechte erkannt werden. 


2 bte, die eine durch $ 1 BlSchG. oder $ 2 der Erſten A. 
3. er Ce Ehe im Ausland eingegangen find, machen 
ſich nur ſtraſbar, wenn ſie die Ehe zur Umgehung des . im 
Ausland geſchloſſen haben. Die Tatſache, daß die ſtrafbare gan ung 
im Ausland begangen iſt, ſteht der Baba nicht entgegen. 
Zwar werden nach $ 4 Abſ. 1 StGB. die im Ausland 792 70 1180 
Verbrechen und ee nicht verfolgt; die im $ 0 2 
Nr. 1 bis 3 StGB. ausgeführten Ausnahmen von biejem Grun ab 
treffen auch bei einer Zuwiderhandlung gegen $ 5 Abſ. 1 10 i 
Da 8 5 Abſ. 1 aber auf $ 1 verweiſt, der ſich ausdrücklich Kane. a > 
Ausland geſchloſſene Ehen bezieht, muß angenommen werden, daß 
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$5 Abj. 1 als Sonderregelung der allgemeinen Regelung in 
StGB. vorgeht. Allerdings wird man 5 mäffen, daß 1 
Geſetzgeber nur diejenigen Ehen mit Strafe bedrohen wollte, bei 
denen die Verlobten eine ſtrafwürdige Geſinnung gezeigt haben. Dies 
iſt dann der Fall, wenn ſie die Ehe zur Umgehung des Blutſchutz— 
geſetzes im Ausland geſchloſſen haben. Nur in dieſem Fall hat auch 
der Geſetzgeber an die Eingehung der Ehe im Ausland die Folge 
ihrer Nichtigkeit geknüpft. Haben die Verlobten keine Umgehungs- 
abſicht gehabt, ſo iſt die Eheſchließung ebenſowenig mit Strafe be 
droht, wie ſie nichtig iſt. 


5. Für Verbrechen gegen § 5 Abſ. 1 iſt nach $ 14 der Erſten AV. z. 
Al Sche, die große Strafkammer zuständig. * N 


II. Zu 8 5 Abſ. 2 

6. Der Tatbeſtand des § 5 Abſ. 2 ſetzt die Uebertretung des durch 
s 11 Satz 2 der Erſten AV. z. BISH®. ergänzten Verbols des $ 2 
voraus Er iſt demnach erfüllt, wenn ein Jude (vgl. § 5 der Erſten 
V. z. NVBürg6.) und ein deutſchblütiger deutſcher Staatsangehöri 
ger oder ein Jude und ein ſtaatsangehöriger jüdiſcher Miſchling zwei 
ten (rades miteinander außerehelichen Geſchlechtsverkehr ausüben. 
Wegen der Vorausſetzungen der Verbote im einzelnen vgl. die Bem. 
zu S 2. Da die Erſte AV. z. BISh®. erſt am 15. November 1935 in 
Ntraft getreten iſt, vgl. $ 17 der Erſten AV. z. BlSchch. und Bem. 1 
hierzu, können vor dieſem Zeitpunkt liegende Handlungen, die gegen 
1 Satz 2 der Erſten AV. z. BlSchch. verſtoßen, ſtrafrechtlich nicht 
verfolgt werden. 


7. Da beim außerehelichen Geſchlechtsverkehr der Mann regel 
mäßig der beſtimmende Teil zu fein pflegt, iſt nur der Mann ſtrafbar, 
und zwar gleichgültig, ob er der jüdiſche oder der deutſchblütige Teil 
(Miſchling zweiten Grades) iſt. Die Regelung dient alſo dem Schutz 
der Frau. Wären beide Teilnehmer mit Strafe bedroht worden, jo 
würde der Mann es in der Hand haben, die Frau durch Drohung init 
einer Anzeige. zur Fortſetzung des Geſchlechtsverkehrs zu zwingen. 
Da die getroffene Regelung dem Schutz der Frau dient und daher 
die Strafbarkeit ausdrücklich auf den Mann beſchränkt, iſt auch eine 
Beſtraſung der Frau wegen Anſtiftung oder Beihilfe zu dem Wer- 
brechen des § 5 Abs. 2 ausgeſchloſſen. 

Ein Irrtum des Mannes über die Raſſenverſchiedenheit iſt nach 
859 StB. beachtlich. Durch den ee 0 55 Era 1 
gejenoffen. 

a es jich bei der Zuwiderhandlung gegen $ 5 Abſ. 2 um ein Ver⸗ 
brechen handelt, ift der Verſuch ſtrafbar. Die | wegen Ver— 
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ſuchs ſetzt jedoch die Feſtſtellung voraus, daß die Beteiligten den Wil- 
len hatten, miteinander geſchlechtlich zu verkehren, daß ſie dieſem 
Willen entſprechend Handlungen begangen haben, die die Ausübung, 
des Verkehrs einleiteten, daß dieſer aber nicht zur Ausführung ge- 
kommen iſt. Die Feſtſtellung allein, daß die Beteiligten miteinander 
geſchlechtliche Handlungen vorgenommen haben, genügt nicht. 

Die Ueberführung des Täters wird vielfach durch die Ausſage 
des weiblichen Teils möglich ſein. Dieſer beſitzt weder ein Austunfts- 
verweigerungsrecht nach §55 StPO. noch ein Zeugnisverweigerungs— 
recht nach $52 StPO. Nach §55 StPO. kann ein Zeuge die Auskunft 
auf ſolche Fragen verweigern, deren Beantwortung ihm die Gefahr 
ſtrafrechtlicher Verfolgung zuziehen würde. Da der weibliche Teil 
aber wegen des außerehelichen Geſchlechtsverkehrs weder als Mit- 
täter noch als Anſtifter oder Gehilfe beſtraft werden kann, würde 
eine Auskunftsverweigerung auf $ 55 StPO. nicht geſtützt werden 
lönnen. Ebenſowenig würde der weibliche Teil mit der Behauptung 
gehört werden können, er ſei mit dem männlichen Teilnehmer an 
dem Geſchlechtsverkehr verlobt und daher gemäß § 52 StPO. zur 
Zeugnisverweigerung berechtigt. Das Verlöbnis zweier Perſonen, 
deren Eheſchließung wegen ihrer Raſſenverſchiedenheit verboten iſt, 
muß grundſätzlich als ungültig angeſehen werden. Zwar beſteht 
rechtlich nach $ 16 der Erſten AV. z. BlSchch. die Möglichkeit, daß 
der Führer und Reichskanzler von den Ehehinderniſſen wegen jüdi— 
ſchen Bluteinſchlags Befreiung erteilt, tatſächlich werden aber der- 
artige Befreiungen bei der grundſätzlichen 1 des national 
ſozialiſtiſchen Staates zu Raſſenmiſchehen in jo ſeltenen Fällen erteilt 
werden, daß die Möglichteit einer Befreiung bei der Eingehung eines 
Verlöbniſſes nicht in Rechnung geſtellt werden kann. 


8. Die in $ 5 Abſ. 2 angedrohte Strafe iſt Gefängnis von einem 
Tag bis zu 5 Jahren oder Zuchthaus von einem Jahr bis zu 15 Jahren. 
Bei Verurteilung zu Zuchthaus treten die aus $ 31 StGB. erficht- 
lichen Ehrenſtrafen hinzu. Neben einer Verurteilung zu Zuchthaus 
kann außerdem nach $ 32 StGB. auf Verluſt der bürgerlichen Ehren 
rechte erkannt werden, neben einer Verurteilung zu Gefängnis da 
gegen nicht, da die Gefängnisſtrafe in $ 5 Abſ. 2 nicht an Stelle von 
Zuchthausſtrafe, ſondern wahlweiſe neben ihr angedroht iſt. 


9. Ein im Ausland begangenes Verbrechen gegen § 5 Abſ. 2 
könnte im Inland nach § 4 Abſ. 2 Nr. 3 StGB. nur verfolgt werden, 
wenn durch den außerehelichen Geſchlechtsverkehr auch gegen ein 
ausländiſches Strafgeſetz verſtoßen worden wäre. Da der außerehe 
liche Verkehr zwiſchen Deutſchen und Juden als ſolcher nach aus 
ländiſchem Recht nicht ſtrafbar iſt, würde dies nur dann der Fall ſein, 
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wenn danach der außereheliche Verkehr überhaupt oder unter be— 
ſtimmten, im Einzelfall vorliegenden Vorausſetzungen (z. B. als 
Ehebruch) ftrafbar ift. Der deutſche Richter muß, um zur Beſtrafung 
zu gelangen, die Feſtſtellung treffen, daß nach deutſchem Recht 8 5 
Abſ. 2, nach ausländiſchem Recht ein beſtimmtes ausländiſches Straf- 
geſetz verletzt iſt. Iſt dieſe Feſtſtellung im Einzelfall nicht möglich, fo 
kann eine Strafverfolgung im Ausland nicht durchgeführt werden. 

10. Für Verbrechen gegen $ 5 Abſ. 2 iſt nach $ 14 der Erſten AV. 
„ Bl Sch, die große Strafkammer zuſtändig. 


III. Zu 8 5 Ab. 3 


11. 8 5 Abſ. 3 umfaßt zwei ftrafrechtliche Tatbeſtände: Die Zu⸗ 
widerhandlung gegen § 3 (Beſchäftigungsverbot in jüdiſchen Haus- 
haltungen) und die Zuwiderhandlung gegen 8 4 (Flaggenregelung 
für Juden). 

12. Wegen des Inhalts und des Umſangs des Verbots der Be— 
ſchäftigung deutſchblütiger Hausangeſtellten in jüdiſchen Haus: 
haltungen vgl. $ 3 und Ben. hierzu 

13. Strafbar iſt der Haushaltungsvorſtand. Ob er ein Mann oder 
eine Frau iſt, iſt gleichgültig. Ebenſowenig kommt es auf ſeine Naffe- 
zugehörigkeit an; vgl. $ 13 der Erſten AV. z. BlSchch. 

Die Hausangeſtellte kann weder wegen Mittäterſchaſt noch wegen 
Anſtiftung oder wegen Beihilfe zu dem Vergehen gegen $ 5 Abs. 3 
beſtraft werden, da dieſe Vorſchrift ihren Schutz bezweckt. 

Der jüdiſche Mann, der der Hausgemeinſchaſt angehört, ohne Haus- 
haltungsvorſtand zu ſein, iſt nicht ſtrafbar, es ſei denn, daß er als An 
ſtifter zu beſtraſen iſt, weil er den Haushaltungsvorſtand zu der ver— 
botenen Beſchäftigung vorſätzlich beſtimmt hat. 

14. Vergehen gegen § 5 Abſ. 3 können im Ausland nicht begangen 
werden, weil Dienjtverhältniffe im Ausland durch $ 3 nicht verboten 
ſind; vgl. oben Bem. 10 zu $ 3. 

15. Die für Vergehen gegen $ 5 Abſ. 3 angedrohte Strafe beſteht 
in Gefängnis von einem Tag bis zu 5 Jahren und in Geldſtraſe bis 
zu 10000.2M oder in einer dieſer Strafen. Zur Aburteilung iſt nach 
24, 28 ORG. das Schöffengericht zuſtändig. 


Zu I bis III 


16. Die Verbote der $ 1, 2, 3 und 4 gelten grundſätzlich auch für 
Ausländer. Soweit ihnen keine Befreiungen erteilt ſind (vgl. z. B. 
oben Bem. 4 zu $ 3), machen fie ſich daher ſtrafbar, wenn ſie dieſen 
Verboten im Inland zuwiderhandeln. Die Strafverfolgung eines 
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Ausländers iſt jedoch durch § 16 Abſ. 2 der Erſten AV. z. BlSchch. 
von der Zuſtimmung der Reichsminiſter der Juſtiz und des Innern 
abhängig gemacht. Dieſe Zuſtimmung iſt unverzüglich einzuholen. 


8 6 
Der Reichsminiſter des Innern erläßt im Einvernehmen mit dem 
Stellvertreter des Führers und dem Reichsminiſter der Juſtiz 
die zur Durchführung und Ergänzung des Geſetzes erforderlichen 
Rechts⸗ und Verwaltungsvorſchriften. 


1. Die auf Grund des $ 6 ergehenden Rechts und Verwaltungs 
vorſchriften brauchen ſich nicht im Rahmen des Blutſchutzgeſetzes zu 
halten (zu deſſen „Durchführung“ ergehen), ſondern können über 
ſeinen Rahmen hinaus Vorſchriften zu ſeiner „Ergänzung“ enthalten. 

2. Bisher iſt nur die Erſte Verordnung zur Ausführung des Ge— 
ſetzes zum Schutze des deutſchen Blutes und der deutſchen Ehre vom 
14. November 1935 (NGBL I S. 1334), unten S. 126, ergangen. 


8 7 
Das Geſetz tritt am Tage nach der Verkündung, 83 jedoch erſt am 
1. Januar 1936 in Kraft. 


1. Das Geſetz iſt in der am 16. September 1935 herausgegebenen 
Nummer des Reichsgeſetzblattes verkündet worden, alſo — von 8 3 
abgeſehen (vgl. unten Bem. 2) — am 17. September 1935 in Kraft 
getreten. 

2. Das Verbot der Beſchäftigung von deutſchblütigen Hausange⸗ 
ſtellten in jüdiſchen Haushaltungen iſt erſt mit Wirkung vom 1. Januar 
1936 in Kraft eli worden, um den davon getroffenen Perſonen 
einen möglichſt reibungsloſen Uebergang in die neuen Verhältniſſe 
zu ermöglichen. 


5. Erfte Verordnung 
zur Ausführung des Geſetzes zum Schutze 
des deutſchen Blutes und der deutſchen Ehre 


Vom 14. November 1935 
„(N Bl. 1 S. 1334) 


Auf Grund des § des Geſetzes zum Schutze des deutſchen Blutes 
und der deutſchen Ehre vom 15. September 1935 (Reichsgeſetzbl. T 
S. 1146) wird folgendes verordnet: 

81 

(1) Staatsangehörige ſind die deutſchen Staatsangehörigen im 
Sinne des Reichsbürgergeſetzes. 

(2) Wer jüdiſcher Miſchling iſt, beſtimmt § 2 Abſ. 2 der Erſten 
Verordnung vom 14. November 1935 zum Reichsbürgergeſetz 
(Reichsgeſetzbl. 1 S. 1333). 

(3) Wer Jude iſt, beſtimmt 8 5 der gleichen Verordnung. 


1. $1 ſtellt klar, daß die im Reichsbürgergeſetz und der Erſten Ver— 
ordnung zum Reichsbürgergeſetz verwandten Begriffsbeſtimmungen 
auch für das Blutſchutzgeſetz und die Ausführungsverordnungen hierzu. 
gelten. Sie werden in Zukunft auch ſonſt allgemein verwandt werden 
müſſen. 

2. Wegen des Begriffs Staatsangehöriger vgl. Bem. 1 zu 81 
Aürgch. 

3. Wegen des Begriſſs jüdischer Miſchling vgl. die Bent. zu 
§2 der Erſten V. z. NBürg®. 

4. Wegen des Begriffs Jude vgl. die Ben. zu $5 der Erſten 
V. z. RBürgG. 

Vgl. auch Bem. 2 zu $1 BlSchG. 


1 


82 
Zu den nach 8 1 des Geſetzes verbotenen Eheſchließungen ge⸗ 
hören auch die Eheſchließungen zwiſchen Juden und ſtaatsangehöri⸗ 
gen jüdiſchen Miſchlingen, die nur einen volljüdiſchen Großeltern⸗ 
teil haben. 


1. Die Blutſchutzgeſetzgebung ſoll den jüdiſchen Miſchlingen zwei⸗ 
ten Grades das Aufgehen im deutſchen Volke ermöglichen. Infolge— 
deſſen ſind ſie bei den Eheverboten den deutſchblütigen Perſonen 
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grundſätlich gleichgeſtellt worden. $2 ſtellt daher den durch 81 
BSH. verbotenen Eheſchließungen zwiſchen Juden und Deutſch, 
blütigen die Eheſchließungen zwiſchen Juden und ſtaatsangehörigen 
jüdiſchen Miſchlingen zweiten Grades gleich. 

2. Vorausſetzung des Eheverbots iſt, daß der eine Verlobte Jude 
iſt, der andere ſtaatsangehöriger jüdischer Miſchling zweiten Grades. 
Auf die Staatsangehörigkeit des Juden kommt es nicht an. Der 
Miſchling muß dagegen die deutſche Staatsangehörigkeit beſitzen. Im 
übrigen vgl. wegen der Vorausſetzungen des Eheverbots die Bem. zu 
1 BISH®. 

3. Das Ehehindernis des §2 iſt ein trennendes Ehehindernis; 
die gleichwohl l Ehe iſt daher nichtig; die Eheſchließung 
wird nach $5 Abſ. 1 BISch®. ſtrafrechtlich verfolgt. 

Im einzelnen vergleiche wegen der Wirkungen des Eheverbots 
die Bem. zu §1 BlSchc. 

4. Wegen der raſſiſchen Einordnung der Kinder, die aus dem 
$ 2 zuwider geſchloſſenen Ehen ſtammen, vgl. Bem. 3e zu §5 der 
Erſten V. z. RBürgch. 

83 

(1) Staatsangehörige jüdiſche Miſchlinge mit zwei volljüdiſchen 
Großeltern bedürfen zur Eheſchließung mit Staatsangehörigen 
deutſchen oder artverwandten Blutes oder mit ſtaatsangehörigen 
jüdiſchen Miſchlingen, die nur einen volljüdiſchen Großelternteil 
haben, der Genehmigung des Reichsminiſters des Innern und des 
Stellvertreters des Führers oder der von ihnen beſtimmten Stelle. 

(2) Bei der Entſcheidung ſind insbeſondere zu berüdjichtigen die 
törperlichen, ſeeliſchen und charakterlichen Eigenſchaften des Anz 
tragſtellers, die Dauer der Anſäſſigkeit ſeiner Familie in Deutſch⸗ 
land, ſeine oder ſeines Vaters Teilnahme am Welttrieg und ſeine 
ſonſtige Familiengeſchichte. 

( Der Antrag auf Genehmigung iſt bei der höheren Verwal— 
tungsbehörde zu ſtellen, in deren Bezirk der Antragſteller ſeinen 
Wohnſitz oder gewöhnlichen Aufenthalt hat. 

(4) Das Verfahren regelt der Reichsminiſter des Innern im Ein⸗ 
vernehmen mit dem Stellvertreter des Führers. 


1. Miſchlinge mit zwei volljüdiſchen Großeltern haben je zur Hälſte 
deutſches und jüdiſches Blut. Es bot daher beſondere Schwierigkeiten, 
für ihre Eheſchließungen eine Regelung zu finden, die unter dem 
eſichtspunkt der Reinerhaltung des deutſchen Blutes möglichſt wenig 
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Nachteile mit ſich bringt, auf der anderen Seite aber davon abſieht, 
dieſe Miſchlinge wahllos zu den Juden zu ſchlagen, zu denen ſie nach 
ihrer Blutzuſammenſetzung ebenſoviel und ebenſowenig gehören wie 
zu den Deutſchblütigen, es ſei denn, daß ſie ſich ſelbſt zum Judentum 
bekennen oder ihre Eltern ſie dazu beſtimmen (vgl. §5 Abſ. 2 der 
Erſten V. z. RBürgch.). Die Schwierigkeiten der Löſung wurden 
dadurch vermehrt, daß die Entſcheidung, ob ein ſolcher Miſchling 
einen Juden oder einen Deutſchblütigen heiraten darf, nicht von 
ſeinem außeren Erſcheinungsbild abhängig gemacht werden kann; 
denn dieſes läßt einmal keine Schlüſſe auf die noch wichtigeren inneren 
Eigenſchaſten des Miſchlings zu, ſchließt weiter aber auch nicht aus, 
daß das Erſcheinungsbild der Nachkommen ein ganz anderes iſt. Es 
iſt daher den Mischlingen erſten Grades, ſofern fie ſich nicht mit einem 
blutgleichen Miſchling verbinden wollen, grundſätzlich ſelbſt die Wahl 
gelaſſen, ob fie ſich durch ihre Eheſchließung zum jüdiſchen oder zum 
deutſchen Volke bekennen wollen; dabei iſt nur der Vorbehalt ge⸗ 
macht, daß die Wahl eines deutſchen Ehegatten von einer Genehmi. 
gung abhängig gemacht wird, die eine Nachprüfung ermöglicht, ob 
nicht allgemeine Intereſſen der Eheſchließung entgegenſtehen. 


2. S3 verbietet die Eheſchließung zwiſchen ſtaatsangehörigen jü- 
diſchen Miſchlingen erſten Grades und Deutſchblütigen oder jtants- 
angehörigen jüdiſchen Miſchlingen zweiten Grades, ſofern nicht eine 
beſondere Genehmigung (vgl. Bem. 4 ff.) zur Eheſchließung erteilt 
iſt. Wird die Genehmigung erteilt, entfällt das Ehehindernis. 

Das Verbot ſetzt wie das Verbot des § 4 voraus, daß beide Ver⸗ 
lobten die deutſche Staatsangehörigkeit beſitzen; iſt auch nur einer 
von ihnen ein Ausländer, ſo iſt die Einholung einer Genehmigung zur 
Cheſchließung nicht erforderlich. Bei Staatenloſen iſt $ 15 zu beachten. 

Gilt ein Miſchling erſten Grades nach § 5 Abſ. 2 der Erſten V. z. 
Razürgeh. als Jude, jo iſt ihm die Eheſchließung mit einem Deutſch⸗ 
blütigen oder einem Miſchling zweiten Grades durch §1 BlSchch. 
oder $2 der Erſten AV. z. VISCHB. verboten; eine Genehmigung 
nach $3 ſcheidet in dieſem Falle aus. Dies gilt auch für diejenigen 
Staatenloſen, die nach $ 15 wie Ausländer zu behandeln find, ſofern 
fie nach § 5 Abſ. 2 der Etſten V. z. RBürgch. als Juden gelten würden, 
wenn fie die deutſche Staatsangehörigkeit befähen. 

Wegen der Vorausſetzungen des Eheverbots vgl. im übrigen auch 
oben die Ben. zu §1 BISH®. 


3. Das Ehehindernis des $3 iſt wie das des $ 4 ein auſſchiebendes 
Ehehindernis. Die Eheſchließung ift daher verboten; der Standes- 
beamte, der bei ihr mitwirkt, macht ji nach $69 PStG. ſtrafbar. 
Die gleichwohl geſchloſſene Ehe iſt gültig; die Strafvorſchrift des $5 
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Abſ. 1 BlSchch. findet keine Anwendung (vgl. $8 Abſ. 2). Vgl. auch 
oben die Bem. zu F 1, 5 Abſ. 1 BISh®. 

4. Die Genehmigung zur Eheſchließung eines Miſchlings erſten 
Grades mit einem Deutſchblütigen oder einem Miſchling zweiten 
Grades iſt davon abhängig, daß die Ermittlungen ſeine und ſeiner 
Familie, insbeſondere ſeiner deutſchblütigen Vorfahren innere und 
äußere Verbundenheit mit dem Deutſchtum dartun. 

5. Zuſtändig zur Erteilung der Genehmigung ſind der Reichs- 
miniſter des Innern und der Stellvertreter des Führers. Von der 
Möglichkeit, die Genehmigungsbefugnis zu übertragen, iſt kein Ge- 
brauch gemacht worden. Die Entſcheidung wird auf Vorſchlag des 
Reichsausſchuſſes zum Schutze des deutſchen Blutes (vgl. unten 
Bem. 7) getroffen. 

6. Das Verfahren iſt durch die vom Reichsminiſter des Innern 
und vom Stellvertreter des Führers erlaſſene Ausführungsanweiſung 
zu §3 vom 23. Dezember 1935 (RMBl. S. 881; RMBliV. 1936 
S. 11), unten S. 154, in Verbindung mit dem Runderlaß vom 
17. 1 1936 (RM Bl. S. 21; RMBli. S. 135), unten S. 157, 
geregelt. 

Der Antrag auf Genehmigung iſt ſchriftlich bei der höheren 
Verwaltungsbehörde zuſtellen, in der der Antragſteller ſeinen 
ie in gewöhnlichen Aufenthalt hat. Höhere Verwaltungs- 

ehörde i 


in Preußen der Regierungspräſident (in Berlin der 
Staatskommiſſar der Hauptſtadt Berlin), 

in Bayern der Regierungspräſident, 

in Sachſen die Kreishauptmannſchaft, 


in den übrigen Ländern die Landesregierung, das iſt die jeweils 
zuſtändige oberſte Landesbehörde, in der 
Regel das Innenminiſterium. 


Beſitzt der Antragſteller im Inland keinen Wohnſitz oder gemöhn- 
Bei Aufenthalt, jo iſt der Staatskommiſſar der Hauptſtadt Berlin 
zuſtändig. 

Der höheren Verwaltungsbehörde obliegen die vorbereitenden 
Feſtſtellungenzſie hat zu dieſem Zwecke eingehende Ermittlungen 
über den Antragſteller, den anderen Verlobten und ihre Familien 
zu treffen und eine Unterſuchung der Verlobten durch das Gefund- 
heitsamt zu veranlaſſen. Im Anſchluß daran hat fie unter Vorlegung 
des Ermittlungs- und Unterſuchungsergebniſſes die Stellungnahme 
des Leiters des zuſtändigen Amts für Volksgeſundheit und der zu— 
ſtändigen Gauleitung der NS DAP. einzuholen. 

9 Raſſengeſetzgebung T 
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Die Vorbereitung der Entſcheidung erfolgt durch den dem 
Reichsminiſterium des Innern angegliederten Reichsausſchuß zum 
Schutze des deutſchen Blutes. Dieſer kann ſelbſt Ermittlungen vor- 
nehmen, insbeſondere das perſönliche Erſcheinen der Beteiligten an⸗ 
ordnen ſowie unter ſinngemäßer Anwendung der Vorſchriften der 
Zivilprozeßordnung Zeugen und Sachverſtändige — auch eidlich — 
vernehmen. Gerichte und Verwaltungsbehörden ſind zur Amts- und 
Rechtshilfe verpflichtet. Nachdem alle notwendigen Feſtſtellungen 
getroffen find und der Antrag in nichtöffentlicher Sitzung beraten 
iſt, legt der Ausſchuß dem Reichsminiſter des Innern einen ſchriftlich 
begründeten Vorſchlag vor. Der Reichsminiſter des Innern und der 
Stellvertreter des Führers ſind bei ihrer Entſcheidung an den Vor— 
ſchlag nicht gebunden. 

7. Der Reichsausſchuß zum Schutze des deutſchen Blutes beſteht 
aus 7 Mitgliedern, die der Führer und Reichskanzler ernennt. Der 
Vorſitzende und ein weiteres Mitglied ſollen dem Reichsminiſterium 
des Innern, je ein Mitglied dem Reichsminiſterium der Juſtiz und 
dem Reichswirtſchaftsminiſterium angehören, die übrigen Mitglieder 
benennt der Stellvertreter des Führers. Für den Vorſitzenden und 
jedes Mitglied können ein oder mehrere Stellvertreter ernannt werden. 

8. Eine Befreiung von dem Eheverbot des $3 ift möglich; vgl. 
$16 und die Bem. hierzu ſowie den Runderlaß vom 4. Dezember 
1935 (MBlis. S. 1455), unten S. 158. Wird ſie erteilt, jo wird da⸗ 
durch praktiſch die Mitwirkung des Reichsausſchuſſes zum Schutze 
des deutſchen Blutes erſetzt. Nach Lage der Verhältniſſe dürfte aber 
eine ſolche Befreiung kaum jemals in Frage kommen. 


84 
Eine Ehe ſoll nicht geſchloſſen werden zwiſchen ſtaatsangehörigen 
jüdischen Miſchlingen, die nur einen volljüdiſchen Großelternteil 
haben. 


1. Eins der Ziele der Blutſchutzgeſetzgebung beſteht darin, daß im 
Intereſſe einer Beſeitigung der jüdiſchen Miſchraſſe den jüdiſchen 
Miſchlingen zweiten Grades das Aufgehen im deutſchen Volle er- 
möglicht wird. Ihre Eheſchließung mit deutſchblütigen Perſonen 
unterliegt daher keinen Beſchränkungen. Dagegen mußten ihnen, 
um das erſtrebte Ziel nicht zu verzögern, die Eheſchließungen unter- 
einander unterſagt werden, weil dadurch die Aufrechterhaltung der 
Miſchraſſe gefördert worden wäre. 

2. Das Ehehindernis des 8 4 beſteht darin, daß ſtaatsangehörige 
jüdiſche Miſchlinge zweiten Grades keine Ehe miteinander eingehen 
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dürfen. Das Verbot ſetzt wie das Verbot des $3 voraus, daß beide 
Verlobten die deutſche Staatsangehörigkeit beſitzen; iſt auch nur einer 
von ihnen ein Ausländer, fo bedarf es zur Eheſchließung keiner Ge— 
e Bei Staatenloſen ift § 15 zu beachten. 
egen der Vorausſetzungen des Eheverbots vgl. im übri ch 

die Bent. zu $1 BlSchG. . en 

3. Das Ehehindernis des § 4 iſt wie das des $ 3 ein aufſchiebendes 
Ehehindernis. Die Eheſchließung iſt daher verboten; i 
beamte, der bei ihr mitwirkt, macht ſich nach $69 PStG. ftrafbar. 
Die gleichwohl geſchloſſene Che iſt gültig; die Straſvorſchrift des 
§ 5 Abſ. 1 BlSchch. findet keine Anwendung (ogl. § 8 Abſ. 2). Vgl. 
auch oben die Bem. zu $$ 1, 5 Abſ. 1 BlSchch. 

4. Wegen der Zuläſſigkeit von Befreiungen vgl. 8 16 und die 
Bem. hierzu ſowie den Runderlaß vom 4. Dezember 1935 (MBlix. 
S. 1455), unten S. 158. 


8 5 
Die Ehehinderniſſe wegen jüdiſchen Bluteinſchlages ſind durch 
81 er wie und durch SS 2 bis 4 dieſer Verordnung erſchöpfend 
geregelt. 


1. §1 Blschch. und $$ 2 bis 4 der Erſten AV. z. BlSchch. find die 
einzigen Ehehinderniſſe, mit denen die Unzuläſſigkeit einer Eheſchlie— 
ßung wegen jüdischen Bluteinſchlags eines der Verlobten begründet 
werden kann. Auch aus $6 der Erſten AV. z. BlSchch., der das Ehe- 
hindernis wegen Gefährdung der Reinerhaltung des deutſchen Blutes 
aufſtellt, kann kein Ehehindernis hergeleitet werden, weil ein Verlob⸗ 
ter jüdiſchen Bluteinſchlag hat; dies gilt insbeſondere für den Fall 
daß ein Verlobter weniger als 25% jüdiſchen Bluteinſchlag hat. Um 
jeden Zweifel an dieſer Rechtslage auszuſchließen, ſtellt $5 ausdrück⸗ 
lich klar, daß die Ehehinderniſſe wegen jüdiſchen Bluteinſchlags durch 
$1 Blsch(h. und ö 2 bis 4 der Erſten AV. z. BlSchch. erſchöpfend 
geregelt ſind. 

2. § 1315 BGB. wird durch § 5 nicht eingeſchränkt. Danach be- 
dürfen Militärperſonen und ſolche W für die es den 
Landesgeſetzen zur Eingehung einer Ehe eine beſondere Erlaubnis 
erforderlich ift, ohne die vorgeſchriebene Erlaubnis keine Ehe ein- 
gehen. Soweit eine ſolche Erlaubnis vorgeſchrieben iſt, z. B. nach 
527 des kg vom 21. Mai 1935 (RGBl. 1 S. 609) für 
Angehörige der Wehrmacht (nicht dagegen auch für Dienſtpflich 
tige, die nicht Angehörige der Wehrmacht ſind; vgl. Runderlaß vom 
12. Dezember 1935 — MBliV. S. 1487), entſcheiden die Vorgeſetzten 
nach pflichtgemäßem Ermeſſen. Sie können daher die Erlaubnis bei 


9 
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jüdiſchem ng der Braut auch dann verſagen, wenn ein 
Ehehindernis nach $1 BlSch ch. oder nach $ 2 bis 4 der Erſten AV. 
z. BISHG. nicht vorliegt. Der Eheſchließung ſteht dann kein Ehe⸗ 
hindernis wegen jüdiſchen Bluteinſchlags eines Verlobten entgegen, 
fie iſt vielmehr nur wegen des Ehehinderniſſes nach $1315 B. 
verboten. 

8. Kein Ehehindernis mit bürgerlich rechtlicher Wirkung enthält 
§1a des Reichsbeamtengeſetzes in der Faſſung des Geſetzes vom 
30. Juni 1933 (Reh Bl. 1 S. 433), nach dem Reichsbeamte ariſcher 
Abſtammung, die mit einer Perſon nichtariſcher Abſtammung eine 
Ehe eingehen, zu entlaſſen ſind. Da als nichtariſch nach den Richt- 
linien zu $ 1 a des Reichsbeamtengeſetzes vom 8. Auguſt 1933 (RG Bl. 
1 S. 575) u. a. auch eine Perſon mit nur einem artfremden Groß 
elternteil anzuſehen iſt, geht das dieuſtliche Eheverbot für Beamte 
weiter als die bürgerlich rechtlichen Ehehinderniſſe wegen jüdiſchen 
Bluteinſchlags. Da es ſich aber nur um ein dienſtliches Verbot, an 
deſſen Uebertretung die Entlaſſung als einzige Rechtsfolge e 
iſt, und nicht um ein Ehehindernis mit bürgerlich rechtlicher Wirkung 
handelt, iſt der Standesbeamte nicht gehindert, bei der Eheſchließung 
eines deutſchblütigen Beamten mit einem jüdiſchen Miſchling mit 
uwirken. 

. Dieſelbe Rechtslage beſteht hinſichtlich des § 15 des Wehrgeſetzes 
vom 21. Mai 1935 (RGBL. 1 S. 609), nach dem den ariſchen Ange- 
hörigen der Wehrmacht und des Beurlaubtenſtandes die Eheſchließung 
mit Nichtarierinnen verboten iſt. Es handelt ſich hierbei nicht um ein 
bürgerlich rechtliches Ehehindernis, ſondern nur um eine militäriſche 
Ordnungsvorſchrift, deren Uebertretung den Verluſt jedes gehobenen 
militäriſchen Dienſtgrades als einzige Rechtsfolge nach ſich zieht. Auch 
dieſe Vorſchriſt ſteht der Mitwirkung des Standesbeamten bei einer 
dem Verbot zuwiderlaufenden Eheſchließung nicht entgegen, wenn 
kein Ehehindernis wegen jüdiſchen Bluteinſchlags nach 81 BlSchG. 
oder $$ 2 bis 4 der Erſten AV. z. BlSchG. vorliegt. 


86 
Eine Ehe ſoll ferner nicht geſchloſſen werden, wenn aus ihr eine 
die Reinerhaltung des deutſchen Blutes gefährdende Nachkommen⸗ 
ſchaft zu erwarten iſt. 


1. Jedes Volk wird durch die Aufnahme artfremden Blutes in den 
Volkskörper in feiner Lebensfähigkeit beeinträchtigt. Eine feiner 
Hauptſorgen ſollte daher die Reinerhaltung ſeines Blutes ſein. Dieſe 
Erkenntnis beruht nicht auf der Meinung, daß die verſchiedenen 
Raſſen mehr oder minder hoch bewertet werden müſſen, ſie ent- 
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ſtammt vielmehr der Auffaſſung, daß die Raſſen anders geartet find. 
Nicht die Anderswertigkeit der Raſſen, ſondern ihre Anderartig— 
keit iſt entſcheidend. 

Entſprechend dieſen Erkenntniſſen ſieht die deutſche Blutſchutz⸗ 
geſetzgebung die Reinerhaltung des deutſchen Blutes nicht nur durch 
deutſch jüdiſche Blutmiſchungen gefährdet, ſondern auch durch die 
Vermiſchung des deutſchen Blutes mit anderem artfremden Blut 
als 5 jüdiſchen. $ 6 ſtellt daher auch für ſolche Fälle ein Ehehinder⸗ 
nis auf. 

2. Nach 8 6 ſoll eine Ehe nicht geſchloſſen werden, wenn aus ihr 
eine die Reinerhaltung des deutſchen Blutes gefährdende Nach- 
kommenſchaft zu erwarten iſt. Da die Ehehinderniſſe wegen jüdiſchen 
Bluteinſchlags anderweit geregelt ſind (vgl. 85), richtet ſich das 
Ehehindernis des 8 6 gegen die Eheſchließung zwiſchen einem 
deutſchblütigen Verlobten und einem Verlobten, der einer anderen 
artfremden Raſſe als der jüdiſchen angehört. Da die jüdiſchen Miſch⸗ 
linge zweiten Grades in der Blutſchutzgeſetzgebung den Deutjch- 
blütigen durchweg gleichgeſtellt ſind, gilt das Verbot auch, wenn 
ſtatt des deutſchblütigen Verlobten ein jüdiſcher Miſchling zweiten 
Grades beteiligt iſt. Ob ein Verlobter artfremd iſt, läßt ſich niemals 
ohne weiteres nach ſeiner Zugehörigkeit zu einem beſtimmten Volke 
oder einer beſtimmten Völkergruppe beurteilen, ſondern kann immer 
nur 3 ſeinen perſönlichen raſſebiologiſchen Merkmalen entnommen 
werden. 

Zu den Perſonen, deren Eheſchließung mit Deutſchblütigen durch 
§6 verboten iſt, gehören auch die aus Verbindungen Deutſchblütiger 
mit reinraſſigen Perſonen artfremden Blutes hervorgegangenen 
Miſchlinge. Die Frage, bis zu welchem Grade Miſchlinge unter das 
Verbot fallen, wird grundſätzlich in Anlehnung an die für jüdiſche 
Miſchlinge geltenden Cheverbote entſchieden werden können; die Ger 
me. des deutſchen Blutes muß aber auch hier in jedem Einzelfall 

urch eine raſſebiologiſche Unterſuchung feſtgeſtellt ſein. 

Ein Verbot nach $ 6 beſteht nicht, wenn beide Verlobten Ausländer 
ſind. Dies ergibt ſich nicht etwa nur als Folgerung aus Art. 13 
EGBGB. oder Art. 1 des Haager Eheſchließungsabkommens vom 
12. Juni 1902 (RG Bl. 1904 S. 221), nach denen die Ehefähigkeit 
eines Ausländers nach feinem Heimatrecht zu beurteilen iſt, ſondern 
er daraus, daß eine Vorausſetzung der Anwendbarkeit des $6, 

ie 1 be utſchen Blutes, fehlt, da die aus der Verbindung 
ausländiſcher Verlobter hervorgehenden Kinder nicht die deutſche 
Staatsangehörigkeit erlangen. Wegen des Fehlens der gleichen Vor 
ausſetzung findet §6 auch dann keine Anwendung, wenn der männ— 
liche Verlobte Ausländer, die weibliche Verlobte aber deutſche Staats- 


134 C. Erläuterungen. I. Reichsbürgergeſ. u. Blutſchutzgeſ. 


angehörige iſt. Auch in dieſem Falle erlangen die Kinder nicht die 
deutſche Staatsangehörigkeit, aus der Ehe geht daher eine die Rein⸗ 
erhaltung des deutſchen Blutes gefährdende Nachkommenſchaft 
nicht hervor. Dagegen beſteht das Ehehindernis des §6, wenn der 
männliche Verlobte deutſcher, und nur die weibliche Verlobte fremder 
Staatsangehörigkeit iſt, denn in dieſem Fall erlangen auch die aus 
der Ehe hervorgehenden Kinder die deutſche Staatsangehörigkeit. 
Wegen der ſich aus Art. 13 EGBGB. und Art. 1 des Haager Ehe⸗ 
ſchließungsabkommens vom 12. Juni 1902 (RG Bl. 1904 S. 221) er⸗ 
gebenden Beſonderheit bei dem Nachweis der Abſtammung, wenn 
die Braut Ausländerin iſt, vgl. unten Bem. 4. Die Behandlung von 
Staatenloſen beſtimmt ſich nach $ 15. 

Wegen der Begriffe deutſches, artverwandtes und artfremdes Blut 
dgl. die Bem. 3 zu $2 RBürgö. 0 

Wegen der Feſtſtellung des Ehehinderniſſes vgl. die Bem. zu 87. 

Vgl. auch den Runderlaß vom 3. Januar 1936 — 1 B (I 3/429). 


3. Bei dem Ehehindernis des $ 6 handelt es ſich nicht um ein tren- 
nendes, ſondern nur um ein aufſchiebendes Ehehindernis. Die Ehe 
schließung iſt daher verboten; die trotz des Verbots geſchloſſene Ehe 
bleibt gültig (vgl. $8); vgl. auch Bem. 2 a. E. zu $5 BlSchch. 

Das Ehehindernis iſt zweiſeitig, d. h. es richtet ſich nicht nur an 
den Verlobten artfremden Blutes, ſondern auch an den anderen Ver- 
lobten. Dieſe Regelung wird praktiſch bedeutſam, wenn die Braut 
Ausländerin iſt; vgl. unten Bem. 4. 


4. Daß bei einer Beteiligung von Ausländern das Ehehindernis 
des $ 6 nicht beſteht, wenn beide Verlobten oder der männliche Ver⸗ 
lobte Ausländer ſind, iſt oben Bem. 2 bereits ausgeführt. Iſt die 
Braut Ausländerin, jo iſt zu beachten, daß nach Art. 13 EGBGB. 
(im Verhältnis zu den Vertragsſtaaten des Haager Eheſchließungs⸗ 
abfommens Danzig, Italien, Luxemburg, den Niederlanden, Polen, 
Schweden, der Schweiz und Ungarn nach Art.! dieſes Abkommens) 
die Ehefähigkeit der Frau nach ihrem Heimatrecht zu beurteilen iſt. 
Da dieſes ein dem Ehehindernis des $ 6 entſprechendes Chehindernis 
wegen Gefährdung der Reinerhaltung des deutſchen Blutes nicht 
kennt, iſt es auch nach deutſchem Recht in der Perſon der Braut nicht 
anzunehmen, auch wenn ſie artfremdes Blut beſitzen ſollte; vgl. auch 
unten Bem. 5 zu $ 7. Da das Ehehindernis des § 6 aber zweiſeitig iſt 
(vgl. oben Bem. 3), bleibt nichtsdeſtoweniger dem deutſchen Verlobten 
die Eingehung der Ehe verboten. Beiſpiel: Die Zigeunerin öſter⸗ 
reichiſcher Staatsangehörigkeit, die einen deutſchblütigen Deutſchen 
heiraten will, darf nach ihrem auch in Deutſchland anzuwendenden 
öſterreichiſchen Heimatrecht dieſe Ehe eingehen; dem Deutſchen iſt 
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dagegen die Eingehung der Ehe durch $ 6 unterſagt; die Eheſchließung 
darf daher nicht jtattfinden. Wegen der für dieſen Fall vorgejchriebe- 
nen Einſchaltung des Reichsminiſters des Innern vgl. unten Bem. 4 
zu $7 und 89. 

5. Wie nach deutſchem Recht die Ehefähigkeit eines Ausländers, 
der im Inland eine Ehe eingehen will, nach ſeinem Heimatrecht zu 
beurteilen iſt, ſo richtet ſich danach umgekehrt auch die Ehefähigkeit 
eines Deutſchen, der im Ausland eine Ehe eingehen will, nach deut— 
ſchem Recht (Art. 13 EBG B.). Das Ehehindernis des § 6 gilt daher 
auch bei einer Eheſchließung im Ausland. Ob aber praktiſch dieſer 
Forderung des deutſchen Rechts von den ausländiſchen Behörden, 
vor denen die Eheſchließung erfolgt, Rechnung getragen wird, ent— 
ſcheidet ſich nach dem Recht des Landes, in dem die Ehe geſchloſſen 
wird. Es ſei hierzu auf die Ausführungen verwieſen, die oben Vem. 9 
zu §1 BlSchch. über die Anwendung der Ehehinderniſſe wegen 
jüdiſchen Bluteinſchlags auf Eheſchließungen im Ausland gemacht 
ſind; dieſe Ausführungen gelten entſprechend für das Ehehindernis 
wegen Gefährdung der Reinerhaltung des deutſchen Blutes. 

Die vor einer deutſchen Konſularbehörde im Ausland geſchloſſene 
Ehe gilt nach § 10 als im Inland geſchloſſen. Sie unterliegt daher 
bei der Anwendung des 86 in jeder Hinſicht denſelben Vorſchriften 
wie Ehen im Inland. 

6. Die Rechtswirkſamkeit einer dem Eheverbot des § 6 zuwider 
geſchloſſenen Ehe bleibt nach §8 Abſ. 1 unberührt. War einem Ehe- 
gatten bei der u bie en nicht bekannt, daß der andere Ehegatte 
artfremdes Blut beſitzt, jo kann er, falls auch die ſonſtigen Voraus- 
ſetzungen vorliegen, die Ehe nach $ 1333 oder $ 1334 BOB. anfechten. 
Für die 1 ah und Wirkungen der Anfechtung gelten die 
oben Bem. 13 und 14 zu $1 BlSchG. über die Anfechtung wegen 
eines Ehehinderniſſes wegen jüdiſchen Bluteinſchlags gemachten Aus- 
führungen entſprechend. 

7. Die Verlobten machen ſich durch eine entgegen dem Verbot 
des § 6 geſchloſſene Ehe nach $5 Abſ. 1 BlSchch. nicht ſtrafbar. Der 
Standesbeamte, der bei der Eheſchließung mitwirkt, wird jedoch wegen 
Vergehens gegen §69 PStG. strafrechtlich verfolgt (vgl. auch Bem. 2 
a. E. zu $5 BISG.); die Verlobten ſind gegebenenfalls wegen An 
ſtiftung zu dieſem Vergehen zu beſtrafen. 

8. Von dem Ehehindernis des $ 6 kann nach $ 16 Befreiung erteilt 
werden; vgl. 816 und die Bem. hierzu ſowie den Runderlaß vom 
4. Dezember 1935 (MBliV. S. 1455), unten S. 158. 


9. Der außereheliche Geſchlechtsvertehr zwiſchen deutſchblütigen, 
Perſonen und Angehörigen einer artfremden Raſſe mit Ausnahme 
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der jüdiſchen kann nicht beſtraft werden. Eine entjprechende Anwen- 
dung des $5 Abſ. 2 BlSchch., durch den der ee zwi⸗ 
ſchen Deutſchblütigen und Juden unter Strafe geſtellt ift, kommt nicht 
in Frage. Bei dem Erlaß der Erſten AB. z. BlSchG. ift nicht nur 
das Eheverbot in $1 Bl Schch. durch die Eheverbote in 2-4 und 
6 der Erſten AV. z. BISHG. ergänzt, ſondern, wie ſich aus 911 
Er 2 ergibt, auch die Frage der Ausdehnung des Verbots des außer⸗ 
ehelichen Geſchlechtsverkehrs in §2 BlSchch. geprüft und auf den 
in § 11 Satz 2 geregelten Fall beſchränkt worden. Ferner ergibt ſich 
aus § 8 Abſ. 2, daß eine entgegen $ 6 geſchloſſene Ehe zwiſchen deutſch⸗ 
blütigen und artfremden Perſonen durch 85 Abſ. 1 BlSchch. nicht 
mit Straſe bedroht iſt. Ein Vergleich der Strafen in $5 Abf. 1 für 
eine verbotene Raſſenmiſchehe und in $5 Abſ. 2 für den raſſewidrigen 
außerehelichen Verkehr zeigt auch, daß die Raſſenmiſchehe das ſchwe⸗ 
rere Delikt darſtellt. Iſt alſo eine entgegen $ 6 geſchloſſene Ehe aus- 
drücklich für ſtraffrei erklärt, jo kann ein entſprechender außerehelicher 
Verkehr nicht ſtrafbar ſein. 


8 7 
Vor der Eheſchließung hat jeder Verlobte durch das Ehetauglich⸗ 
teitszeugnis (8 2 des Ehegeſundheitsgeſetzes vom 18. Ottober 193⁵ 
—Reichsgeſetzbl. 1 S. 1246) nachzuweiſen, daß kein Ehehindernis 
im Sinne des $ 6 dieſer Verordnung vorliegt. Wird das Ehetaug⸗ 
lichteitszeugnis verſagt, ſo iſt nur die Dienſtaufſichtsbeſchwerde 
zuläſſig. 


1. Ob ein Ehehindernis nach $ 6 vorliegt, wird ſich meiſt aus den 
von den Verlobten vor dem Aufgebot gemäß dem Runderlaß vom 
26. November 1935 (MBliV. S. 1429), Abſ. 5 b, unten S. 151, bei⸗ 
zubringenden urkundlichen Nachweiſen ihrer Abſtammung (Geburts- 
urkunde, Heiratsurkunde ihrer Eltern, in Ja ven un weiterer 
Urkunden) ergeben. Es kommen jedoch auch Fälle vor, in denen ſich 
aus den beigebrachten Urkunden ausreichend ſichere Feſtſtellungen 
nicht treffen laſſen. Man denke z. B. an den Fall, daß ein Verlobter 
offenbar einen Einſchlag artfremden Blutes, z. B. von Negerblut, 
auſweiſt, ohne daß ſich aus den Urkunden Anhaltspunkte dafür er- 
geben, woher dieſer Bluteinſchlag ſtammt. In der Regel werden in 
dieſen Fällen uneheliche Geburten eine Rolle ſpielen, bei denen der 
Erzeuger des unehelichen Kindes nicht feſtgeſtellt iſt; es ſei in dieſem 
. an die Negerbaſtarde aus der Zeit der Rheinland- 

eſetzung erinnert, bei denen die Fefe une des Erzeugers wegen 

N ie unehelichen Kinder vielfach 


der franzöſiſchen Geſetzgebung über 
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auf Schwierigkeiten ſtieß. Es ſind aber auch Fälle denkbar, in dene 
die durch Urkunden nachgewieſene . e au enſcheinlich mit 
der natürlichen Abſtammung im Widerſpruch ſteht. Bei der Schwie- 
rigkeit der Feſtſtellung in derartigen Fällen konnte die Prüfung, ob 
ein Ehehindernis nach $ 6 vorliegt, nicht dem Standesbeamten über- 
laſſen bleiben. Da dabei eine ärztliche Unterſuchung auf das raſſiſche 
Erſcheinungsbild eine weſentliche Rolle ſpielt, iſt die Prüfung viel- 
mehr dem Geſundheitsamt übertragen worden, dem ohnehin nach 
dem Ehegeſundheitsgeſetz vom 18. Oktober 1935 (RG Bl. I ©. 1246) 
die Prüfung der Ehegeſundheit der Verlobten obliegt. In den Fällen, 
in denen nach der urkundlich belegten Abſtammung eines Verlobten 
kein Einſchlag artfremden Blutes vorhanden ift, wird das Gefund- 
Euſchlag BR 155 Genen ee Ausnahmefällen, in denen diefer 
riſch feſtſteht, zu der Feſtſtellung, daß ein Ehehi i 
Ba $6 vorliegt, kommen Yen * e 
2. Zum Nachweis, daß ein Ehehindernis nach $6 nicht beſteht, 
ſtellt das Geſun heitsamt den Verlobten ein Ehetaustichteiiägengnig 
aus. Dieſes verhält ſich nicht nur hierüber, ſondern beftätigt auch, 
daß kein Ehehindernis nach $1 Echeſch. vorliegt; vgl. auch Bem. 1 
zu $1 der Erſten DB. z. EGeſch. Wird das Ehetauglichkeitszeugnis 
verſagt, erhalten die Verlobten hierüber eine Beſcheinigung, aus der 
die Gründe für die Verſagung erſichtlich find ($9 der Ersten DV. z. 
ae 1 des Arie ene und der Be⸗ 
iſt durch Anlage 1 zu $1 und Anlage 3 zu $ t 
DV. z. Ce vgl. unten eh 222, 9 7 e Eben 
3. Die örtliche Zuſtändigteit des Geſundheitsamts für die Aus- 
ſtellung des Ehetauglichkeitszeugniſſes und der Bel Pe über 
ſeine Verfagung richtet ſich nach $4 der Erſten DV. z. CGej®. in 
Verbindung mit $2 der Erſten DV. z. EGeſch. Die Zuſtändigkeits⸗ 
regelung geht von der Tatſache aus, daß die Ausſtellung des Ehe⸗ 
tauglichkeitszeugniſſes von einer ärztlichen Unterſuchung der Verlob- 
ten abhängig iſt (vgl. unten Bem. 4). Zuſtändig iſt danach das für 
die Unterfuchung der Braut zuſtändige Geſundheitsamt, d. h. regel- 
5 5 7 — Beyir die Braut ihren Wohnſitz 
alt hat. Vgl. im einzelnen 
DB 4 Ces. 9 zelnen die Bem. zu 88 2, 4 der Erſten 


4. Das Verfahren bei der Ausſtellung des Ehetauglichkeitszeug— 
niſſes regelt ſich nach der Erſten e 
n vom 29. November 1935 (RG Bl. I S. 1419). Tie 
lusſtellung des Ehetauglichkeitszeugniſſes iſt danach von einer ärzt- 
lichen Unterſuchung der Verlobten abhängig. Dieſe kann durch 
das Geſundheitsamt ihres Wohnſitzes oder Aufenthalts oder durch 
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einen zugelaſſenen Arzt der freien Praxis vorgenommen werden. 

Liegen Wohnſitz oder Aufenthalt eines Verlobten im Ausland, ſo iſt 

jedes Geſundheitsamt zu ſeiner Unterſuchung zuſtändig; die Unter⸗ 

ſuchung kann aber auch durch einen zuverläſſigen ausländiſchen Arzt 

erfolgen und das Unterſuchungsergebnis dann einem beliebigen deut- 

ſchen Geſundheitsamt eingereicht werden. Vgl. im einzelnen § 2, 4 
der Erſten DV. z. Echeſch. und die Bem. hierzu. Sind verſchiedene 

Geſundheitsämter für die Unterſuchung der Verlobten zuſtändig, ſo 
wird das Unterſuchungsergebnis über den Bräutigam dem für die 
Unterſuchung der Braut zuſtändigen Geſundheitsamt überſandt, das 
nach deren Unterſuchung feine Entſcheidung trifft. Nach § 5 der Erften 
DR. z. Ccheſch. kann das Geſundheitsamt die Ausftellung des Ehe⸗ 
tauglichteitszeugniſſes ohne weitere Begründung ablehnen, wenn die 
Verlobten die vom Geſundheitsamt verlangten Unter- 
lagen nicht beibringen; dies gilt auch für Urkunden zum Nachweis 
der Abſtammung. $6 der Erſten DV. z. EGgeſch. trägt Artikel 13 
EHBHB. und Artikel 1 des Haager Eheſchließungsabkommens vom 
12. Juli 1902 (NGZ Bl. 1904 S. 221) Rechnung, wonach ſich die Ehe⸗ 
fähigkeit eines ausländiſchen Verlobten nach ſeinem Heimatrecht 
richtet. Das Geſundheitsamt kann daher, wenn die Braut Auslän- 
derin iſt, von dieſer weder eine Unterſuchung noch die Beibringung 
ſonſtiger Unterlagen verlangen; da aber die artfremde Abſtammung 
der Braut auch in der Perſon des Bräutigams ein Ehehindernis be- 
gründet, vgl. oben Bem. 4 zu 86, iſt der Bräutigam verpflichtet, 
die erforderlichen Unterlagen über ſeine Braut beizubringen, 
insbeſondere ſie zur Vornahme einer Unterſuchung zu veranlaſſen. 
Ist die Braut Ausländerin, fo darf das Geſundheitsamt, das Ehetaug- 
lichteitszeugnis nicht verſagen, wenn der Reichsminiſter des Innern, 
dem auf dem Dienſtwege Bericht zu erſtatten ift, der Verſagung nicht 
zuſtimmt ($9). Der Reichsminiſter des Innern kamm trotz Vorliegens 
eines Ehehinderniſſes nach 8 6 die Ausſtellung eines Ehetauglichkeits⸗ 
zeugniſſes anordnen. 


5. $7 der Erſten DV. z. EGeſch. befriſtet die Geltungsdauer des 
Ehetauglichteitszeugniſſes auf 6 Monate ſeit der Ausſtellung; eine 
Verlängerung der Friſt durch das Geſundheitsamt iſt zuläſſig. Vgl. 
im einzelnen die Bem. zu $$5 bis 7 der Erſten DV. z. EGeſch. 


6. §8 der Erſten DV. z. EGeſch. gibt dem Geſundheitsamt die 
Befugnis, das Ehetauglichkeitszeugnis, ſolange die Ehe nicht ge⸗ 
ſchloſſen iſt, zurückzunehmen, wenn ihm nachträglich Ehehinderniſſe 
nach § 1 Esheſch. bekannt werden. Da die Zurücknahme ausdrücklich 
auf das Bekanntwerden von Ehehinderniſſen mangelnder Ehegeſund⸗ 
heit beſchränkt iſt, kommt fie bei nachträglichem Bekanntwerden 
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eines Ehehinderniſſes wegen Gejährdu 
weg ing der Reinerhaltung de 
7 sn nicht in Frage. Gegen die trotzdem erh Sunil 
3 Gehn a eee e ee an die Dienſtauſſichtsbehörde 
5 ulaſſig. i ü ieje 1 
Nac in e g. Praktiſche Fälle dieſer Art dürften 
7. An Stelle der $$11 bis 12 der Erſten D i 
8 l DV. z. EGeſch., die das 
weren eine rte e bei Verſagung des hei ihtetareuiten 
8 g A 5 1 Ehehinderniſſes nach $1 EOef®. regeln, beſtimmt 87 
eh kam en fen ee nach $6 nur 
e a erde zuläſſig ift. Dieſe geht an die vort 
Dienſtbehörde des Geſundheitsamts Zur Ei e 
i 3 5 Einlegung der“ 
e en Gehumbh, Veſchwerde il Ide N 
; Leiter des Geſundheitsamts fteht ein Recht . 
. 5 Entſcheidung ſeiner Dienſtauſſichtsbehörde ur 
ird die Verſagung des Ehetauglichkeitszeugniſſes ſowohl in 
Suden nach $6 der Erſten AB. z. Siehe! a 928 = 5 
rn we 1 Gen bfg würden die Verlobten zur 
N r ung ſowohl nach $7 Satz 2 Di - 
en 1 5 als a nach § 11 der Eisen DR vd 
0 um 0 i i if) 5 
auch ke Vert 1 111 en heitsgerichts anrufen müſſen; vgl. 
8. Der Standesbeamte darf das Auf i 
eamt 0 gebot erſt anordnen, u 
ee a ee d nachgewieſen wird, daß ein em 
nis nach 96 beſteht. Der eigenen Prüfung, ob ei 8 
88 vorliegt, iſt er dadurch an ep 
ſchwerd 55 gegen die Ausſtellung des Ehetauglichkeitszeugniſſes ſteht 
3 5 12 1 m der Uebergangsregelung vgl. unten Bem. 9. 
„Wird dem Standesbeamten an Stelle des Ehetauglichkeits ug⸗ 
en der Beſchluß eines Erbgeſundheitsgerichts abe e 
gehn . vorgelegt, daß ein Ehehindernis nach 81 
ee I Due len, ob das Ehetauglichkeits- 
; ö j n war, weil ein Ehehindernis! 
2 1 15 vorliegend angeſehen wurde, oder 71 das Geſundheii 
er > ie Verſagung auch 1 das Ehehindernis des 8 6 geſtützt hat 
Du etzterem Fall muß der Standesbeamte verlangen, daß die Ver- 
u 1175 auch eine Entſcheidung der Dienſtaufſichtsbehörde des Geſund. 
10 e ax ie zum eines Ehehinderniſſes nach 
96 v0 „In der Regel wird aus der Begründ: s ge 
et Beſchluſſes hervorgehen, ob die Ban W 
4 hieitszeugniſſes auch auf das Vorliegen eines Ehehinderniff es wegen 
ag! der Reinerhaltung des deutſchen Blutes geſtützt worden 
iſt oder nicht. Geben die Gründe des Beſchluſſes hierüber keinen 
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Aufſchluß, fo hat der Standesbeamte ſich die Beſcheinigung über die 
Verſagung des Ehetauglichkeitszeugniſſes nach $9 der Erſten DV. z. 
Echeſch. vorlegen zu laſſen, aus der die Gründe für die Verſagung 
erſichtlich ſind. 

Bei einer Nottrauung gemäß $ 50 PStG. darf der Standesbeamte 
die Vorlegung eines Ehetauglichkeitszeugniſſes nicht verlangen. Er 
darf die Ehe aber nicht ſchließen, wenn ihm bekannt iſt, daß ein Ehe⸗ 
hindernis nach § 6 der Eheſchließung entgegenſteht. $24 der Erſten 
D. z. EGeſch. enthält nur eine Befreiung von den Ehehinderniſſen 
des $ 1 EGeſch., nicht auch von dem des $ 6 der Erſten AV. z. BlSchch. 

Ebenſowenig wie der Standesbeamte ein Aufgebot ohne Vorlage 
des Ehetauglichteitszeugniſſes vornehmen darf, darf er ohne ſie ein 
Ehefähigkeitszeugnis zum Zwecke der Eheſchließung im Ausland aus- 
ſtellen. Wegen der Uebergangsregelung vgl. unten Bem. 9. 

Lehnt der Standesbeamte unzuläſſigerweiſe trotz Vorlage eines 
Ehetauglichkeitszeugniſſes die Anordnung des Aufgebots oder die 
Ausſtellung des Ehefähigkeitszeugniſſes ab, weil ein Ehehindernis 
nach $ 6 beſtehe, jo können die Verlobten hiergegen gemäß $ 11 Abſ. 3 
PStö. gerichtliche Entſcheidung beantragen. Zu dieſer Entſcheidung 
iſt im erſten Rechtszug nach 9 69 FGG. das Amtsgericht zuständig, 
in deſſen Bezirk der Standesbeamte ſeinen Sitz hat. Das Beſchwerde⸗ 
verfahren richtet ſich nach F 20 ff. FGG. 

9. 8 7 iſt noch nicht in Kraft getreten, da der Ausbau der Geſund⸗ 
heitsämter noch nicht abgeſchloſſen iſt. Den Zeitpunkt des Inkraft⸗ 
tretens wird der Reichsminiſter des Innern beſtimmen. Bis dahin 
gilt die Uebergangs regelung, daß der Standesbeamte ein Ehetaug- 
lichkeitszeugnis nur verlangen darf, wenn er Zweifel daran hat, ob 
ein Ehehindernis nach 8 6 vorliegt. Zweifel werden nur dann berech- 
tigt ſein, wenn nach unverkennbaren Merkmalen der äußeren Er- 
ſcheinung eines Verlobten, nach den Unterlagen über ſeine Abſtam. 
mung oder nach den gemachten Angaben beſtimmte Tatſachen auf 
einen Einſchlag artfremden Blutes ſchlieſßen laſſen; vgl. auch Rund⸗ 
erlaß vom 26. November 1935 (MEHR. S. 1429), Abſ. 5 c, unten 
S. 151. Bringen die Verlobten das von dem Standesbeamten ver- 
langte ee nicht bei und lehnt der Standesbeamte 
daraufhin das Aufgebot ab, ſo können die Verlobten hiergegen keine 
gerichtliche Entſcheidung gemäß $ 11 Abſ. 3 PStG. beantragen ($ 26 
der Erſten DV. z. Echeſch.), da ihnen unbedenklich zugemutet werden 
kann, ſich vom Geſundheitsamt unterſuchen zu laſſen. 

Auch vor der Ausſtellung eines Ehefähigkeitszeugniſſes zum Zwecke 
der Eheſchließung im Ausland darf der Standesbeamte in der Ueber⸗ 
gangszeit von den Verlobten nur in Zweifelsfällen die Beibringung 
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eines Ehetauglichkeitszeugniſſes fordern. Hat auch nur einer der Ver- 
lobten ſeinen gewöhnlichen Aufenthalt im Ausland, fo find die Ver- 
lobten aber auch in Zweifelsfällen von der Beibringung eines Ehe- 
tauglichteitszeugniſſes befreit ($27 der Erſten DV. z. EGeſch.). it 
dem Standesbeamten jedoch bekannt, daß ein Ehehindernis nach 90 
dle en Bar or ag ne nicht ausſtellen. Gegen 
nung ſteht jedem Verlobten gemäß $ 11 Abſ. 3 PStG. di 
Anrufung des Gerichts offen. RA 


10. Vgl. auch den Runderlaß vom 3. Januar 1936-18 (IB3/429). 


88 
(1) Die Nichtigkeit einer entgegen dem $ 1 des Geſetzes oder dem 
82 dieſer Verordnung geſchloſſenen Ehe kann nur im Wege der 
Nichtigkeitstlage geltend gemacht werden. 
(2) Für Ehen, die entgegen den SS 3, 4 und 6 geſchloſſen worden 
en die Folgen des § 1 und des S5 Abi. 1 des Geſetzes 
ein. 


1. Nach § 1 Abſ. 1 BIS. ſind die Ehen, die dem darin enthal- 
tenen Verbot zuwider geſchloſſen find, nichtig, auch wenn fie zur Um. 
gehung des Geſetzes im Ausland geſchloſſen ſind; ob die weitere Vor- 
ſchrift in Abſatz 2, daß nur der Staatsanwalt die Nichtigkeitsklage 
erheben kann, zu der Schlußfolgerung berechtigt hätte, daß die Nich- 
tigkeit der Ehe von der Geltendmachung im Wege der Nichtigfeits- 
klage abhängig gemacht werden ſollte, mochte fraglich erſcheinen. § 8 
Abj. beſchränkt daher die Geltendmachung der Nichtigkeit ausdrüd- 
lich auf dieſen Weg. Damit wird die entſprechende Anwendung des 
91329 B00 B., der nach Auflöſung der Ehe auch eine Geltendmachung 
der Nichtigkeit in anderer Form als durch Klage zuläßt, ausgeſchloſſen. 
Dadurch werden z. B. in Fällen, in denen der Staatsanwalt mangels 
1 8 Intereſſes von der Erhebung der Nichtigkeitsklage abge— 
ehen hat, nach dem Tode eines Ehegatten der andere Ehegatte und 

ie Kinder gegen die Geltendmachung der Nichtigkeit von dritter 
Seite geſichert. Vgl. auch Bem. 13 zu § 1 BlSchG. 

2. § 8 Abſ. 2 ſtellt klar, daß Ehen, die den $$ 3, 4 und 6 zuwide 
laufen, zwar verboten, die troßd m ſſenen E * 
wilan find. tzdem geſchloſſenen Ehen aber rechts- 


3. Nach § 8 Abſ. 2 hat eine Zuwiderhandlung gegen die Eheverbote 
8 an 6 1 aus § 5 Abf. MSchch AR Sale 

er Standesbeamte, der entgegen dieſen Verboten eine Ehe jchli 
wird jedoch nach §69 PStG. bestraft. n, 
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89 
Beſitzt einer der Verlobten eine fremde Staatsangehörigkeit, jo 
iſt vor einer Verſagung des Aufgebotes wegen eines der im 8 1 
des Geſetzes oder in den SS 2 bis 4 dieſer Verordnung genannten 
Ehehinderniſſe ſowie vor einer Verſagung des Ehetauglichteits⸗ 
zeugniſſes in Fällen des 8 6 die Entſcheidung des Reichsminiſters 
des Innern einzuholen. 


1. Die Vorſchrift dient ebenſo wie § 16 Abſ. 2 dazu, Schwierig 
keiten zu vermeiden, die bei der Anwendung der deutſchen Nafjen- 
geſetzgebung auf Ausländer entſtehen könnten. In den Fällen, in 
denen das Aufgebot oder das Ehetauglichkeitszeugnis wegen eines 
Ehehindernifjes der Raſſenmiſchung verſagt werden müßte, iſt daher 
die Entſcheidung des Reichsminiſters des Innern einzuholen; das⸗ 
ſelbe muß für den Fall gelten, daß die Ausſtellung eines Ehefähig- 
keitszeugniſſes verſagt werden müßte. Der Reichsminiſter des Innern 
kann auch beim Vorliegen eines Ehehinderniſſes, wenn dies nach Lage 
der Verhältniſſe zweckmäßig erſcheint, die Entgegennahme des Auf- 
gebots oder die Ausſtellung des Ehefähigfeitszeugnifjes durch den 
Standesbeamten oder die Ausſtellung des Ehetauglichkeitszeugniſſes 
durch das Geſundheitsamt anordnen; dieſe Entſcheidung wirkt als 
Befreiung von dem Ehehindernis. Die Entſcheidung des Reichs- 
miniſters des Innern iſt für alle Behörden einſchließlich der Gerichte, 
die mit der Angelegenheit befaßt werden, bindend. 

2. Der Standesbeamte und das Geſundheitsamt haben die Ent- 
ſcheidung auf dem Dienſtwege einzuholen. Die Entſcheidung darf 
jedoch grundſätzlich erft erbeten werden, wenn feſtſteht, daß abgeſehen 
von einem Ehehindernis der Raſſenmiſchung lein anderes Ehehinder— 
nis der Eheſchließung entgegenſteht. Vgl. auch die Allgemeine Ver- 
ſügung des Reichsminiſters der Juſtiz vom 4. Februar 1936 (Deutjche 
Juſtiz S. 208). 

3. Bei Staatenloſen braucht eine Genehmigung nicht eingeholt zu 
werden, da ſie zwar Ausländer find, aber keine fremde Staats— 
angehörigkeit beſitzen. 

8 10 

Eine Ehe, die vor einer deutſchen Konſularbehörde geſchloſſen 

iſt, gilt als im Inlande geſchloſſen. 


Die deutſchen Konſularbehörden, vor denen eine Ehe geſchloſſen 
werden ſoll, können die Verlobten über den Inhalt und die Ziele 
der deutſchen Raſſengeſetzgebung ebenſo aufklären wie inländiſche 
Behörden, ſoweit die Verlobten hierüber noch nicht unterrichtet ſein 
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ſollten. Es beſteht daher lein Anlaß, Ehen, die vor einer Konſular 
behörde eingegangen werden, anders zu behandeln als Ehen, die 
im Inland geſchloſſen werden. Die Sondervorſchriſt, daß entgegen 
den Verboten des §1 BlSchch. und des $ 2 der Erſten AV. z. BICHG. 
im Ausland geſchloſſene Ehen nur nichtig find, wenn fie zur Umgehung 
des Blutſchutzgeſetzes im Ausland geſchloſſen worden find, kommt 
daher auf Ehen, die vor Konſularbehörden eingegangen ſind, nicht 
zur Anwendung. 
811 


Außerehelicher Verkehr im Sinne des § 2 des Geſetzes iſt nur 
der Geſchlechtsverkehr. Strafbar nach 8 5 Abſ. 2 des Geſetzes iſt 
auch der außereheliche Verkehr zwiſchen Juden und ſtaatsangehöri⸗ 
gm Miſchlingen, die nur einen volljüdiſchen Großeltern: 
eil haben. 


II ſtellt klar, daß unter außerehelichem Verkehr im Sinne des 
$2 BlSchch. nur der Geſchlechtsverkehr zu verſtehen iſt; vgl. hierzu 
oben Bem. 3 zu 82 BlSchG. F 11 enthält weiter die Ausdehnung des 
in 82 BlSchch. enthaltenen Verbots des außerehelichen Gejchlecht3- 
verkehrs zwiſchen Juden und Deutſchblütigen auf den Verkehr zwi— 
ſchen Juden und Miſchlingen zweiten Grades. Dieſe Ausdehnung 
entſpricht der Ausdehnung des Eheverbots in §1 BISCh®. durch 82 
der Erſten AV. z. BlSchch. 

Im übrigen wird auf die Bem. zu $2 und $5 Abſ. 2 BlSchG. 
verwieſen. 

8 12 


(1) Ein Haushalt iſt jüdiſch (§ 3 des Geſetzes), wenn ein jüdiſcher 
ee Haushaltungsvorſtand iſt oder der Hausgemeinſchaft an⸗ 
ge 

(2) Im Haushalt beſchäftigt iſt, wer im Rahmen eines Arbeits⸗ 
verhältniſſes in die Hausgemeinſchaft aufgenommen iſt, oder wer 
mit alltäglichen Haushaltsarbeiten oder anderen alltäglichen, mit 
dem Haushalt in Verbindung ſtehenden Arbeiten beſchäftigt iſt. 

(3) Weibliche Staatsangehörige deutſchen oder artverwandten 
Blutes, die beim Erlaß des Geſetzes in einem jüdiſchen Haushalt 
beſchäftigt waren, können in dieſem Haushalt in ihrem bisherigen 
Arbeitsverhältnis bleiben, wenn fie bis zum 31. Dezember 1935 
das 35. Lebensjahr vollendet haben. 

%) Fremde Staatsangehörige, die weder ihren Wohnſitz noch 
ihren dauernden Aufenthalt im Inlande haben, fallen nicht unter 
dieſe Vorſchrift. 
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Die Erläuterungen zu $ 12 ſind in den Bemerkungen zu $3 BlSchG. 
mit enthalten. 
813 
Wer dem Verbot des S 3 des Geſetzes in Verbindung mit $ 12 
dieſer Verordnung zuwiderhandelt, iſt nach 8 5 Abf. 3 des Geſetzes 
ſtrafbar, auch wenn er nicht Jude iſt. 


Durch $ 12 iſt $3 BlSchch. dahin ausgelegt worden, daß das Be- 
ſchäftigungsverbot für weibliche Hausangeſtellte nicht nur Platz greift, 
wenn der Haushaltsvorſtand Jude iſt, ſondern auch, wenn ein jüdiſcher 
Mann, ohne Haushaltungsvorſtand zu ſein, einem Haushalt angehört. 
$13 ſtellt dementſprechend klar, daß der Haushaltungsvorſtand, der 
dem Beſchäftigungsverbot zuwiderhandelt, ſich auch dann ſtrafbar 
macht, wenn er nicht Jude iſt. 


814 
Für Verbrechen gegen § 5 Abſ. 1 und 2 des Geſetzes iſt im erſten 
Rechtszuge die große Strafkammer zuſtändig. 


Nach gs 28, 29 GG. iſt für Verbrechen im erſten Rechtszug grund- 

ſätzlich das Schwurgericht zuſtändig. Wenn § 14 an feiner Stelle die 

roße Strafkammer für zuſtändig erklärt, jo hat dies den Zweck, die 
. zu entlaſten. 


8 15 

Soweit die Vorſchriften des Geſetzes und ſeiner Ausführungs⸗ 
verordnungen ſich auf deutſche Staatsangehörige beziehen, ſind 
ſie auch auf Staatenloſe anzuwenden, die ihren Wohnſitz oder ge⸗ 
wöhnlichen Aufenthalt im Inlande haben. Staatenloſe, die ihren 
Wohnſitz oder gewöhnlichen Aufenthalt im Auslande haben, fallen 
nur dann unter dieſe Vorſchriften, wenn ſie früher die deutſche 
Staatsangehörigteit beſeſſen haben. 


Nach Artikel 29 EHBGHL. find die perſönlichen Verhältniſſe von 
Staatenloſen nach dem Recht des Staates, deſſen Staatsangehörigkeit 
ſie zuletzt beſeſſen haben, und falls ſie niemals einem Staat angehört 
haben, nach dem Recht des Staates, in dem fie zur Zeit der Ehe— 
ſchließung ihren Wohnſitz oder Aufenthalt haben, zu beurteilen. Dieſe 
Regelung wird aber den mit der Blutſchutzgeſetzgebung verfolgten 
Zielen nicht in ausreichendem Maße gerecht; denn es iſt nicht ein- 
zuſehen, weshalb die zahlreich in Deutſchland lebenden Staatenloſen, 
nur weil ſie früher eine fremde Staatsangehörigfeit beſeſſen haben — 
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man denke an die ruſſiſchen Emigranten — auch als Ausländer an— 
geſehen weiden ſollten und demgemäß Verbindungen eingehen könn 
ten, die deulſchen Staatsangehörigen unterſagt ſind. § 15 enthält 
daher, ſoweit die Blutſchutzgeſetzgebung in Frage kommt, eine Son— 
derregelung. Danach werden bei der Anwendung der Vorſchriften 
des Blutſchutzgeſetzes und ſeiner Ausführungsverordnungen alle 
Staatenloſen, die im Inland ihren Wohnſitz oder Aufenthalt haben, 
und diejenigen Staatenloſen im Ausland, die früher die deutſche 
Staatsangehörigkeit beſeſſen haben, den Inländern gleichbehandelt. 
Staatenloſe im Ausland, die niemals die deutſche Staatsangehörig- 
keit beſeſſen haben, werden dagegen wie Ausländer behandelt; vgl. 
aber Bern. 3 zu §9 und Bem. 6 zu $ 16. 


8 16 


(1) Der Führer und Reichskanzler kann Befreiungen von den 
3 des Geſetzes und der Ausführungsverordnungen er⸗ 
teilen. 


(2) Die Strafverfolgung eines fremden Staatsangehörigen bedarf 
der Zuſtimmung der Reichsminiſter der Juſtiz und des Innern. 


1. Die Blutſchutzgeſetzgebung greift weitgehend in die verfchieden- 
ſten Lebensverhältniſſe ein. Dieſe Tatſache macht es zur Vermeidung 
von Härten, die außerhalb des Geſetzeszwecks liegen, notwendig, die 
Möglichkeit von Befreiungen vorzuſehen. 


2. Zuläſſig ſind Befreiungen von ſämtlichen Vorſchriften des 
Blutſchutzgeſetzes und der dazu ergangenen oder noch ergehenden 
Ausführungsverordnungen. Indes wird angeſichts der mit der Blut- 
ſchutzgeſetzgebung verfolgten Ziele nur in ganz beſonders liegenden 
Ausnahmefällen mit Befreiungen gerechnet werden können. 


3. In Anbetracht der Wichtigkeit dieſer Entſcheidungen hat ſich der 
Führer und Reichskanzler die Bewilligung von Befreiungen vorbe- 
halten. Die Befugnis zur Ablehnung von Befreiungsgeſuchen hat er 
auf den Reichsminiſter des Innern übertragen. 


4. Das Verfahren bei der Erledigung von Befreiungsgeſuchen ift 
durch den Runderlaß vom 4. Dezember 1935 (MBliV. S. 1455), 
unten S. 158, geregelt. Danach ſind Geſuche um Bewilligung von 
Befreiungen von den Beſtimmungen des Blutſchutzgeſetzes und ri 
Ausführungsverordnungen, ſoweit fie ſich nicht auf das Beſchäfti— 
gungsverbot für Hausangeſtellte in jüdischen Haushaltungen beziehen 
(vgl. unten Bem. 5), bei der höheren Verwaltungsbehörde einzu- 
reichen. Höhere Verwaltungsbehörde iſt 
10 Raſſengeſetzgebung I 
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in Preußen der Regierungspräſident (in Berlin in Ehe⸗ 
angelegenheiten der Staatskommiſſar der 
Hauptſtadt Berlin, im übrigen der Polizei⸗ 


präſident), 
in Bayern der Regierungspräſident, 
in Sachſen die Kreishauptmannſchaf., 


in den übrigen Ländern die Landesregierung, d. h. die ſachlich zu- 
ſtändige oberſte Landesbehörde, in der 
Regel das Innenminiſterium. 

Beſitzt der Geſuchſteller im Inland keinen Wohnſitz oder gewöhnlichen 

Aufenthalt, jo iſt das Geſuch bei dem Reichsminiſter des Innern 

einzureichen. 

Sofern die Ausſichtsloſigkeit des Geſuchs nicht ſchon von vornherein 
me trifft die höhere Verwaltungsbehörde die vorbereitenden 
Feſtſtellungen, die ſich insbeſondere auf die innere und äußere Ver- 
bundenheit des Geſuchſtellers und feiner Familie, zumal ſeiner deutfch- 
blütigen Vorfahren, mit dem Deutſchtum zu erſtrecken haben. Soweit 
das Geſuch die Befreiung von einem Ehehindernis betrifft, hat die 
höhere Verwaltungsbehörde etwa bereits bei dem Standesbeamten, 
entſtandene Vorgänge einzufordern und ein Gutachten des für den 
Wohnſitz des Geſuchſtellers zuſtändigen Geſundheitsamts einzufor- 
dern, das ſich insbeſondere auf ſeine raſſiſchen Merkmale erſtrecken 
muß. Nach Abſchluß der Ermittlungen hat die höhere Verwaltungs⸗ 
behörde, bevor ſie das Geſuch an den Reichsminiſter des Innern 
weitergibt, in den Ausnahmefällen, in denen fie das Geſuch befür- 
worten will, der zuſtändigen Gauleitung der NS DDA. Gelegenheit 
zur Stellungnahme zu geben. 


5. Wegen der Geſuche um Befreiung von dem Beſchäftigungs⸗ 
verbot des $3 BLIS®. und des § 12 der Erſten AV. z. BIS. vgl. 
Bem. 13 zu 83 BlschG. 

6. § 16 Abſ. 2 verfolgt wie §9 den Zweck, Schwierigkeiten, die ſich 
bei der Anwendung der deutſchen Raſſengeſetzgebung auf Ausländer 
ergeben können, möglichſt auszuſchalten. Dadurch daß die Strafver⸗ 
folgung eines fremden Staatsangehörigen wegen einer ſtrafbaren 
Handlung nach 85 BISHG. von der Zuſtimmung der Reichsminiſter 
der Juſtiz und des Innern abhängig gemacht wird, iſt dieſen die Mög⸗ 
lichkeit gegeben, jeweils der beſonderen Lage des Einzelfalls Rechnung 
zu tragen. Vgl. auch Bem. 16 zu $5 BISCHG. 

Die Strafverfolgung eines Staatenloſen bedarf keiner Zuftim- 
mung, da dieſer zwar Ausländer, aber nicht fremder Staats- 
angehöriger iſt. 
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817 

Die Verordnung tritt an dem auf die Verkündung folgenden Tage 
in Kraft. Den Zeitpunkt des Inkrafttretens des S 7 beſtimmt der 
Reichsminiſter des Innern; bis zu dieſem Zeitpunkt iſt ein Ehe⸗ 
tauglichteitszeugnis nur in Zweifelsfällen vorzulegen. 


1. Die Verordnung iſt in der am 14. November 1935 heraus- 
gegebenen Nummer des Reichsgeſetzblattes verkündet worden, dem- 
nach am 15. November 1935 in Kraft getreten. 

2. Das Inkrafttreten des $7 kann erſt beſtimmt werden, wenn 
der zur Zeit im Gang befindliche Ausbau der Gejundheitsämter 
durchgeführt iſt. 


6. Durchführungsbeſtimmungen 


a) RdErl. d. RuprMd . v. 9. Dezember 1935 
— II SB 6100/30 
(MER. S. 1467) 


Uebertritt der jüdiſchen Beamten in den Ruheſtand 


(1) Nach $ 4 Abſ. 2 der Erſten VO. zum Reichsbürgergeſetz vom 14. No⸗ 
vember 1935 (NSBL. 1 S. 1333) treten jüdiſche Beamte mit Ablauf des 
31. Dezember 1935 in den Ruheſtand. Wer Jude im Sinne dieſer Bejtim- 
mung iſt, ergibt ſich aus $ 5 aaO. Die erforderlichen Feſtſtellungen, ob die 
Vorausſetzungen dieſer Vorſchrift vorliegen, ſind unverzüglich von der 
vorgeſetzten Behörde zu treſſen. Der Feſtſtellung zugrunde zu legen iſt der 
nach dem Berufsbeamtengeſ. vom 7. April 1933 aufgeſtellte Fragebogen, 
der bereits ausgefüllt oder deſſen Ausfüllung zu Nr. 1, 2 und 4 (näbere 
Angaben über die Abſtammung) des Vordrucks unverzüglich zu veranlaſſen 
iſt. Ergeben ſich Zweifel über die Frage der jüdiſchen Abſtammung, ſo iſt 
ein Gutachten der Reichsſtelle für Sippenforſchung einzuholen. 

(2) Nach getroffener Feſtſtellung iſt dem jüdiſchen Beamten mit tunlich- 
ſter Beſchleunigung ein Beſcheid folgenden Inhalts zuzuſtellen: 


„Im Namen des Reichs. 

Der pp. tritt auf Grund des $ des Reichsbürgergeſetzes in Verbin- 

dung mit $ 4 der Erſten Verordnung dazu vom 14. November 1935 

(Reichsgeſetzbl. 1 S. 1333) mit Ablauf des 31. Dezember 1935 in den 

Ruheſtand.“ 
Ferner iſt möglichſt umgehend dem in den Ruheſtand tretenden Beamten 
der Penſionsbeſcheid zuzuſtellen, der ſich für ihn unter Berückſichtigung 
des $ 4 Abſ. 2 der VO. vom 14. November 1935 ergibt. Beide Urkunden 
ſind von der Oberſten Reichs- oder Landesbehörde oder von der nach der 
angeordneten Delegation für die Ernennung und Entlaſſung der Beamten 
zuſtändigen Behörde zu erteilen. Ueber die Zurruheſetzung der Beamten 
der Gemeinden, Gemeindeverbände und Körperſchaften des öffentlichen 
Rechts entſcheidet die nach den hierfür maßgebenden Verfaſſungsgeſetzen 
uſw. allgemein zuſtändige Stelle, alſo z. B. bei Gemeindebeamten der 
Bürgermeiſter ($ 37 Dh.) Die Erteilung des Penſionsbeſcheides liegt 
in der Hand der hierfür nach Landesrecht zuſtändigen Stellen. 

(3) Der Nachweis der Frontkämpfereigenſchaft iſt im Zweifelsfalle vom 
Beamten zu erbringen. 

(4) Der Runderlaß iſt nicht durchzuführen, ſoweit internationale Ab- 
machungen entgegenſtehen. 

(5) Ueber die Durchführung ift mir durch die Reichsſtatthalter, in Preußen 
u die Oberpräſidenten (den Staatskommiſſar der Hauptſtadt Berlin) 
und die Regierungspräſidenten (den Polizeipräſidenten in Berlin, den Präſi⸗ 
denten der Bau- und Finanz-Direktion in Berlin) bis zum 1. Februar 1936 
zu berichten (Friſt für den Bericht: an die Landräte 10. Januar 1936, 
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an die Regierungspräſidenten 15. Januar 1936, an die Oberpräſidenten, 
Durchleitungsbericht, 20. Januar 1936). Der Bericht hat ſich auf die eigene 
Behörde und die nachgeordneten oder beaufſichtigten ftaatlihen und kom⸗ 
munalen Behörden zu erſtrecken, ſoweit dieſe Behörden nicht felbftändig 
zu berichten haben. Die Regierungspräſidenten wollen ihren Bericht durch 
die Hand des Oberpräſidenten erſtatten. Der Bericht der Oberpräſidenten 
hat ſich auf die Beamten des Provinzial-Verbandes (Bezirks-Verbandes) 
zu erſtrecken. 

An die Reichsſtatthalter, die Landesregierungen. — Für Preußen: An die Be- 


hoͤrden der Preuß. Staatsverwaltung, Gemeinden, Gemeindeverbände, ſonſtige 
Körperſchaften des öffentl. Rechts. 


d) RdErl. d. Rur Md. v. 20. Dezember 1935 
II SB 6100%01 
(MliV. S. 1504) 


Nebertritt der jüdiſchen Beamten in den Ruheſtand 


Zur gleichmäßigen Behandlung der nach 94 Abſ. 2 der Erſten VO. zum 
Reichsbürgergeſ. vom 14. November 1935 (RG Bl. 1 S. 1333) mit Ablauf 
des 31. Dezember 1935 in den Ruheſtand tretenden jüdiſchen Beamten 

ebe ich im Einvernehmen mit dem Reichsfinanzminiſter folgendes be- 
annt: 

1. Die jüdiſchen Beamten treten kraft Geſetzes in den Ruheſtand. Mit 
der Verſetzung in den Ruheſtand iſt nicht ohne weiteres ein Ruhegehalt ver- 
bunden. Die! beanılen erhalten deshalb nur dann ein Ruhegehalt, wenn fie 
es nach den geſetzlichen Vorſchriften erdient haben. Das gilt auch dann, 
wenn dieſe Beamten Frontkämpfer find. § 4 Abſ. 2 Satz 2 aaO. regelt 
nur die Höhe des zu zahlenden Ruhegehalts und ſchafft nicht über die bisher 
geltenden Beſtimmungen hinausgehende neue Vorausſetzungen für die 
Gewährung von Ruhegehalt. 

2. Als Frontkämpfer gelten nur die in der Dritten VO. zur Durchfüh- 
rung des Geſetzes zur Wiederherſtellung des Berufsbeamtentums vom 
6. Mai 1933 (RG Bl. 1 S. 245) zu d 3 Nr. 3 bezeichneten Perſonen. Beamte, 
deren Väter, Söhne oder Ehemänner im Weltkriege gefallen find, fallen 
nicht unter dieſen Begriff. 

3. Ruhegehaltsfähige Dienſtbezuge find die Dienſtbezüge, nach denen, 
das Ruhegehalt errechnet wird; ſoweit alſo Reichsvorſchriften zur Anwen- 
dung 55 en, iſt gleichmäßig der Wohnungsgeldzuſchuß der Ortsklaſſe 1. 
zuſtändig. Der Ausdruck die „vollen ruhegehaltsfähigen Dienſtbezuge“ 
drückt lediglich den Gegenſatz zu dem nach Hundertteilen zu berechnenden 
4 775 t der übrigen Beamten aus. 

4. Nach Erreichung der Altersgrenze wird das Ruhegehalt der Front⸗ 
kämpfer nach den ruhegehaltfähigen Dienſtbezugen und nach der ruhe 
Naa Dienſtzeit, die mit dem 31. Dezember 1935 abſchließt, neu 

erechnet. 
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5. Soweit noch jüdiſche Warteſtandsbeamte vorhanden ſind, treten ſie 
leichfalls mit Ablauf des 31. Dezember 1935 in den Ruheſtand. Front- 
ämpfer erhalten das Wartegeld als zuletzt bezogene ruhegehaltjähige 

Dienſtbezuge, und zwar auch dann, wenn fie im Zeitraum ihres Ausſchei⸗ 
dens als nichtplanmäßige Beamte voll beſchäftigt waren. Das Wartegeld 
ift dann gegebenenfalls neu zu berechnen. Hinſichtlich der Gewährung von 
Ruhegehalt gelten Ziff. 1 und 2 ſinngemäß. 

6. Eoweit an Beamte, die nicht Frontkämpfer ſind, Ruhegehalt zu zahlen 
9 die Zahlung des Ruhegehalts in jedem Falle mit dem 1. Januar 
1936. 


7. Soweit Frontkämpfer ein Ruhegehalt nach Ziff. 1 nicht erhalten, 
bleibt wegen etwaiger rung von Gnadenbezuͤgen oder Unterhalts- 
zuſchüſſen weitere Anordnung vorbehalten. 

Un die Reichsſtatthalter, die Landesreglerungen. — Für Preußen: An die Be⸗ 


hörden der Preuß. Staatsverwaltung, Gemeinden, Gemeindeverbände, ſonſtige 
Korperſchaften des Öffentl. Rechts. 


. 


e) RdErl. d. RuPrMd Z. zgl. i. N. ſämtl. RM., d. PrMPräſ. 
u. ſämtl. PrS M. v. 21. Dezember 1935 
— IA 16234/5016 II 
(MBli. ©. 1506) 


Ausſcheiden der jüdischen Träger eines öffentlichen 
Amtes 


() Nach $ 4 Abſ. 1 der Erſten VO. zum Reichsbürgergeſ. vom 14. No- 
vember 1935 (RG Bl. 1 S. 1333) kann ein Jude ($ 5 dieſer BO.) ein öffent» 
liches Amt nicht bekleiden. Die VO. iſt am 14. November 1935 verkündet 
und damit am 15. November 1935 in Kraft getreten. Judiſche Träger eines 
offentlichen Amtes ſind ſomit am 15. November 1935 kraft Geſetzes aus 
ihren Aemtern ausgeſchieden, abgeſehen von den Beamten, für die 5 4 Abſ. 2 
Satz 1 der genannten VO. eine Sonderregelung trifft. 

(2) Für den Fall, daß entſprechende Anweiſungen bisher noch nicht er⸗ 
gangen ſein ſollten, erſuche ich, umgehend Beſtimmung zu treffen, daß 
jüdiſche Träger eines öffentlichen Amtes ihre Tätigkeit fojort einſtellen. 

(3) Träger eines öffentlichen Amtes im Sinne dieſer Beſtimmung find 
außer den Beamten, für die eine Sonderregelung getroffen iſt, die Perſonen, 
die dazu beſtellt ſind, obrigkeitliche oder hoheitliche Aufgaben zu erfüllen, 
wie z. B. Schiedsmänner, Fleiſchbeſchauer, Stempelverteiler. 

(4) Beſtehen Zweifel darüber, ob es ſich um ein öffentliches Amt im 
Sinne dieſer Beſtimmung handelt, ſo iſt unverzüglich die Entſcheidung der 
vorgeſetzten Dienſtbehörde einzuholen. 

An die Reichsſtatthalter und die Landesregierungen. — Für Preußen: An die 


Behörden der Preußiſchen Staatsverwaltung, Gemeinden, Gemeindeverbände, ſon⸗ 
ſtigen Körperſchaften des offentlichen Rechts. 
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d) RdErl. d. Rug r Md. v. 26. November 1935 
133/24 u 
(MBli. S. 1429) 


Verbot von Raſſenmiſchehen 


(1) Durch das Gef. zum Schutze des deutſchen Blutes und der deutſchen 
Ehre vom 15. September 1935 (ROBL. I S. 1146) in Verbindung mit der 
Erſten VO. zur Ausführung dieſes Gef. vom 14. November 1935 (RGBl. I 
S. 1334) und der Erſten VO. zum Reichsbürgergeſ. vom 14. November 1935 
(NRG Bl. 1 S. 1333) iſt eindeutig und endgültig klargeſtellt worden, in wel- 
chem Umfange im nationalſozialiſtiſchen Staate im Intereſſe der Rein- 
erhaltung des deutſchen Blutes Raſſenmiſchehen verboten find; Eheſchließun⸗ 

en, die in dieſen Vorſchriften nicht ausdrücklich unterſagt werden, find zu- 
äſſig. 

101 der Anwendung der in Abſ. 1 genannten Vorſchriften iſt folgendes 
beſonders zu beachten: 

a) Jude iſt ohne Rückſicht auf feine Staatsangehörigkeit und ſein Geſchlecht: 

1. wer von 4 volljütdiichen Großeltern abſtammt (Volljude), 

2. wer von 3 volljüdiſchen und einem andern Großelternteil abſtammt. 
Als Jude gilt der deutſche Staatsangehörige ohne Rückſicht auf ſein Ge⸗ 
ſchlecht, der von 2 volljüdiſchen und 2 andern Großelternteilen abſtammt, 
ſofern er 

a) am 16. September 1935 der jüdiſchen Religionsgemeinſchaft ange- 
hört hat oder danach in dieſe aufgenommen iſt oder wird, oder 
B) am 16. September 1935 mit einem Juden verheiratet geweſen iſt 

oder ſich danach mit einem ſolchen verheiratet hat oder verheiratet, 
oder 
y) aus einer Ehe mit einem der unter a) 1 und 2 bezeichneten Juden 
ſtammt, die nach dem 17. September 1935 geſchloſſen iſt, oder 

z) aus einem außerehelichen Verkehr mit einem der unter a) 1 und 2 
be zeichneten Juden ſtammt und nach dem 31. Juli 1936 außerehelich 
geboren wird. 

b) Bei der Beurteilung, ob jemand Jude iſt oder nicht, wird grundſätz⸗ 
lich auf die Raſſe der Großeltern abgeſtellt. Sind dieſe nicht volljüdiſch, be- 

inden ſich aber unter ihren Vorfahren einzelne Perſonen jüdiſcher Raſſe, 
o bleiben dieſe Perſonen bei der Beurteilung der Raſſezugehörigkeit außer 
Betracht. 5 . 

c) Bei der Beurteilung, ob jemand Jude ift oder nicht, iſt grundſatzlich 
nicht die Augehörigteit zur jüdischen Religionsgemeinſchaft, ſondern zur 
jüdifchen Raſſe maßgebend. Um Schwierigkeiten bei der Beweisführung 
auszuſchließen, ift aber ausdrücklich beſtimmt, daß ein Großelternteil, bar 
der jüdiſchen Religionsgemeinſchaft angehört hat, ohne weiteres als Ange 
höriger der jüdiſchen Raſſe gilt; ein Gegenbeweis iſt nicht zuläſſig. 

d) Jüdiſcher Miſchling iſt, wer von einem oder zwei der Raſſe nach voll. 
judiſchen Großelternteilen abſtammt, ſofern er nicht nach den Vorſchuiſten 
des Abſ. 2 a unter «-d als Jude gilt. 
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e) Die Eheverbote, die in den in Abſ. 1 genannten Vorſchriften enthalten 
ſind, beziehen ſich auf N von Juden ohne Rückſicht auf ihre 
Staatsangehörigkeit. Dagegen beziehen fie ſich auf Eheſchließungen von 
jüdifchen Miſchlingen und von Perſonen deutſchen oder artverwandten 
Blutes nur dann, wenn dieſe die deutſche Staatsangehörigkeit beſitzen; 
Staatenloſe, die ihren Wohnſitz oder gewöhnlichen Aufenthalt im Inland 
haben, werden dabei wie deutſche Staatsangehörige behandelt, Staaten ⸗ 
loſe mit Wohnſitz oder gewöhnlichem Aufenthalt im Ausland dagegen nur 
dann, wenn 1 früher die deutſche Staatsangehörigkeit beſeſſen haben. 

1) Im Geſchäftsverkehr ſind künftig in der Regel folgende Bezeichnungen 
zu verwenden: nn 

für einen jüdischen Miſchling mit zwei volljüdifchen Großeltern 

Miſchling erſten Grades, 2 25 1 
für einen jüdiſchen Miſchling mit einem volljüdiſchen Großelternteil 
Miſchling zweiten Grades, 
für eine Perſon deutſchen oder artverwandten Blutes 
Deutſchblütiger. 8 

(3) Durch die in Abſ. 1 genannten Vorſchriften ſind die Zuläſſigkeit und 
die Unzulaſſigteit von Raſſenmiſchehen, an denen Juden oder deutſch⸗ 
jüdische Miſchlinge beteiligt find, erſchöpfend geregelt. Es gilt dabei folgendes: 

A. Verboten ſind: 

1. Ehen zwiſchen Juden und Staatsangehörigen deutſchen oder artver⸗ 

wandten Blutes (Deutſchblütigen), ER Amir j 

2. Ehen zwiſchen Juden und ee jüdiſchen Miſchlingen mit 

einem volljüdiſchen Großelternteil (Miſchlingen 1 Grades), 

3. Ehen zwiſchen ſtaatsangehörigen jüdiſchen Miſchlingen mit einem voll- 

jüdiſchen Großelternteil (Miſchlingen zweiten Grades). 

B. Sofern nicht im Einzelfall eine Genehmigung des Reichsminiſters 
des Innern und des Stellvertreters des Führers vorliegt, find ferner ver— 
boten: 

Ehen zwiſchen ſtaatsangehörigen jüdiſchen Miſchlingen mit zwei voll- 
jüdiſchen Großeltern engen erſten Grades) und Staatsangehörigen 
deutſchen oder artverwandten Blutes (Deutſchblütigen) oder ſtaatsange⸗ 
hörigen jüdiſchen Miſchlingen mit einem volljüdiſchen Großelternteil 
(Miſchlingen zweiten Grades). 5 a 
Das Verfahren bei der Einholung der Genehmigung wird noch geregelt 
werden. 

(4) Von deutſch-jüdiſchen Raſſenmiſchehen abgeſehen, find Raſſenmiſch- 
ehen von Staatsangehörigen deutſchen oder artverwandten Blutes (und 
ebenſo von Miſchlingen mit nur einem jüdiſchen Großelternteil) mit U e- 
hörigen anderer fremder Raſſen dann verboten, wenn daraus eine die 
Reinerhaltung des deutſchen Blutes gefährdende Nachkommenſchaft zu 
erwarten iſt. Ye 

(5) In Zukunft hat jeder Verlobte vor der Eheſchließung dem Standes⸗ 
beamten den Nachweis feiner Abſtammung zu erbringen. Dabei iſt folgendes 

u beachten: 

l a) Dt. praktiſche Anwendung der in Abſ. 1 genannten Vorſchriften muß 
in einer Weiſe erfolgen, die unnötige Erſchwerungen für den ganz über- 
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wiegenden Teil des deutſchen Volkes, der deutſchen oder artverwandten 
Blules iſt, ausſchließt. Die Anforderungen an den Nachweis der Abftam- 
mung müſſen deshalb auf das unbedingt Notwendige beſchränkt werden. 
Dies iſt um ſo eher möglich, als die Verletzung der einſchlägigen Vorſchriften 
durchweg mit ſchweren Zuchthausſtrafen geahndet wird. 

b) Zum Nachweis der Abſtammung ſind beim Aufgebot außer den &e- 
burtsurkunden der Verlobten die Heiratsurkunden ihrer Eltern, bei unehe- 
lichen Kindern die Geburtsurkunde der Mutter und, falls der Vater be⸗ 
lannt ift, auch deſſen Geburtsurkunde vorzulegen. Die Verlobten haben 
ferner schriftlich oder zu Protokoll zu verſichern, was ihnen über die Raſſe⸗ 
zugehörigkeit und die Religion ihrer Großeltern bekannt iſt, und zu erklären, 
daß ſie die Angaben über ihre Abſtammungsverhältniſſe nach beſtem Wiſſen 
0 haben. Andere Erklärungen ſoll der Standesbeamte von den Ver- 
obten grundſätzlich nicht fordern. Er kann aber verlangen, daß weitere Ur- 
kunden, insbeſondere die Heiratsurkunden der Großeltern, vorgelegt werden, 
wenn ihm beſtimmte Tatſachen bekannt ſind, die für eine andere als die 
von den Verlobten behauptete Abſtammung ſprechen. Grundſäͤtzlich find 
bei der Führung des Abſtammungsnachweiſes vollſtändige Perſonenſtands⸗ 
urkunden zu benutzen. Scheine ſind nicht zuläffig; dagegen beſtehen gegen 
die Verwendung der ſog. abgekitgten Urkunden des preußiſchen Rechts 
keine Bedenken. Können die Verlobten Perſonenſtandsurkunden über Ge- 
burt oder Heirat 5 beibringen, weil dieſe in einem fremden Lande er- 
folgt ſind, das keine ſtaatliche Hane der Perſonenſtandsfälle kennt, 
ſo reicht die Vorlage kirchlicher oder ſonſt 
aus. 

e) Der Nachweis, daß aus einer Ehe feine die Reinerhaltung des deutſchen 
Blutes gefährdende Nachkommenſchaft im Sinne des $ 6 der Erſten AV. 
zum Blutſchutzgeſ. vom 14. November 1935 zu erwarten iſt, wird von 
einem noch zu beſtimmenden Zeitpunkte ab allgemein durch das Ehe taug⸗ 
lichkeitszeugnis, das vom Geſundheitsamt ausgeftellt wird, erbracht. Bis 
zu dieſem Zeitpunkt hat der Standesbeamte das Ehetauglichkeitszeugnis 
nur in ſolchen Fällen zu verlangen, in denen er infolge der Zugehörigkeit 
der Verlobten zu verſchiedenen Raſſen eine für das deutfche Blut un, ii e 
Nachkommenſchaft befürchtet (z. B. bei einer Eheſchließung von eulſch. 
blutigen Perſonen mit Zigeunern, Negern oder ihren Baſtarden). Es wird 
jedoch nochmals hervorgehoben, daß durch dieſe Vorſchriften die Ehehinder⸗ 
niſſe wegen jüdifchen egen d nicht erweitert werden. 

(e) Sind bei einer Eheſchließung beide Verlobten Ausländer, jo kommen 
die in Abſ. 1 genannten Vorſchriften nicht zur Anwendung. Iſt nur ein 
ausländiſcher Verlobter beteiligt, ſo ſteht dieſe Tatſache der Anwendung 
der Vorſchriften nicht entgegen, denn ein dadurch begründetes Ehehindernis 
beſteht ſtets in der Perſon des deutſchen Verlobten. Dieſer muß auch den 
Nachweis der Abſtammung des ausländiſchen Verlobten führen, da nur da⸗ 
nach beurteilt werden kann, ob die Eheſchließung des deutſchen Verlobten 
zulä 90 „Dieſes gilt auch im Verhältnis zu den Staaten, die dem Haager 
Eheſchlie ßungsabkommen vom 12. Juni 1902 (Roh Bl. 1904 S. 221) bei- 
ee ſind. ie einer der Verlobten eine fremde Staatsangehörigkeit, 


eweiskräftiger Beſcheinigungen 


o darf jedoch der Standesbeamte das Aufgebot und das Geſundheitsamt 
ie Ausstellung des Ehetauglichkeitszeugniſſes niemals von ſich aus verſagen; 
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es iſt vielmehr in allen Fällen, in denen eine Cheſchließung nach Abſ. 3 oder 4 
al ff. eine Entſcheidung des Ru Pr Md. einzuholen. 2 

(7) Ju den Fällen, in denen eine Eheſchließung im Inlande nicht zuläſſig 
iſt, darf der Standesbeamte 1850 . zum Zwecke 
einer Eheſchließung im Auslande ausſtellen. 

(8) Dee . muſſen ſich mit den Beſtimmungen dieſes Rdeerl. 
genau vertraut machen. In Fällen, in denen danach ein Grund zur Ver- 
ſagung des Aufgebots, zur Verweigerung der Mitwirkung bei einer Ehe ⸗ 
ſchließung oder zur Verweigerung der Ausſtellung eines Ehefähigfeitszeug- 
niſſes nicht beſteht, darf der Standesbeamte dieſe Amtshandlungen nicht 
ablehnen. Es iſt nicht angängig, daß ein Standesbeamter ſich ſeiner eigenen 
Verantwortung dadurch entzieht, daß er die beantragte Amtshandlung in 
Kenntnis ihrer geſetzlichen Zuläſſigkeit ablehnt und eine Anweiſung des 
Gerichts abwartet. Ich ordne daher an, daß jeder Standesbeamte, der ſeine 
Mitwirkung bei einer Eheſchließung wegen jüdiſchen Bluteinſchlags eines 
Verlobten verweigert, mir hierüber unter eingehender Begründung ſeiner 
Stellungnahme unverzüglich berichtet. Desgleichen hat mir der Standes- 
beamte gerichtliche Entſcheidungen aus ſeinem Geſchäftsbereich, die bie Zu- 
läſſigteit ſolcher Eheſchließungen betreffen, umgehend in zweifacher Aus- 
fertigung vorzulegen. 

(9) Die von den Standesbeamten nach Abſ. 6 und 8 zu erſtattenden Be- 
richte find durch die Hand der Aufſichtsbehörden zu leiten. Dieſe haben die 
Berichte unverzüglich weiterzugeben. i 

(10) Der RdErl. vom 30. September 1935 — IB (1 B 3/324) (nicht ver⸗ 
öffentl.) wird aufgehoben. — 

(11) Die Standesbeamten erhalten auch durch die Zeitſchrift für Standes- 
amtsweſen Kenntnis von dieſem RoErl. 


An die Landesregierungen. — Für Preußen: An die Standesbeamten, die Ge- 
ſundheitsamter und ihre Auſſichtsbehörden. 


e) RdErl. d. RuPr Md. zgl. i. N. d. Stdß. v. 23. De⸗ 
zember 1935. — 164 Allg./ 1000 
(AMY. S. 881; RMBliV. 1936 S. 11) 


Aus f.⸗Anw. zum $3 der Erſten BD. zur Ausf. des Geſ. 
zum Schutze des deutſchen Blutes und der deutſchen Ehre 


1. 

(1) Anträge von ſtaatsangehörigen jüdiſchen Miſchlingen mit zwei voll» 
judiſchen Großeltern (Miſchlingen erſten Grades) auf Genehmigung der 
Cheſchließung mit Staatsangehörigen deutſchen oder artverwandten Blutes 
(Deutſchblütigen) oder mit ſtaatsangehörigen jüdiſchen Miſchlingen, die nur 
einen volljüdiſchen Großelternteil haben (Miſchlingen zweiten, Grades), 
find fchriftlich bei der für den Wohnſitz oder gewöhnlichen Aufenthalt des 
Antragſtellers zuſtändigen höheren Verwaltungsbehörde zu ſtellen. 
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(2) Höhere Verwaltungsbehörde im Sinne des Abj. 1 ift: 
in Preußen der Regierungspräſident (in Berlin der Staats- 
kommiſſar der Hauptſtadt Berlin),. 
in Bayern der Regierungspräſident, 
in Sachſen die Kreishauptmannſchaft, 


in den übrigen Ländern die Landesregierung. 


(3) Beſitzt der Antragſteller im Inland keinen Wohnſitz oder gewöhnlichen 
Aufenthalt, fo iſt der Skaatskommiſſar der Hauptſtadt Berlin zuftändig. 


2. 

(1) Die höhere Verwaltungsbehörde ſtellt die für die Beurteilung der 
Perſon des Antragftellers erforderlichen Ermittlungen an. Sie trifft ins⸗ 
beſondere Feſtſtellungen über ſeine körperlichen, ſeeliſchen und charakter⸗ 
lichen Eigenſchaften, jeine Teilnahme am Weltkrieg, feine politiſche Zuver⸗ 
läͤſſigkeit und feine raſſiſchen Eigenſchaften. Sie veranſtaltet ferner Erhe⸗ 
bungen über die Familiengeſchichte des Antragſtellers; dabei iſt beſonders 
zu berüdjichtigen, ſeit wann die Familie in Deutſchland anſäſſig ift, welche 
Berufe die Familienangehörigen bekleidet haben, ob fie in der deutſchen 
Wehrmacht Dienſte geleiftet haben, ob fie, zumal ſoweit fie deutſchblütig 
ſind, am deutſchen Geiſtesleben teilgenommen haben uſw. Der Antrag⸗ 
ſteller hat jeine Angaben über dieſe Verhältniſſe nach Möglichkeit zu belegen. 

(2) Hat der Antragſteller bei dem Standesbeamten bereits das Aufgebot 
beantragt, fo hat die höhere Verwaltungsbehörde auch die beidem Standes⸗ 
beamten vorhandenen Unterlagen einzufordern. 

(3) Die höhere Verwaltungsbehörde veranlaßt die Unterſuchung des 
Antragstellers durch das Geſundheitsamt. Die Unterſuchung hat ſich ins- 
beſondere auf die raſſiſchen Merkmale des Antragſtellers zu erſtrecken. 


3 


Die nach Nr. 2 zu treffenden Feſtſtellungen find ſinnge mäß auch auf den 
anderen Verlobten auszudehnen. 

4. 

Die höhere Verwaltungsbehörde hat unter Vorlage der Ermittlungs- 
und Unterſuchungsergebniſſe die Stellungnahme des Leiters des zuſtändigen 
Amts für Volksgeſundheit der NS Dal. einzuholen. Dieſer übermittelt 
ſeine Aeußerung der Gauleitung, die ſie mit ihrer Stellungnahme an die 
höhere Verwaltungsbehörde weiterleitet. 

5. 

Nach Abſchluß der Ermittlungen reicht die höhere Verwaltungsbehörde 
unter Beifügung ſämtlicher Unterlagen einen Bericht mit einem Entſchei⸗ 
dungsvorſchlag an den Reichsausſchuß für Ehegenehmigungen (Nr. 6) ein. 
Dieſer prüft die Feſtſtellungen der hoheren Verwaltungsbehörde und be- 


reitet die Entſcheidung des Reichsminiſters des Innern und des Stellver- 
treters des Führers vor. 
6. 


(1) Der Reichsausſchuß für Ehegenehmigungen wird dem Reichsmini— 
fterium des Innern angegliedert. 
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(a) Der Ausſchuß ſetzt ſich aus 7 Mitgliedern zuſammen, die vom Führer 
und Reichskanzler ernannt werden. Der Vorſitzende und ein weiteres Mit- 
glied ſollen dem Reichsminifterium des Innern, je ein Mitglied dem Reichs- 
miniſterium der Juſtiz und dem Reichswirtſchaftsminiſterium angehören; 
die übrigen Mitglieder benennt der Stellvertreter des Führers. 

(3) Der Führer und Reichskanzler ernennt für den Vorſitzenden und jedes 
Mitglied einen oder mehrere Stellvertreter. Abſ. 2 Satz 2 findet Anwendung. 


Be 

(1) Die laufenden Geſchäſte des Ausſchuſſes außerhalb feiner Sitzungen 
führt der Vorſitzende. Er kann ſich dabei durch ſeine Stellvertreter vertreten 
laſſen. 

In Der Vorſitzende verteilt insbeſondere die eingehenden Anträge auf die 
einzelnen Mitglieder des Ausſchuſſes als Berichterſtatter. Als Berichterſtatter 
ſind ſämtliche Mitglieder gleichmäßig heranzuziehen. 

(3) Der Vorſitzende kann die höhere Verwaltungsbehörde zur Ergänzung 
ihrer Feſtſtellungen veranlaſſen. 

(4) Dem Ausſchuß fteht zur Erledigung der büromäßigen Arbeiten eine 
beſondere Geſchäftsſtelle zur Verfügung. 


8. 

(1) Der Ausſchuß berät über die Anträge auf Ehegenehmigung in nicht⸗ 
öffentlicher Sitzung. Er kann ſelbſt Ermittlungen vornehmen, insbeſondere 
das perfönliche Erſcheinen der Beteiligten anordnen, ſowie Zeugen und 
Sachverſtändige vernehmen. Die Zeugnis und Gutachtenpflicht ſowie die 
Eidesleiſtung regelt ſich unter ſinngemäßer Anwendung der Beſtimmungen 
der Zivilprozeßordnung. Gerichte und Verwaltungsbehörden ſind zur 
Rechts- und Amtshilfe verpflichtet. 

(2) Der Ausſchuß entſcheidet nach Vortrag eines Berichterſtatters über den 
dem Reichsminiſter des Innern und dem Stellvertreter des Führers zu ma⸗ 
chenden Vorſchlag. Der Berichterſtatter hat den Vorſchlag ſchriftlich zu be⸗ 
gründen. 0 


Der Reichsminiſter des Innern und der Stellvertreter des Führers treffen 
die Entſcheidung über die Anträge auf Vorſchlag des Ausſchuſſes. 


10. 


(1) Für die Erteilung oder die Verſagung der Ehegenehmigung wird eine 
Gebühr von 10.3.4 erhoben. 

(2) Der Antragſteller hat außerdem die im Einzelfall entſtehenden beſon 
deren Auslagen zu tragen. 

(3) Die Gebühr wird bei Einreichung des Antrags, die Auslagen werden 
mit ihrer Entſtehung fällig. Die Einforderung von Vorſchuſſen iſt zuläſſig. 

(4) Bei Unvermögen des Antragſtellers iſt die Gebühr zu ermäßigen oder 
zu erlaſſen. 

An die oberſten Reichsbehörden, die Landesregierungen. — Für Preußen: An 


die er (Pol.-Präſ. in Berlin und Staatskommiſſar der Hauptſtadt Berlin). 
Nachrichtlich: An die Geſundheitsamter, die Standesbeamten und ihre Auſſichts⸗ 


behörden. 
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) ROE1. d. Rupr Md ., zgl. i. N. d. Stv. d. F. 
v. 17. Januar 1936 — 168 7 Allg. / 1000 
(RM Bl. S. 21; RM Blix. S. 135) 


Reichsaus ſchuß zum Schutze des deutſchen Blutes 


Der Reichsausſchuß ſür Ehegenehmigun 
gen, der auf Grund des NdErl. 
vom 23. Dezember 1935 (NMBI. S. 881; RMBliV. 1936 S. 11) beim 
Reichsminiſterium des Innern gebildet worden iſt, erhalt den Namen: 
Reichsausſchuß zum Schutze des deutſchen Blutes. 
An die oberſten Reichsbehörden, die L — Fü 8 
die Regierungspräfibenten (Wol.-Wreſ. r dee e ee e 


Berlin). 5 S 
Euftichsbeberden An die Geſundheitsämter, die Standesbeamten und ihre 


8) Bekanntmachung des Führers und Reichskanzlers 
v. 21. November 1935 
(RM Bl. S. 835) 


Auf Grund der Erſten Verordnung zur Ausführung des Ge 
Schutze des deutſchen Blutes und der e Geben 14. en 
1935 . S. 1334), $ 16, wird folgendes beſtimmt: 
$ 3 des Geſetzes zum Schutze des deutſchen Blutes und der d 
Ehre vom 15. September 1935 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 1140) ſindet eee 
Anwendung auf die Perſonen, auf die ſich nach den Beſtimmungen der 
$$ 18, 19 des a a Tmargeiegen in der Faſſung des Geſetzes vom 
13. Dezember 1934 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 1233) die deutſche Gerichtsbarkeit 
nicht erſtreckt, und auf die Leiter und das Geſchäftsperſonal ausländiſcher 
Konſulate, ſoweit dieſe Perſonen nicht die Reichsangehörigkeit beſitzen. 


Die $$ 18, 19 080 lauten: 


8 18 
Die deutſche Gerichtsbarkeit erſtreckt ſich nicht auf die Leitet 
en Deutſchen Reich beglaubigten diplomatiichen See bernd 
an 58 auf andere Perſonen, die nach den allgemein anerkannten Regeln des Völker⸗ 
70 9 er nach einem 1 von ber deutſchen Gerichtsbarkeit befreit find. 
> eftimmungen des Abſatzes 1 finden auf die den Hausſtand teilenben amilien- 
FH) 1 — 1e e l den br An at, N bezeichneten Perſonen Anwendung. 
. on ber deutſchen Gerichtsbarkeit : 
SE l del 8 e e Leichreperang nd gewabet ER 
uuf. 1 Sezelchneten Perſanen. gilt auch für die nichtdeutſchen Bedienſteten der im 
5 8 10 
eſit eine der im $ 18 Abſatze 1 und 2 bezeichneten Perſonen die Rei 
a fo 45 ‚Berfon von der deutſchen Gerichtsbarkeit nur befreit, Sean weich 
‚er Gerichtsbarkeit über fie durch eine Verfügung der Reichsregierung begeben hat. 
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h) RdErl. d. RuprMd . v. 4. Dezember 1935 
183/416 


(NBUR. S. 1455) 


Befreiungen von den Vorſchriften des Reichsbürgergeſ. 
und des Blutſchutzgeſ. ſowie der Ausf.⸗Bo. hierzu 


(1) Geſuche um Bewilligung von Befreiungen durch den Führer und 
Reichskanzler gem. $ 7 der Erſten VO. zum Reichsbürgergeſ. vom 14. No« 
vember 1935 (Mh Bl. 1 S. 1333) und gem. $ 16 der Erſten VO. zur Ausf. 
des Geſ. zum Schutze des deutſchen Blutes und der deutſchen Ehre vom 
14. November 1935 (RG Bl. 1 S. 1334) find vorbehaltlich der Beſtimmung 
unter Abſ. 7 dieſes Rderl. bei der für den Wohnſitz oder gewöhnlichen 
Aufenthalt des Geſuchſtellers zuſtändigen höheren Verwaltungsbehörde zu 
ſtellen. Anträge von Perſonen, die nicht Reichsbürger ſind, auf Belafjung 
in dem von ihnen bisher bekleideten öffentlichen Amt, find auf dem Dienft- 
wege dem zuſtändigen Reichsminiſter einzureichen. 

(2) Höhere Verwaltungsbehörde im Sinne des Abſ.! iſt 
in Preußen der Regierungspräſident (in Berlin in Ehean⸗ 

gelegenheiten der Staatskommiſſar der Haupt⸗ 
ſtadt Berlin, im ie der Polizeipräſident), 
in Bayern der Regie rungspraſi ent, 
in Sachſen die Kreishauptmannſchaft, 
in den übrigen Ländern die Landesregierung. 

() Beſitzt der Geſuchſteller im Inlande leinen Wohnſitz oder gewöhn. 
lichen Aufenthalt, fo ift das Geſuch bei dem RuPrMdz. einzureichen. Dies 
gilt nicht im Fall des Abſ. 1 Saß 2. 

(4) Die Bewilligung einer Befreiung ſoll nur in ganz beſonders liegenden 
Ausnahmefällen befürwortet werden, in denen ſchwerwiegende Gründe vom 
Geſichtspunkt der Allgemeinheit — nicht nur im Intereſſe des Geſuchſtellers 
— eine Abweichung von der Regelung nahelegen, die in den Nürnberger 
Geſetzen als Grundlage für den Aufbau von Volk und Staat geſchaffen wor⸗ 
den iſt. Laſſen die Angaben des Geſuchſtellers ertennen, daß ein ſolcher Aus- 
nahmeſall nicht vorliegt, ſo iſt das Geſuch unter Hinweis hierauf ohne wei⸗ 
tere Vorbereitung dem Rupr dg. vorzulegen. 

(5) In denjenigen Fällen, die nicht von vornherein zur Ablehnung, reif 
erſcheinen, ſtellt die höhere Verwaltungsbehörde die für die Beurteilung 
der Perſon des Geſuchſtellers erforderlichen Ermittlungen an. Sie trifft 
Feſiſtellungen über jeine perſönlichen, insbeſondere feine raſſiſchen, ſeeliſchen 
und charakterlichen Eigenſchaften, jeine Teilnahme am Weltkrieg und ſeine 
politiſche Zuverläſſigkeit. Sie veranſtaltet weiter Erhebungen über ſeine 
Familiengeſchichte und über die Richtigkeit der zun Begründung ſeines Ge⸗ 
ſuchs geltend gemachten Gründe. Betrifft das Geſuch die Befreiung von 
einem Ehehindernis, jo hat die höhere Verwaltungsbehörde etwa bereits 
bei dem Standesbeamten entſtandene Vorgänge einzufordern und dem Ge- 
ſuchſteller aufzugeben, ein Gutachten des für ſeinen Wohnſitz zuſtändigen 
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Geſundheitsamts beizubringen, das ſich insbeſondere auf die raſſiſchen Merk— 
male des Geſuchſtellers erſtreckt. Das Nähere über die Erſtattung der Gut, 
achten wird durch einen beſonderen Rdeerl. geregelt. 

(6) Vor Weitergabe des Geſuchs an den RuprMdz. hat die höhere Ver⸗ 
waltungsbehörde in den Ausnahmefällen, in denen fie eine Befreiung befür⸗ 
worten will, der zuſtändigen Gauleitung der NSDAP. Gelegenheit zur 
ans zu geben. 

(7) Die ür efreiungen von $ 3 des Blutſchutzgeſ. und $ 12 der Erſten 
AUSFBD. hierzu in dem RdErl. vom 4. Beger 1238 14 1651778017 
(nicht veröffentl.) getroffene Sonderregelung bleibt unberührt. 


An die Landesregierungen. — Für Preußen: An die Reg.⸗Präſ., den St. 
kommiſſar der Hauptſtadt Berlin, den Pol.-⸗Präſ. in Berlin. N eu 


) AV. d. RIM. vom 4. Februar 1936 — IV b 56 
(Deutſche Juſtiz S. 208) 


Durchführung des Geſettzes zum Schutze des deutſchen Blutes 
und der deutſchen Ehre vom 15. September 1935 (RG Bl. I 
S. 1146) und des Geſetzes zum Schutze der Erbgeſundheit 
des deutſchen Volkes (Ehegeſundheitsgeſetz) vom 18. Oktober 
1935 (RG Bl. S. 1246). 
(Vgl. auch 1. a eee eee 14. November 1935 
1. Durchf O. zum enge oke 29. November 1935 
1. VO. zum we dom: 14. November 1935 


BO. zur Vereinheitlichung der Zuftänbigfeit in lie 
vom 31. Mal 115 — obi. un ee 


Beſtimmungen zur Durchführung der Bereinheitli v 
vom 27. Juli 1934 — RGI. 1 C. 4 f REN 


BO. zur weiteren Vereinheitlichung bei i 
e 8e nee. 

I. Die im Geſetz zum Schutze des deutſchen Blutes und der deutſchen 
Ehre! und im Ehegeſundheitsgeſetz enthaltenen Grundgedanken en 
häufig auch bei der Entſcheidung von Fällen, auf die die genannten Geſetze 
feine unmittelbare Anwendung finden, zu berückſichtigen fein. Beſondere 
Bedeutung haben ſie im Rahmen der Verordnung zur Vereinheitli— 
chung der Zuſtändigkeit in Familien- und Nachlaßſachen. 

1. Befreiung von einem Ehehindernis (Befreiung vom Erforder⸗ 
nis der Ehemündigteit gemäß $1303 BGB. und $ 1 der VO. v. 31. 5. 1934, 
vom Ehehindernis des Ehebruchs gemäß $ 1312 BGB. und $2 der VO. von 
der Warte eit gemäß $ 1313 BOB. und $3 der VO., von der Beibringung 
des ausländiſchen Ehefähigteitszeugniſſes gemäß $4 der VO., vom Aufgebot 

Im Sinne dieſes Geſetzes wei 
Binden als Deutjcplitig, bie Akhtinge mit einen volliihiihen Gruhetterriet eis 


Miſchlinge zweiten Grades, die Mifchlinge mit zwei volljüdi lte 
als Miſchlinge erſten Grades bezeichnet. ° AB SCHIENE" Meere 
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emäß $1316 BGB. und $6 der VO.) kann naturgemäß nicht in Frage 

mmen, wenn die beabfichtigte Ehe durch die Vorſchriften des Blutſchuß⸗ 
geſetzes oder des Ehegeſundheitsgeſetzes verboten iſt. In den Fällen, in 
denen die Eheſchließung von einer ſtaatlichen Genehmigung abhängig iſt 
(vgl. 3 der 1. Ausf BO. zum Blutſchutzgeſetz) darf die Befreiung erjt erteilt 
werden, wenn die Genehmigungsurkunde vorgelegt worden iſt. 

2. Zum Nachweis, daß einer beabſichtigten Ehe nicht das Ehehinder— 
nis des jüdiſchen Bluteinſchlags eines Verlobten entgegenſteht ($ 1 
des Blutſchutzgeſenzes, $$ 2 bis 4 der 1. Ausf O.), find der Beſteiungsbehörde 
vorzulegen die Geburtsurkunden der Verlobten und die Heiratsurkunden 
ihrer Eltern, bei unehelichen Kindern die Geburtsurkunde der Mutter und, 
falls der Vater bekannt iſt, auch deſſen Geburtsurkunde. Die Verlobten 
haben ferner zu verſichern, was ihnen über die Raſſenzugehörigkeit und die 
Religion ihrer Großeltern bekannt iſt, und zu erklären, daß ſie die Angaben 
über ihre Abſtammungsverhältniſſe nach beſtem Wiſſen gemacht haben. Die 
Befreiungsbehörde kann verlangen, daß weitere Urkunden, insbeſondere die 
Heiratsurkunden der Großeltern, vorgelegt werden, wenn beftimmte An- 
haltspunkte für eine andere als die von den Verlobten behauptete Abſtam⸗ 
mung ſprechen. Grundſätzlich find bei der Führung des Abſtammungsnach⸗ 
weiſes bollſtändige Perſonenſtandsurkunden zu benutzen. Scheine find nicht 
zuläſſig; dagegen beſtehen gegen die Verwendung der abgekürzten, Urkunden 
des preußiſchen Rechts leine Bedenken. Können die Verlobten Perſonen- 

andsurkunden über Geburt oder Heirat nicht beibrin en, weil dieſe in einem 
temden Land erfolgt ſind, das keine ſtaatliche Beurkundung der Perfonen- 
ſtandsfälle kennt, jo reicht die Vorlage kirchlicher oder ſonſt beweiskräftiger 
Beſcheinigungen aus. Im Einzelfall kann die Befreiungsbehörde die Bei⸗ 
bringung von Urkunden erlaſſen, wenn ſie die Ueberzeugung erlangt hat, 
daß den Verlobten die Beibringung der Urkunde nicht moglich ift, und daß 
kein Ehehindernis im Sinne des Blutſchußgeſetzes beſteht. 

3. Der Nachweis, daß der beabſichtigten Ehe kein geſundheitliches 

Eheverbot im Sinne des $1 des Ehegeſundheitsgeſetzes entgegenfteht, oder 
daß aus der Ehe keine die Reinerhaltung des deutſchen Blutes ge- 
fährdende Nachkommenſchaft zu erwarten iſt ($6 der 1. AusfVO. 
zum Blutſchutzgeſetz), wird nach dem Inkrafttreten des $ 2 des Ehegefund- 
Nn Arm durch Vorlegung eines Ehetauglichkeitszeugniſſes zu erbringen 
ein. Bis zu dieſem Zeitpunkt iſt die Vorlegung eines Ehetauglichkeitszeug⸗ 
niſſes grundſatzlich nur zu verlangen, wenn die Befreiungsbe hörde begrün⸗ 
dete Zweifel hat, ob ein Ehehindernis im Sinne des $ 1 des Ehegeſundheits⸗ 
gejepes oder des § 6 der 1. Ausf. zum Blutſchutzgeſetz vorliegt. 

4. Beſitzen beide Verlobten eine fremde Staatsangehörigkeit, 
ſo finden auf ſie weder die Beſtimmungen des Blutſchutzgeſetzes noch des 
Ehegeſundheitsgeſetzes Anwendung. Der Nachweis der Abſtammung gemäß 
Abſ. 1 21 und die Beibringung eines Ehetauglichkeitszeugniſſess iſt nicht zu 
verlangen. 


1 Soweit in anderen Beftimmungen die Beibringung von Perſonenſtandsurkunden 
vorgeſchrieben iſt (vgl. z. B. Nr. 4 Abſ. 4 der Beſtimmungen zur Durchf. der Ber⸗ 
einheitlichungsverordnung), behält es dabei fein Bewenden. 

Unberührt bleiben die Beſtimmungen, in denen die Beibringung, eines ärzt⸗ 
lichen Zeugniſſes vorgeſchrieben iſt (vgl. z. B. Nr. 4 Abſ. 4 der Beſtimmungen zur 
Durchf. der Vereinheitlichungsverordnung; vgl. auch Abſ. 1 5 dieſer A V.). 
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Beſitzt der männliche Verlobte eine fremde, die Frau aber die 
deutſche Staatsangehörigkeit, jo gilt folgendes: 

a) Das Ehegeſundheitsgeſetz und §6 der 1. AusſVO. zum Blutſchutzgeſetz 
finden keine Anwendung. Der Beibringung eines Ehetauglichkeitszeugniſſes 
bedarf es alſo nicht (vgl. jedoch unten 15). 

b) $1 des Blutſchutzgeſetzes und $2 der 1. Ausf O. finden Anwendung; 
die Ehe iſt alſo verboten, wenn die Frau deutſchblütig oder Miſchling zweiten 
Grades, der Mann aber Jude gemäß $ 5 Abſ. 1 der VO. zum Reichsbürger⸗ 
geſetz ift. Der Nachweis der Abſtammung gemäß Abſ. J 2 iſt alſo zu verlangen, 
und zwar von der Frau für beide Verlobten. Will die Befreiungsbehörde das 
Geſuch wegen der Judeneigenſchaſt des Mannes ablehnen, fo iſt in entſpre⸗ 
chender Anwendung des $9 der 1. AusfVO. zum Blutſchutzgeſetz vor der 
Ablehnung die Entſcheidung des Reichsminiſters des Innern herbeizuführen 
aucb hierzu auch unten 16 zu den $$ 1, 2 und 4). Falls das Geſuch auch aus 
anderen Gründen abzulehnen iſt, iſt die Ablehnung nur auf dieſe Gründe 
3 der Anrufung des Reichsminiſters des Innern bedarf es dann 
nicht. 

e) Die $$3 und 4 der 1. Ausf O. zum Blutſchutzgeſetz finden keine An- 
wendung, weil fie vorausſetzen, daß beide Verlobten die deutſche Reichs- 
ange hörigkeit beſitzen. 

Beſitzt der Mann die deutſche, die Frau aber eine fremde 
Staatsangehörigkeit, jo finden die Beſtimmungen des Blutſchußzgeſetzes 
und des Ehegeſundheitsgeſetzes Anwendung. Es bedarf alſo ſowohl des 
Nachweiſes der Abſtammung gemäß Abf. 12 wie der Beibringung des Ehe- 
tauglichkeitszeugniſſes. 

Wegen der Staatenloſen wird auf die beſondere Regelung in $ 15 der 
1. AusfBD. zum Blutſchutzgeſetz und 529 der 1. DurchfVO. zum Ehe- 
geſundheitsgeſetz verwieſen. 

5. Bei der Entſcheidung über ein Geſuch um Befreiung vom Erfordernis 
der Ehemündigkeit, vom Ehehindernis des Ehebruchs, von der Beibringung 
des ausländiſ en Ehefähigkeitszeugniſſes können die geſundheitlichen Ver— 
hältniſſe der Verlobten auch dann berückſichtigt werden, wenn der männliche 
Verlobte eine fremde Staatsangehörigkeit beſitzt, nach den Vorſchriften des 
Ehegeſundheitsgeſetzes alſo ein Ehetauglichkeitszeugnis vor der Eheſchließung 
nicht vorgelegt zu werden braucht. Ein Geſundheitszeugnis wird von den 
Verlobten zu erfordern ſein, wenn die Befürchtung beſteht, daß einer der 
Verlobten an einer vererblichen oder an einer mit Anſteckungsgefahr ver⸗ 
bundenen Krankheit leidet. 

6. Zu den einzelnen Vorſchriften der Verordnung vom 
31. Mai 1934 bemerke ich folgendes: 


Zu ß 1 (Ehe mündigkeit) 

Beſitzt einer der Verlobten eine fremde Staatsangehörigkeit und ſoll das 
Geſuch aus raſſiſchen oder geſundheitlichen Gründen abgelehnt werden, jo 
iſt mir vor der Ablehnung zu berichten. Die nach 89 der 1. Ausf O. zum 
Blutſchutzgeſetz etwa erforderliche Entſcheidung des Reichsminiſters des 
Innern werde ich einholen. 

11 Raſſengeſetzgebung I 
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Zu 2 (Ehebruch) 

Ich behalte mir die Entſcheidung in den Fällen vor, in denen einer der 
Verlobten eine fremde Staatsangehörigkeit beſitzt und die zuſtändige Be- 
freiungsbehörde das Befreiungsgeſuch aus raſſiſchen oder geſundheitlichen 
Gründen ablehnen will. Die nach § 9 der 1. Ausf O. zum Blutſchutzgeſetz 
etwa erſorderliche Entſcheidung des Reichsminiſters des Innern werde ich 


einholen. 
Zu 83 (Wartezeit) 

Die Befreiung von der Wartezeit hat der Standesbeamte erſt zu erteilen, 
wenn er ſeſtgeſtellt hat, daß der beabſichtigten Ehe kein ſonſtiges Ehehinder- 
nis entgegenſteht. In den Fällen, in denen der Standesbeamte vor der Ab- 
lehnung des Aufgebots die Entſcheidung des Reichsminiſters des Innern 
einzuholen hat, iſt dieſe bereits vor der Entſcheidung über das Befreiungs- 
geſuch einzuholen. Nach dem Inkrafttreten des 2 des Ehegeſundheitsgeſetzes 
darf die Befreiung erſt erteilt werden, wenn das Chetauglichkeitszeugnis 
vorgelegt iſt. Das gleiche gilt in der Übergangszeit in den Fällen, in denen 
der Standesbeamte die Beibringung des Zeugniſſes ausnahmsweiſe ver— 
langt hat. 

Zug 4 Ehefähigkeitszeugnis für Ausländer) 

Ich behalte mir die Entſcheidung in den Fällen vor, in denen einer der 
Verlobten eine fremde Staatsangehörigkeit beſitzt und die zuſtändige Be⸗ 
freiungsbehörde das Befreiungsgeſuch aus raſſiſchen oder geſundheitlichen 
Gründen ablehnen will. Die nach $9 der 1. AusfVO. zum Blutſchußgeſetz 
etwa erforderliche Entſcheidung des Reichsminiſters des Innern werde ich 
einholen. 

Zu 56 (Aufgebot) 

Es gelten die gleichen Grundſätze wie für die Befreiung von der Wartezeit 

(vgl. unter 16 zu $ 3). 


II. Die für die Befreiung vom Erfordernis der Ehe mündigkeit geltenden 
Grundſätze werden regelmäßig auch als Anhaltspunkte bei der Entſcheidung 
über Geſuche um Volljährigkeitserklärung (wenn ſie zwecks baldiger 
Heirat beantragt wird) ſowie über Erſetzungder Einwilligungdes Vor— 
mundes oder der Eltern zur Eheſchließung dienen können. Die unter 
16 zu $ 1 vorgeſehene Berichterftattung findet jedoch nicht ſtatt. Ich empfehle 
den Gerichten, in den Fällen, in denen ſie den Antrag ablehnen wollen und 
nach $9 der 1. AusfVSO. zum Blutſchutzgeſetz der Standesbeamte vor einer 
Verſagung des Aufgebots oder das Geſundheitsamt vor einer Verſagung 
des Ehetauglichkeitszeugniſſes die Entſcheidung des Reichsminiſters des In 
nern einholen müßte, vor der Entſcheidung über den Antrag die Sache mir 
mit einer Stellungnahme zu dem Antrage vorzulegen, damit ich die Ent» 
ſchließung des Reichsminiſters des Innern einhole. 

III. Ich behalte mir die Entſcheidung über Anträge auf Ehelichkeits- 
88 0 vor, wenn Vater und Kind artverſchiedenen Blutes im Sinne 
des Reichsbürgergeſetzes und der 1. VO. zu dieſem Geſetz find. 

Vor der Eniſcheidung über Anträge auf Befreiung vom Alterserfor⸗ 
dernis bei der Annahme an Kindes Statt ($$ 1744, 1745 BGB.) iſt 
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mir zu berichten, wenn der Annehmende und das Kind artverſchiedenen 
Blutes im Sinne der genannten Vorſchriften ſind. Das gleiche gilt, wenn 
das Kind von Eheleuten gemeinſchaftlich oder von einem Ehegatten allein 
an Kindes Statt angenommen werden ſoll und die Ehegatten artverſchiede⸗ 
nen Blutes ſind. 

Perſonen, von denen eine deutſchblütig, die andere Miſchling zweiten 
Grades iſt, gelten nicht als artverſchieden im Sinne dieſes Abſchnitts. Ebenſo 
gelten Perſonen nicht als artverſchieden, von denen die eine von drei, die 
andere von vier volljüdiſchen Großeltern abſtammt. 

Die Vorſchriften unter 12 und 3 gelten ſinnge mäß. 


IV. Die Rundverfügungen, durch die ich mir für beſtimmte Fälle die 
Entſcheidung über Geſuche um Befreiung vom Ehehindernis des Ehebruchs, 
um Befreiung von der Beibringung des ausländiſchen Ehefähigkeitszeug⸗ 
niſſes oder um Ehelichkeitserklärung vorbehalten habe, werden aufgehoben. 


V. Durch Runderlaß des Reichsminiſters des Innern vom 23. Dezem- 
ber 1935 — RMBBliV. 1936 S. 11 — (vgl. auch Runderlaß vom 17. Januar 
1930 — RM Blix. S. 135 —) iſt ein Reichsausſchuß zum Schutze des 
deutſchen Blutes errichtet und dem Reichsminiſterium des Innern angeglie- 
dert worden. Der Ausſchuß bereitet die Entſcheidung des 5 
des Innern und des Stellvertreters des Führers über Anträge gemäß $3 
der 1. AusfVO. zum Blutſchutzgeſetz vor. In $8 Abſ. 1 des Erlaſſes vom 
23. De zember 1935 iſt beſtimmt: 

„Der Ausſchuß berät über die Anträge auf Ehegenehmigung in nichtöſſent— 
licher Sitzung. Er kann ſelbſt Ermittlungen vornehmen, insbeſondere das 
perſönliche Erſcheinen der Beteiligten anordnen ſowie Zeugen und Sach- 
verſtändige vernehmen. Die Zeugnis- und Gutachtenpflicht regelt ſich unter 
ſinngemäßer Anwendung der Beſtimmungen der Zivilprozeßordnung. Ge- 
richte und Verwaltungsbehörden ſind zur Rechts- und Amts- 
hilfe verpflichtet.“ 


II. 
Ehegeſundͤheitsgeſetz 


1. Geſetz zum Schutze der Erbgeſundheit 
des deutſchen Volkes (Ehegeſundheitsgeſetz) 


Vom 18. Oktober 1935 
(NG Bl. 1 S. 1246) 


Die Reichsregierung hat das folgende Geſetz beſchloſſen, das hier- 
mit verkündet wird: 


81 
(1) Eine Ehe darf nicht geſchloſſen werden, 

a) wenn einer der Verlobten an einer mit Anſteckungsgefahr 
verbundenen Krankheit leidet, die eine erhebliche Schädigung 
der Geſundheit des anderen Teiles oder der Nachkommen 
befürchten läßt, 

b) wenn einer der Verlobten entmündigt iſt oder unter vorläu⸗ 
figer Vormundſchaft ſteht, 

e) wenn einer der Verlobten, ohne entmündigt zu ſein, an einer 
geiſtigen Störung leidet, die die Ehe für die Volksgemein⸗ 
ſchaft unerwünſcht erſcheinen läßt, 

d) wenn einer der Verlobten an einer Erbkrankheit im Sinne 
des Geſetzes zur Verhütung erbkranken Nachwuchſes leidet. 

(2) Die Beſtimmung des Abſ. 1 Buchſt. d ſteht der Eheſchließung 

nicht entgegen, wenn der andere Verlobte unfruchtbar iſt. 


1. Das Ehegeſundheitsgeſetz verbietet die Eingehung einer Ehe, 
wenn einer der Verlobten an einer ernſten, mit Anſteckungsgefahr 
verbundenen Krankheit leidet (vgl. unten Ben. Za), wenn er ent⸗ 
mündigt ift oder unter vorläufiger Vormundſchaft ſteht (vgl. unten 
Bem. 3b), wenn er, ohne entmündigt zu ſein, an einer geiſtigen 
Störung leidet, die die Ehe für die Volksgemeinſchaft unerwünſcht 
erſcheinen läßt (vgl. unten Bem. 30), oder wenn er erbkrank iſt (gl. 
unten Bem. gc). Alle dieſe Eheverbote ſollen geſundheitlich ums 
erwünſchte Eheſchließungen verhindern. Das Eheverbot aus Anlaß 
einer Entmündigung (und ebenſo aus Anlaß einer Anordnung der 
vorläufigen Vormundſchaft) gehört deshalb hierher, weil die Tat- 
ſachen, die eine Entmündigung begründen, durchweg auch dann 
Ausfluß einer krankhaften geiftigen Verfaſſung find, wenn die Ent- 
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mündigung nicht wegen Geiſteskrankheit oder Geiſtesſchwäche, fon 
dern wegen Verſchwendung oder Trunkſucht ausgeſprochen iſt. 

Perſonen, die an einer ernſten, mit Anſteckungsgefahr verbunde- 
nen Krankheit leiden — man denke an Tuberkuloſe oder Geſchlechts⸗ 
krankheiten —, gefährden den anderen Ehegatten und die Nach 
kommenſchaft. Bei erbkranken Perſonen muß mit dem Zerfall der 
ehelichen Gemeinſchaft und der Uebertragung der kranken Erb- 
anlage auf die Nachkommen gerechnet werden. Bei entmündigten 
oder ſonſt geiſtigen Störungen unterliegenden Perſonen ſteht zu 
befürchten, daß eine echte Lebensgemeinſchaft der Ehegatten nicht 
entſteht; auch iſt aus ihrer Ehe eine geſundheitlich gefährdete Nach- 
kommenſchaft zu erwarten, deren Unterhalt und Erziehung nicht ge⸗ 
währleiſtet iſt. In allen dieſen Fällen wird ein Menſch, der ſich ſeiner 
Verantwortung gegenüber feinem Ehegatten, feiner Nachkommen 
ſchaft und dem geſamten Volke bewußt ift, ſchon aus eigenem Ent⸗ 
ſchluß von einer Ehe abſehen. Die Verbote treffen daher nur ſolche 
Perſonen, die dieſes Verantwortungsbewußtſein nicht aufbringen. 
Sie ſind im Intereſſe des geſamten Volkes unvermeidlich. So er- 
wünjcht die Schließung geſunder Ehen iſt, jo unerwünſcht iſt die 
Schließung von Ehen, die durch den körperlichen oder geiſtigen Ge— 
ſundheitszuſtand eines der Verlobten von vornherein ſchwerſten Be- 
laſtungen ausgeſetzt ſind und den Keim des Zerfalls in ſich tragen. 

2. Die Eheverbote des § 1 ſtellen Ehehinderniſſe mit bürgerlich⸗ 

rechtlicher Wirkung dar. Eine gleichwohl geſchloſſene Ehe iſt je 
nur unter den Vorausſetzungen des $ 3 nichtig, d. h. wenn fie dur 
Täuſchung des Geſundheitsamts oder des Standesbeamten herbei- 
geführt oder zur Umgehung des Geſetzes im Ausland geſchloſſen iſt; 
im übrigen iſt die Ehe gültig, aber anfechtbar; vgl. $ 3 und Ben. 
hierzu. 
Bei den Ehehinderniſſen des $ 1 handelt es ſich nach der Faſſung 
„wenn einer der Verlobten ...“ um ſog. zweiſeitige Ehehinder— 
niſſe. Nicht nur der kranke Teil darf daher keine Ehe eingehen, jon- 
dern auch dem geſunden Teil ift die Eheſchließung mit einem Kran⸗ 
ken verboten. Dies hat in dem Fall praktiſche Bedeutung, daß einer 
der Verlobten Ausländer iſt; vgl. Bem. 1 zu § 5. 

§ 1 regelt die materiellen Vorausſetzungen der Ehehinderniſſe er- 
ſchöpfend; aus $ 3, der die Vorausſetzungen feſtlegt, wann eine ver- 
botswidrig geſchloſſene Ehe nichtig iſt, iſt eine Einſchränkung der 
Ehehinderniſſe in materieller Hinſicht nicht zu entnehmen. 

Da die Ehehinderniſſe auf mediziniſchen Erwägungen beruhen, 
konnte dem Standesbeamten die Prüfung, ob ein ſolches Ehehinder 
nis vorliegt, nicht überlaſſen werden. Dieſe iſt durch $ 2 vielmehr 
den Geſundheitsämtern übertragen worden. Der Nachweis, daß 
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fein Ehehindernis befteht, wird durch das vom Geſundheitsamt aus- 
zuſtellende Ehetauglichkeitsgeſetz erbracht. Im einzelnen vgl. § 2 
und die Erſte DV. z. ESG. 


3. Die einzelnen Ehehinderniſſe ſind folgende: 

a) Das Ehehindernis des § 1 Abſ. 1 Buchſt. a hat zur Vor 
ausſetzung, daß ein Verlobter an einer mit Anſteckungsgefahr 
verbundenen Krankheit leidet und davon eine erhebliche Ge— 
ſundheitsſchädigung des anderen Verlobten oder der Nachkom— 
men zu befürchten iſt. Nur wenn beide Vorausſetzungen erfüllt ſind, 
iſt die Ehe verboten. 

2) Wann eine anſteckende Krankheit vorliegt, beſtimmt ſich 
nach den Regeln der mediziniſchen Wiſſenſchaft. Zu den anfteden- 
den Krankheiten gehören z. B. die in dem Reichsgeſetz über die Be- 
kämpfung gemeingefährlicher Krankheiten vom 30. Juni 1900 (RGBl. 
S. 306) und in dem Preußiſchen Geſetz über die Bekämpfung über- 
tragbarer Krankheiten vom 28. Auguſt 1905 (GS. S. 373) in der 
Faſſung der Geſetze vom 23. Juni 1924 (GS. S. 343), 25. Juni 
1926 (S. S. 165) und 25. Februar 1927 (GS. S. 41) aufgeführten 
Jufektionskrankheiten (3. B. Ausſatz, Cholera, Fleckfieber, Gelb- 
fieber, Peſt, Pocken, Diphtherie, Gehirnentzündung, Genickſtarre, 
Körnerkrankheit, Rückfallfieber, Ruhr, Scharlach, Typhus, Para- 
typhus, bakterielle Lebensmittelvergiftungen, Milzbrand). Ein Ver 
lobter, der an einer ſolchen Infektionskrankheit leidet, wird regel 
mäßig ſchon im Hinblick auf feinen körperlichen Zuſtand die Eheſchlie⸗ 
hung bis zur Wiederherſtellung aufſchieben müſſen. Für die Durch- 
führung des Ehegeſundheitsgeſetzes kommen daher vor allem die 
Tuberkuloſe (vgl. Preußiſches Geſetz zur Bekämpfung der Tuber- 
luloſe vom 4. Auguſt 1923 — GS. S. 474 — in der Faſſung des Ge- 
ſetzes vom gleichen Tage — GS. S. 376) und die Geſchlechts— 
krankheiten (vgl. Geſetz zur Bekämpfung der Geſchlechtskrank— 
heiten vom 18. Februar 1927 — RG Bl. 1 S. 61), insbeſondere Trip- 
per, Schanker, Syphilis, in Betracht. 

Bei den meiſten der unter a genannten anſteckenden Krankheiten 
(mit Ausnahme der Tuberkuloſe und der Geſchlechtskrankheiten) iſt 
mit einer Heilung innerhalb kürzerer Zeit zu rechnen, ſo daß ein 
Ehehindernis nur vorübergehend beſteht. 

Den an einer anſteckenden Krankheit leidenden Perſonen müſſen 
die ſog. Bazillenträger gleichgeſtellt werden, die Erreger anfteden- 
der Krankheiten ausſcheiden. Nach dem Zweck des Ehegeſundheits⸗ 
geſetzes kann auch ihnen die Eingehung einer Ehe nicht erlaubt ſein, 
da ſie durch die Ausſcheidung der Krankheitserreger den Ehegatten 
und die Nachkommen gefährden würden. 
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Die gleiche Krankheit kann übertragbar ſein oder nicht, je 
nachdem in welcher Form fie auftritt. So iſt z. B. die offene Tu 
berkuloſe übertragbar, die geſchloſſene dagegen nicht. Anftedungs 
gefahr liegt nur dann vor, wenn im Einzelfall damit gerechnet wer 
den muß, daß die Krankheit übertragen wird. Bei Geſchlechtskrank. 
heiten haben die Geſundheitsämter die Anſteckungsfähigkeit nach den 
„Richtlinien für die Arzte hinſichtlich der Abgabe der Merkblätter“ zu 
beurteilen, die auf Grund des Geſetzes zur Bekämpfung der Ge— 
ſchlechtskrankheiten herausgegeben worden ſind. 

a — Bedeutung ift, ob der Verlobte ſeine Erkrankung kennt oder 
nicht. 

6) Nicht jede anſteckende Krankheit ſchließt die Eheſchließung aus, 
ſondern nur diejenige, die regelmäßig eine erhebliche Schädigung 
der Geſundheit des anderen Teils oder der Nachkommen, befürch⸗ 
ten läßt. Die Geſundheitsſchädigung muß erheblich ſein, d. h. der 
normale Zuſtand muß ſchwer beeinträchtigt werden; ob die Beein- 
trächtigung dauernd oder nur vorübergehend iſt, iſt gleichgültig. Die 
Befürchtung einer nur unerheblichen Geſundheitsſchädigung hin— 
dert rechtlich die Eingehung der Ehe nicht. So würde ein an Grippe 
erkrankter Verlobter heiraten dürfen, auch wenn eine Uebertragung 
der Krankheit auf den anderen Teil nicht ausgeſchloſſen iſt. 

Die Eheſchließung iſt auch nicht zuläſſig, wenn beide Verlob— 
ten an derſelben Krankheit leiden, z. B. an Tuberkuloſe, ſo daß 
fie ſich nicht mehr gegenſeitig anſtecken können. Da die Anftedungs- 
gefahr für die aus der Ehe hervorgehenden Nachkommen beſtehen 
bleibt, find auch in dieſem Fall die Vorausſetzungen des § 1 erfüllt. 
Dagegen können zwei an derſelben anſteckenden Krankheit leidende 
Verlobte heiraten, wenn einer von ihnen unfruchtbar iſt. Hier liegt 
eine Anſteckungsgefahr weder für den anderen Teil noch für die 
(nicht zu erwartende) Nachkommenſchaft vor. Die Unfruchtbarkeit 
muß nachgewieſen werden. Eines Nachweiſes bedarf es jedoch nicht, 
wenn die Verlobte über 45 Jahre alt iſt, da $ 25 der Erſten DV. z. 
EGeſch. entſprechend anwendbar ift. 

y) Es braucht nicht mit Sicherheit feſtzuſtehen, daß die Erkrankung. 
des einen Verlobten zu einer erheblichen Geſundheitsſchädigung des 
anderen Teils oder der Nachkommen führen wird; es müſſen jedoch 
objektive Anhaltspunkte vorliegen, aus denen ein gewiſſenhafter Arzt 
nach den Erfahrungen der mediziniſchen Wiſſenſchaft den Schluß 
ziehen muß, daß eine Geſundheitsſchädigung zu befürchten iſt. Eine 
jeden Zweifel ausſchließende Feſtſtellung hierüber würde ſich in vie 
len Fällen nicht treffen laſſen. Ob eine erhebliche Geſundheitsſchädi 
gung zu erwarten iſt, iſt nach mediziniſchen Geſichtspunkten zu ent- 
ſcheiden. Dabei iſt ein objektiver Maßſtab anzulegen. Verſicherungen 
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der Verlobten, beſtimmte Vorſichtsmaßregeln gegen die Anſteckung 
treffen zu wollen, müſſen bei der Beurteilung ausſcheiden. 

3) Nach dem bisherigen Rechtszuſtand war die Tatſache, daß 
ein Verlobter an einer anſteckenden Krankheit litt, kein Hinderungs- 
grund für die Eingehung einer Ehe. Den einzigen, aber ganz un⸗ 
zulänglichen Schutz bildeten zwei Strafvorſchriften des Geſetzes zur 
Bekämpfung der Geſchlechtskrankheiten vom 18. Februar 1927 
(RG Bl. 1 S. 61). Nach § 5 dieſes Geſetzes wird beſtraft, wer den 
Beiſchlaf ausübt, obwohl er an einer mit Anſteckungsgefahr verbun- 
denen Geſchlechtskrankheit leidet und dies weiß oder den Umſtänden 
nach annehmen muß; nach $ 6 macht ſich ſtrafbar, wer weiß oder den 
Umſtänden nach annehmen muß, daß er an einer mit Anftedungs- 
gefahr verbundenen Geſchlechtskrankheit leidet und trotzdem eine 
Ehe eingeht, ohne dem anderen Teil vor Eingehung der Ehe über 
ſeine Krankheit Mitteilung gemacht zu haben. 

b) Das Ehehindernis des $ 1 Abſ. 1 Buchſt. b befteht in der Ent- 
mündigung eines Verlobten oder in dem Beſtehen einer vor⸗ 
läufigen Vormundſchaft über ihn. Dagegen bildet das Beſtehen 
einer Pflegſchaft nach F 1910 BGB. kein Ehehindernis nach Buchſt. b; 
die Gründe, die zur Anordnung der Pflegſchaft geführt haben, kön⸗ 
nen aber ein Ehehindernis nach Buchſt. e, ſeltener auch nach Buchſt. a 
oder Buchſt. d begründen. 

a) Nach § 6 BGB. kann entmündigt werden: 

1. wer infolge von Geiſteskrankheit oder von Geiſtesſchwäche ſeine 

Angelegenheiten nicht zu beſorgen vermag; 

2. wer durch Verſchwendung ſich oder ſeine Familie der Gefahr 

des Notſtands ausſetzt; 

3. wer infolge von Trunkſucht ſeine Angelegenheiten nicht zu be⸗ 

ſorgen vermag oder ſich und ſeine Familie der Gefahr des Not- 

ſtands ausſetzt oder die Sicherheit anderer gefährdet. 

in Volljähriger, deſſen Entmündigung beantragt iſt, kann unter 
vorläufige Vormundſchaft geſtellt werden, wenn das Vormund⸗ 
ſchaftsgericht es zur Abwendung einer erheblichen Gefährdung der 
Perſon oder des Vermögens des Volljährigen für erforderlich er- 
achtet ($ 1906 BGB.). 

Nach Aufhebung der Entmündigung oder der vorläufigen Vor⸗ 
mundſchaft ift die Eheſchließung zuläſſig, es ſei denn, daß der Zuſtand, 
der zu der Entmündigung oder der Anordnung der vorläufigen Vor⸗ 
mundſchaft geführt hatte, auch ein anderes Ehehindernis mangeln- 
der Ehegeſundheit als nach Buchſt. b begründet. 

8) Während nach § 1 Abſ. 1 Buchſt. b einem Verlobten, der ent⸗ 
muͤndigt ift oder unter vorläufiger Vormundſchaft fteht, in keinem 
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Fall die Eingehung einer Ehe erlaubt ift, war nach dem bisherigen 
Rechtszuſtand lediglich dem wegen Geiſteskrankheit Entmündig⸗ 
ten die Eheſchließung unbedingt unterſagt. Da der wegen Geiftes- 
krankheit Entmündigte nach § 104 BGB. geſchäftsunfähig iſt, kann 
er eine wirkſame Willenserklärung nicht abgeben ($ 105 BGB.), mit- 
hin auch keine Erklärung, die Ehe eingehen zu wollen. Die wegen 
Geiſtesſchwäche, Verſchwendung oder Trunkſucht Entmündigten jo- 
wie die unter vorläufiger Vormundſchaft ſtehenden Perſonen, die 
nicht geſchäftsunfähig, ſondern nur beſchränkt geſchäftsfähig ſind 
(K 114, 107 BGB.), konnten dagegen bisher mit Einwilligung ihres 
geſetzlichen Vertreters eine Ehe ſchließen ($ 1304 BGB.). 

) Es muß ein wirkſamer Beſchluß des Amtsgerichts auf Entmün⸗ 
digung ($$ 645 ff. ZPO.) oder ein rechtskräftiger Beſchluß des Vor⸗ 
mundſchaftsgerichts auf Anordnung der vorläufigen Vormundſchaft 
(S 35, 36 FGG.) vorliegen. Vgl. auch Bem. 4 a. E. zu § 2. 

e) Das Ehehindernis des $ 1 Abſ. 1 Buchſt. e verlangt die Erfül- 
lung von drei Vorausſetzungen: geiſtige Störung eines Ver- 
lobten, keine Entmündigung, trotzdem aber Unerwünſchtheit 
der Ehe für die Volksgemeinſchaft. Dieſes Ehehindernis trifft 
Perſonen, die an geiſtigen Störungen leiden, die aber durch die Ehe- 
hinderniſſe unter a, b und d nicht erfaßt werden. 

a) Die Frage, wann eine geiſtige Störung im Sinne des 
Buchſt. e vorliegt, it eine mediziniſche. Es wird ſich hierbei vielfach 
um Grenzfälle handeln, deren Beurteilung große Sachkenntnis und 
ein ausgeſprochenes Verantwortungsbewußtſein des unterſuchenden 
Arztes erfordert. Hierher rechnen einmal die Fälle, die der Art der 
Erkrankung nach zu einer Entmündigung führen könnten, bei denen 
aber die ſonſtigen Vorausſetzungen für eine Entmündigung nicht er⸗ 
füllt find (vgl. im einzelnen unten Bem. 6 und oben Bem. ba). 
Ferner fallen hierunter Pſychopathen, auch wenn bei ihnen weder 
eine Geiſteskrankheit noch Geiſtesſchwäche im eigentlichen Sinne 
vorliegen, die auch nicht erbkrank im Sinne des Geſetzes zur Ver- 
hütung erbkranken Nachwuchſes find (vgl. unten Ben. d). Schließ 
lich werden hierunter auch Perſonen fallen können, deren gemein 
ſchaftsgefährdendes, insbeſondere verbrecheriſches Verhalten ſchwere 
geiftige Mängel offenbart. In den letztgenannten Fällen wird die 
Annahme einer geiſtigen Störung jedoch beſondere Vorſicht erfor 
dern, wenn außer dem gemeinſchaftsgefährdenden Verhalten andere 
Merkmale einer geiſtigen Störung nicht ermittelt werden können. 

6) Auch in den Fällen, in denen eine geiftige Störung ihrer Art 
nach die Entmündigung rechtfertigen würde, kann keine Entmün 
digung ausgeſprochen werden, wenn die ſonſtigen Vorausſetzungen 
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für die Entmündigung nicht vorliegen (vgl. oben Ben. ba). So fön- 
nen nicht entmündigt werden: ein Geiſtesſchwacher, der ſeine gering- 
fügigen Angelegenheiten ſelbſt beforgen kann; ein ſinnloſer Ver. 
ſchwender, deſſen Lebensunterhalt trotzdem infolge der Höhe ſeines 
Vermögens geſichert ift; ein reicher Alkoholiker, deſſen Angelegen- 
heiten von einem Beauftragten ordnungsmäßig geführt werden, 
wenn er in der Trunkenheit nicht zu Ausſchreitungen neigt. Trotz⸗ 
dem können die geiſtigen Störungen, die in dieſen Fällen vorliegen, 
das Eheverbot nach Buchſt. e rechtfertigen. g 

) Zu den in a und B genannten Vorausſetzungen muß als weitere 
Vorausſetzung des Eheverbots noch die Unerwünſchtheit ber 
Ehe für die Volksgemeinſchaft hinzutreten. Dieſe iſt anzunch- 
men, wenn die geiſtigen Störungen jo ſtarkſind oder in folchen Formen 
auftreten, daß der andere Teil oder die Kinder gefährdet erſcheinen. 
Es iſt zwar bei der Entſcheidung über dieſe Frage auch zu berüd- 
ſichtigen, ob die Eheſchließung etwa dem an geiſtigen Störungen lei⸗ 
denden Teil oder auch beiden Teilen Vorteile bringen würde. Aus- 
ſchlaggebend aber kann nur das Intereſſe der Volksgemeinſchaft ſein. 
Die Feſtſtellung etwa, daß eine Eheſchließung im wirtſchaftlichen 
Intereſſe des einen Teils liegt, oder daß ein an geiſtigen Störungen 
leidender Teil bei einer Eheſchließung mit einem geſunden Verlobten 
beſſer verſorgt ſei, genügt nicht, um die Ehe als im Intereſſe der 
Volksgemeinſchaft nicht unerwünſcht anzuſehen, weil durch die Ehe- 
ſchließung etwa der öffentlichen Hand die Sorge um den fürforge- 
bedürftigen Verlobten abgenommen würde; es müßte mindeſtens 
mit Wahrſcheinlichkeit angenommen werden können daß auch keine 
Gefährdung der zu erwartenden Kinder eintritt. Ahnlich wäre zu 
entſcheiden, wenn etwa ein Alkoholiker eine zuverläſſige Frau oder 
ein energiſcher Mann eine reiche Verſchwenderin heiraten möchte. 

Die Feſtſtellung, ob die Eheſchließung für die Volksgemeinſchaft 
unerwünſcht iſt, liegt dem Geſundheitsamt ob. 

d) Ein weiteres Ehehindernis nach $1 bildet die Erbkrankheit 
des einen Verlobten bei gleichzeitiger Sruchtbarfeit(Zeu- 
gungs- oder Gebärfähigkeit) des anderen Verlobten. 

a) Die Gründe für das Verbot find darin zu erblicken, daß auf 
der einen Seite jede erbkranke Nachkommenſchaft ausgeſchloſſen, auf 
der anderen Seite, um den Ausfall geſunder Nachkommenſchaft zu 
verhüten, eine geſunde, fortpflanzungsfähige Perſon nicht an einen 
erbkranken Partner gebunden werden ſoll. Von dieſen Geſichtspunk⸗ 
ten ausgehend ſcheint es umgekehrt unbedenklich, die Ehe eines Erb⸗ 
kranken mit einer fortpflanzungsunfähigen Perſon zuzulaſſen. 

6) Nicht jede Erbkrankheit bildet als ſolche ein Ehehindernis, 
ſondern nur die Erbkrankheiten im Sinne des § 1 des Geſetzes zur 
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Verhütung erbkranken Nachwuchſes vom 14. Juli 1933 (Ro Bl. I 
S. 529). Die darin enthaltene Aufzählung erſchöpft alle Erbkrant 
heiten, bei deren Vorliegen die Eheſchließung verboten ift. Andere 
Erbkrankheiten, wie geiſtige Störungen leichterer Art, können aber 
ein Ehehindernis im Sinne des § 1 Abſ. 1 Vuchſt. e, gegebenenfalls 
auch Buchſt. b bilden, ſofern auch die ſonſtigen Vorausſetzungen die- 
ſer Ehehinderniſſe erfüllt ſind (vgl. oben Bem. e und b). 

Erbkrankheiten im Sinne des Geſetzes zur Verhütung erbkranken 
Nachwuchſes ſind: 


1. angeborener Schwachſinn, 

2. Schizophrenie, 

3. zirkuläres (maniſch depreſſives) Irreſein, 

4. erbliche Fallſucht, 

5. erblicher Veitstanz (Huntingtonſche Chorea), 
6. erbliche Blindheit, 

7. erbliche Taubheit, 

8. ſchwere erbliche körperliche Mißbildung. 


Keine eigentliche Erbkrankheit im Sinne des Geſetzes zur Verhütung 
erbkranken Nachwuchſes iſt der meiſt auf erblicher pſychopathiſcher 
Anlage beruhende ſchwere Alkoholismus, deſſen Vorliegen nach 981 
Abſ. 3 des genannten Geſetzes die Unfruchtbarmachung rechtfertigt, 
wenn ihre ſonſtigen Vorausſetzungen vorliegen. Indeſſen wird bei 
ſchwerem Alkoholismus, ſofern der Alkoholiker nicht entmündigt iſt 
oder unter vorläufiger Vormundſchaft ſteht und demnach ſchon $ 1 
Ab. 1 Buchſt. b ſeiner Eheſchließung entgegenſteht, regelmäßig eine 
geiſtige Störung anzunehmen ſein, die die Ehe für die Volksgemein— 
ſchaft unerwünſcht erſcheinen läßt und ſomit das Ehehindernis des 
1 Abſ. 1 Buchſt. e vorliegen. 

Ob der Erbkranke unfruchtbar gemacht iſt oder nicht, ſpielt für das 
Vorliegen des Ehehinderniſſes keine Rolle. Die Tatſache, daß jemand 
erbfrant ift, genügt. Stellt das Geſundheitsamt bei der Unterſuchung 
eines Verlobten auf ſeine Ehetauglichkeit eine Erbkrankheit ſeſt, jo 
hat es die Ausſtellung des Ehetauglichkeitszeugniſſes zu verweigern, 
es ſei denn, daß der andere Verlobte unfruchtbar iſt (vgl. unten 
Ben. y). Iſt die Unfruchtbarmachung des erbkranken Verlobten noch 
nicht angeordnet und ſchwebt auch kein Verfahren auf Unfruchtbar- 
machung, jo hat der unterſuchende Arzt nach Artikel III der Wer 
ordnung zur Ausführung des Geſetzes zur Verhütung erbfranfen 
Nachwuchſes vom 5. Dezember 1933 (RGBl. 1 S. 1021) umgehend 
dafür Sorge zu tragen, daß der Erbkranke oder fein geſetzlicher Ver 
treter beim zuſtändigen Erbgeſundheitsgericht einen Antrag auf Un— 
fruchtbarmachung ſtellt; geſchieht dies nicht, hat er ſelbſt den Antrag 
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zu ſtellen. Hat das Erbgeſundheitsgericht die Anordnung der Un- 
fruchtbarmachung endgültig abgelehnt, weil eine Erbkrankheit nicht 
mit Sicherheit feſtzuſtellen war, darf das Geſundheitsamt, auch wenn 
es gegenteiliger Ueberzeugung ift, die Ausſtellung des Ehetauglich. 
keitszeugniſſes nicht verweigern. Dies gilt nicht für den Fall, daß 
die Unterſuchung des Verlobten neue Tatſachen ergibt, die die Un. 
fruchtbarmachung rechtfertigen, ſodaß eine Wiederaufnahme des 
Verfahrens nach $ 12 Abf. 2 Satz 2 des Geſetzes zur Verhütung erb⸗ 
kranken Nachwuchſes zuläſſig iſt. In dieſem Fall muß das Gejund- 
heitsamt dem Erbgeſundheitsgericht die von ihm neu feſtgeſtellten 
Tatfachen unverzüglich mitteilen. Nimmt das eee 
das Verfahren daraufhin nicht wieder auf, jo iſt das Chetauglic)- 
keitszeugnis auszuſtellen. 

) Das Vorliegen einer Erbkrankheit iſt nur bei Fruchtbarkeit 
des anderen Verlobten ein Ehehindernis. Iſt dieſer unfruchtbar (zeu- 
gungs- oder gebärunfähig), jo kann die Eheſchließung mit dem Erb- 
kranken erfolgen, ohne Rücksicht darauf, ob der Erbkranke unfrucht- 
bar gemacht iſt oder nicht. Die Unfruchtbarkeit des Erbkranken ſchließt 
das Ehehindernis nicht aus. Gleichgültig iſt, ob der andere Verlobte 
von Natur aus unfruchtbar iſt oder durch einen künſtlichen Eingriff 
unfruchtbar gemacht worden iſt. 

Ein Verlobter darf ſich aber nicht zu dem Zwecke unfruchtbar ma- 
chen laſſen, um dadurch feine Heirat mit einem Erbkranken zu er⸗ 
möglichen. Abgeſehen von den Fällen, in denen die Unfruchtbar⸗ 
machung eines Erbkranken gemäß den Vorſchriften des Geſetzes zur Ver⸗ 
hütung erbkranken Nachwuchſes erfolgt, iſt die Unfruchtbarmachung 
eines Wenfchen auch mit feiner Einwilligung nur zuläſſig, wenn fie 
nach den Regeln der ärztlichen Kunſt zur Abwendung einer ernſten 
Lebens- oder Geſundheitsgefahr dringend notwendig iſt ($ 14 des 
Geſetzes zur Verhütung erbkranken Nachwuchſes). Der Arzt, der die⸗ 
fer Vorſchriſt entgegen eine Unfruchtbarmachung vornimmt, ſetzt ſich 
nicht nur ehrengerichtlicher Beſtrafung aus, ſondern begeht au eine 
gefährliche und ſchwere Körperverletzung im Sinne von F 223a, 
224 und 225 StSB., die ohne Rücksicht auf einen Strafantrag der 
unfruchtbar gemachten Perſon von Amts wegen ſtrafrechtlich zu ver⸗ 
folgen iſt. Die Rechtswidrigkeit der Handlung wird nicht dadurch 
ausgeräumt, daß der unfruchtbar Gemachte in die Unfruchtbarma- 
chung eingewilligt hat. Eine Körperverletzung mit, Einwilligung des 
Verletzten iſt nach $ 2264 StGB. — Faſſung des Geſetzes vom 
26. Mai 1933 (RS Bl. 1 S. 295) — dann rechtswidrig, wenn die Tat 
trotz der Einwilligung gegen die guten Sitten verſtößt; dieſe Voraus- 
ſetzung iſt hier erfüllt. Denn die Unfruchtbarmachung eines erb- 
geſunden Menſchen im Widerſpruch mit 9 14 des Geſetzes zur Ver⸗ 


1. Geſetz zum Schutze der Erbgeſundheit des deutſchen Volkes 12 173 


hütung erbkranken Nachwuchſes, der derartige Unfruchtbarmachun⸗ 
Kr gerade ausſchließen ſoll, iſt im höchſten Maße unfittli * 

ruchtbarkeit des einzelnen iſt nicht nur für ihn, ſondern auch für die 
Volksgemeinſchaft ein fo wertvolles Gut, daß ihm ein freies Be- 
ſtimmungsrecht hierüber in der Richtung eines nicht mehr widerruf⸗ 
lichen Verzichts nicht eingeräumt werden kann. 

Die Unfruchtbarkeit des nicht erbkranken Verlobten muß durch 
eine ärztliche Unterſuchung feſtgeſtellt oder ſonſt nachgewieſen wer- 
den Bei einer über 45 Jahre alten Frau wird auf den Nachweis der 
Unfruchtbarkeit jedoch verzichtet; vgl. $ 25 der Erſten DV. z. EGeſch. 

4. Befreiungen von den Ehehinderniſſen des § 1 find möglich. 
$ 6 gibt dem Reichsminiſter des Innern oder der von ihm ermäch- 
tigten Stelle die Befugnis, von allen Vorſchriſten des Ehegeſund⸗ 
heitsgeſetzes Befreiungen zu bewilligen. Durch $ 30 der Erſten DV. 
3. EGeſch. iſt die höhere Verwaltungsbehörde u. a. zur Bewilligung 
von Befreiungen von der Vorſchrift des $1 ermächtigt worden. Im 
einzelnen vgl. die Bent. zu § 30 der Eiſten DV. z. EGeſch. 
ae wu J fe pn wi * 4 eines Ehehinder- 

nach eſtgeſtellt wird, ergibt ſich aus $ 2 und 
DU. z. EGeſch. 0 1 1 e 


82 
Vor der Eheſchließung haben die Verlobten durch ein Zeugnis 
des Geſundheitsamtes (Ehetauglichteitszeugnis) nachzuweiſen, 
daß ein Ehehindernis nach S 1 nicht vorliegt. 


1. Die Entſcheidung über das Vorliegen von Ehehinderniſſen 
nach $1 ift einer ärztlichen Dienſtſtelle h n weil ige 
Ehehinderniſſe im weſentlichen auf mediziniſchen Erwägungen be⸗ 
ruhen. Als zuftändig ſind die durch das Geſetz über die Vereinheit⸗ 
lichung des Geſundheitsweſens vom 3. Juli 1934 (RG Bl. I S. 531) 
eingerichteten Geſundheitsämter erklärt worden; die Entſcheidung 
erfolgt durch die in jedem Geſundheitsamt beſtehende Beratungs- 
ſtelle für Erb- und Raſſenpflege; vgl. $ 1 der Erſten DV. 


z. en 

Die Ausſtellung des Ehetauglichkeitszeugniſſes ift grundſätzlich von 
einer Unterſuchung der Verlobten und von Ermittlungen 
über ihre Erbgeſundheit abhängig; im einzelnen vgl. $ 2 der 
Erſten DV. z. Echeſch. Liegt danach kein Ehehindernis im Sinne des 
1 vor, jo ift das Ehetauglichkeitszeugnis auszustellen, auch wenn etwa 
die Ehe aus ſonſtigen ärztlichen Erwägungen unerwünſcht iſt. Eine 
Ausnahme bildet nur der Fall, daß aus der Ehe eine raſſiſch un- 
erwünſchte Nachkommenſchaft im Sinne des $ 6 der Erſten AV. z. 
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BlSchG. zu erwarten iſt. Hierdurch iſt die Schließung von Ehen 
verboten, aus denen — abgeſehen von den Fällen deutſch -jüdiſcher 
Raſſenmiſchehen — eine raſſiſch unerwünſchte Nachkommenſchaft zu 
erwarten iſt, z. B. die Eheſchließung von Deutſchen und Zigeunem; 
dgl. im einzelnen die Bem. zu $ 6 der Erſten AV. z. BlSchG. Auch 
die Entſcheidung über das Vorliegen dieſes Ehehinderniſſes kann nur 
unter Berücksichtigung des Ergebniſſes einer ärztlichen Unterſuchung 
der Verlobten ergehen. Es war daher zweckmäßig, die Prüfung, ob 
Ehehinderniſſe aus $LEGE®. oder aus $6 der Erſten AV. z. BlSchG. 
vorliegen, in einer Hand zu vereinigen und dem Geſundheitsamt zu 
übertragen. 

2. Der Inhalt des Ehetauglichteitszeugniſſes geht dahin, daß 
bei den beiden namentlich genannten Verlobten Ehehinderniſſe im 
Sinne des EGeſch. und des $ 6 der Erſten AV. z. Bl Sch. nicht 
vorliegen. Wird das Ehetauglichkeitszeugnis verſagt oder zurück 
genommen, erhalten die Verlobten hierüber eine Beſcheinigung (89 
der Erſten DV. z. EGeſch.); gleichzeitig iſt ihnen mündlich zu eröff— 
nen, ob das Ehehindernis vorausſichtlich dauernd oder nur vorüber 
em fein wird. Der Wortlaut des an ee und 

er Beſcheinigung iſt durch Anl. 1 zu § 1 und Anl. 3 zu $ 9 der Erſten 
DV. z. EGeſch. feſtgelegt; die Bezeichnung der Verlobten muß mit 
ihrer Bezeichung in der Geburtsurkunde übereinſtimmen. 

3. Für die Ausſtellung des Ehetauglichkeitszeugniſſes und der Be- 
ſcheinigung über ſeine Verſagung iſt grundſätzlich die Zuſtändigkeit 
des für die Unterſuchung der Braut zuſtändigen Geſundheitsamts 
gegeben; vgl. §s 4, 2 der Erſten DV. z. EGeſG. Teilt der Verlobte 
den Wohnſitz der Braut nicht, ſo hat er ſich zunächſt bei dem für ſeinen 
eigenen Wohnſitz zuſtändigen Geſundheitsamt unterſuchen zu laſſen; 
dieſes überſendet den Unterſuchungsbefund und die Ermittlungen 
über die Erbgeſundheit des Bräutigams an das für den Wohnſitz der 
Braut zuſtändige Geſundheitsamt, das nach Unterſuchung der Braut 
und Ermittlungen über ihre Erbgeſundheit über die Ausſtellung des 
Ehetauglichkeitszeugniſſes entſcheidet. An die Stelle des Wohnſitzes 
tritt in Ermangelung eines ſolchen der ſtändige Aufenthalt. Wegen 
des Falles, daß ein Verlobter im Inland weder Wohnſitz noch ſtän⸗ 
digen Aufenthalt hat, vgl. Bem. 2 zu $ 2 und Bem. 1 zu § 4 der 
Erſten DV. z. ECG. 

4. Das Verfahren bei der Ausſtellung des Ehetauglichkeitszeugniſ— 
ſes iſt durch die Erſte Durchführungsverordnung zum EGeſG. vom 
29. November 1935 (RG Bl. 1 S. 1419) geregelt; vgl. auch die Rund- 
erlaſſe des Reichs und Preußiſchen Miniſters des Innern vom 
19. Oktober 1935 (MBliV. S. 1299), unten S. 229, und vom 25. Ja- 
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nuar 1936 IV A 8908/1075. Die Verlobten müſſen die von 
dem unterſuchenden Arzt geſtellten Fragen über ihren eigenen 
und ihrer Angehörigen Geſundheitszuſtand wahrheitsgemäß be- 
antworten, gegebenenfalls auch andere für die pr not- 
wendige Unterlagen, wie ärztliche Zeugniſſe o. dgl, zur Verfügung 
ſtellen. Zum Nachweis, daß ſie nicht entmündigt ſind, haben die Ver- 
lobten eine ausdrückliche Erklärung hierüber abzugeben. Wegen der 
Strafbarkeit unrichtiger Erklärungen vgl. $ 4. 

5. Wird ein Ehetauglichkeitszeugnis beigebracht, jo ift der Standes- 
beamte verpflichtet, das Aufgebot entgegenzunehmen und bei der 
n mitzuwirken, ſofern ihre ſonſtigen Vorausſetzungen 
erfüllt ſind. Durch die Vorlage des Ehetauglichkeitszeugniſſes iſt der 
Nachweis, daß fein Ehehindernis nach $ 1 vorliegt, geführt. Daneben 
beſteht grundſ ätzlich kein eigenes Prüfungsrecht des Standesbeam⸗ 
ten. Es iſt dadurch jedoch nicht ausgeſchloſſen, daß der Standesbeamte 
beim Geſundheitsamt die Zurücknahme des Ehetauglichkeitszeugniſſes 
(vgl. $ 8 der Erſten DV. z. EGeſch.) anregt, wenn er ſichere Kenntnis 
davon hat, daß das Geſundheitsamt bei der Ausſtellung des Ehe- 
tauglichkeitszeugniſſes von unrichtigen Vorausſetzungen ausgegangen 
iſt; vgl. auch Ben. 1 zu § 23 der Erſten DV. z. EGeſc. Beiſpiel: Dem 
Standesbeamten wird ein Ehetauglichkeitszeugnis vorgelegt, obwohl 
einer der Verlobten nach der zuverläſſigen Kenntnis des Standes 
beamten entmündigt iſt. 

Die gleichen Vorſchriften gelten auch bei der Ausſtellung eines 
Ehefähigkeitszeugniſſes zum Zwecke einer Eheſchließung im Ausland; 
vgl. hierzu auch $ 3. 

6. Gegen die Verſagung oder die Zurücknahme des Chetauglich- 
keitszeugniſſes wegen eines Ehehinderniſſes nach $ 1 kann Beſchwerde 
bei dem für den Sitz des Geſundheitsamts zuſtändigen Erbgeſund⸗ 
heitsgericht eingelegt werden. Gegen deſſen W iſt weitere 
Beſchwerde an das Erbgeſundheitsobergericht zuläffig. Im einzelnen 
vgl. 11 ff. der Erſten DV. z. EGef®. 

Lehnt der Standesbeamte unzuläſſigerweiſe die Entgegennahme 
des Aufgebots oder die Mitwirkung bei einer Eheſchließung oder die 
Ausſtellung des Ehefähigkeitszeugniſſes trotz Vorlage des Ehetaug— 
lichkeitszeugniſſes durch die Verlobten ab, weil die Ehe nach $ 1 ver- 
boten ſei, jo kann hiergegen nach $ 11 Abſ. 3 PSt®. gerichtliche Ent- 
ſcheidung beantragt werden. Zu dieſer Entſcheidung iſt im erſten 
Rechtszug nach $ 69 FGG. das Amtsgericht zuftändig, in deſſen Be— 
zirk der Standesbeamte feinen Sitz hat; das Beſchwerdeverfahren 
richtet ſich nach $$ 20 ff. FGG. 

7. Da nach $ 2 der Erſten DV. z. Echeſch. jeder Verlobte vor der 
Eheſchließung unterſucht werden muß, bietet ſich dabei die im Inter 
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eſſe der Volksgeſundheit erwünſchte Gelegenheit, eine allgemeine 
Eheberatung durchzuführen. Ausdrücklich konnten nur die Ehen ge⸗ 
ſetzlich verboten werden, bei denen nach den ärztlichen Erfahrungen 
ein ſchwerer Nachteil für die Volksgemeinſchaft ſicher zu erwarten ift. 
Dagegen ſchloſſen insbeſondere Rückſichten auf die Notwendigkeit der 
Volksvermehrung und Erwägungen pſychologiſcher Art eine Aus- 
dehnung der Verbote auch auf ſolche Ehen aus, bei denen dieſe Folge 
nicht mit an Gewißheit grenzender Wahrſcheinlichkeit feftgeftellt wer⸗ 
den kann. Die Eheverbote des Ehegeſundheitsgeſetzes erfüllen daher 
vom erbbiologiſchen Standpunkt aus geſehen nur eine Mindeftforde- 
rung; es ſind aber auch noch zahlreiche andere Eheſchließungen un⸗ 
erwünſcht. Hier kann von der Eheſchließung abgeraten werden. 
Stammt z. B. jemand aus einer erblich belaſteten Familie, der ſelbſt 
an dem Erbleiden nicht erkrankt iſt, ſondern nur die verdeckte Anlage 
in ſich trägt, ſo wird von einer Eheſchließungabgeraten werden müſſen, 
wenn die gleichen Vorausſetzungen auch bei dem andern Teil vor⸗ 
liegen, weil bei dem Zuſammentreffen der gleichen Erbanlagen die 
Gefahr einer kranken Nachkommenſchaft beſonders groß iſt. Es wird 
aber bei ſchwerer erblicher Belaſtung auch abgeraten werden müffen, 
wenn der andere Teil aus einer erbgeſunden Familie ſtammt, 
um dieſe Familie vor dem Einſchleppen von Erbkrankheiten zu ſchüt⸗ 
zen. Im einzelnen gelten für die Eheberatung die vom Reichs. und 
Preußiſchen Miniſterium des Innern herausgegebenen „Grundſätze 
ür die Errichtung und Tätigkeit der Beratungsſtellen für Erb. und 

aſſenpflege“, unten S. 234. Beharren die Verlobten, obwohl das 
Geſundheitsamt ihnen abrät, bei ihrem Entſchluß, die Ehe mitein- 
ander einzugehen, jo darf das Ehetauglichkeitszeugnis nicht ver- 
weigert werden. 

Der Standesbeamte ſoll keine Eheberatung ausüben, da dies 
außerhalb ſeiner Aufgaben liegt und er damit in den Aufgabenkreis 
der Geſundheitsämter eingreifen würde. 

8. Die Vorſchriften über die allgemeine Beibringung eines Ehe- 
tauglichkeitszeugniſſes durch die Verlobten ſind vorläufig noch nicht 
in Kraft. Bis zu einem Zeitpunkt, den der Reichsminiſter des Innern 
nach $ 8 beſtimmt, gilt vielmehr eine Uebergangsregelung. Danach 
iſt ein Ehetauglichkeitszeugnis nur in Zweifelsfällen beizubringen; 
die Entſcheidung, ob ein Zweifelsfall vorliegt, trifft der Standes⸗ 
beamte; vgl. auch $ 3 der Erſten DV. z. EGeſch. Dieſe Vorſchrift war 
notwendig, weil die Unterſuchung ſämtlicher heiratswilligen Per ⸗ 
ſonen den erſt kürzlich eingerichteten Geſundheitsämtern eine Mehr- 
arbeit bringt, der ſie mit den zur Zeit vorhandenen Arbeitskräften 
nicht gewachſen ſind. Es erſchien aber nicht tragbar, Eheſchließungen 
zu verzögern, weil die Ausſtellung des Ehetauglichleitszeugniſſes nicht 
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rechtzeitig erfolgen kann. Auf der andern Seite ließ der notwendige 
Schutz der Volksgemeinſchaft eine alsbaldige Verhinderung ungefun- 
der Ehen erforderlich erſcheinen. Die rechtzeitige Unterſuchung der 
Verlobten auf das Vorliegen eines Ehehinderniſſes nach § 1 in den 
weifelhaften Fällen ift ſichergeſtellt. Im übrigen ſchließen die von 
= Reichsminiſter des Innern erlaſſenen Anweiſungen an die be- 
teiligten Dienſtſtellen aus, daß die Schließung gefunder Ehen erſchwert 
wird. Nach dem Runderlaß vom 18. Oktober 1935 (MBliV. S. 1295) 
Abſ. 3, unten S. 228, hat der Standesbeamte vor der Bewirkung 
des Aufgebots bis auf weiteres von den Verlobten nur die Erklärung 
zu verlangen, daß ihnen kein Ehehindernis nach $ 1 bekannt jei; dabei 
ſind die Verlobten auf die Strafbarkeit unrichtiger Angaben hinzu- 
weiſen. Wird die Erklärung abgegeben, ſo hat der Standesbeamte ſie 
als ausreichenden Nachweis anzuſehen, daß ein Ehehindernis nach § 1 
nicht vorliegt. Nur wenn dem Standesbeamten ſichere Tatſachen be⸗ 
kannt find, die die abgegebene Erklärung unrichtig erſcheinen laſſen, 
oder wenn die Erklärung unter einem Vorbehalt abgegeben oder über⸗ 
haupt verweigert wird, liegt ein Zweifelsfall vor, der das Verlangen 
nach der Beibringung eines Ehetauglichkeitszeugniſſes rechtfertigt. 
In gleicher Weiſe iſt in der Uebergangszeit zu verfahren, wenn 
die Ausſtellung eines Ehefähigkeitszeugniſſes zum Zwecke einer Ehe- 
ſchließung im Ausland beantragt wird. Die Einholung der Erklärung 
der Verlobten und der Hinweis auf die Strafbarkeit falſcher Angaben 
müſſen gegebenenfalls ſchriftlich erfolgen. Hiervon macht $ 27 der 
Erſten DV. z. EGeſch. jedoch eine Ausnahme für den Fall, daß einer 
der Verlobten ſeinen gewöhnlichen Aufenthalt im Ausland hat; in 
dieſem Fall darf der Standesbeamte die Ausſtellung eines Ehefähig⸗ 
keitszeugniſſes niemals von der Beibringung eines Ehetauglichkeits⸗ 
zeugniſſes abhängig machen. Vgl. auch die Bem. zu $27 der Erſten 
DV. z. EGeſG. 


8 2 

(1) Eine entgegen den Verboten des § 1 geſchloſſene Ehe iſt nich⸗ 
tig, wenn die Ausſtellung des Ehetauglichteitszeugniſſes oder die 
Mitwirkung des Standesbeamten bei der Eheſchließung von den 
Verlobten durch wiſſentlich falſche Angaben herbeigeführt wor⸗ 
den iſt. Sie iſt auch nichtig, wenn ſie zum Zwecke der Umgehung 
des Geſetzes im Ausland geſchloſſen iſt. Die Nichtigkeitstlage kann 
nur vom Staatsanwalt erhoben werden. 

(2) Die Ehe iſt von Anfang an gültig, wenn das Ehehindernis 
ſpäter wegfällt. 


12 Raſſengeſetzgebung 1 
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1. §3 befaßt ſich mit der Rechtsunwirkſamkeit einer verbotswidrig 
geſchloſſenen Ehe. Die Eheverbote des § 1 ſind für die Vollsgemein- 
ſchaft ſo bedeutſam, daß die Möglichkeit feſtgelegt werden mußte, eine 
entgegen dieſen Verboten zuſtande gekommene Ehe . dann 
von Amts wegen zu beſeitigen, wenn die Eheſchließung durch eine 
rechtswidrige Handlung beider Verlobten herbeigeführt iſt. Dadurch 
zuſtandegekommene Ehen find nichtig. Dagegen unterliegen Ehen, 
die zwar entgegen den Verboten des § 1, aber von einem oder gar 
von beiden Verlobten in gutem Glauben geſchloſſen worden ſind, nur 
der Anfechtung nach § 1333 oder 1334 BOB. 


2. Eine verbotswidrig geſchloſſene Ehe ift, ohne Rückſicht darauf, 
ob ſie im Inland oder im Ausland geſchloſſen ift, nichtig, wenn fol- 
gende Vorausſetzungen erfüllt ſind: 

a) bei der Eheſchließung muß ein Ehehindernis nach $ 1 vor- 
gelegen haben; 

b) die Verlobten müſſen das Geſundheitsamt oder den Standes— 
beamten durch wiſſentlich falſche Angaben getäuſcht haben; 
es genügt daher nicht, wenn die Angaben der Verlobten fahr- 
läſſig erfolgt ſind, oder wenn ſie ſich, auch ohne daß ihnen Fahr— 
läſſigkeit zur Laſt fiele, geirrt haben; den bewußt falſchen An- 
gaben ſteht das wiſſentliche Verſchweigen von Tatſachen, die für 
die Entſcheidung bedeutſam ſind, gleich; 

e) die Täuſchung muß durch beide Verlobten erfolgt ſein; hat 
nur ein Verlobter die Täuſchung verübt, iſt die Ehe wirkſam; 
eine Beteiligung eines Verlobten an der Täuſchung liegt aber 
ſchon dann vor, wenn er zu den unrichtigen Angaben des anderen 
Verlobten trotz Kenntnis ihrer Unrichtigkeit ſchweigt; 

d) die Ausſtellung des Ehetauglichkeitszeugniſſes oder die Mitwir— 
kung des Standesbeamten bei der Eheſchließung muß durch die 
falſchen Angaben der Verlobten herbeigeführt ſein; kannten 
das Geſundheitsamt oder der Standesbeamte das Ehehindernis 
und haben fie gleichwohl mitgewirkt, jo find die Vorausſetzungen 
für die Nichtigkeit nicht gegeben; wegen der Strafbarkeit vgl. $ 4. 
Praktiſch wird eine Täuſchung des Standesbeamten regelmäßig 
nur in der Uebergangszeit bis zum Inkrafttreten des § 2 vor- 
kommen; in Zukunft wird dagegen, wenn man von dem Fall 
abſieht, daß dem Standesbeamten ein gefälſchtes Ehetauglich- 
leitszeugnis vorgelegt wird, wohl nur eine Täuſchung des Ge- 
ſundheitsamts in Frage kommen. 

Fällt das Ehehindernis nachträglich weg, z. B. durch Heilung der 
anſteckenden Krankheit, ſo wird die Nichtigkeit der Ehe behoben. Die 
Ehe iſt dann als von Anfang an gültig anzuſehen. Dieſe Regelung 
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war notwendig, weil kein Anlaß beſteht, eine Ehe zu vernichten, die 
ſofort wieder rechtswirkſam geſchloſſen werden könnte. 


3. Eine im Ausland geſchloſſene Ehe iſt außer in dem unter 2. be— 
handelten Fall auch noch unter folgenden Vorausſetzungen nichtig: 

a) bei der Eheſchließung muß eine Ehehindernis nach $ 1 vor- 
gelegen haben; vgl. oben Bem. 2a; 

b) die Eheſchließung muß im Ausland erfolgt ſein; 

e) die Ehe muß in der Abſicht im Ausland geſchloſſen worden ſein, 
das Ehegeſundheitsgeſetz zu umgehen; die Abſicht einer 
Umgehung des Geſetzes iſt nicht anzunehmen, wenn die Ehe in 
einem Lande geſchloſſen wird, in dem einer der Verlobten ſeinen 
ſtändigen Aufenthalt hat (Runderlaß vom 18. Oktober 1935 
— MBli. S. 1295 —, Abſ. 5, unten S. 228); 

d) wenigſtens ein Verlobter muß die Umgehungsabſicht gehabt 
haben; daß beide Verlobten das Ehegeſundheitsgeſetz umgehen 
wollten, iſt nicht erforderlich. 

Bei nachträglichem Wegfall des Ehehinderniſſes iſt die Ehe von 
Anfang an gültig; vgl. oben Bem. 2 letzter Abſatz. 

Wäre die Vorſchrift über die Nichtigkeit im Ausland geſchloſſener 
Ehen nicht in das Ehegeſundheitsgeſetz aufgenommen worden, ſo hätte 
damit gerechnet werden müſſen, daß zahlreiche Ehen, die im Inland 
nicht hätten geſchloſſen werden können, im Ausland eingegangen 
worden wären und dann regelmäßig im Inland ein Verfahren auf 
Nichtigkeitserklärung hätte durchgeführt werden müſſen. 

Die Frage, ob das Ehegeſundheitsgeſetz bei der Eheſchließung 
eines Deutſchen im Ausland von den ausländiſchen Behörden an- 
gewendet wird, iſt nach dem Recht des Landes zu beurteilen, in dem 
die Eheſchließung ſtattfinden ſoll; fie iſt danach verſchieden zu beant— 
worten. Es ſind drei Gruppen von Ländern zu unterſcheiden: 

a) diejenigen, die auf Grund ihres innerſtaatlichen Rechts für jeden 
Verlobten das Recht ſeines Heimatſtaates zugrunde legen. Zu 
dieſen Ländern, die auf dem Boden des ſog. n 
leitsprinzips ſtehen, gehören insbeſondere Belgien, Eſtland, 
Finnland, Frankreich, Griechenland, Jugoflawien, Defterreich, 
Portugal, Rumänien, Spanien und die Tſchechoſlowakei; 

b) diejenigen, die ebenfalls jeweils das Heimatrecht des Verlobten 
zugrunde legen, dies aber auf Grund der im Haager Eheſchlie— 
ßungsabkommen vom 12. Juni 1902 (RG Bl. 1904 S. 221) über 
nommenen internationalen Verpflichtungen tun. Hierzu gehören 
Danzig, Italien, Luxemburg, die Niederlande, Polen, Schweden, 
die Schweiz und Ungarn; 
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c) diejenigen, die ohne Rückſicht auf die Staatsangehörigkeit der 
Verlobten ihr eigenes innerſtaatliches Recht zugrunde legen, 
ebenſo aber bei Eheſchließungen ihrer im Ausland wohnenden 
Staatsangehörigen das ausländiſche Rechtfürmaßgebenderklären. 
Zu dieſen Ländern — den Anhängern des ſog. Domizilprinzips.— 
gehören insbeſondere Großbritannien einſchließlich ſeiner Be⸗ 
ſitzungen, Bulgarien, Dänemark, Island, Lettland, Litauen, Nor⸗ 
wegen, die Vereinigten Staaten von Nordamerika und die meiſten 
ſüdamerikaniſchen Staaten. Praktiſch gehört auch die Sowjetunion 
hierzu; ſie wendet zwar nicht das Domizilprinzip in der üblichen 
Form an, ſondern ein eigenartiges gemiſchtes Prinzip, wonach 
Sowjetangehörige im Ausland dem Sowjetrecht unterſtehen, 
dieſes aber auch für Ausländer in der Sowjetunion gilt; dieſes 
Prinzip ſtimmt demgemäß im Ergebnis in feiner Anwendung auf 
eine Eheſchließung Deutſcher in der Sowjetunion mit dem Do- 
mizilprinzip überein. 

Die Länder, die entweder nach ihrem innerſtaatlichen Recht oder 
als Vertragsſtaaten des Haager Eheſchließungsabkommens das Hei- 
matrecht jedes Verlobten bei der Eheſchließung berückſichtigen, werden 
das Ehegeſundheitsgeſetz bei der Eheſchließung eines deutſchen Ver⸗ 
lobten in ihrem Staatsgebiet zur Anwendung bringen. Beſondere 
Vorſchriften über die Nichtigkeit dort geſchloſſener Ehen wären daher 
nicht erforderlich geweſen. Pee gen Länder dagegen, die nur ihr 
eigenes Recht zugrunde legen, werden ſich um die Ehehinderniſſe des 
§ 1 ebenſowenig kümmern, wie um andere Ehehinderniſſe des deut- 
ſchen Rechts, vielmehr lediglich prüfen, ob der Eheſchließung nach 
ihrem innerſtaatlichen Recht keine Ehehinderniſſe entgegenſtehen. Für 
die Nichtigkeit dort geſchloſſener Ehen mußten daher beſondere Vor⸗ 
ausſetzungen gejchaffen werden. 

4. Die Geltendmachung der Nichtigkeit der Ehe kann ausſchließ⸗ 
lich im Wege der Nichtigteitstlage erfolgen. Nach Auflöſung der 
Ehe kaun die Nichtigkeit nicht mehr geltend gemacht werden. Vgl. 
$ 28 der Erſten DV. z. EEG. und Bem. hierzu. Bis zur rechts- 
3 Entſcheidung, daß die Ehe nichtig iſt, iſt fie als gültig anzu⸗ 
ehen. 

Die Wirkungen der Nichtigkeit beſtehen darin, daß die Ehe als 
nicht zuſtandegekommen angeſehen wird. Im einzelnen gelten die 
Vorſchriften der 88 1344 ff. BOB. Da eine Ehe nach $ 3 nur nichtig 
ift, wenn beide Verlobten bei der Eheſchließung bösgläubig waren, 
find aus der nichtigen Ehe hervorgegangene Kinder unehelich (88 1699, 
1703 BGB.). 

Für das Verfahren bei der Durchführung der Nichtigkeitsklage 
(vgl. $ 1329 BOB.) gelten die Vorſchriften der 88 606 ff., insbeſon⸗ 
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dere 88 631 ff. ZPO. mit der Maßgabe, daß nur der Staatsanwalt, 
nicht auch die Ehegatten ſelbſt, die Klage erheben können. Eine Pflicht 
zur Erhebung der Nichtigkeitsklage hat der Staatsanwalt nicht; er 
wird vielmehr nach pflichtgemäßem Ermeſſen zu prüfen haben, ob 
ein 7 der Volksgemeinſchaft die Nichtigleitserklärung der Ehe 
verlangt. 


5. In den Fällen, in denen eine entgegen den Verboten des $ 1 
geſchloſſene Ehe nicht nichtig iſt, ift fie anfechtbar. 

War beiden Ehegatten bei der Eheſchließung das Ehehindernis un⸗ 
bekannt, jo kann die Anfechtung der Ehe auf 81333 BGB. geſtützt wer- 
den. Danach kann eine Ehe von dem Ehegatten angefochten werden, 
der ſich bei der Eheſchließung u. a. über ſolche perſönliche Eigenſchaf⸗ 
ten des andern Ehegatten geirrt hat, die ihn bei Kenntnis der Sach⸗ 
lage und bei verſtändiger Würdigung des Weſens der Ehe von der 
Eheſchließung abgehalten haben würden. Dieſe Vorausſetzungen wer⸗ 
den immer erfüllt ſein, wenn die in $ 1 aufgeführten Tatſachen, die 
der Staat zur Grundlage eines Eheverbots gemacht hat, bei einem 
Ehegatten vorliegen. 

War das Vorliegen des Ehehinderniſſes nur einem Ehegatten un⸗ 
bekannt, fo kommt neben der Anfechtung der Ehe nach $ 1333 BOB. 
unter Umſtänden auch eine Anfechtung der Ehe wegen argliſtiger 
Täuſchung gemäß § 1334 BGB. in Frage. 

Die Anfechtung kann nur binnen 6 Monaten ſeit der Entdeckung 
des Irrtums oder der Täuſchung erfolgen ($ 1339 BOB.). Sie kann, 
ſolange nicht die Ehe aufgelöſt iſt, nur durch Erhebung der Anfech- 
tungsklage geſchehen (§ 1341 BGB.); nach dem Tode des zur An⸗ 
ſechtung nicht berechtigten Ehegatten erfolgt fie durch öffentlich be- 
glaubigte Erklärung gegenüber dem Nachlaßgericht ($ 1342 BGB.). 

Die Wirkungen der Anfechtung beſtehen vor allem darin, daß die 
Ehe als von Anfang an nichtig anzuſehen iſt (§ 1343 BOB.). Im ein- 
zelnen gelten die Vorſchriften der F 1344 ff. BOB. Die aus der Ehe 
hervorgegangenen Kinder gelten als ehelich; denn die Vorausſetzun— 
gen einer Anfechtungsklage wegen Vorliegens eines Eheverbots nach 
1 ſind nur dann geaeden, wenn wenigſtens ein Ehegatte gutgläubig 
war; iſt dies aber der Fall, ſo gelten Kinder aus einer nichtigen Ehe 
als ehelich ($ 1699 BGB.). 

6. Die Erhebung der Anfechtungsklage richtet ſich nach den Vor. 
ſchriften der F 606 ff. 3PO. 

7. § enthält allein die materiellen Vorausſetzungen der Ehehinder- 
niſſe, die zum ange der Erbgeſundheit des deutſchen Volkes auf- 
geſtellt find. Durch die Vorſchriften über die Nichtigkeit einer ent- 
gegen den Verboten des § 1 geſchloſſenen Ehe in & 3 tritt keine Ein— 
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ſchränkung der Eheverbote des § 1 ein. Der Standesbeamte muß 
daher ſeine Mitwirkung bei einer Eheſchließung immer verſagen, 
wenn ihm nicht durch Vorlegung des Chetauglichkeitszeugniſſes, in 
der Uebergangszeit in Zweifelsfällen ebenfalls durch Vorlegung des 
Ehetauglichkeitszeugniſſes, ſonſt durch entſprechende Erklärungen 
der Verlobten, nachgewieſen wird, daß kein Ehehindernis nach $ 1 
vorliegt. Dabei iſt es gleichgültig, ob eine gleichwohl geſchloſſene Ehe 
nach $ 3 nichtig oder nur anfechtbar wäre. Praktiſche Bedeutung hat 
die Vorſchrift des § 3 demgegenüber insbeſondere für die Juſtiz⸗ 
behörden, die über die Nichtigkeit verbotswidrig geſchloſſener Ehen 
zu befinden haben; vgl. Runderlaß vom 18. Oktober 1935 (MBliV. 
S. 1295), Abſ. 5, unten S. 228. 


8. Wegen der Strafbarkeit der bei einer verbotenen Ehe mitwir— 
kenden Perſonen vgl. $ 4. 


84 
(1) Wer eine verbotene Eheſchließung erſchleicht (§ 3), wird mit 
Gefängnis nicht unter drei Monaten beſtraft. Der Verſuch iſt 
ſtrafbar. 
(2) Die Verfolgung wegen des vollendeten Vergehens tritt nur 
ein, wenn die Ehe für nichtig ertlärt iſt. 


1. Die Notwendigkeit beſonderer Straſvorſchriſten erklärt ſich 
aus der großen Bedeutung der Eheverbote des § 1 für die Volks- 
gemeinſchaft. Beſtraft werden jedoch nur ſolche Verſtoße, die dazu 
gun haben, daß die verbotswidrige Ehe für nichtig erklärt wor— 

en iſt. 


2. Strafbar iſt, wer eine verbotene Ehe erſchleicht ($ 3). Die Be- 
zugnahme auf $3 enthält eine authentiſche Interpretation; eine „Er— 
ſchleichung“ der Ehe liegt dann vor, wenn die Ausſtellung des Ehe- 
tauglichkeitszeugniſſes oder die Mitwirkung des Standesbeamten bei 
der Eheſchließung durch wiſſentlich falſche Angaben herbeigeführt 
worden oder die Ehe zum Zwecke der Umgehung des Geſetzes im 
Ausland geſchloſſen worden iſt. 

Bedingung für die Strafverfolgung wegen des vollendeten Ver— 
gehens iſt jedoch, daß die Ehe für nichtig erklärt worden iſt. Ob die 
Nichtigkeitserklärung auf eine Nichtigkeitsklage des Staatsanwalts 
oder auf eine Anfechtungsklage eines der Ehegatten zurückzuführen, 
iſt, iſt gleichgültig. Im erſteren Falle haben ſich beide Verlobten, im 
letzteren nur einer von ihnen ſtrafbar gemacht. Haben die Verlobten 
das Geſundheitsamt oder den Standesbeamten nicht durch ſalſche 
Angaben getäuſcht, ſondern ihnen das Vorliegen eines Ehehinder— 
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niſſes mitgeteilt, hat das Geſundheitsamt aber gleichwohl ein Ehe— 
tauglichkeitszeugnis ausgeftellt oder der Standesbeamte bei der Ehe— 
ſchließung mitgewirkt, fo iſt eine Beſtrafung nach § 4 nicht möglich. 
Dagegen würden ſich der Arzt des Geſundheitsamts wegen Ver- 
gehens gegen $ 278 StGB. (Ausſtellung unrichtiger ärztlicher Zeug⸗ 
niffe), der Standesbeamte wegen Vergehens gegen § 69 PStG. 
(unbefugte Eheſchließung) und die Verlobten gegebenenfalls wegen 
Anſtiftung zu dieſen Vergehen ſtrafbar machen. 

4, SIOB. ſtehen der Beſtrafung einer im Auslande erfolgten 
Eheerſchleichung nicht entgegen, da $ 4 EGeſG. als Sondervorſe rift 
der allgemeinen Regelung vorgeht. 

3. Der Verſuch der Eheerſchleichung iſt ebenfalls ſtrafbar. 
Jeder Verlobte, der einer Täuſchung des Geſundheitsamts oder des 
Standesbeamten oder des Verſuchs einer derartigen Täuſchung über⸗ 
führt wird, bevor die Ehe geſchloſſen ift, iſt daher zu beſtrafen. Da- 
gegen können wegen verſuchter Eheerſchleichung Perſonen, deren 
unzuläſſige Eheſchließung durch eine Täuſchungshandlung ermöglicht 
worden iſt, nicht beſtraft werden, wenn das Ehehindernis, das der 
Eheſchließung entgegenſtand, nachträglich weggefallen iſt (z. B. bei 
Heilung einer anſteckenden Krankheit oder Aufhebung der Entmün⸗ 
digung). Denn hier iſt die Straftat nicht nur verſucht, ſondern voll- 
endet; es iſt jedoch die Bedingung der Strafbarkeit — die Erklärung 
der Nichtigkeit der Ehe — nicht erfüllt. 

4. Die Strafverfolgung eines Ausländers iſt nach 8 5 Abſ. 2 von 
einer beſonderen Anordnung abhängig, die der Reichsminister der 
Juſtiz im Einvernehmen mik dem Reichsminiſter des Innern trifft. 
Eheerſchleichungen, an denen ein Ausländer beteiligt iſt, werden je— 
doch in der Praxis ſelten vorkommen, da die Vorſchriften des Ehe⸗ 
geſundheitsgeſetzes keine Anwendung finden, wenn beide Verlobten 
oder der männliche Verlobte Ausländer find; vgl. § 5. Strafbar macht 
ſich nur die weibliche Verlobte mit ausländiſcher Staatsangehörig⸗ 
keit, wenn fie bei der Täuſchung des Geſundheitsamts oder des Stan- 
desbeamten mitwirkt. 

5. Für die Aburteilung von Vergehen gegen $ 4 ift nach 88 24, 28 
GLS. die Zuſtändigkeit des Schöffengerichts gegeben. 

6. Im Zuſammenhang mit einer Eheſchließung, die den Verboten 
des § 1 zuwiderläuft, werden vielfach auch andere Strafbeſtimmun— 
gen als $ 4 verletzt werden. Haben die Verlobten oder einer von ihnen 
von gefälſchten Urkunden Gebrauch gemacht, haben ſie z. B. dem 
Standesbeamten ein gefälſchtes Ehetauglichkeitszeugnis vorgelegt, 
find fie wegen Urkundenfälſchung (F 267 ff. StGB.) ftrafbar. Hat 
ein Verlobter dem andern das Vorliegen eines Ehehinderniſſes arg— 
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liſtig verſchwiegen, ſo iſt er, wenn die Ehe aus dieſem Grunde aufgelöſt 
10 auf nr Teils wegen Vergehens gegen $ 170 
StGB. zu beſtrafen; dieſe Vorſchrift ſteht dabei in Idealkonkurrenz 
mit g 4. Geht ein an einer anſteckenden Geſchlechtskrankheit leidender 
Verlobter eine Ehe ein, ohne den andern Teil hiervon vor der Ehe 
schließung in Kenntnis geſetzt zu haben, jo verſtößt er gegen $6 des GGe⸗ 
etzes zur Bekämpfung der Geſchlechtskrankheiten vom 18. Februar 
1927 (RG Bl. 1 S. 61). Der Standesbeamte, der eine Cheſchließung 
entgegen den Vorſchriften des $ 1 vollzieht, macht ſich ohne Rückſicht 
darauf, ob die Ehe nichtig oder nur anfechtbar iſt, eines Vergehens 
gegen $ 69 PStG. ſchuldig. Zwar ift danach der Standesbeamte nur 
ſtrafbar, wenn er bei einer Eheſchließung unter Außerachtlaſſung der 
im Perſonenſtandsgeſetz und im Bürgerlichen Geſetzbuch gegebenen 
Vorſchriften hierüber mitwirkt. Der aus dieſer Strafporſchrift erficht- 
liche Grundgedanke rechtfertigt aber im Einklang mit dem geſunden 
Vollsempfinden nach 82 StGB. — Faſſung des Geſetzes vom 28. Juni 
1935 (RG Bl. 1 S. 839) — eine Beſtrafung auch bei Außerachtlaſſung 
der Vorſchriften des Ehegeſundheitsgeſetzes. 


8 5 


(1) Die Vorſchriften dieſes Geſetzes finden keine Anwendung, 
. beide Verlobten oder der männliche Verlobte eine fremde 
Staatsangehörigkeit beſitzen. 

(2) Die Strafverfolgung eines Ausländers nach $ 4 tritt nur auf 
Anordnung ein, die der Reichsminiſter der Juſtiz im Einvernehmen 
mit dem Reichsminiſter des Innern trifft. 


1. Bei der Anwendung des Ehegeſundheitsgeſetzes auf Auslän⸗ 
der, die vor einem deutſchen Standesbeamten oder im Ausland mit 
einem Deutſchen die Ehe eingehen wollen, durfte nicht außer acht 
gelaſſen werden, daß das Ehegeſundheitsgeſetz dem Schutze der Erb. 
geſundheit des deutſchen Volkes dienen ſoll. Hiervon ausgehend 
rechtfertigt ſich die Nichtanwendung des Geſetzes ohne weiteres, wenn 
beide Verlobten Ausländer ſind. Die Nichtanwendung ſcheint aber 
auch dann begründet, wenn allein der männliche Verlobte eine fremde 
Staatsangehörigkeit beſitzt; denn die weibliche Verlobte, die deut⸗ 
ſcher Staatsangehörigkeit ift, verliert dieſe nach 817 Nr. 6 RuStAngc. 
mit der Eheſchließung; fie erlangt meiſt gleichzeitig die Staatsange⸗ 
hörigkeit ihres Mannes; auch die Kinder werden fremde Staats- 
angehörige. Dagegen rechtfertigt ſich die Anwendung des Ehege⸗ 
ſundheitsgeſetzes, wenn ein deutſcher Verlobter eine Ausländerin 
heiratet, da dieſe nach $6 NuStAng®. Deutſche wird. 
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Dieſe Regelung ſteht nur teilweiſe im Einklang mit Art. 13 Ech 
BGB. nach dem ſich die Ehefähigkeit eines Verlobten nach —ꝗ 
Heimatrecht beſtimmt. $5 geht aber als Sonderregelung dem Art. 13 
Ec BGB. vor. Die darin vorgeſehene Abweichung in dem Fall, daß 
ein Ausländer eine Deutſche heiratet, erklärt ſich daraus, daß deut⸗ 
ſcherſeits kein Intereſſe an der Anwendung des Ehegeſundheitsgeſet— 
zes befteht, wenn alle Beteiligten eine fremde Staatsangehörigkeit 
erlangen. Heiratet dagegen ein Deutſcher eine Ausländerin, ſo = 
fein Anlaß vor, von der allgemeinen Regelung des Art. 13 CG 
abzuweichen. Danach unterliegt zwar nur der männliche Verlobte den 
Vorſchriften des Ehegeſundheitsgeſetzes; da es ſich aber bei den Ehe— 
hinderniſſen des $ 1 um zweiſeitige Ehehinderniſſe handelt (vgl. Bem.2 
zu $ 1), iſt ihm die Eingehung der Ehe nur dann geſtattet, wenn auch 
die Braut ehetauglich iſt. Er muß daher ſowohl veranlaſſen, daß dieſe 
ſich unterſuchen läßt, als auch die Unterlagen über ihre Erbgeſundheit 
beibringen; vgl. auch $6 der Erſten DR. z. EGeſch. 

2. Die Vorſchriſt, daß die Strafverfolgung eines Ausländers we⸗ 
gen eines Vergehens gegen $ 4 nur auf beſondere Anordnung ein— 
tritt, die der Reichsminiſter der Juſtiz im Einvernehmen mit dem 
Reichsminiſter des Innern trifft, ſoll ſicherſtellen, daß ein Ausländer 
wegen des im Ausland unbekannten Vergehens nur in ſolchen Fällen 
beſtraft wird, in denen es mit Rückſicht auf die Lage des Falles an— 
gebracht erſcheint. Im Hinblickauf die Ausnahme von der Anwendung 
des Ehegeſundheitsgeſetzes für den ausländiſchen männlichen Ver— 
lobten (vgl. oben Bem. 1) kann nur eine Ausländerin ſich ſtrafbar 
machen. Wird der Staatsanwaltſchaft ein Vergehen gegen $ 4 be- 
kannt, jo hat ſie vor weiteren Maßnahmen, gegen eine Ausländerin 
dem Reichsminiſter der Juſtiz zu berichten. 

3. Für Staatenloſe iſt unter Abweichung von Art. 29 CHB B. 
für die Anwendung des Ehegeſundheitsgeſetzes eine beſondere Re— 
gelung getroffen. Das Ehegeſundheitsgeſetz findet auf alle Staaten- 
loſen, die ihren gewöhnlichen Aufenthalt im Inland haben, Anwen⸗ 
dung, außerdem aber auf diejenigen Staatenloſen, die zwar ihren 
ya en Aufenthalt im Ausland haben, die aber in Deutſchland 

ie Ehe ſchließen; vgl. im einzelnen $ 29 der Erſten DV. z. EGeſch. 
und Bem. hierzu. 
8 6 

Der Reichsminiſter des Innern oder die von ihm ermächtigte 
Stelle kann Befreiungen von den Vorſchriften dieſes Geſetzes be⸗ 
willigen. 


1. Die Möglichkeit von Befreiungen von den Vorſchriften des Ehe- 
geſundheitsgeſetzes mußte vorgeſehen werden, weil das Sach und 
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iet, das durch dieſes Geſetz geregelt iſt, eine bewegliche 

en er des Gehe dream erſcheinen läßt. Es kann von 

allen Vorſchriften des Ehegeſundheitsgeſetzes Befreiung erteilt wer⸗ 

den; die Befreiung kann allgemein für eine beſtimmte Gruppe von 
Fällen oder im Einzelfall erteilt werden. . 

2. Durch die Erſte DV. z. EGeſch. Find in zwei Fällen allgemeine 
Befreiungen erteilt worden: f . 

a) $ 24 enthält eine Befreiung von $ 1; bei Nottrauungen gemäß 
850 PSt®. ſteht $ 1 der Eheſchließung nicht entgegen; 

b) $ 27 befreit in der Uebergangszeit bis zum. Apnkrafttzeten bed 5 2 
die Verlobten, die für ihre Eheſchließung im Ausland ein Ehe⸗ 
fähigkeitszeugnis benötigen, in allen Fällen von der Beibringung 
eines Ehetauglichkeitszeugniſſes, wenn auch nur einer von ihnen 
ſeinen gewöhnlichen Aufenthalt im Ausland hat. 


3. Zuſtändig zur Bewilligung von Befreiungen iſt der Reichs⸗ 
Rn des en der feine Befugnis übertragen kann. Durch 
$ 30 der Erſten DV. z. EGſeſch. iſt die Befugnis zur Befreiung von 
den Vorſchriften der F und 2 der höheren Verwaltungsbehörde 
übertragen worden. Sie kann dieſe Befugnis jedoch nur nach Richt- 
linien ausüben, die der Reichsminiſter des Innern im Einvernehmen 
mit dem Stellvertreter des Führers erläßt. Vgl. im einzelnen $ 30 
der Erſten DV. z. EGeſch. 


8 7 
Der Reichsminiſter des Innern erläßt im Einvernehmen mit dem 
eee des Führers und dem Reichsminiſter der Juſtiz die 
zur Durchführung und Ergänzung dieſes Geſetzes erforderlichen 
Rechts⸗ und Verwaltungsvorſchriften. 


ie zur Durchführung und Ergänzung, nicht aber auch die nur zur 
Pa des Geſehes ergehenden Vorſchriften erläßt der Reichs⸗ 
miniſter des Innern zuſammen mit dem Stellvertreter des Führers 
und dem Reichsminiſter der Juſtiz. An Vorſchriften zur Durchfüh- 
rung und Ergänzung des Geſetzes ift bisher nur die Erſte Durchfüh⸗ 
rungsverordnung zum Ehegeſundheitsgeſetz vom 29. November 1935 
(RG Bl. 1 S. 1419) ergangen; unten S. 191. \ h 
An Vorſchriften, die die Anwendung des Geſetzes durch die nad)- 
geordneten Behörden regeln, ſind bisher folgende Runderlaſſe 
ergangen: ee 
a) Runderlaß vom 18. Oktober 1935 (MBliV. S. 1295), unten ©.228, 
b) Runderlaß vom 19. Oktober 1935(MBliV. S. 1299), unten S. 229, 
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e) Runderlaß vom 12. Dezember 1935 (MBliV. S. 1489), unten 
S. 23. 


2 


d) Runderlaß vom 25. Januar 1936 - IV A 8908/1075 a. 


88 
(1) Das Geſetz tritt am Tage nach der Verkündung in Kraft. 
(2) Den Zeitpunkt des Inkrafttretens des § 2 beſtimmt der Reichs⸗ 
miniſter des Innern. Vis zu dieſem Zeitpunkt iſt ein Ehetauglich⸗ 
keitszeugnis nur in Zweifelsfällen vorzulegen. 


1. Das Geſetz iſt in der am 19. Oktober 1935 ausgegebenen Num- 
mer des Reichsgeſetzblattes verkündet worden, alſo am 20. Oktober 
1935 in Kraft getreten. 


2. Der Zeitpunkt des Inkrafttretens des $ 2 kann vorläuſig noch 
nicht beftimmt werden. Wegen der Uebergangsregelung vgl. Sem. 8 
zu § 2. 


Begründung zu dem Geſetz zum Schutze der Erbgeſundheit 
des Deutſchen Volkes 


(Deutſcher Reichsanzeiger und Preußiſcher Staatsanzeiger vom 26. Oktober 1935) 


Der nationalſozialiſtiſche Staat ſieht in der Familie die Keimzelle der 
Sippe und des Volkes. Zu ihrem beſonderen Schutz wird das vorliegende 
Geſetz erlaſſen. Um geſundheitlich unerwünſchte Ehen zu verhindern, ſieht 
das Geſetz in beſonders begründeten Fällen eine Reihe von Eheverboten 
vor. Danach ſoll die Ehe insbeſondere verboten ſein, wenn die zu gründende 
Ehe von vornherein durch eine mit Anſteckungsgeſahr verbundene Krank— 
heit bedroht oder wenn die Entſtehung erbkranken Nachwuchſes zu befürch⸗ 
ten iſt. Hierzu iſt durch ein Chetauglichkeitszeugnis des Geſundheitsamtes 
nachzuweiſen, daß ein Ehehindernis im Sinne dieſes Geſetzes nicht beſteht. 

Es iſt beabſichtigt, auf Grund der in $ 7 des Geſetzes enthaltenen Ermächti- 
gung in den Ausführungsvorſchriften eine Beſchwerdemöglichleit gegen die 
Entſcheidung des Geſundheitsamtes vorzuſehen. Im Falle der — 
des Ehetauglichkeitszeugniſſes aus Gründen des $ 1 des Geſetzes ſoll die Be⸗ 
ſchwerde bei dem zuſtändigen Erbgeſundheitsgericht und gegen deſſen Ent- 
IE eine weitere Beſchwerde an das Erbgeſundheitsobergericht zu- 
läſſig ſein. 

In der Erkenntnis, daß durch Eheverbote nur die ſchwerſten Gefahren 
abgewehrt werden können, werden dieſe Verbote auf die im Geſetz auf- 
geführten Fälle beſchränkt; in allen übrigen Fällen, in denen aus anderen 
geſundheitlichen Gründen Bedenken gegen eine Ehe beſtehen, muß es der 
Selbſtverantwortung jedes einzelnen Volksgenoſſen überlafjen bleiben, ob 
er dem Rat des Eheberaters folgen will. So wird durch die Einführung der 
Chetauglichkeitszeugniſſe nicht nur die Durchführung der geſetzlich feft- 
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gelegten Eheverbote ſichergeſtellt, ſondern es, wird gleichzeitig erreicht, daß 
alle Verlobten vor der Eheſchließung einer Eheberatung zugeführt werden. 
Die Geſundheitsämter haben demnach in Zukunſt eine große Erziehungs- 
aufgabe zu leiften, indem fie darauf hinzuwirken haben, daß die bei der Ehe⸗ 
beratung erteilten Ratſchläge zum Wohle der kommenden Geſchlechter und 
des geſamten Volkes auch tatſächlich beſolgt werden. Was heute Vielen noch 
als ein Zwang erſcheinen mag, muß allmählich zu einer Selbſtverſtändlich⸗ 
leit werden. Wenn ein ſolches Verantwortungsbewußtſein der Ehe und 
Familie gegenüber erreicht wird, iſt damit ein bedeutungsvoller Weg be- 
ſchritten, der geeignet erſcheint, die Volkstraft und Volksgeſundheik der 
jetzigen und der kommenden Geſchlechter auf Jahrhunderte hinaus zu fihern 
und dem deutſchen Volk eine Höherentwidlung zu ermöglichen. 

Zu den Beſtimmungen des Geſetzentwurfs im einzelnen iſt folgendes zu 
bemerken: 


Zu 8 1: 51 zählt diejenigen Fälle auf, in denen eine Che nicht geſchloſſen 
werden darf, wenn geſundheitliche Gründe der Eheſchließung entgegen- 
ſtehen oder die Entſtehung erbkranken Nachwuchſes zu befürchten iſt, oder 
wenn aus beſtimmten Gründen die Ehe zur Erzeugung oder Aufzucht ge⸗ 
ſunder Kinder untauglich erſcheint. 

Nach Abſ. 1 Buchſt. a begründen ſolche Krankheiten ein Ehehindernis, die 
mit einer Anſteckungsgeſahr für den anderen Ehepartner oder für die Nach⸗ 
fommenfchaft verbunden ſind. Es kommen hier namentlich in Frage Ge⸗ 
ſchlechtskrankheiten, beftimmte Formen von Tuberkuloſe u. ä. anſteckende 
Erkrankungen, bei deren Vorliegen ein verantwortungsbewußter Menſch 
ohnehin an die Eingehung einer Che nicht denken dürfte. Den Betroffenen 
ſelbſt iſt vielfach nichts von ihrer Erkrankung bekannt. Sie erfahren dies nun⸗ 
mehr durch die Eheberatung. Es iſt anzunehmen, daß es dadurch möglich 
ſein wird, die Uebertragung anſteckender Krankheiten in der Ehe zu ver⸗ 
hindern und den geſunden Ehepartner vor der Gefahr der Anſteckung und 
der danach folgenden Enttäuſchung zu bewahren. 

In Abs. 1 Vuchſt. b ift beſtimmt worden, daß Perſonen, die entmündigt 
ſind oder unter vorläufiger Vormundſchaft ſtehen, nicht heiraten dürfen. 
Dieſe Beſtimmung geht über die Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuches 
hinaus, wonach z. B. Perſonen, die wegen Geiſtesſchwäche, Verſchwendung 
oder Trunlſucht entmündigt find, mit Einwilligung ihres geſetzlichen Ver⸗ 
treters heiraten lönnen. Dies wird ihnen nunmehr verboten. Das Verbot 
beruht auf der Erwägung, daß geiſtesſchwache Perſonen wegen der Gefahr 
der Vererbung ihrer Anlagen auf den zu erwartenden Nachwuchs von dem 
Fortpflanzungsprozeß nach Möglichkeit ferngehalten werden ſollen. Ferner 
ſind aber auch Verſchwendung und Trunkſucht vielfach die Folge minder- 
wertiger geiſtiger Erbanlagen, jo daß die Eingehung der Ehe mit ſolchen 
Perſonen nicht nur dem anderen Ehepartner eine Enttäuſchung bringen 
dürfte, ſondern auch die ordentliche Erziehung und Wartung der Kinder ge- 
fährdet. 

Zu e: Die Beſtimmung, daß derjenige keine Ehe eingehen darf, der, ohne 
entmündigt zu fein, an einer geiftigen Störung leidet, die die Che für die 
Volfsgemeirſchaft unerwünſcht erſcheinen läßt, bedeutet lediglich eine Er- 
weiterung des Verbotes nach b. 
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Hierunter gehören vor allem die Perſonen, die deshalb nicht entmündigt 
werden, weil ſie ihre geringfügigen Angelegenheiten zu beſorgen vermögen. 
Es werden darunter auch die toner fallen, bei denen Geiſtesſchwäche 
oder geiſtige Störungen vorliegen, die zu ſchwerer Pſychopathie, Pſychoſe 
babe 1 verbrecheriſchen und gemeinſchaftsgefährlichem Verhalten geführt 

Buchſt. d enthält die aus dem Geſetz zur Verhütung erbkranken Nach- 
wuchſes ſich ergebende Folgerung, daß diejenigen Perſonen, die an fear 
Erbkrankheit im Sinne des genannten Geſetzes leiden, zu einer Ehe mit 
einer fortpflanzungsfähigen Perſon nicht zugelaſſen werden ſollen. Da der 
Sinn der Ehe in der 9 von Nachkommenſchaft liegt, ſoll ferner eine 
geſunde zeugungs- bzw. gebärfähige Perſon nicht an einen unfruchtbar ge- 
machten Partner gebunden werden. Anderſeits iſt es unbedenklich, wenn 
zwei unfruchtbare Perſonen eine Lebensgemeinſchaft eingehen. 


Ju 8 2: Das Nichtvorliegen eines Ehehinderniſſes nach $ 1 des Geſetzes 
in duch Vorlage eines Zeugniſſes des Geſundheitsamtes ee 
Die Ausſtellung des Zeugniſſes ſetzt eine ärztliche Unterſuchung beider 
Verlobten in dem A5 Geſundheitsamt jowie erſorderlichenfalls 
Nachſorſchungen nach der erbbiologiſchen Beſchaffenheit der Sippe voraus. 
Da das vorliegende Geſetz den Nachweis, ob ein Ehehindernis im Sinne der 
Beſtimmungen des $ vorliegt, von einem Zeugnis des Geſundheitsamtes 
abhängig macht, beſteht nunmehr die Möglichkeit, die Ausſtellung der Ehe- 
tauglie Agende mit einer Beratung der zur Ehe entſchloſſenen Per- 
ſonen zu verbin en. Gemäß ss 51-53 der Dritten Durchführungsverordnung 
zum Geſetz über die Vereinheitlichung des Geſundheitsweſens vom 30. März 
1935 — Reichsminiſterialbl. S. 327 ff. — find die Geſundheitsämter an⸗ 
ewieſen worden, Beratungsſtellen für Erb. und Raſſenpflege einzurichten. 
ie Grundfäße, die bei ihrer Errichtung und Tatigkeit zu beachten find, find 
den Landesregierungen, durch Erlaß des Reichsminiſters des Innern vom 
21. März 1935 — IV 3060/1075 b — bekanntgegeben. Da es nicht mög · 
lich fein wird, den Geſundheitsämtern ſofort geeignete Aerzte und Hilfs⸗ 
in für dieſe Aufgaben in genügender gaht zur Verfügung zu ſtellen, 
ft in $ 8 Abſ. 2 für eine angemeſſene Uebergangszeit die Vorlage der Ehe- 
tauglichkeitszeugniſſe nur in Zweiſelsſällen vorgeſchrieben. 


Zu § 3: 6 3 enthält Beſtimmungen über die Nichtigkeit der den Verboten 
des F 1 zuwider geſchloſſenen Ehen. Dieſe ſollen nichtig fein, wenn beide 
Verlobten durch wiſſentlich falſche Angaben die Ausſtellung des Ehezeug⸗ 
niſſes oder die Mitwirkung des Standesbeamten bei der Eheſchließung, ins- 
beſondere durch Vorlage eines gefälſchten Ehetauglichkeitszeugniſſes er- 
ſchlichen haben. Die im Ausland geſchloſſene Che ſoll außerdem nichtig fein, 
wenn die Verlobten im Auslande geheiratet haben, um die Vorſchriften des 
Geſetzes zu umgehen. In allen Fällen kann die Nichtigkeitsklage nur vom 
Staatsanwalt erhoben werden. 

Hat nur einer der Verlobten die Täuſchung begangen, ſo findet eine 
e 775 Ane 1 oer kann 15 5 Leit 10 9 1333 

„die Anfechtungsklage erheben und naı 70 Reichs 
Strafantrag ſtellen. ER ... * 
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Bei nachträglichem Wegfall des Ehehinderniſſes beſteht kein Bedenken, 
die Ehe von vornherein als gültig anzuſehen. 


Zu 8 4: $ 4 enthält Strafbeſtimmungen für den Fall, daß eine Ehe ⸗ 
ſchließung durch wiſſentlich unwahre Angaben erſchlichen wird. Gegen einen 
Ausländer darf die Strafverfolgung nach $ 5 Abſ. 3 des Geſetzes nur auf 
Anordnung des Reichsminiſters der Juſtiz, die dieſer im Einvernehmen mit 
dem Reichsminiſter des Innern trifft, ſtattfinden. 


Zu 8 5: Nach g 5 des Geſetzes finden feine Vorfchriften keine Anwendung 
auf Eheſchließungen zwiſchen Ausländern, weil ein Intereſſe des Deutſchen 
Reiches, die Eheſchließungen unter Ausländern in geſundheitlicher Hinſicht 
beſonders zu überwachen, nicht beſteht. Ebenſo findet das Geſetz leine An⸗ 
wendung, wenn ein ausländiſcher Mann eine deutſche Frau heiraten will. 
Durch die Eheſchließung verliert die deutſche Frau ihre Reichsangehörigkeit 
und ſcheidet damit aus dem deutſchen Staatsverband aus. In der Regel 
wird ſie ſchon durch die Eheſchließung die Staatsangehörigkeit des Mannes 
erwerben oder doch bald nachher in deſſen Staatsverband aufgenommen 
werden. Auch in Fällen dieſer Art beſteht kein Anlaß, eine Ehe zu verbieten. 
Anders liegen die Verhältniſſe, wenn der Bräutigam Deurfcher iſt, da dann 
feine jpätere Ehefrau deutſche Staatsangehörige wird und auch ſeine Kin- 
der als Deutſche geboren werden. Infolgedeſſen wird dem reichsangehörigen 
Verlobten die Verpflichtung auferlegt, das Ehetauglichkeitszeugnis beizu⸗ 
bringen. Dabei wird ſich eine Nachprüfung aber auch auf die geſundheitlichen 
Verhältniſſe der ausländiſchen Frau erſtrecken müſſen. Damit iſt den Vor. 
ſchriften des Haager Abkommens zur Regelung des Geltungsbereiches der 
Geſetze auf dem Gebiete der Eheſchließung vom 12. Juni 1902 (Reichsgeſettzbl. 
1904 S. 221) Rechnung getragen. 

Zu $ 6: 8 6 ermächtigt den Reichsminiſter des Innern, für beſondere Fälle 
Befreiungen von den Vorſchriften dieſes Geſetzes zu bewilligen. Er kann 
dieſe Befugnis auf nachgeordnete Stellen übertragen. 


2. Erſte Verordnung 


zur Durchführung des Ehegeſundͤheitsgeſetzes 
Vom 29. November 1935 
(RG Bl. I ©. 1419) 


Auf Grund der $$ 6 und 7 des Geſetzes zum Schutze der Erbgefund- 
heit des deutſchen Volkes (Ehegeſundheitsgeſetz) vom 18. Niobe 
1935 (RGBl. I S. 1246) wird folgendes verordnet: 
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Die Ausſtellung des Ehetauglichteitszeugniſſes (Anlage 1) iſt ein 
Teil der Eheberatung und erfolgt durch das zuſtändige Geſund⸗ 
heitsamt (Beratungsitelle für Erb- und Raſſenpflege). 


1. Das Ehetauglichteitszeugnis erfüllt eine doppelte Aufgabe. 
Es weit einmal nach, daß kein Ehehindernis mangelnder Ehegejund- 
heit im Sinne des $ 1 EGeſch. vorliegt ($ 2 EGeſch.); es tut weiter 
dar, daß auch kein Ehehindernis wegen Gefährdung der Reinerhal- 
tung des deutſchen Blutes im Sinne des $ 6 der Erſten AV. z. BlSchch. 
vorhanden ift ($ 7 der Erſten AV. z. BlSchch.). Wegen des Wortlauts 
des Ehetauglichkeitszeugniſſes vgl. Anlage 1 zu 8 1. 

2. Das Verfahren bei der Ausſtellung des Ehetauglichkeitszeug— 
niſſes ift in SS 2 ff. geregelt. u a e ee 

3. Die örtliche Zuſtändigteit des Geſundheitsamts zur Ausftellung 
des Ehetauglichkeitszeugniſſes ergibt ſich aus § 4 in Verbindung mit 
$ 2. Zuftändig ift danach das für die Unterfuchung der Braut zuſtän⸗ 
dige Geſundheitsamt, d. h. grundſätzlich jenes Geſundheitsamt, in 
deſſen Bezirk die Braut ihren Wohnſitz oder gewöhnlichen Aufenthalt 
hat. Im einzelnen vgl. $ 4 und $ 2 ſowie die Bem. hierzu. 

4. Wegen der mit der Ausſtellung der Ehetauglichkeitszeugniſſe 
verbundenen allgemeinen Eheberatung vgl. Bem. 7 zu § 2 EGeſch. 
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(1) Zwecks Erlangung des Ehetauglichteitszeugniſſes hat ſich je: 
der Verlobte bei dem Geſundheitsamt unterſuchen zu laſſen, in 
deſſen Bezirk er ſeinen Wohnſitz oder gewöhnlichen Aufenthalt hat. 
Hat ein Verlobter ſeinen Wohnſitz im Ausland oder hält er ſich 
längere Zeit im Ausland auf, ſo kann er ſich bei jedem deutſchen 
Geſundheitsamt unterſuchen laſſen. Das Geſundheitsamt hat Erz 
mittlungen über die Erbgeſundheit der Verlobten anzuſtellen. 
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(2) Der Verlobte kann ſich auch von einem vom Reichsärzteführer 
hierfür zugelaſſenen Arzt der freien Praxis unterſuchen laſſen. 
Das Ergebnis der Unterſuchung iſt in einem Unterſuchungsbogen 
(Anlage 2) niederzulegen und dem zuſtändigen Geſundheitsamt 
unmittelbar nach der Unterſuchung zu überſenden. Das Geſund⸗ 
heitsamt hat das Unterſuchungsergebnis ſeiner Beurteilung zu⸗ 
grunde zu legen. 

(% Hat einer der Verlobten ſeinen Wohnſitz oder gewöhnlichen 
Aufenthalt im Ausland, ſo kann die Unterſuchung auch durch einen 
ausländiſchen Arzt erfolgen, deſſen Zuverläſſigteit durch den zu⸗ 
ſtändigen deutſchen Berufskonſul oder diplomatiſchen Vertreter 
nach Anhörung des zuſtändigen politiſchen Leiters der NSDAP be⸗ 
ſtätigt wird. 


1. Die Entſcheidung über die Ausſtellung des Ehetauglichkeitszeug⸗ 
niſſes iſt von einer Unterſuchung der Verlobten (vgl. Bem. 2) und 
von Ermittlungen über ihre Erbgeſundheit (ogl. Ben. 3) abhängig. 
Das Ehetauglichkeitszeugnis darf nur ausgeſtellt werden, wenn ſich 
aus keiner dieſer Unterlagen ein Bedenken dagegen ergibt. 


2. Die Unterſuchung hat ſich auf den geſamten Geſundheitszuſtand 
der Verlobten zu erſtrecken, da nur eine allgemeine Unterſuchung eine 
ausreichende Unterlage für die Feſtſtellung, ob ein Ehehindernis nach 
§1 Ccgeſch. oder nach $ 6 der Erſten AV. z. BlScheh. vorliegt, bildet. 
Von einer Unterſuchung kann Abſtand genommen werden, wenn feit- 

eſtellt wird, daß der Verlobte entmündigt ift oder unter vorläufiger 
Vormundſchaft ſteht, da mit dieſer Feſtſtellung das Vorliegen eines 
Ehehinderniſſes nach $ 1 Buchſt. b EGeſch. bereits dargetan iſt. Bei 
der Unterſuchung auf das Vorliegen eines Ehehinderniſſes nach 8 1 
ESS. ſind die aus dem Unterſuchungsbogen (Anlage 2 zu 5 2) er- 
ſichtlichen Feſtſtellungen zu treffen. Bei der auf Grund des $ 6 der 
Erſten AV. z. BlSchch. erforderlichen Unterſuchung ift das durch den 
Reichs- und Preußiſchen Miniſter des Innern vorgeſchriebene Form⸗ 
blatt zugrunde zu legen. 

Zuſtändig zur Unterſuchung ſind bei Wohnſitz oder gewöhnlichem 
Aufenthalt eines Verlobten im Inland 

a) das Geſundheitsamt, in deſſen Bezirk der Verlobte ſeinen Wohn⸗ 
ſitz oder gewöhnlichen Aufenthalt hat. Stimmen Wohnſi oder 
gewöhnlicher Aufenthalt der Verlobten nicht überein, ſo iſt für 
jeden Verlobten das Geſundheitsamt ſeines Wohnſitzes oder 
Aufenthalts zuſtändig; 
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b) jeder vom Reichsärzteführer hierfür zugelaſſene Arzt der freien 
Praxis. Eine Liſte der zugelaſſenen Aerzte wird jedem Geſund 
heitsamt für ſeinen Bereich zugehen. Der Arzt hat das Ergebnis 
der Unterſuchung in dem Unterſuchungsbogen (Anlage 2 zu $ 2) 
niederzulegen. Da der Verlobte bei der Unterſuchung durch einen 
Arzt der freien Praxis nicht perſönlich vor dem Geſundheitsamt 
zu erſcheinen braucht, hat dieſer Arzt auch die ſonſt dem Geſund— 
heitsamt obliegende Eheberatung vorzunehmen; der gegebene 
Ratſchlag iſt in dem Unterſuchungsbogen zu vermerken. Um Ber- 
zögerungen auszuſchließen, iſt angeordnet, daß der Unterfuchungs- 
bogen unmittelbar nach der Unterſuchung dem zuſtändigen Ge— 
ſundheitsamt einzuſenden iſt. Zuſtändiges Geſundheitsamt im 
Sinne dieſer Vorſchrift iſt das für die Unterſuchung des Verlobten 
zuſtändige Geſundheitsamt; darauf, ob dieſes auch für die Aus. 
ſtellung des Ehetauglichkeitszeugniſſes zuſtändig iſt, kommt es 
nicht an; vgl. hierzu auch Bem. 2 zu § 4. Das Geſundheitsamt hat 
das aus dem Unterſuchungsbogen erſichtliche Unterfuchungs- 
ergebnis ſeiner Beurteilung zugrunde zu legen. Dieſe Vorſchrift 
ſchließt eine Nachprüfung des Unterſuchungsergebniſſes durch das 
Geſundheitsamt regelmäßig aus. Das Geſundheitsamt hat aber 
auch in dieſem Falle Ermittlungen über die Erbgeſundheit der 
Verlobten anzuſtellen (vgl. Bem. 3). Es wird daher — in aller- 
dings ſeltenen Fällen — vorkommen können, daß die Ausſtellung 
des Ehetauglichkeitszeugniſſes auf Grund der Feſtſtellungen über 
die Erbgeſundheit abgelehnt werden muß, obwohl das Unter 
ſuchungsergebnis als ſolches der Ausſtellung nicht entgegenſteht. 
Zweckmäßig ſetzt ſich aber das Geſundheitsamt in einem ſolchen 
Falle vorher mit dem unterſuchenden Arzt in Verbindung. 

Bei Wohnſitz oder gewöhnlichem Aufenthalt eines Verlobten im 
Ausland kann dieſer wählen, ob er ſich durch ein beliebiges deutſches 
Geſundheitsamt, durch einen vom Reichsärzteführer zugelaſſenen 
Arzt der freien Praxis oder durch einen ausländiſchen Arzt unter- 
ſuchen laſſen will. Im letzten Fall iſt aber Vorausſetzung, daß die Zu 
verläſſigkeit des Arztes durch den zuſtändigen deutſchen Berufskonſul 
oder diplomatiſchen Vertreter nach Anhörung des zuſtändigen poli 
tiſchen Leiters der NSDAP beſtätigt wird. Die Möglichkeit der 
Unterſuchung durch einen ausländiſchen Arzt iſt vorgeſehen, um ins 
beſondere Auslandsdeutſchen, die im Inlande heiraten wollen, die 
Vorbereitung der Eheſchließung vom Ausland aus ſo weit zu ermög— 
lichen, daß ſie unmittelbar nach ihrer Ankunft im Inland heiraten 
können. Das Unterſuchungsergebnis iſt, falls nur der Bräutigam im 
Ausland wohnt, dem für die Unterſuchung der Braut zuſtändigen 
Geſundheitsamt, ſonſt einem beliebigen deutſchen Geſundheitsamt 
13 Raſſengeſetzgebung I 
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zu übermitteln; zweckmäßig wird, falls nur die Braut im Ausland 
wohnt, das für den Wohnſitz des Bräutigams und, falls beide Ver- 
lobten im Auslande wohnen, das für den Ort der Eheſchließung 
zuſtändige Geſundheitsamt gewählt. Das Geſundheitsamt iſt an das 
Unterſuchungsergebnis anders wie bei der Unterſuchung durch einen 
zugelaſſenen inländiſchen Arzt nicht gebunden. Eine Nachprüfung 
des Ergebniſſes wird aber angeſichts der dadurch entſtehenden räum— 
lichen Schwierigkeiten nur dann in Frage kommen, wenn entweder 
die Feſtſtellungen über die Erbgeſundheit oder ſonſtige bekannte Tat 
ſachen trotz des übermittelten Unterſuchungsergebniſſes Zweifel an 
der Zuläſſigkeit der Eheſchließung begründen. 

3. Die Ermittlungen über die Erbgeſundheit der Verlobten wer— 
den ſo eingehend angeſtellt werden müſſen, wie dies ohne unbillige 
Belaſtung der Verlobten möglich iſt. Werden bei der Unterſuchung 
der Verlobten keine Anhaltspunkte für eine Erbkrankheit feſtgeſtellt 
und ergeben ſich ſolche auch nicht aus den Angaben der Verlobten, ſo 
wird auf weitergehende Ermittlungen regelmäßig verzichtet werden 
können; anders in den Fällen, in denen ſich der Verdacht einer Erb— 
krankheit oder einer erblichen Belaſtung ergibt. Bei den Ermittlungen 
ſind die in den „Grundſätzen für die Errichtung und Tätigkeit der 
Beratungsſtellen für Erb- und Raſſenpflege“, vgl.unten S. 234, ge- 
gebenen Richtlinien zu beachten. 


8 3 

Bis zum Inkrafttreten des $ 2 des Geſetzes iſt ein Ehetauglich⸗ 
keitszeugnis nur beizubringen, wenn der Standesbeamte begrün⸗ 
dete Zweifel hat, ob ein Ehehindernis im Sinne des § 1 des Ehe: 
geſundheitsgeſetzes oder des S 6 der Erſten Verordnung vom 
14. November 1935 zur Ausführung des Geſetzes zum Schutze des 
deutſchen Blutes und der deutſchen Ehre (Reichsgeſetzbl. 1 S. 1334) 
vorliegt. 

1. $ 3 wiederholt die in $ 8 Abſ. 2 EGeſch. und in § 17 der Erſten 
AB. z. BISHG. enthaltene Vorſchrift, daß vorläufig ein Ehetaug⸗ 
lichteitszeugnis nur in Zweifelsfällen beizubringen ift; den Zeit⸗ 
punkt, von dem ab in allen Fällen ein Ehetauglichkeitszeugnis bei- 
zubringen iſt, wird der Reichsminiſter des Innern noch beſtimmen. 
Da das Ehetauglichkeitszeugnis beſcheinigt, daß weder ein Ehehinder- 
nis nach d 1 Ceſch. noch ein ſolches nach $ 6 der Erſten AB. z. BlSchG. 
vorliegt, kann ein Zweifel hinſichtlich des Vorliegens ſowohl des 
einen wie des anderen Ehehinderniſſes auftreten. Das Ehetauglich— 
keitszeugnis iſt beizubringen, wenn auch nur hinſichtlich eines dieſer 
Ehehinderniſſe Zweiſel beſtehen. 
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2. Die Entſcheidung, ob ein Zweifelsfall vorliegt, obliegt dem 
Standesbeamten, bei dem das Aufgebot beantragt wird, oder, falls 
Befreiung vom Aufgebot bewilligt iſt, dem Standesbeamten, vor 
dem die Ehe geſchloſſen wird. Bei ſeiner Entſcheidung wird ſich der 
Standesbeamte von der Erkenntnis leiten laſſen müſſen, daß der 
normale Zuſtand die Regel, eine Abweichung vom Normalen aber 
die Ausnahme bildet. Der Standesbeamte, der einen Fall für zwei- 
felhaft erachtet, muß ſeine Zweifel daher durch beſtimmte Tatſachen, 
die eine Abweichung von der Regel rechtfertigen, belegen können; 
es genügt nicht, daß der Regelzuſtand nicht glaubhaft gemacht oder 
gar nachgewieſen iſt. Um dem Standesbeamten die Entſcheidung zu 
erleichtern, ob ein Ehetauglichkeitszeugnis zu verlangen iſt, hat der 
Reichs- und Preußiſche Miniſter des Innern in dem Runderlaß vom 
18. Oktober 1935 (MBliB. S. 295) Abſ. 3, vgl. unten S. 228, für die 
Ehehinderniſſe mangelnder Ehegeſundheit nach $ 1 EGeſch. und in 
dem Runderlaß vom 26. November 1935 (MBliV. S. 1429) Abſ. pe, 
vol. oben S. 151, für das Ehehindernis wegen Gefährdung der Rein- 
erhaltung des deutſchen Blutes nach $ 6 der Erſten AB. z. Bl Sch. 
Anordnungen getroffen, die ſicherſtellen ſollen, daß die Standes 
beamten keine unbegründeten Zweifel geltend machen. Dadurch foll 
verhütet werden, daß die Schließung geſunder Ehen unnötigerweiſe 
erſchwert wird. 

a) Nach dem Runderlaß vom 18. Oktober 1935 hat der Standes 
beamte die Verlobten während der Aufgebotsverhandlung bei der 
üblichen Befragung über die Kenntnis von Ehehinderniſſen befon- 
ders auf das Ehehindernis des $ 1 EGeſch. hinzuweiſen und ſie da— 
bei darauf aufmerkſam zu machen, daß ſie ſtrafbar ſind, wenn ſie 
wiſſentlich falſch angeben, daß derartige Hinderniſſe nicht vorliegen. 
Iſt nur ein Verlobter bei der Aufgebotsverhandlung zugegen, ſo muß 
die von dem anderen Verlobten erteilte Ermächtigung zur Bean— 
tragung des Aufgebots eine entſprechende Erklärung enthalten. Die 
Erklärung der Verlobten, daß ihnen ein Ehehindernis nach 81 EGej®. 
nicht bekannt ſei, hat der Standesbeamte ohne beſondere Nachprü— 
fung als zutreffend anzuſehen und demgemäß von der Anforderung 
eines Ehetauglichkeitszeugniſſes abzuſehen, wenn ihm nicht ſichere 
Tatſachen bekannt ſind, die die Erklärung unrichtig erſcheinen laſſen. 

b) Nach dem Runderlaß vom 26. November 1935 ſoll der Standes. 
beamte hinſichtlich eines Ehehinderniſſes nach $ 6 der Erſten AV. 
z. Bl Sch. einen . nur dann annehmen, wenn er die 
Zugehörigkeit der Verlobten zu verſchiedenen, einander artfremden 
Raſſen feſtſtellt und eine für das deutſche Blut ungünſtige Nachkom⸗ 
menſchaft befürchtet (z. B. bei einer Eheſchließung von deutſchblüti⸗ 
gen Perſonen mit Zigeunern, Negern oder ihren Baſtarden). 


13° 
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3.8 3 gilt für alle Eheſchließungen im Inland, alſo auch dann, 
wenn die Verlobten oder einer von ihnen ihren Wohnſitz oder ge⸗ 
wöhnlichen Aufenthalt im Ausland haben. Wegen der Eheſchließun⸗ 
gen im Ausland vgl. § 27 und Ben. hierzu. 

4. Bei Beteiligung eines ausländiſchen Verlobten iſt $5 Echeſch. 
zu beachten; vgl. $ 5 EGeſch. und Bem. hierzu. 

5. Wegen der Rechtsmittel bei Ablehnung des Aufgebots infolge 
der Nichtbeibringung des Ehetauglichkeitszeugniſſes vgl. $ 26 und 
Bem. hierzu. 


84 
Das Ehetauglichteitszeugnis wird von dem für die Unterſuchung 
der Braut zuſtändigen Geſundheitsamt ausgeſtellt. Iſt das Ge⸗ 
ſundheitsamt nicht auch für die Unterſuchung des Bräutigams zu⸗ 
ſtändig, jo iſt das Ehetauglichkeitszeugnis erſt auszuſtellen, wenn 
die Unterlagen über den Geſundheitszuſtand des Bräutigams vor⸗ 
liegen. 


1. Zuſtändig zur Ausſtellung des Ehetauglichkeitszeugniſſes iſt 
das für die Unterfuchung der Braut zuſtändige Geſundheitsamt. Hier⸗ 
für zuſtändig ift nach $ 2 das Geſundheitsamt, in deſſen Bezirk die 
Braut ihren Wohnſitz oder gewöhnlichen Aufenthalt hat. Welches 
Geſundheitsamt zur Unterſuchung des Bräutigams zuſtändig iſt, iſt 
für die Ausſtellung des Ehetauglichkeitszeugniſſes ohne Belang. 

An dieſer Zuſtändigkeitsregelung ändert ſich auch dann nichts, 
wenn die Braut von der durch § 2 Abſ. 2 geſchaffenen Möglichkeit, ſich 
durch einen Arzt der freien Praxis unterſuchen zu laſſen, Gebrauch 
macht; auch in dieſem Fall iſt das für die Unterſuchung zuſtändige 
Geſundheitsamt dasjenige, in deſſen Bezirk die Braut, nicht etwa 
der unterſuchende Arzt, Wohnſitz oder gewöhnlichen Aufenthalt hat. 

Bei Wohnſitz oder längerem Aufenthalt der Braut im Ausland iſt 
jedes deutſche Geſundheitsamt nach § 2 Abs. 1 Satz 2 für ihre Unter⸗ 
ſuchung und demgemäß auch für die Ausſtellung des Ehetauglichkeits⸗ 
zeugniſſes zuſtändig. Vgl. auch Bem. 2 zu § 2. 

2. Die Ausſtellung des Ehetauglichteitszeugniſſes ſetzt voraus, 
daß dem Geſundheitsamt die Unterlagen über den Geſundheits⸗ 
zuſtand und die Raſſezugehörigteit beider Verlobten vorliegen. 
Sofern daher das für die Unterſuchung der Braut zuftändige Ge- 
ſundheitsamt nicht auch den Bräutigam unterſucht hat, darf es das 
Ehetauglichkeitszeugnis erſt ausſtellen, wenn ihm das für deſſen Un⸗ 
terſuchung zuſtändige Geſundheitsamt die Unterlagen überſandt hat. 
Ob die Unterſuchung des Bräutigams tatſächlich durch das Geſund— 
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heitsamt oder durch einen Arzt der freien Praxis vorgenommen iſt, 
iſt dabei gleichgültig. Da das zuſtändige Geſundheitsamt das Unter- 
ſuchungsergebnis in jedem Fall durch Ermittlungen über die Erb. 
geſundheit zu ergänzen hat, darf der Arzt der freien Praxis das Unter- 
ſuchungsergebnis über den Geſundheitszuſtand des Bräutigams nicht 
unmittelbar dem für die Ausſtellung des Ehetauglichkeitszeugniſſes 
zuſtändigen Geſundheitsamt, ſondern nur dem für die Unterfuchung 
des Bräutigams zuſtändigen Geſundheitsamt überſenden, das die 
geſamten Unterlagen mit möglichſter Beſchleunigung an das für die 
Ausſtellung des Ehetauglichkeitszeugniſſes zuſtändige Geſundheits— 
amt weiterleitet; vgl. Runderlaß vom 19. Oktober 1935 (MBliV. 
S. 1299) Abſ. 5 (2), unten S. 229. 

3. Gegen die Erteilung des Ehetauglichkeitszeugniſſes gibt es kein 
Rechtsmittel; insbeſondere gibt es auch für den Standesbeamten 
keine Beſchwerdemöglichkeit. Es beſteht jedoch die Möglichkeit der 
Zurücknahme des Ehetauglichkeitszeugniſſes, falls dem Gefundheits- 
amt nach der Ausſtellung Ehehinderniſſe nach $ 1 EGeſc. bekannt 
werden; vgl. $ 8 und Ben. hierzu. 

Die Verſagung des Ehetauglichkeitszeugniſſes kann dagegen an— 
gefochten werden. Dabei iſt zu unterſcheiden, aus welchem Grunde 
die Verſagung erfolgt iſt. Wird das Ehetauglichkeitszeugnis wegen 
eines Ehehinderniſſes mangelnder Ehegeſundheit verſagt, ſo kann 
jeder Verlobte hiergegen die Entſcheidung des Erbgeſundheitsgerichtes 
anrufen; vgl. $ 11 und Bem. hierzu. Wird die Verſagung dagegen 
auf das Ehehindernis wegen Gefährdung der Reinerhaltung des deut- 
ſchen Blutes geſtützt, ſo iſt hiergegen nur die Dienſtauſſichtsbeſchwerde 
zuläſſig, vgl. $ 7 der Erſten AV. z. BlSchc G. und Ben. hierzu. 
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Leiſten die Verlobten einer Anordnung des Geſundheitsamts 
zur Beibringung der für ihre Beurteilung erforderlichen Nachweiſe 
keine Folge, ſo kann das Geſundheitsamt die Ausſtellung des Ehe⸗ 
tauglichteitszeugniſſes ablehnen. 


1. Die körperliche Unterſuchung allein genügt vielfach nicht, um 
ausreichende Feſtſtellungen über den Geſundheitszuſtand und die 
Raſſezugehörigkeit eines Verlobten zu treffen; ebenſowenig werden, 
zuweilen die Angaben der Verlobten zu genügend ſicheren Feititel- 
lungen über ihre Erbgeſundheit ausreichen. Das Geſundheitsamt be- 
ſitz daher die Befugnis, den Verlobten die Beibringung der Nach⸗ 
weiſe aufzugeben, die für ihre Beurteilung erforderlich ſind. Dabei 
iſt jedoch zu beachten, daß an die Verlobten nur Anſorderungen ge— 
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ſtellt werden dürfen deren Erfüllung ihnen billigerweiſe zugemutet 
werden kann. Die Beibringung von Unterlagen, die für die Entſchei⸗ 
dung ohne Bedeutung ſind, kann nicht verlangt werden. Stellt das 
Geſundheitsamt unbillige Anforderungen, jo können die Verlobten 
hiergegen bei der vorgeſetzten Dienſtbehörde Auſſichtsbeſchwerde er— 
erheben. — 

Die Beurteilung der Raſſezugehörigkeit ift regelmäßig von der Vor. 
legung der genealogiſchen Abſtammungsnachweiſe abhängig. Dabei 
iſt zu beachten, daß dieſe Nachweiſe auch dem Standesbeamten vor- 
zulegen ſind, da das Ehetauglichkeitszeugnis lediglich Aufſchluß über 
die Ehehinderniſſe nach $ 1 Eeſch. und §ö der Erſten AV. z. Bl Sch., 
nicht aber über die Ehehinderniſſe wegen jüdischen Bluteinſchlags ($ 1 
BISHS. und 24 der Erſten AV. z. BIS.) gibt. Der Standes- 
beamte kann bei Zweifeln über die Richtigkeit der von den Verlobten 
behaupteten Abſtammung verlangen, daß außer den regelmäßig bei- 
zubringenden Urkunden (Geburtsurkunden der Verlobten, Hetrats- 
urkunden ihrer Eltern, bei unehelichen Kindern Geburtsurkunde der 
Mutter und, falls möglich, des Erzeugers) weitere Urkunden, ins- 
beſondere die Heiratsurkunden der Großeltern beigebracht werden; 
vgl. Runderlaß vom 26. November 1935 (MBliV. S. 1429) Abſ. 5b, 
oben S. 151. Weitere Unterlagen wird auch das Geſundheitsamt 
in der Regel nicht anzufordern haben. . 

Das Geſundheitsamt hat bei der Unterſuchung alle ihm zur Ver⸗ 
jügung ſtehenden Unterſuchungsmittel! anzuwenden, die es für die 
Feſtſtellung des Geſundheitszuſtaudes für erforderlich er- 
achtet. Soweit das Geſundheitsamt danach eine Unterſuchung ſelbſt 
vornehmen kann, darf es von den Verlobten nicht verlangen, daß ſie 
anderweit feſtzuſtellende Unterſuchungsergebniſſe beibringen. Be⸗ 
haupten die Verlobten aber, daß ein vom Geſundheitsamt angenom- 
mener Befund durch ſpezialärztliche Feſtſtellungen u. dgl. widerlegt 
würde, jo kann das Geſundheitsamt den Verlobten aufgeben, Nach- 
weiſe hierüber vorzulegen. Ebenſo kann das Geſundheitsamt anord- 
nen, daß die Verlobten Beſcheinigungen des behandelnden Arztes 
über beſtehende oder frühere Erkrankungen beibringen, wenn ſie für 
die Beurteilung des Geſundheitszuſtandes notwendig ſind. 

Bei den Ermittlungen über die Erbgeſundheit der Verlob⸗ 
ten iſt das Geſundheitsamt vorläufig weitgehend auf die Angaben 
der Verlobten angewieſen, da die amtliche erbbiologiſche Beſtands⸗ 
aufnahme des deutſchen Volkes erſt beginnt. Das Geſundheitsamt 
kann jedoch verlangen, daß die Verlobten erforderlichenfalls Belege 
über ihre Angaben vorlegen, ſoweit ſie ſolche er ahrungsgemäß im 
Beſitz haben oder ſich ohne unverhältnismäßige Schwierigkeiten be- 
schaffen können. Soweit ſich Unterlagen, deren Beiziehung erſorder— 
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lich erſcheint, im Beſitz von Behörden befinden, wird das Gejund- 
heitsamt fie zweckmäßig von Amts wegen anfordern; dies gilt ins- 
beſondere für Akten von Heil- und Pflegeanſtalten, für ftandesamt- 
liche oder kirchliche Beſcheinigungen über Todesurſachen uſw. 

2. Das Geſundheitsamt wird bei der Ausſtellung von Ehetauglich— 
keitszeugniſſen niemals von Amts wegen, ſondern nur auf Antrag 
der Verlobten tätig. Erachtet es die Beibringung von Unterlagen durch 
die Verlobten für erforderlich, jo kann es daher keine Zwangsmittel, 
durch die die Beibringung erzwungen werden ſoll, anwenden. Wer- 
den die von den Verlobten verlangten Nachweiſe nicht beigebracht, 
ſo muß das Geſundheitsamt vielmehr auf Grund des ihm vorliegen— 
den Materials entſcheiden. Dabei kann es das Fehlen der Nachweiſe 
zuungunſten der Verlobten verwerten und die Ausſtellung des Ehe— 
tauglichkeitszeugniſſes ablehnen. Gegen die Ablehnung ſind die üb— 
lichen Rechtsmittel zuläſſig. 


8 6 
Beſitzt nur der Bräutigam die Reichsangehörigkeit, jo iſt er ver⸗ 
pflichtet, die Unterlagen für die Beurteilung der Ehetanglichkeit 
der Braut beizubringen. 


1. Für die Anwendung des Chegeſundheitsgeſetzes ſcheiden nach 
85 EGeſch. die Fälle aus, in denen beide Verlobten oder der männ— 
liche Verlobte eine fremde Staatsangehörigkeit beſitzen. In den glei— 
chen Fällen kommt auch das Ehehindernis wegen Gefährdung der 
Reinerhaltung des deutſchen Blutes nach § 6 der Erſten AV. z. 
VISHS. nicht in Frage; denn von einer durch die Eheſchließung be- 
dingten Gefährdung deutſchen Blutes kann nicht geſprochen werden, 
wenn die aus der Ehe hervorgehende Nachkommenſchaft nicht die 
deutſche Staatsangehörigkeit beſitzt. Dagegen finden ſowohl $ 1 EGeſ— 
G. wie $ 6 der Erſten AV. z. BlSchch. immer dann Anwendung, 
wenn der Bräutigam die deutſche Staatsangehörigkeit beſitzt, wäh⸗ 
rend die Braut Ausländerin iſt. Zwar richtet ſich in dieſem Falle die 
Ehefähigkeit der Braut gemäß Art. 13 EGBGB. oder, falls die 
Braut Angehörige eines der dem Haager Eheſchließungsabkommen 
vom 12. Juni 1902 (RGBl. 1904 S. 221) beigetretenen Länder 
Danzig, Italien, Luxemburg, der Niederlande, Polen, Schweden, 
der Schweiz und Ungarn iſt, gemäß Art. 1 dieſes Abkommens aus 
schließlich nach ihrem Heimatrecht. Bei der nach deutſchem Recht zu 
beurteilenden Ehefähigkeit des Bräutigams iſt aber zu berückſichtigen, 
daß die Ehehinderniſſe des $1 EGeſch. und des $ 6 der Erſten AV. z. 
BSG. zweiſeitig ſind. In ſeiner Perſon ift daher ſowohl ein Ehe— 
hinderni3 begründet, wenn aus ſeinem eigenen Geſundheitszuſtand 
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oder feiner Raſſezugehörigkeit Bedenken gegen die Eheſchließung 
hergeleitet werden müſſen, als auch dann, wenn der Gejundheits- 
zuſtand der Braut nicht den aus $ 1 EGej®. erſichtlichen Anforderun— 
gen entſpricht oder wegen ihrer Raſſezugehörigkeit aus einer Ehe 
ſchließung eine unerwünſchte Nachkommenſchaft im Sinne des $ 6 
der Erſten AB. z. Bl Sch. zu erwarten iſt. 

Dieſer Rechtslage wird durch $ 6 Rechnung getragen. Da die Ehe- 
fähigkeit der ausländiſchen Braut ſich nur nach ihrem Heimatrecht 
beſtimmt, können ihr auf Grund der deutſchen Ehegeſetzgebung, der 
ſie nicht unterworfen iſt, keine Auflagen gemacht werden. Da aber 
die Unterlagen für die Beurteilung der Ehetauglichkeit der Braut 
auch für die Beurteilung notwendig ſind, ob in der Perſon des in- 
ländiſchen Bräutigams kein Ehehindernis begründet iſt, iſt dieſem 
durch $ 6 die Verpflichtung auferlegt, dieſe Unterlagen beizubringen. 
Dies hat in der Weiſe zu geſchehen, daß der Bräutigam ſeine Braut 
veranlaßt, ſich durch das Geſundheitsamt, durch einen zugelaſſenen 
Arzt der freien Praxis oder durch einen zuverläſſigen ausländiſchen 
Arzt unterſuchen zu laſſen, und daß er dem Geſundheitsamt außer 
dem Unterſuchungsergebnis die für die Beurteilung der Erbgeſund— 
heit der Braut und ihrer Abſtammung erforderlichen Unterlagen zur 
Verfügung ſtellt. 


2. Wegen der Staatenloſen vgl. $ 29. 


8 7 
Das Ehetanglichkeitäzengnis wird ungültig, wenn die Ehe nicht 
binnen ſechs Monaten ſeit der Ausſtellung geſchloſſen wird. Das 
Geſundheitsamt kann die Friſt verlängern. 


1. Die für die Beurteilung der Ehetauglichleit maßgebenden Tat- 
ſachen können ſich in verhältnismäßig kurzer Zeit ändern; insbefon- 
dere kann ſich der unterſuchte Verlobte alsbald eine anſteckende 
Krankheit zuziehen. Die Gültigkeit des Ehetauglichkeitszeugniſſes 
ift daher befriſtet worden. Die Friſt, die nach SS 186 ff. BOB. zu be⸗ 
rechnen ift, beginnt mit dem Ausſtellungsdatum, das in dem Ehetaug- 
lichkeitszeugnis vermerkt ift; fie beträgt 6 Monate. Nach Ablauf dieſer 
Friſt darf der Standesbeamte das Aufgebot nicht mehr anordnen 
oder, wenn das Aufgebot bereits erfolgt ſein ſollte, die Eheſchließung 
nicht mehr vornehmen, wenn nicht die Geltungsdauer des Ehetaug- 
lichkeitszeugniſſes rechtzeitig verlängert oder ein neues Ehetauglich— 
keitszeugnis beigebracht worden iſt. 


2. Die Verlängerung der Geltungsdauer kann das Geſundheits⸗ 
amt von einer erneuten Unterſuchung der Verlobten abhängig ma⸗ 
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chen; anderer Ermittlungen wird es dagegen in der Regel nicht be— 
dürfen. Die Unterſuchung wird ſich durchweg auf die Weſſtellang 
beſchränken können, ob ſeit der früheren Unterſuchung eine anſtek⸗ 
kende Krankheit erworben worden iſt. 

„Die Geltungsdauer des Ehetauglichkeitszeugniſſes kann nur vor 
ihrem Ablauf verlängert werden; nachher bedarf es in jedem Falle 
der Ausſtellung eines neuen Ehetauglichkeitszeugniſſes. Wird das 
Ehetauglichkeitszeugnis verlängert, jo kann das Geſundheitsamt die 
neue Geltungsdauer beftimmen; fie darf nicht mehr als 6 Monate 
betragen und rechnet von dem Ablauf der früheren Geltungsdauer. 
Wird der Antrag auf Verlängerung der Geltungsdauer abgelehnt, 
iſt gegen die Ablehnung die Dienſtauſſichtsbeſchwerde, nicht etwa 
die Anrufung des Erbgeſundheitsgerichts zuläſſig. 

Wird die Geltungsdauer des Ehetauglichkeitszeugniſſes erſt nach 
neuer Unterſuchung der Verlobten verlängert, ſo kann hierfür unter 
entſprechender Auwendung des $ 10 eine Gebühr von 5 AM erhoben 
werden; erfolgt die Verlängerung ohne Unterſuchung, ſind Gebüͤh⸗ 
ren nicht zu erheben. 

3. Wegen der Zurücnahme des Ehetauglichteitszen 
Ablauf ſeiner n due vgl. $ na ann 

4. Wegen der Geltungsdauer eines gerichtlichen Veſchluſſes, du 
den das Ehetanglichteitszeugnis erſetzt a eo zu 115 


88 
(1) Werden dem Geſundheitsamt nach Erteilung des Ehetaug⸗ 
lichteitszeugniſſes Ehehinderniſſe nach § 1 des Geſetzes bekannt, 
jo kann es das Zeugnis zurücknehmen, ſolange die Ehe nicht ge⸗ 
ſchloſſen iſt. 
(2) Die Zurücknahme iſt beiden Verlobten und den für die Ehe⸗ 
ſchließung zuſtändigen Standesbeamten mitzuteilen. 


1. Die Zurücknahme des Ehetauglichtkeitszeugniſſes iſt vo 
Erfüllung folgender — — ne STEINER: 

a) dem Geſundheitsamt müſſen Ehehindernifjenah$1EGejG. 
bekannt werden; werden dagegen Tatſachen bekannt, die das Vor- 
liegen eines Ehehinderniſſes nach $ 6 der Erſten AV. z. BlSchch. 
dartun, ſo kann eine Zurücknahme nicht erfolgen; 

b) das Geſundheitsamt darf die Kenntnis von dem Ehehindernis 
erſt nach der Ausstellung des Ehetauglichkeitszeugniſſes 
erlangen. Gleichgültig iſt dabei, auf welchem Wege das Geſund⸗ 
heitsamt dieſe Kenntnis erlangt; das Zeugnis kann ſowohl zurück— 
genommen werden, wenn dem Geſundheitsamt neue Tatſachen 
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bekannt werden, die das Ehehindernis begründen, als auch, wenn 
es etwa nachträglich zu der Ueberzeugung kommen ſollte, ſich bei 
der mediziniſchen Würdigung der ihm bekannten Tatſachen geirrt 
zu haben. Beſonders in letzterem Falle wird jedoch von der Be⸗ 
fugnis zur Zurücknahme mit großer Zurückhaltung! Gebrauch zu 
machen fein. Erfährt das Geſundheitsamt nachträglich Tatſachen, 
die für das Vorhandenſein eines geſundheitlichen Ehehinderniſſes 
ſprechen, wird es regelmäßig die Verlobten hierzu hören, gegebe- 
nenfalls ſie erneut unterſuchen müſſen, bevor es das Ehetauglich- 
leitszeugnis zurücknimmt; . 

e) eine Zurücknahme des Ehetauglichleitszeugniſſes iſt ausge 
ſchloſſen, wenn die Ehe bereits geſchloſſen iſt. Vorher ift 
ſie zuläſſig; darauf, ob das Aufgebot bereits erfolgt iſt oder nicht, 
kommt es nicht an. Iſt eine Zurücknahme trotz des Vorliegens 
der ſonſtigen Vorausſetzungen nicht mehr; möglich, weil die Ehe 
bereits geſchloſſen iſt, ſo wird es von der Lage des Einzelfalls ab⸗ 
hängen, ob das Geſundheitsamt dem zuſtändigen Staatsanwalt 
zwecks Erhebung der Nichtigkeitsklage gemäß 8 3 EGeſch. von den 
Vorgängen Mitteilung macht, wenn die Ausſtellung des Ehetaug- 
lichkeitszeugniſſes von den Verlobten durch wiſſentlich falſche An- 
gaben herbeigeführt worden iſt. 


2. Wird das Ehetauglichkeitszeugnis zurückgenommen, ſo beſteht 
die Wirkung der Zurüdnahme darin, daß die Verlobten, ſo behandelt 
werden müſſen, als ſei ihnen niemals ein Ehetauglichkeitszeugnis 
ausgeſtellt worden. Der Standesbeamte darf daher kein Aufgebot 
anordnen, der Aushang eines bereits angeordneten Aufgebots iſt ab. 
zubrechen, auch nach Vollziehung des Aufgebots darf die Ehe nicht 
geſchloſſen werden. 


3. Die Mitteilung der Zurücknahme hat an beide Verlobten, und 
die für die Eheſchließung zuſtändigen Standesbeamten zu erfolgen. 
Zuſtändig iſt nach $ 1320 Abſ. 2 BOB. der Standesbeamte, in deſſen 
Bezirk einer der Verlobten ſeinen Wohnſitz oder gewöhnlichen Auf- 
enthalt hat. Bei verſchiedenem Wohnſitz der Verlobten muß das Ge⸗ 
ſundheitsamt die Zurücknahme des Ehetauglichkeitszeugniſſes daher 
beiden für die Eheſchließung zuſtändigen Standesbeamten. mitteilen. 
Hat keiner der Verlobten ſeinen Wohnſitz oder gewöhnlichen Auf- 
enthalt im Inland, fo ift nach $ 1320 Abſ. 3 BOB. in Verbindung mit 
§7 der Verordnung zur Vereinheitlichung der Zuſtändigkeiten in Fa⸗ 
milien- und Nachlaßſachen vom 31. Mai 1934 (R Bl. 1 S. 472) der 
Standesbeamte des Standesamts I in Berlin zuſtändig; die Nach- 
richt von der Zurücknahme des Ehetauglichkeitszeugniſſes ift alſo an 
ihn zu richten. Hat einer von den zuſtändigen Standesbeamten gemäß 
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§ 1321 BGB. den Standesbeamten eines anderen Bezirks zur Mit- 
wirkung bei der Eheſchließung ermächtigt, ſo hat er dieſen von der 
Zurücknahme unverzüglich zu benachrichtigen; vgl. Runderlaß vom 
12. Dezember 1935 (MBli V. S. 1489) Abſ. 6, unten S. 232. 

4. Gegen die Zurücknahme des Ehetauglichkeitszeugniſſes kann je— 
5 a die Entſcheidung des Erbgeſundheitsgerichts anrufen; 
ogl. 3 


89 
Ueber die Verſagung des Ehetauglichteitszeugniſſes iſt den Ver⸗ 


lobten von dem Geſundheitsamt eine Beſcheinigung zu erteilen 
(Anlage 3). 


1. Das Ehetauglichkeitszeugnis kann verſagt werden, weil ein Ehe 
hindernis nach § 1 EGej®. oder ein Ehehindernis nach $ 6 der Erſten 
AV. z. BISHÖ. der Eheſchließung entgegenſteht. Aus der Beſchei⸗ 
nigung über die Verſagung des Chetauglichteitszeugniſſes (Anl. 3 
zu § 9) muß hervorgehen, welcher Verſagungsgrund vorliegt. Dieſes 
iſt nicht 4 die Rechtfertigung eines von den Verlobten einzu— 
legenden Rechtsmittels, ſondern auch für die Frage, welches Rechts— 
mittel zuläſſig iſt (vgl. Bem. 3), von Bedeutung. 


. 


2. Soweit die Verſagung des Ehetauglichkeitszeugniſſes auf das 
Vorhandenſein eines Ehehinderniſſes nach $ 6 der Erſten AV. z. 
BlSchch. geſtützt werden ſoll, iſt das Geſundheitsamt in ſeiner freien 
Entſchließung dadurch gebunden, daß es in zahlreichen Fällen zunächſt 
eine Entſcheidung des Reichsminiſters des Innern einholen muß. 
Deſſen Entſcheidung iſt in ſolchen Fällen nach $ 9 der Erſten AV. z. 
Bloch. immer dann einzuholen, wenn einer der beteiligten Ver— 
lobten eine fremde Staatsangehörigkeit beſitzt. Darüber hinaus hat 
der Reichsminiſter des Innern die Geſundheitsämter durch den Rund— 
erlaß vom 3. Januar 1936 — 1 (1 3/429) — angewieſen, auch in 
verſchiedenen Fällen, in denen beide Verlobten die Reichsangehörig— 
keit beſitzen, ſeine Entſcheidung einzuholen. 

Die Entſcheidung des Reichsminiſters des Innern, daß das Ehe 
tauglichkeitszeugnis ausgeſtellt oder verſagt werden ſoll, iſt ſowohl 
für das Geſundheitsamt, als auch, ſalls Beſchwerde gegen die Ver 
ſagung eingelegt werden ſollte, für die Dienſtaufſichtsbehörde ver— 
bindlich. 

3. Welches Rechtsmittel gegen die Verſagung des Ehetauglich⸗ 
keitszeugniſſes zuläſſig iſt, iſt davon abhängig, aus welchem Grunde 
ſie erfolgt. Wird das Ehetauglichkeitszeugnis wegen eines Ehehinder 
niſſes mangelnder Ehegeſundheit nach §1 EGej®. verſagt, jo lönnen 
die Verlobten hiergegen das Erbgeſundheitsgericht anrufen; vgl. $ 11. 
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Wird die Verſagung dagegen auf das Vorhandenſein eines Ehehinder- 
niſſes wegen Gefährdung der Reinerhaltung des deutſchen Blutes 
geſtützt, jo iſt gegen dieſe Entſcheidung nur die Dienſtauſſichtsbe⸗ 
ſchwerde zuläſſig; vgl. $ 7 der Erſten AB. z. BlSchG. 

4. Verſagt das Geſundheitsamt das Ehetauglichkeitszeugnis, jo 
iſt ein neuer Antrag auf Ausſtellung eines Ehetauglichkeitszeug— 
nijfes nicht von dem Ablauf einer beſtimmten Friſt abhängig. $ 22 
gilt nur für die Fälle, in denen das Erbgeſundheitsgericht oder 
das Erbgeſundheitsobergericht feſtgeſtellt hat, daß ein Ehehin— 
dernis nach $ 1 Echeſch. vorliegt. 


8 10 

(1) Für die Erteilung oder die Verſagung des Ehetauglichteits⸗ 
zeugniſſes erhebt das Geſundheitsamt von jedem Verlobten eine 
Gebühr von fünf Reichsmark. Bei Bedürftigkeit hat das Geſund⸗ 
heitsamt die Gebühr zu ermäßigen oder zu erlaſſen. Ueber Be⸗ 
ſchwerden gegen die Gebührenfeſtſetzung entſcheidet die höhere 
Verwaltungsbehörde endgültig. 

(2) Die Aushändigung des Zeugniſſes oder der Beſcheinigung 
(9) kann von der vorherigen Zahlung der Gebühr abhängig ge⸗ 
macht werden. 

(3) Die Tätigteit des Arztes nach § 2 Abſ. 2 iſt koſtenlos, wenn 
ſie für eine Perſon, die bei einer reichsgeſetzlichen Krankenkaſſe 
oder einer Erſatztaſſe verſichert iſt, für deren anſpruchsberechtigte 
Familienangehörigen oder für ſolche Perſonen ausgeübt wird, für 
die im Fall einer Krankheit die öffentliche Fürſorge eintreten muß. 
Das Vorhandenſein dieſer Vorausſetzungen iſt dem Arzt durch Vor⸗ 
lage eines Ausweiſes der Krankenkaſſe oder des Fürſorgeträgers 
nachzuweiſen. 


1. Durch die Gebühr wird die geſamte Tätigkeit des Geſundheits⸗ 
amts abgegolten; die entſtehenden Auslagen dürfen nicht beſonders 
berechnet werden. Die Auslagen für Unterlagen, die die Verlobten 
ſelbſt beibringen müſſen (vgl. Bem. 1 zu 8 5), fallen dagegen den Ver— 
lobten zur Laſt. Die Gebühr ſteht dem Geſundheitsamt auch dann 
zu, wenn die Unterſuchung von einem Arzt der freien Praxis oder 
einem ausländiſchen Arzt vorgenommen worden iſt. 

2. Wenn die Gebühr auch nicht für die Unterſuchung, ſondern für 
die Erteilung oder Verſagung des Ehetauglichkeitszeugniſſes erhoben 
wird, fo erfolgt die Erhebung der Gebühr doch im Intereſſe der Ver- 
einfachung immer durch das Geſundheitsamt, das die Unterſuchung 
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vornimmt. Iſt dieſes ein anderes als das zur Entſcheidung über die 
Erteilung des Ehetauglichkeitszeugniſſes zuſtändige Geſundheitsamt, 
fo hat es die Gebühr nicht dorthin weiterzugeben, ſondern fie jelbjt 
zu vereinnahmen. 


3. Auf die Ermäßigung oder den Erlaß der Gebühr im Falle der 
Bedürftigkeit haben die Verlobten einen Rechtsanſpruch. Ueber das 
Vorliegen der Voraussetzungen entſcheidet das Geſundheitsamt nach 
pflich gemäßem Ermeſſen. Ein beſonderer Nachweis der Bedürftig— 
keit iſt nicht vorgeſchrieben. Das Geſundheitsamt kann aber in Zwei— 
felsfällen die Vorlegung einer Unvermögensbeſcheinigung der zu- 
ſtändigen Gemeindebehörde verlangen. 


4. Die höhere Verwaltungsbehörde, die über Beſchwerden gegen 
die Gebührenfeſtſetzung endgültig entſcheidet, iſt die Dienſtaufſichts⸗ 
behörde des Geſundheitsamts (vgl. § 5 der Verordnung über die 
Gebührenerhebung der Gefundheitsämter vom 28. März 1935 — 
RG Bl. 1 S. 481). 


5. Ein Arzt der freien Praxis kann für die Unterſuchung eines Ver— 
lobten auf ſeine Ehetauglichkeit eine Gebühr nach der ärztlichen 
Gebührenordnung erheben. Er muß ſeine Tätigkeit aber koſtenlos 
ausüben, falls ihm ein entſprechender Ausweis der Krankenkaſſe oder 
des Fürſorgeträgers vorgelegt wird, 


a) für Perſonen, die bei einer reichsgeſetzlichen Krankenkaſſe oder 
einer Erſatzkaſſe verſichert ſind. Reichsgeſetzliche Krankenkaſſen 
find die in 225 RVO. aufgeführten Orts, Land., Betriebs und 
Innungskrankenkaſſen; wegen der Erſatzkaſſen vgl. § 503 RO. 
in Verbindung mit Artikel 2 der Verordnung vom 24. Dezember 
1935 (RG Bl. I S. 1537). 

Der Kreis der Verſicherten ergibt ſich aus $ 165 RV O.; 

b) für ihre anſpruchsberechtigten Familienangehörigen. Welche An- 
gehörigen hierzu gehören, beſtimmt ſich nach $$ 205 a ff. RVO. ; 

e) für ſolche Perſonen, für die im Falle einer Krankheit die öffent 
liche Fürſorge eintreten muß. Wann dieſe Vorausſetzung gegeben 
iſt, iſt nach der Verordnung über die Fürſorgepflicht vom 13. Fe 
bruar 1924 (RG Bl. 1 S. 100) in Verbindung mit den Reichs 

rundſätzen über Vorausſetzung, Art und Maß der öffentlichen 
Fürſorge vom 4. Dezember 1924 (RGBl. I S. 765) und den auf 
ihrer Grundlage ergangenen Vorſchriften zu beurteilen. 


su 
Gegen die Verſagung ($ 9) oder Zurücknahme (8 8) des Ehetaugs 
lichteitszeugniſſes aus Gründen des § 1 des Ehegeſundheitsgeſetzes 
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tann jeder Verlobte die Entſcheidung des Erbgeſundheitsgerichts 
anrufen. 


1. Als Rechtsmittel gegen die Verſagung oder die Zurücknahme 
des Ehetauglichteitszeugniſſes ſteht den Verlobten die Anrufung 
des Erbgeſundheitsgerichts offen, wenn die Entſcheidung des Ge. 
ſundheitsamts auf das Vorhandenſein eines Ehehinderniſſes nach 
81 CGeſG. geſtützt iſt. 

Zur Anrufung des Erbgeſundheitsgerichts iſt jeder Ver— 
lobte berechtigt, und zwar unabhängig davon, ob ſein eigener Ge⸗ 
ſundheitszuſtand oder der des anderen Verlobten Anlaß zu der Ent- 
ſcheidung des Geſundheitsamts gegeben hat. Auch der ausländiſche 
Verlobte, der ſelbſt den Vorſchriften des Ehegeſundheitsgeſetzes nicht 
unterworfen iſt, kann das Erbgeſundheitsgericht anrufen. Die Zu— 
ſtimmung des anderen Verlobten iſt nicht vorgeſchrieben. 

Die Anrufung des Erbgeſundheitsgerichts muß ſchriftlich 
bei dem Erbgeſundheitsgericht erſolgen oder zur Niederſchriftder 
Geſchäftsſtelle des Erbgeſundheitsgerichts erklärt werden. Geht 
bei dem Geſundheitsamt ein Schriftſatz ein, der eine Nachprüfung 
feiner En ſcheidung verlangt, jo hat das Geſundheitsamt den Schrift- 
ſatz mit möglichfter Beſchleunigung an das Erbgeſundheitsgericht wei⸗ 
terzuleiten, es ſei denn, daß es ſich auf Grund der vorgetragenen 
Gründe ſelbſt zu einer Aenderung ſeiner Entſcheidung bewogen fühlt. 

Eine Friſtiſtfür die Anrufung des Erbgeſundheitsgerichts 
nicht ausdrücklich vorgeſchrieben. Die Anrufung wird aber wirkſam 
nicht ſpäter als 6 Monate ſeit der Ausſtellung der Beſcheinigung nach 
§ 9 erfolgen können, da auch ein damals ausgeftelltes Chetauglich- 
keitszeugnis nach $ 7 keine längere Geltungsdauer haben würde. Das 
Erbgeſundheitsgericht wird daher bei ſpäterer Anrufung nicht in eine 
materielle Prüfung der Ehetauglichkeit eintreten können, ſondern den 
Antragſteller zur Stellung eines neuen Antrags an das Gefundheits- 
amt verweiſen müſſen. 

Wegen der örtlichen Zuſtändigkeit des Erbgeſundheits— 
gerichts vgl. $ 12, wegen des Verfahrens vgl. $ 17. 

Gegen die Entſcheidung des Erbgeſundheitsgerichts iſt Beſchwerde 
an das Erbgeſundheitsobergericht zuläſſig; vgl. im einzelnen 

2. Das Rechtsmittel gegen die Verſagung des Ehetauglichkeits⸗ 
zeugniſſes 1 des Vorliegens eines Ehehinderniſſes nach § 6 
der Erſten A. z. BlSchG. befteht allein in der n 
beſchwerde; vgl. im einzelnen $ 7 der Erſten AV. z. BlSchch. 
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3. Wird die Verſagung des Ehetauglichkeitszeugniſſes ſowohl auf 
ein Ehehindernis nach $ 1 CGej®. als auch auf das Ehehindernis des 
$ 6 der Erſten AV. z. Bl Schch. geſtützt, jo würden die Verlobten zur 
Anfechtung dieſer Entſcheidung ſowohl das Erbgeſundheitsgericht an- 
rufen als auch Dienſtaufſichtsbeſchwerde einlegen müſſen. 


8 12 
Zuſtändig iſt das Erbgeſundheitsgericht, in deſſen Bezirk das 
Geſundheitsamt ſeinen Sitz hat. Aus wichtigen Gründen kann das 
Erbgeſundheitsgericht die Sache an ein anderes Erbgeſundheits⸗ 
er abgeben; die Abgabeverfügung iſt für diejes Gericht bin⸗ 
end. 


1. Wird gegen die Verſagung oder die Zurücknahme des Ehetaug⸗ 
lichkeitszeugniſſes aus geſundheitlichen Gründen die Entfcheidung des 
Erbgeſundheitsgerichts angerufen, fo iſt ausſchließlich das Erbgeſund⸗ 
heitsgericht zuſtändig, in deſſen Bezirt das Geſundheitsamt, deſſen 
Entſcheidung angeſochten wird, ſeinen Sitz hat. Es kommt für die 
Zuſtändigkeit des Erbgeſundheitsgerichts daher nicht darauf an, ob 
der Verlobte, deſſen Geſundheitszuſtand zu der Entſcheidung des Ge— 
ſundheitsamts geführt hat, in dem Bezirk des Erbgeſundheitsgerichts 
wohnt oder nicht; vgl. aber Bem. 2. 


2. Eine Abgabe an ein anderes Erbgeſundheitsgericht iſt aus wich⸗ 
1555 3 möglich. Die Abgabeverfügung iſt für dieſes Gericht 

indend. 

Ein wichtiger Grund für die Abgabe kann darin erblickt werden, 
daß der Verlobte, deſſen Geſundheitszuſtand zu der Verſagung oder 
Zurücknahme des Ehetauglichkeitszeugniſſes geführt hat, von einem 
Geſundheitsamt unterſucht worden ift, das zum Bezirkeines anderen 
Erbgeſundheitsgerichts gehört. Dies wird im Hinblick auf $$ 2 und 4 
bei verſchiedenem Wohnſitz der Verlobten regelmäßig dann der Fall 
ſein, wenn der Bräutigam krank iſt. Da das Erbgeſundheitsgericht 
ſeine Entſcheidung unter Umſtänden nur auf Grund einer Nachunter— 
ſuchung des kranken Verlobten treffen kann, würde es unzweckmäßig 
fein, ein von ſeinem Wohnſitz gegebenenfalls räumlich weit entfent- 
tes Erbgeſundheitsgericht mit der Entſcheidung zu befaſſen. 

Wird die Sache an ein anderes als das zunächſt zuſtändige Erb 
geſundheitsgericht abgegeben, jo kann auch das Geſundheitsamt, def- 
ſen Entſcheidung angefochten iſt, im Wege der Amtshilfe ein anderes 
Geſundheitsamt erſuchen, die Geſchäfte des Geſundheitsamts in dem 
Verfahren wahrzunehmen. Dem Erbgeſundheitsgericht iſt von dem 
Erſuchen Kenntnis zu geben. 
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() Gegen die Entſcheidung des Erbgeſundheitsgerichts iſt bin⸗ 
nen einer Notfriſt von zwei Wochen ſeit der Zuſtellung die Be⸗ 
ſchwerde an das Erbgeſundheitsobergericht zuläſſig. Die Beſchwerde 
hat auſſchiebende Wirkung. 

(2) Die Beſchwerde kann von jedem Verlobten ſowie von dem 
Leiter des Geſundheitsamts eingelegt werden. 


1. Die En ſcheidung des Erbgeſundheitsgerichts kann mit der Be⸗ 
ſchwerde an das Erbgeſundheitsobergericht angefochten werden. 
Die Beſchwerde hat aufſchiebende Wirkung; vor Ablauf der Be⸗ 
ſchwerdefriſt darf der Standesbeamte daher die Ehe nicht chließen; 
vgl. Runderlaß vom 12. Dezember 1935 (MBliV. S. 1489) Abſ. 5, 
unten S. 232. 

2. Zur Einlegung der Veſchwerde iſt jeder Verlobte und der Lei⸗ 
ter des Geſundheitsamts berechtigt. Unerheblich it, ob der Verlobte, 
der die Beſchwerde einlegt, bisher bereits an dem Verfahren beteiligt 
war oder ob nur der andere Verlobte die Entſcheidung des Erb. 
geſundheitsgerichts angerufen hatte. Bei Verhinderung des Leiters 
des Geſundheitsamts fteht die Befugnis zur Einlegung ſeinem Ver⸗ 
treter zu. 

3. Die Beſchwerde iſt binnen einer Notfriſt von 2 Wochen einzu- 
legen. Die Friſt beginnt mit der Zuſtellung der Entſcheidung des Erb⸗ 
geſundheitsgerichts; für ihre Berechnung ſind die Vorſchriften des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs (§ 186 ff.) entſprechend anzuwenden. Die 
Zuſtellung erfolgt nach den für die Zuſtellung von Amts wegen gel 
denden Vorſchriften der F 208 ff. ZPO. ($ 17 in Verbindung mit 
Art. 4 der Ausführungsverordnung zum Geſetz zur Verhütung erb⸗ 
kranken Nachwuchſes vom 5. Dezember 1933 — RG Bl. 1 S. 1021 — 
und $ 16 F..). 

4. Die Beſchwerde iſt ſchriftlich oder zur Niederſchrift der Ge⸗ 
ſchäftsſtelle des Erbgeſundheitsgerichts oder des Erbgeſundheitsober⸗ 
gerichts einzulegen; vgl. K 17 in Verbindung mit 89 des Geſetzes zur 
Verhütung erbkranken Nachwuchſes und Art. 6 der Dritten Ausfüh- 
rungsverordnung hierzu vom 25. Februar 1935 (RG Bl. I S. 289). 

5. Wegen des Verfahrens vol. $ 17. 

6. Die Entſcheidung des Erbgeſundheitsobergerichts iſt endgül⸗ 
tig; vgl. auch $ 22. 

8 14 

(1) Das Gericht hat von Amts wegen zu prüfen, ob ein Ehehinder⸗ 

nis nach $ 1 des Geſetzes vorliegt. 
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(2) Der Beſchluß, daß ein ſolches Ehehindernis nicht vorliegt, er⸗ 
ſetzt das Ehetauglichteitszeugnis. 


1. Das Gericht — Erbgeſundheitsgericht oder Erbgefundheitsober- 
gericht — hat, wenn bei ihm ein Verfahren anhängig gemacht wor⸗ 
den iſt, ſachlich zu prüfen, ob ein Ehehindernis nach $ 1 EGeſch. 
vorliegt. Dieſe Prüfung hat es von Amts wegen vorzunehmen. Es 
iſt dabei weder auf eine Nachprüfung des Verſagungsgrundes oder 
des geltend gemachten Beſchwerdegrundes beſchränkt noch an Anträge 
der Beteiligten — Verl: bte oder Leiter des Geſundheitsamtes — ge⸗ 
bunden. Es kann daher z. B. das Beſtehen eines Ehehinderniſſes aus 
einem anderen Grunde als dem bisher angenommenen feſtſtellen. 


2. Der Beſchluß, daß kein Ehehindernis nach $ 1 Echeſch. vorliegt, 
erſetzt das Ehetauglichkeitszeugnis. Wird dem Standesbeamten ein 
ſolcher Beſchluß vorgelegt, ſo darf er daher das Aufgebot anordnen 
und die Ehe ſchließen; vgl. aber Bem. 3. Vorausſetzung iſt, daß der 
Beſchluß rechtskräftig iſt, d. h. entweder muß die Beſchwerdefriſt ge⸗ 
gen den Beſchluß eines Erbgeſundheitsgerichts fruchtlos verſtrichen 
ſein, oder es muß ſich um den Beſchluß eines Erbgeſundheitsober⸗ 
gerichts handeln. Der Nachweis, daß ein Beſchluß des Erbgeſundheits— 
gerichts rechtskräftig iſt, wird durch ein Rechtskraftzeugnis dieſes Ge⸗ 
richts erbracht ($ 17 in Verbindung mit Art. 4 der Ausführungsver⸗ 
ordnung zum Geſetz zur Verhütung erbkranken Nachwuchſes vom 
5. Dezember 1933 — RG Bl. 1 S. 1021 — und $ 31 FGG.) 

Da der Beſchluß nur ergibt, daß kein Ehehindernis nach $ 1 EGeſch. 
vorliegt, muß ſich der Standesbeamte außerdem auch die Beſcheini- 
gung nach $ 9 vorlegen laſſen, um feſtzuſtellen, daß das Ehetauglich. 
keitszeugnis nicht etwa auch wegen eines Ehehinderniſſes nach $ 6 
der Erſten AV. z. BISch®. verſagt worden ift; in dieſem Fall muß 
er den Verlobten auch aufgeben, die Entſcheidung der Dienſtauſſichts⸗ 
behörde des Geſundheitsamts, daß kein Ehehindernis wegen Gefähr- 
dung der Reinerhaltung des deutſchen Blutes vorliegt, beizubringen. 
Die Vorlegung der Beſcheinigung nach $ 9 ift nicht erforderlich, wenn 
aus den Gründen des gerichtlichen Beſchluſſes hervorgeht, daß das 
Ehetauglichkeitszeugnis nur wegen eines Ehehinderniſſes nach $ 1 
Echeſch. verſagt worden war. 


3. Der gerichtliche Veſchluß, daß kein Ehehindernis nach $ 1 Echeſch. 
vorliegt, hat nur eine Geltungsdauer von 6 Monaten. Dies iſt im 
Geſetz zwar nicht ausdrücklich gejagt, ergibt ſich aber daraus, daß der 
Beſchluß zeitlich keine ſtärkere Wirkung haben kann, als das Ehetaug- 
lichkeitszeugnis, das er erſetzt. Die Friſt, die nach den Vorſchriften 
des BOB. (88 186 ff.) zu berechnen iſt, beginnt mit der Zuſtellung 
Raſſengeſetzgebung I 
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des Beſchluſſes. Iſt die Friſt bei der Eheſchließung verſtrichen, ſo 
hat der Standesbeamte dieſe abzulehnen. 

4. Während das Ehetauglichkeitszeugnis bei nachträglichem Be— 
kanntwerden eines Ehehinderniſſes nach $ 1 EGej®. zurüdgenom- 
men werden kann (val. $ 8), kann ein gerichtlicher Beſchluß nach 8 14 
weder vom Geſundheitsamt noch vom Gericht ſelbſt zurüngenom⸗ 
men werden. Das Verfahren iſt vielmehr mit der Rechtskraft des 
Beſchluſſes endgültig abgeſchloſſen, da auch eine Wiederaufnahme 
des Verfahrens nicht ſtattfindet (vgl. $ 22). 


8 15 
Als Richter ſind die Aerzte ausgeſchloſſen, die bei der Unter⸗ 
ſuchung auf die Ehetauglichteit oder bei der Ausſtellung der Bez 
ſcheinigung (8 9) mitgewirkt haben. 


Für die Ausſchließung und die Ablehnung eines Richters des 
Erbgeſundheitsgerichts oder des Erbgeſundheitsobergerichts ſind die 
Vorſchriften der 8 41 ff. ZPO. entſprechend anwendbar ($ 17 in 
Verbindung mit § 7 Abſ. 2 des Geſetzes zur Verhütung erbkranken 
Nachwuchſes). Daneben enthält $ 15 einen weiteren geſetzlichen Aus- 
ſchließungsgrund. Danach find als Richter ausgeſchloſſen 

a) diejenigen Aerzte des Geſundheitsamts und diejenigen frei prak- 
tizierenden Aerzte, die einen der Verlobten auf feine Ehetaug— 
lichkeit unterſucht haben; ob ſie den geſunden oder den kranken 
Verlobten unterſucht haben, iſt gleichgültig; 

b) derjenige Arzt des Geſundheitsamts, der auf Grund einer Unter- 
ſuchung, die von einem anderen Arzt vorgenommen worden iſt, 
die Beſcheinigung über die Verſagung des Ehetauglichkeitszeug⸗ 
niſſes ausgeſtellt hat. 

8 16 

(1) Ein minderjähriger Verlobter kann ſeine Rechte ſelbſt wahr: 
nehmen. 

(2) Dem Antrag auf gerichtliche Entſcheidung iſt, wenn einer der 
Verlobten minderjährig iſt, die nach dem Bürgerlichen Geſetzbuch 
erforderliche elterliche Einwilligung zur Eheſchließung beizufügen. 

(3) Ein Pfleger wird in Ehegeſundheitsſachen nicht beſtellt. 


1. Die Fähigkeit eines Verlobten zur ſelbſtändigen Wahrnehmung 
ſeiner Rechte in Ehegeſundheitsſachen hängt grundſätzlich davon ab, 
daß er im Beſitz der Geſchäftsfähigkeit iſt. Iſt er geſchäftsunfähig oder 
beſchränkt geſchäftsfähig, jo kann grundſätzlich nur ſein geſetzlicher 
Vertreter für ihn handeln. Von dieſer Regel macht jedoch $ 16 Abſ. 1 
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eine Ausnahme. Danach kann ein minderjähriger Verlobter in Ehe⸗ 
geſundheitsſachen ſeine Rechte ſelbſt wahrnehmen. 

2. Hat der Verlobte das 21. Lebensjahr noch nicht vollendet, ſo 
bedarf er nach $ 1305 BOB. zur Eingehung der Ehe der Einwilligung 
ſeines Vaters und, wenn dieſer geftorben iſt, oder wenn ihm die ſich 
aus der Vaterſchaft ergebenden Rechte nach $ 1701 BOB. nicht zu- 
ſtehen, oder wenn der Verlobte ein uneheliches Kind ift, der Einwil— 
ligung feiner Mutter. Zumal nachdem § 16 Abſ. 1 auch dem minder⸗ 
jährigen Verlobten das Recht zur jelbftändigen Wahrnehmung feiner 
Rechte in Ehegeſundheitsſachen gegeben hat, würde dieſe Rechtslage 
dazu führen können, daß die Eheſchließung, auch wenn eine für die 
Verlobten günſtige Entſcheidung des Erbgeſundheitsgerichts oder des 
Erbgeſundheitsobergerichts ergangen wäre, doch nicht ſtattfinden 

te, weil der Vater oder die Mutter die erforderliche elterliche 

willigung zur Eheſchließung verweigerte. Um eine zweckloſe Be- 
laſtung der Gerichte zu vermeiden, iſt daher im $ 16 Abſ. 2 beſtimmt, 
daß dem Antrag auf gerichtliche Entſcheidung, wenn einer der Ver- 
lobten minderjährig iſt, die erforderliche elterliche Einwilligung bei- 
zufügen iſt. Dieſe Einwilligung muß auch beigebracht werden, wenn 
nicht der das Verfahren betreibende, ſondern der andere Verlobte 
minderjährig iſt. 

$ 16 ſtellt es nur auf die Minderjährigkeit eines Verlobten ab, ob⸗ 
wohl die elterliche Einwilligung auch bei Volljährigkeitserklärung 
eines Verlobten noch bis zum 21. Lebensjahr erforderlich iſt. Iſt ein 
Verlobter für volljährig erklärt worden, ſo bedarf er daher zwar bis 
zur Erreichung des 21. Lebensjahres noch der elterlichen Einwilli— 
gung, er braucht ſie aber einem Antrag auf gerichtliche Entſcheidung 
über das Vorliegen eines Ehehinderniſſes nach $ 1 E6ej®. nicht bei- 
zufügen. Praktiſch wird daher die elterliche Einwilligung nur bei— 
zufügen ſein, wenn die Braut minderjährig iſt, da ein Mann nach 
91303 BOB.vordem Eintritt der Volljährigkeit keine Ehe eingehen darf. 

3. Im Hinblick auf $ 17 hätte in Ehegeſundheitsſachen auch Art. 2 
der Dritten Ausführungsverordnung zum Geſetz zur Verhütung erb- 
kranken Nachwuchſes vom 25. Februar 1935 (RG Bl. I S. 289), der 
im Sterilifierungsverfahren unter beſtimmten Vorausſetzungen die 
Beſtellung eines Pflegers vorſchreibt, zur entſprechenden Anwendung 
kommen müſſen; durch $ 16 Abſ. 3 iſt dies ausgeſchloſſen worden, 
weil ein Bedürfnis für die Beſtellung eines Pflegers in Ehegeſund— 
heitsſachen nicht beſteht. 


817 
Auf das Verfahren in Ehegeſundheitsſachen finden die Vor⸗ 
ſchriften des Geſetzes zur Verhütung erbtranken Nachwuchſes vom 


ne 
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14. Juli 1933 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 529) in der Faſſung vom 26. Juni 
1935 (Reichsgeſetzbl. ! S. 773) und ſeiner Ausführungsverordnun⸗ 
gen entſprechende Anwendung. 


Das Verfahren in Ehegeſundheitsſachen iſt durch § 17 dahin ge- 
regelt worden, daß die Verfahrensvorſchriſten des Geſetzes zur Ver⸗ 
hütung erbkranken Nachwuchſes vom 14. Juli 1933 (RGBl. 1 S. 529) 
in der Faſſung vom 26. Juni 1935 (RG Bl. 1 S. 773) und ſeiner Aus- 
führungsverordnungen vom 5. Dezember 1933 (RG Bl. I S. 1021), 
vom 29. Mai 1934 (Me Bl. 1 S. 475), vom 25. Februar 1935 (RG Bl. 
1 S. 289) und vom 18. Juli 1935 (RG Bl. 1 S. 1035) für entſprechend 
anwendbar erklärt worden find. Angeſichts des Art. 4 der Verord. 
nung vom 5. Dezember 1933 finden damit auch die Vorſchriften des 
Reichsgeſetzes über die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbar- 
keit vom 17. Mai 1898 (Nh Bl. S. 189) entſprechende Anwendung. 
Ferner find verſchiedene Vorſchriften der ZPO. anwendbar; vgl. 
z. B. § 7 des Geſetzes zur Verhütung erbkranken Nachwuchſes. 
Bei der Prüfung, welche der genannten Vorſchriften in Ehegeſund— 
heitsſachen anzuwenden ſind, wird darauf geachtet werden müſſen, 
daß nur folche Vorſchriften angewendet werden, die in den Rahmen 
des Ehegeſundheitsgeſetzes hineinpaſſen. Dieſe Abgrenzung wird ſich 
in der Praxis in der Regel unſchwer treffen laſſen. 
Danach ſind insbeſondere folgende Vorſchriften des Geſetzes zur 
Verhütung erbkranken Nachwuchſes anwendbar: 
87 und 8 (Verfahren), ſoweit nicht $$ 18 und 19 der Erſten DV. z. 
EGeſch. entgegenſtehen, 

§ 15 (Schweigepflicht), ferner 

Art. 4 Abſ. 2 der Verordnung vom 5. Dezember 1933 — RG Bl. I 
©. 1021 — (Anwendung des Reichsgeſetzes über die Angelegen- 
heiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit). 

Nicht anwendbar ſind z. B.: — 

88 2 bis 4 (Antragſtellung), weil es ſich dabei um eine ausſchließlich 

auf die Zwecke des Geſetzes zur Verhütung erbkranken Nach- 
wuchſes abgeſtellte Regelung handelt, 

§ 12 Abſ. 2 (Wiederaufnahme des Verfahrens) wegen $ 21 der 

Erſten DV. z. EGeſch., ferner 
Art. 2 der Dritten AV. vom 25. Februar 1935 —RGBl. 1.289 — 
(Pflegerbeſtellung) wegen § 16 Abſ. 3 der Erſten DV. z. EGeſch., 
Art. 5 der Dritten AV. vom 25. Februar 1935 — RG Bl. 18.289 — 
(Zuſtellung der Begründung der Entſcheidung) wegen $ 19 der 
Erſten DV. z. EGeſch. 
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8 18 

(1) Das Gericht kann das perſönliche Erſcheinen der Verlobten 
und ihre ärztliche Unterſuchung anordnen. Ein Zwang zur Durch⸗ 
führung dieſer Anordnungen iſt nicht ſtatthaft. 

(2) Wird der Anordnung nicht Folge geleiſtet, ſo kann das Gericht 
die Verſagung oder Zurücknahme des Zeugniſſes ohne weitere Erz 
mittlungen beſtätigen. 

1. Die Aufgabe des Gerichts, unter eigener Verantwortlichkeit feit- 
zuſtellen, ob ein Ehehindernis nach $ 1 EGeſch. vorliegt, ſetzt die Bes 
fugnis voraus, den Verlobten das perſönliche Erſcheinen vor Ge⸗ 
richt aufzugeben und ſich ärztlich unterſuchen zu laſſen. Denn ohne 
dieſe Maßnahme wird vielfach eine Nachprüfung der angefochtenen 
Entſcheidung überhaupt nicht möglich ſein. 

2. Da das Gericht nur auf Antrag tätig wird, ſtehen ihm keine 
Zwangsmittel zur Durchführung feiner Anordnungen zu. Dies iſt 
im Hinblick auf $ 17 beſonders ausgeſprochen worden, weil im $ 7 
Abſ. 2 des Geſetzes zur Verhütung erbkranken Nachwuchſes die An- 
wendung von Zwangsmitteln für zuläſſig erklärt worden iſt. 

Aus der Nichtbefolgung ſeiner Anordnungen kann das Gericht ohne 
weitere Ermittlungen die Schlußfolgerung ziehen, daß ſie ein für die 
Verlobten ungünſtiges Ergebnis haben würden. Es kann daher die 
Verſagung oder Zurücknahme des Ehetauglichkeitszeugniſſes ohne 
weiteres beſtätigen. 

8 19 

Der Beſchluß des Gerichts iſt beiden Verlobten ſowie dem Ges 

ſundheitsamt unter Mitteilung der Gründe zuzuſtellen. 


1. Die Begründung des Beſchluſſes muß alle Gründe, die für die 
Entſcheidung maßgebend waren, erkennen laſſen. Ihre Kenntnis darf 
den Verlobten nicht vorenthalten werden. Dies gilt beſonders für 
fa des Erbgeſundheitsgerichts, gegen die Beſchwerde zuläf- 
ſig iſt. 

2. Die Zuſtellung erfolgt nach den für die Zuſtellung von Amts 
wegen geltenden Vorſchriften der § 208 ZPO. ($ 17 in Verbindung 
mit Art. 4 der Ausführungsverordnung zum Geſetz zur Verhütung erb- 
kranken Nachwuchſes vom 5. Dezember 1933 — RGBl. 1 S. 1021 — 
und $ 16 FGG.). 


8 20 
(1) Für das gerichtliche Verfahren wird in jedem Rechtszug eine 
Gebühr von fünf Reichsmark erhoben. Für das Verfahren vor 
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dem Erbgeſundheitsobergericht wird die Gebühr nicht erhoben, 
wenn die Beſchwerde von dem Leiter des Geſundheitsamts eins 
gelegt worden iſt. 

(2) Auf Antrag kann der Vorſitzende die Gebühr, ſolange ſie noch 
nicht gezahlt iſt, ermäßigen oder erlaſſen, wenn die Verlobten be= 
dürftig ſind und die Rechtsverfolgung nicht ausſichtslos erſcheint; 
die Verfügung iſt unanfechtbar. 

(3) Sofern die Gebühr nicht erlaſſen iſt, wird das Gericht erſt 
nach Zahlung der im Abſ. 1 beſtimmten oder nach Abſ. 2 ermäßig⸗ 
ten Gebühr in der Sache tätig. 

(+) Der unterliegende Verlobte hat die Auslagen des Verfahrens 
zu tragen. Die Vorſchriften des Gerichtstoſtengeſetzes finden An⸗ 
wendung. 

(5) Iſt rechtskräftig feſtgeſtellt, daß ein Ehehindernis nach 8 1 
des Geſetzes nicht beſteht, ſo werden die gerichtlichen Gebühren 
erſtattet. 


1. Die Ermäßigung oder der Erlaß der Gerichtsgebühr iſt von 
der Erfüllung dreier Vorausſetzungen abhängig: 


a) beide Verlobten müſſen bedürftig ſein. Es genügt alſo nicht, 
wenn nur der das Verfahren betreibende Verlobte zur Zahlung 
der Gebühr außerſtande iſt. Die Bedürftigkeit iſt regelmäßig durch 
eine Unvermögensbeſcheinigung der zuſtändigen Gemeinde— 
behörde nachzuweiſen; 

b) die Rechtsverfolgung darf nicht ausſichtslos erſcheinen; 

e) es darf noch keine Zahlung der Gebühr erfolgt fein. 

2. Einen Rechtsanſpruch auf die Ermäßigung oder den Erlaß haben 
die Verlobten nicht. Der Vorſitzende des Gerichts entſcheidet nach 
pflichtgemäßem Ermeſſen. 

3. Die Erſtattung der Auslagen des Verfahrens, die der unter— 
liegende Verlobte zu tragen hat, richtet ſich nach F 71 ff. des Ge⸗ 
richtskoſtengeſetzes vom 18. Juni 1878 (RG Bl. S. 141). 


8 2¹ 
Eine Wiederaufnahme des Verfahrens findet nicht ſtatt. 


Eine Wiederaufnahme des Verfahrens iſt entgegen der im 8 12 
Abſ. 2 des Geſetzes zur Verhütung erbkranken Nachwuchſes getroffe- 
nen Regelung weder zugunſten noch zuungunſten der Verlobten mög⸗ 
lich, auch wenn der Beſchluß des Gerichts ſich nachträglich als un⸗ 
richtig herausſtellen ſollte. Hat das Gericht feſtgeſtellt, daß kein Ehe— 
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hindernis nach $ 1 Eceſch. vorliegt, fo können die Verlobten daher 
die Ehe ſchließen; es iſt auch nicht möglich, den Beſchluß wie das Ehe 
tauglichkeitszeugnis bei nachträglichem Bekanntwerden eines Ehe 
hinderniſſes zurüdzunchmen. Hat das Gericht die Ehetauglichkeit der 
Verlobten verneint, jo kann die Ausſtellung des Ehetauglichkeitszeug⸗ 
niſſes früheſtens nach Ablauf von 6 Monaten ſeit der Rechtskraft des 
gerichtlichen Beſchluſſes erneut beim Geſundheitsamt beantragt wer— 
den; vgl. $ 22. 


8 22 


Die Ausſtellung des Ehetauglichkeitszeugniſſes kann früheſtens 
ſechs Monate, nachdem der Veſchluß des Gerichts rechtskräftig gez 
worden iſt, erneut beim Geſundheitsamt beantragt werden. 


$ 22 ſoll verhindern, daß ſich Verlobte, deren mangelnde Ehetaug— 
lichkeit nicht nur vom Geſundheitsamt, ſondern auch im gerichtlichen 
Verfahren feſtgeſtellt worden iſt, ohne daß eine Aenderung der für 
die Beurteilung maßgebenden Verhältniſſe eingetreten wäre, erneut 
an die in Ehegeſundheitsſachen tätigen Behörden wenden und dieſe 
dadurch zwecklos belaſten. Iſt die Verſagung des Ehetauglichkeits— 
zeugniſſes nicht Gegenſtand eines gerichtlichen Verfahrens geweſen, 
ſo können die Verlobten dagegen ohne Einhaltung einer beſtimmten 
Friſt ihren Antrag auf Ausſtellung des Zeugniſſes erneuern. Dieſe 
Regelung erſcheint notwendig, um in den Fällen, in denen die Ver— 
ſagung des Chetauglichkeitszeugniſſes mit nur vorübergehend vor— 
liegenden Hinderungsgründen begründet werden muß, nach Fortfall 
dieſer Gründe die Ausſtellung des Ehetauglichkeitszeugniſſes zu er- 
möglichen; in dieſen Fällen iſt bei einer entſprechenden Begründung 
der Verſagung durch das Geſundheitsamt mit einer Anrufung der 
Gerichte kaum zu rechnen. 


8 20 
Das Aufgebot darf erſt angeordnet werden, wenn dem Standes⸗ 


beamten das Ehetanglichteitszeugnis vorgelegt worden iſt. § 3 
findet Anwendung. 


1. Der Standesbeamte darf nach 845 PStG. das Aufgebot nicht an 
ordnen, bevor ihm die zur Eheſchließung geſetzlich notwendigen Vor- 
ausſetzungen als vorhanden nachgewieſen find. Der Nachweis, daß 
kein Chehindernis nach $ 1 Echeſch. vorliegt, wird nach $ 2 Echeſch. 
durch das Ehetauglichkeitszeugnis erbracht. $ 23 ſpricht daher an ſich 
nur eine Selbſtwerſtändlichkeit aus, wenn er ausdrücklich vorſchreibt, 
daß der Standesbeamte das Aufgebot erſt anordnen darf, wenn ihm 
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das Ehetauglichkeitszeugnis vorgelegt worden iſt. Es ſollte dadurch 
jedoch beſonders hervorgehoben werden, daß der Standesbeamte ſich 
mit keinem anderen Nachweis, daß ein Ehehindernis mangelnder Ehe- 
geſundheit nicht beſteht, zufrieden geben darf als dem Ehetauglich- 
keitszeugnis. un . 

Wird dem Standesbeamten ein Ehetauglichkeitszeugnis e e 
hat er aber ſichere Kenntnis davon, daß trotzdem ein Ehehindernis 
nach $ 1 Eceſch. vorliegt, ift ihm z. B. bekannt, daß ein Verlobter 
entmündigt iſt, ſo darf er das Aufgebot gleichwohl nicht verweigern; 
er muß aber mit möglichſter Beſchleunigung das Geſundheitsamt be- 
nachrichtigen, das das Ehetauglichkeitszeugnis ausgeftellt hat, damit 
ihm die Möglichkeit gegeben wird, das Zeugnis gemäß $ 8 zurück⸗ 
zunehmen. Macht das Geſundheitsamt von ſeiner Befugnis zur Zu⸗ 
rücknahme keinen Gebrauch, jo darf der Standesbeamte feine Mit- 
wirkung bei der Eheſchließung nicht verweigern, Ein Recht zur Be. 
ſchwerde gegen die Entſchließung des Geſundheitsamts ſteht ihm 
nicht zu. 

Vgl. auch Bem. 2 zu $ 14. 

Wegen der Uebergangsregelung vgl. $ 3. 

2. Ebenſowenig wie der Standesbeamte ohne Vorlage des Ehe— 
tauglichkeitszeugniſſes das Aufgebot anordnen darf, darf er ein Ehe⸗ 
fähigkeitszeugnis zum Zwecke der Eheſchließung im Ausland ausſtel⸗ 
len, wenn ihm kein Ehetauglichkeitszeugnis vorgelegt wird. Wegen 
der Uebergangsregelung vgl. $ 27. 


8 24 
Si des Chegeſundheitsgeſetzes ſteht der Eheſchließung nicht ent⸗ 
gegen, wenn die Ehe nach § 50 des Perſonenſtandsgeſetzes vom 
6. Februar 1875 (Reichsgeſetzbl. S. 23, 33) wegen lebensgefähr⸗ 
licher Ertrantung eines Verlobten ohne Aufgebot geſchloſſen wer⸗ 
den darf. 


1. § 24 enthält eine allgemeine Befreiung von den Ehehinderniſ⸗ 
ſen des § 1 Eceſch. Nach $ 50 PSt®. kann der Standesbeamte eine 
Eheſchließung ohne Aufgebot vornehmen, wenn ihm ärztlich bejchei- 
nigt wird, daß die lebensgefährliche Erkrankung eines der Verlobten 
den Auffchub der Eheſchließung nicht geftattet. Nach $ 24 ſteht in 
dieſem Falle $ 1 Echeſch. der Eheſchließung nicht entgegen; trotz Vor⸗ 
liegens eines Ehehinderniſſes mangelnder Ehegeſundheit darf der 
Standesbeamte daher bei der Eheſchließung mitwirken. Dieſe Rege- 
lung erſcheint insbeſondere im Hinblick darauf zweckmäßig, daß die 
Legitimierung eines unehelichen Kindes nicht unmöglich gemacht wer⸗ 
den ſoll, wenn mit dem Ableben eines Verlobten, der an einer an⸗ 
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ſteckenden Krankheit leidet, zu rechnen iſt. Der Standesbeamte hat 
aber darauf zu achten, daß dieſe Regelung nicht zu einer Umgehung 
des Ehegeſundheitsgeſetzes ausgenutzt wird; vgl. Runderlaß vom 
12. Dezember 1935 (MBliV. S. 1489) Abſ.9, unten S. 232. 

2. § 24 enthält keine Befreiung von dem Ehehindernis wegen Ge⸗ 
fährdung der Reinerhaltung des deutſchen Blutes in $ 6 der Erſten. 
AV. z. BISHG. Jedoch wird im Falle einer Nottrauung gemäß $ 50 
PStch. die Vorlage eines Ehetauglichkeitszeugniſſes zum Nachweis, 
daß kein Ehehindernis nach $ 6 der Erſten AV. z. BSG. vorliegt, 
nicht erforderlich fein. Der Standesbeamte darf aber die Ehefchlie- 
ßung nicht vornehmen, wenn ihm bekannt iſt, daß ein Ehehindernis 
wegen Gefährdung der Reinerhaltung des deutſchen Blutes beſteht. 


8 25 
Die Unfruchtbarkeit einer Frau, die über 45 Jahre alt iſt, braucht 
im Fall des 8 1 Abſ. 2 des Geſetzes nicht nachgewieſen zu werden. 


Mit Nachkommenſchaft aus einer Ehe Erbkranker wird regelmäßig 
nicht zu rechnen ſein, da Erbkranke durchweg unfruchtbar gemacht 
werden. Wenn dennoch ein Verbot für Erbkranke ergangen iſt, frucht 
bare Perſonen zu heiraten, ſo hat hierzu die Erwägung geführt, daß 
die Fruchtbarkeit eines gefunden Menſchen dem Volk erhalten blei⸗ 
ben ſoll; vgl. Bem. 3ba zu $ 1 EGeſch. Da die Heiratsmöglichkeiten 
für eine 45jährige Frau nur noch gering ſind, befteht aber unter die- 
ſem Geſichtspunkt keine Notwendigkeit mehr, ihre Eheſchließung mit 
einem Erbkranken zu unterbinden, zumal ſie auch bei einer anderen 
Heirat nur noch geringe Ausſicht auf Nachkommenſchaft hätte. $ 25 
trägt dieſen Ueberlegungen Rechnung; während ſonſt der Nachweis 
der Unfruchtbarkeit geführt werden muß, wenn eine Ehe mit einem 
Erbkranken geſchloſſen werden ſoll, wird auf dieſen Nachweis bei 
einer über 45 Jahre alten Frau verzichtet. 


8 20 
Lehnt der Standesbeamte vor dem Inkrafttreten des 8 2 des 
Geſetzes das Aufgebot ab, weil das von ihm geforderte Zeugnis 
nicht beigebracht wird, jo iſt eine Anrufung des Gerichts (8 11 
Abſ. 3 des Perſonenſtandsgeſetzes) ausgeſchloſſen. 


Lehnt der Standesbeamte eine Amtshandlung ab, ſo kann er hierzu 
nach § 11 Abſ. 3 PStG. auf Antrag der Beteiligten durch das Gericht 
angewieſen werden. Dieſe Vorſchrift würde den Verlobten die Mög— 
lichkeit gegeben haben, ſich an das zuſtändige Amtsgericht zu wenden, 
wenn der Standesbeamte, der Zweifel hat, ob ein Ehehindernis nach 
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$ 1 EGef®. oder nach $ 6 der Erſten AB. z. BlSchch. vorliegt, in der 
Uebergangszeit bis zum Inkrafttreten des $ 2 CHej®. das Aufgebot 
ablehnt, weil das von ihm verlangte Ehetauglichkeitszeugnis nicht bei- 
gebracht wird. Es hätte dann aber damit gerechnet werden müſſen, 
daß ſich die Verlobten gerade in den Fällen an das Amtsgericht ge— 
wendet hätten, in denen die Zweifel berechtigt geweſen wären, in 
der Hoffnung, ſich dadurch unter Umſtänden der ſachlichen Nachprü— 
fung entziehen zu können. Es lag um ſo weniger Anlaß vor, dieſen 
Rechtsweg zu eröffnen, als es ganz unbedenklich erſcheint, von den 
Verlobten zu verlangen, ſich unterſuchen zu laſſen, wenn man be⸗ 
denkt, daß eine ſolche Unterſuchung in Zukunft von jedem Verlobten 
verlangt wird. Nach $ 26 iſt daher in ſolchen Fällen eine Anrufung 
des Gerichts gemäß $ 11 Abſ. 3 PSt®. unzuläſſig. Durch den Rund. 
erlaß vom 18. Oktober 1935(MBli. S. 1295) Abſ. 3, unten S. 228, iſt 
ſichergeſtellt, daß die Standesbeamten nicht ohne ausreichenden rund 
Zweifel geltend machen. Sollte ein Standesbeamter diefen Rund⸗ 
erlaß nicht beachten, bleibt die Dienſtauſſichtsbeſchwerde zuläſſig. 


827 

Bis zum Inkrafttreten des $ 2 des Geſetzes darf, wenn auch nur 
ein Verlobter ſeinen gewöhnlichen Aufenthalt im Ausland hat, 
der Standesbeamte die Ausſtellung eines Ehefähigkeitszeugniſſes 
nicht von der Beibringung eines Ehetauglichteitszeugniſſes abhän⸗ 
gig machen. 


1. 8 27 ſoll unnötige Erſchwerungen für die Eheſchließung von 
Auslanddeutſchen ausſchließen. Vor dem Inkrafttreten des S2 EEG. 
wird geregelt werden müffen, welche Stelle im Ausland für die dort 
wohnenden Deutfchen, die auch zur Eheſchließung nicht nach Deutſch— 
land zurückkehren, das Ehetauglichkeitszeugnis ausſtellen kann. So- 
lange dieſe Regelung nicht erfolgt iſt, würde es unbillig ſein, von 
Auslanddeutſchen vor Ausſtellung des Ehefähigteitszeugniſſes zum 
Zwecke der Eheſchließung im Ausland ein Ehetauglichkeitszeugnis zu 
verlangen. 

2. 8 27 bewirkt feine allgemeine Befreiung der deutſchen Verlob- 
ten, die im Ausland heiraten wollen, von den Ehehinderniſſen des 
S1 E6ei®. und des $ 6 der Erſten AV. z. Bl Sch., ſondern erläßt 
ihnen lediglich für die Uebergangszeit die ſonſt in Zweifelsfällen not- 
wendige Beibringung des Ehetauglichkeitszeugniſſes; Vorausſetzung 
iſt jedoch, daß wenigſtens einer der Verlobten feinen gewöhnlichen 
Aufenthalt im Ausland hat. Im A hierauf hat der Standes- 
beamte von einer Befragung der Verlobten über das Nichtvorliegen 
von Ehehinderniſſen des $ 1 EGe®., wie fie für Eheſchließungen im 
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Inland vorgeſchrieben find, abzuſehen; vgl. Runderlaß vom 12. De- 
zember 1935 (MBliV. S. 1489) Abſ. 12, unten S. 232. Dies ändert 
aber nichts daran, daß die Ehe verboten bleibt, wenn ein Ehehinder— 
nis nach $ 1 Ecgeſch. oder nach $ 6 der Erſten AV. z. BIS. vor⸗ 
liegt. Hat der Standesbeamte von einem ſolchen Ehehindernis zu- 
verläſſige Kenntnis, jo muß er die Ausſtellung des Ehefähigkeitszeug— 
niſſes ablehnen. Gegen die Ablehnung ſteht den Verlobten die Anru- 
fung des Gerichts gemäß $ 11 Abſ. 3 PStG. offen. 


8 2³ 
Die Nichtigteit einer entgegen dem $ 1 des Ehegeſundheitsgeſet⸗ 
zes geſchloſſenen Ehe kann nur im Wege der Nichtigkeitstlage gel⸗ 
tend gemacht werden. 


1. 528 ſtellt eine Ergänzung des § 3 EGeſch. dar. Nach dieſer Vor- 
ſchrift iſt eine entgegen den Verboten des $ 1 Echeſch. geſchloſſene Ehe 
unter beſtimmten Vorausſetzungen nichtig; die Nichtigkeitsklage kann 
nur der Staatsanwalt erheben. Dadurch, daß die Erhebung der Nich— 
tigkeitsklage den Eheleuten ſelbſt unmöglich gemacht, fie vielmehr 
allein in die Hand des Staatsanwalts gelegt iſt, ſoll erreicht werden, 
daß eine verbotswidrig zuſtandegekommene Ehe nur dann für nichtig 
erklärt wird, wenn ein öffentliches Intereſſe dies erfordert. Dieſes 
Ziel wäre aber nur unvollkommen erreicht worden, wenn gemäß 
$ 1329 BOB. die Nichtigkeit der Ehe nach ihrer Auflöſung von jedem 
intereſſierten Dritten hätte geltend gemacht werden können. Es wäre 
nicht tragbar, wenn etwa der Staatsanwalt nach Prüfung des Sach— 
verhalts von der Erhebung der Nichtigkeitsklage Abſtand genommen 
hätte, man ſich gleichwohl nach Auflöſung der Ehe aber von anderer 
Seite auf die Nichtigkeit berufen könnte; es ſei z. B. der Fall erwähnt, 
daß nach dem Tode des Ehemannes deſſen Verwandten gegenüber 
der Witwe und den Kindern Erbſchaftsanſprüche erhöben. $ 28 ſchließt 
die Geltendmachung der Nichtigkeit in anderer Weiſe als durch die 
dem Staatsanwalt vorbehaltene Nichtigkeitsklage aus. Da eine ſolche 
Nichtigkeitsklage nach Auflöſung der Ehe nicht mehr möglich iſt, er- 
gibt j ich die Folgerung, daß nach dieſem Zeitpunkt die Nichtigkeit der 
Ehe überhaupt nicht mehr geltend gemacht werden kann. 

2. Wegen der Vorausſetzungen und der Durchführung der Nich⸗ 
tigkeitsklage vgl. im einzelnen §H3 EGej®. und Ben. hierzu. 


8 209 
Auf Staatenloſe, die ihren gewöhnlichen Aufenthalt im Ausland 


haben, findet das Ehegeſundheitsgeſetz keine Anwendung, es ſei 
denn, daß die Ehe in Deutſchland geſchloſſen wird. 


220 C. Erläuterungen. II. Ehegeſundheitsgeſetz 


$29 macht eine Ausnahme von Art. 29 EGBGB. Bei Anwendung 
dieſer Vorſchrift wurde die Ehefähigkeit einer ſtaatenloſen Perſon 
nach den Geſetzen des Staates beurteilt werden müſſen, dem fie zu- 
letzt angehört hat, und wenn ſie auch früher einem Staat nicht an⸗ 
gehört hat, nach den Geſetzen des Staates, in dem ſie ihren Wohnſitz 
oder Aufenthalt hat. Diefe Regelung erſcheint für den Anwendungs- 
bereich des Ehegeſundheitsgeſetzes nicht zweckmäßig; denn zur Er⸗ 
reichung des damit verfolgten Zieles iſt es angebracht, geſundheitlich 
unerwünſchte Ehen in allen Fallen zu unterſagen, in denen damit 
gerechnet werden muß, daß die Ehegatten ſich dauernd im deutſchen 
Staatsgebiet aufhalten werden. Das Ehegeſundheitsgeſetz findet da— 
her Anwendung 
a) auf Staatenloſe, die im Inland ihren Wohnſitz oder Aufenthalt 
haben, ſowohl wenn ſie im Inland, als auch wenn ſie im Ausland 
die Ehe eingehen wollen; 
b) auf Staatenloſe, die im Ausland ihren Wohnſitz oder Aufenthalt 
haben, nur dann, wenn die Eheſchließung im Inland erfolgt. 


8 30 


() In beſonderen Ausnahmefällen kann die höhere Verwal⸗ 
tungsbehörde nach Richtlinien, die vom Reichsminiſter des Innern 
im Einvernehmen mit dem Stellvertreter des Führers erlaſſen wer⸗ 
den, Befreiungen von den Vorſchriften der SS 1 und 2 des Geſetzes 
bewilligen. 

(2) Gegen die Ablehnung des Befreiungsgeſuchs iſt Beſchwerde 
an den Reichsminiſter des Innern zuläſſig. 

() Der Reichsminiſter des Innern kann in Fällen beſtimmter 
Art und in Einzelfällen über Vefreiungsgeſuche ſelbſt entſcheiden. 


1. Befreiungen können nicht nur von den Vorſchriften der 88 1 
und 2 Eceſch., ſondern auch von anderen Vorſchriften des CGeſG. 
bewilligt werden; vgl. $ 6 EGeſch. 

2. Zuſtändig für die Bewilligung der Befreiung iſt nach $ 6 EGeſch. 
der Reichsminiſter des Innern; für Befreiungen von den Vorſchriften 
der $1 und 2 CGeſch. daneben die höhere Verwaltungs behörde; 


höhere Verwaltungsbehörde iſt: 


in Preußen der Regierungspräſident (in Berlin der Po- 
lizeipräſident), 
in Bayern der Regierungspräſident, 


in Sachſen die Kreishauptmannſchaft, 
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in den übrigen Ländern die Landesregierung, d. h. die fachlich zu⸗ 
ſtändige oberſte Landesbehörde, in der 
* a Regel das Innenminiſterium. 

egen die Bewilligung der Befreiung durch dieſe ift eine Be— 
ſchwerde nicht möglich, gegen die Ablehnung des Galt dagegen 
Beſchwerde an den Reichsminiſter des Innern zuläſſig. Auch ſoweit 
die Entscheidung Geſuche um Befreiung von den Vorſchriften der 
die En 1 Au der ae ſich der Reichsminiſter des Innern 

0 tſcheidung über Befreiungsgeſuche beſtimmter Art i 
Einzelfällen ſelbſt vorbehalten. * r * 


3. Soweit die höhere Verwaltungsbehörde zur Bewilligu 

höhere Verwalt ng von 

Befreiungen zuſtändig iſt, iſt ſie an Richtlinien 1 5 die 

5 Be ii im Einvernehmen mit dem Stellver— 
ter des Führers erläßt, vgl. hierzu den Runderlaß vom 11. 

1936 — IV A 11335/1075 a. e 
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(Zum 81 vorſtehender 
Verordnung) 


Geſundheitsamt“) 


Tgb. Nr. „den „198. 
(Anſchriſt und Fernſprecher) 


Ehetauglichkeitszeugnis 
Bei dem 


geb. am in 

wohnhaft in 

und der 

geb. am in 

wohnhaft in 

liegen Ehehinderniſſe im Sinne des Geſetzes zum Schutze der Erbgeſundheit 
des deutſchen Volles (Ehegeſundheitsgeſetz) vom 18. Oktober 1935 (Reichs- 
geſetzbl. 1 S. 1246) und des $6 der Erſten Verordnung vom 14. November 


1935 zur Ausführung des Geſetzes zum Schutze des deutſchen Blutes und der 
deutſchen Ehre (Reichsgeſetzbl. T S. 1334) nicht vor. 


| (Siege) ] 
\ | (Unterichrift) 


) Cinzuſetzen die amtliche Bezeichnung des Geſundheitsamts. 
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Anlage 2 
(Zum 52 Abſ. 2 e 
N eee ® 
Lichtbild Lichtbild „den 193 


(Wohnort) 
(Straße, Haus-Nr., Fernſprecher) 


(von vorn) (von der Seite) 


Anterſuchungsbogen 


(Auszufüllen vom Geſundheitsamt) 


3 Unt 
Geſamtbeurteilung und Diagnoſe: 1 


Familie Nr. 8 der Sippentafel Bid 


Karteikarte 


Name: . | Perfonenftand: 

(bei Frauen auch Mädchenname) Glaubensbekenntnis 
geboren in am ehelich des Vaters: 
Bere: unehelich der Mutter: 

5 des Unterſuchten: 
Wohnort: Strafe: 
ER (Daus-Nr.) 
Erbärztliche Maßnahmen: Zwilling? 


(wenn ja, Name u. Anſchriſt des Paarlings) 


Iſt Ihnen der Unterſuchte bekannt oder wodurch hat er ſich ausgewieſen? 


b Frühere ärztliche Behandlung 
(Angabe der Arzte, Krankenhäuſer — genaue Zeitangabe und Anſchrift): 
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Eigene Vorgeſchichte 


Geburt: Bettnäſſen: 
Laufen gelernt: Krämpfe: 
Sprechen gelernt: 

Kinderkraukheiſen: 


Spätere Krankheiten: 

Körperliche Entwicklung und Betätigung: 

Geiſtige Entwicklung (Schulbeſuch, Berufsausbildung, evtl. Kriminalität) 
mal ſitzengeblieben 

Charakterentwicklung: 


Auffallende Begabung: 


Pubertät: Sexualleben: 
(bei Frauen auch Menftruation, Schwangerſchaften, ed Aborte) 
Inf. ven. : 


Altoholgenuß, Rauchen: 
Umweltwerhältniſſe: 


Beſchwerden: 


Beſonderes: 


Körpergewicht: kg Körpergröße: Kopfumfang: Bruſtumſang: 


Körperbautyp (nach Kretzſchmer): 
Haarfarbe: Augenfarbe: 


Beſtehen Anzeichen für Einſchlag nichtdeutſchen 
oder nicht artverwandten Blutes? 
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Allgemeiner Körperzuſtand (Knochenbau, Mus 
tung, Körperbau und 9 W — — — — 


Haut: 
Behaarung: Pigmentanomalien: 
Schleimhäute: Venektaſien: 


Extremitäten: 
Wirbelſäule: Thorax: 


Schädel und Geſicht: 

Augen: 

Ohren: 

Naſe: 

Mundhöhle: 

Schilddruſe: 
Lymphdrüſenanſchwellungen: 


Lungen: 


Herz: 
Puls: Blutdruck: 


Bauchorgane: un 

Bruchanlagen: 
Geſchlechtsorgane: . 
Zeugungsfähigkeit bzw. Gebärfähigkeit: 
Urin: Reaktion: E: 2: 


Blut: gegebenenfalls Wa R 


Reflexe: 


e Cre maſterreflexe Patellarſehnenreflex Achillesſehnen— 


Babinski: Romberg: Pupillenreaktion: 
Koordination: Nyſtagmus: 
Motilität: Würgreflex: 
Senſibilität: 

Pſyche: 


15 Raſſengeſetzgebung 1 
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Nach dem vorftehenden Befund und den ſonſtigen Feſtſtellungen ift 


dem 
der 


zur Eheſchließung geraten worden 

von der Eheſchließung abgeraten worden 

eröffnet worden, daß vermutlich wegen 
vorübergehend — dauernd — Eheuntauglichkeit beſteht 


obwohl eine Eheuntauglichfeit nicht ſicher bedingt ift, abgeraten worden, 
die beabſichtigte Ehe einzugehen 

wegen vorhandener Unfruchtbarkeit empfohlen worden, eine Ehe mit 
einem 


alter Unfruchtbaren oder Erbkranken einzugehen 


, einem 
wegen vorhandener Erbkrankheit empfohlen worden, die Ehe mit einen 


Unfruchtbaren einzugehen. 


Stempel 
des Arztes 


(unterſchriſt des unterſuchenden Arztes) 


Raum für Bemerkungen, ſpätere Unterſuchungsbefunde 
und Ermittlungsergebniſſe 
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Anlage 3 
(Zum 3 9 vorſtehender 
Verordnung) 
1 
Geſundheitsamt) 1888 193 
Tab. Nr. (Anſchriſt und Fernſprecher) 
Beſcheinigung 


Dem 


geb. am in. 
wohnhaft in 

und der 

geb. am in 
wohnhaft in 


iſt das auf Grund des Geſetzes zum Schutze der Erbgeſundheit des 
deutſchen Volkes (Etegeſundhellsgeſeh) vom 18. Oktober 1935 (RGBl. I 
S. 1240) ) und des $6 der Erſten Verordnung vom 14. November 1935 
zur Ausführung des Geſetzes zum Schutze des deutſchen Blutes und der 
deutſchen Ehre (NGBL. 1 S. 1334) erforderliche Ehetauglichkeitszeugnis 
verſagt worden, weil 


\ 
f Siegel) (unterſchriſt) 


) Einzuſetzen die amtliche Bezeichnung des gieſundheitsamts. 

) Eine etwaige Veſchwerde ift in biefem Fall an das für das ausſtellende Geſund⸗ 
heitsamt zuſtändige Erbgeſundheitsgericht zu richten. 

) Eine etwaige Beſchwerde iſt in dieſem Fall an die dem Geſundheitsamt vor 
geſetzte höhere Verwaltungsbehorde ( 


) zu richten. 


3. Durchführungsbeſtimmungen 


a) RdErl. d. RuprMd. vom 18. Oktober 1935 183/45 
(MER. S. 1295) 


Ehegeſund heitsgeſetz 


(1) Nach dem Geſ. zum Schutze der Erbgeſundheit des deutſchen Volkes 
(Ehegeſundheitsgeſ.) vom 18. Oktober 1935 (RG Bl. 1 S. 1246), 81, darf eine 
Ehe nicht geſchloſſen werden, 

a) wenn einer der Verlobten an einer mit Anſteckungsgefahr verbundenen 
Krankheit leidet, die eine erhebliche Schädigung der Geſundheit des 
anderen Teiles oder der Nachkommen befürchten läßt, 

b) wenn einer der Verlobten entmündigt iſt oder unter vorläufiger Vor— 
mundſchaft ſteht, 

e) wenn einer der Verlobten, ohne entmündigt zu ſein, an einer geiſtigen 
Störung leidet, die die Ehe für die Volksgemeinſchaft unerwünſcht er⸗ 
ſcheinen läßt, 

d) wenn einer der Verlobten an einer Erbkrankheit im Sinne des Geſ. 
zur Verhütung erbkranken Nachwuchſes leidet, es ſei denn, daß der 
andere Verlobte unfruchtbar iſt. 

(2) Der Nachweis, daß lein Ehehindernis nach $ 1 des Ehegeſundheitsgeſ. 
vorliegt, wird in Zukunft allgemein durch ein Ehetauglichkeitszeugnis er- 
bracht, deſſen Ausſtellung dem Geſundheitsamt obliegt. Den Zeitpunkt, 
von dem ab das Ehetauglichkeitszeugnis allgemein vorzulegen iſt, werde ich 
noch beſtimmen. Von dieſem Zeitpunkt ab haben die Verlobten dem Stan- 
desbeamten vor dem Aufgebot außer den ſonſt zur Eheſchließung erforder- 
lichen Unterlagen auch ein Ehetauglichleitszeugnis vorzulegen. Sind beide 
Verlobte oder der männliche Verlobte Ausländer, braucht ein Ehetauglich— 
keitszeugnis nicht vorgelegt zu werden. 

(3) Bis zu dem Zeitpunkt, von dem ab die allgemeine Vorlegung der 
Ehetauglichkeitszeugniſſe angeordnet wird, hat der Standesbeamte die Vor⸗ 
legung des Zeugniſſes nur dann zu verlangen, wenn er begründete Zweifel 
daran hat, daß die Eheſchließung nach $1 des Ehegeſundheitsgeſ, (vgl. 
Abſ. 1) zuläfjig ift. Da ihm beſonders in größeren Gemeinden meiſt un- 
bekannt fein wird, ob die Vorausſetzungen des $1 aaD. vorliegen, hat er 
die Verlobten während der Aufgebotsverhandlung bei der üblichen Be⸗ 
fragung über die Kenntnis von Ehehinderniſſen beſonders auf die Ehe⸗ 
hinderniſſe des $ 1 aaO. hinzuweiſen und fie darauf aufmerkſam zu machen, 
daß ſie ſtrafbar find, wenn fie wiſſentlich ſalſch angeben, daß derartige 
Hinderniſſe nicht vorliegen. In der Aufgebotsverhandlung iſt anzugeben, 
daß dieſer Hinweis gemacht worden iſt. Iſt nur ein Verlobter bei der Auſ⸗ 

ebotsverhandlung zugegen, muß die von dem anderen Verlobten erteilte 
mächtigung zur Beantragung des Aufgebots gleichzeitig feine Erklärung 

enthalten, daß ihm ein Ehehindernis nach § 1 aaO. nicht bekannt iſt und 
daß er weiß, daß unrichtige Angaben hierüber beſtraft werden. Die Erklärung 
der Verlobten hat der Standesbeamte ohne beſondere Nachprüfung als 
zutreffend anzuſehen und demgemäß von der Anforderung eines Ehekaug⸗ 
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lichkeitszeugniſſes abzuſehen, wenn ihm nicht ſichere Tatſachen bekannt 
ſind, die die Erklärung unrichtig erſcheinen laſſen. Die Vorſchriften dieſes 
Abſatzes dürfen keinesfalls die Schließung geſunder Ehen erſchweren. 

(4) Der Standesbeamte darf in Zukunft auch für eine Eheſchließung im 
Ausland ein Ehefähigkeitszeugnis nur ausſtellen, wenn ihm ein Ehetaug⸗ 
lichfeitszeugnis vorgelegt wird. Dies gilt je doch allgemein) erjt von dem 
Zeitpunkt an, deſſen Beſtimmung ich mir nach Abſ. 2 vorbehalten habe. 
Vorläufig iſt ein Chetauglichteitszeugnis nur in Zweifelsfällen (vgl. Abſ. 3) zu 
verlangen. Vor der Ausſtellung des Ehefähigteitszeugniſſes find die Verlobten ent- 
ſprechend der Regelung in Abſ. 3 darauf hinzuweſſen, daß unrichtige Angaben über 
das Nichtvorliegen von Ehehinderniſſen nach $ 1 des Ehegeſundheitsgeſ. beftraft wer⸗ 
den. Der Vermerk darüber, daß die Verlobten auf die Strafbarkeit hingewieſen worden 
find, iſt zu den Sammelakten zu nehmen.“) 

(5) §3 des Ehegeſundheitsgeſ. legt die Vorausſetzungen feſt, unter denen 
eine entgegen den Verboten des $1 aaO. geſchloſſene Ehe nichtig iſt. Eine 
ſolche Ehe iſt nichtig, wenn die Ausſtellung des Ehetauglichkeitszeugniſſes 
oder die Mitwirkung des Standesbeamten bei der Eheſchließung von den 
Verlobten durch wiſſentlich ſalſche Angaben herbeigeführt worden ift. Sie 
iſt auch nichtig, wenn fie zum Zwecke der Umgehung des Gef. im Aus- 
land geſchloſſen iſt. Die Abſicht einer Umgehung des ef. iſt nicht anzu- 
nehmen, wenn die Ehe in einem Staat geſchloſſen werden ſoll, in dem einer 
der Verlobten zur Zeit der Eheſchließung ſeinen ſtändigen Aufenthalt hat. 
Durch dieſe Beſtimmungen werden aber die Eheverbote des $ 1 aaO. nicht 
dahin eingeſchränkt, daß der Standesbeamte ſeine Mitwirkung nur bei der 
Schließung derjenigen Ehen verweigern dürfte, die nach $3 aaO. nichti 
ſind. Für den Standesbeamten bleibt allein maßgebend, ob eine Ehe a 
$1 and. zuläffig iſt oder nicht; der Nachweis der Zuläſſigkeit wird, wie ſich 
aus den Abſ. 2 bis 4 ergibt — in Zweifelsfällen auch in der Uebergangszeit —,!) 
durch das Ehetauglichkeitszeugnis erbracht. 83 aaO. hat demgegenüber vor- 
wiegend für die Juſtizbehörden, die über die Nichtigkeit der verbotswidrig 
geſchloſſenen Ehen zu befinden haben, praktiſche Bedeutung. 

(6) Die Standesbeamten erhalten auch durch die Zeitſchrift für Standes- 
amtsweſen Kenntnis von dieſem RdErl. 


An die Landesregierungen. — Für Preußen: An die Standesbeamten und ihre 
Aufſſichtsbehörden; nachrichtlich: An die Geſundheitsämter. 


b) RdErl. d. RuprMdz. vom 19. Oktober 1935 — 
IVA 8080/1075a 
(MER. S. 1299) 


Durchf. des Geſ. zum Schutze der Erbgeſundheit 
des deutſchen Volkes (Ehegeſund heitsgeſetz ) 


1. Nach dem Gef. zum Schutze der Erbgeſundheit des deutſchen Volkes 
(Ehegeſundheitsgeſ.) vom 18. Oktober 1935 (RG Bl. S. 1246) darf eine Ehe 
nicht geſchloſſen werden, 


) Aufgehoben durch den Runderlaß vom 12. Dezember 1935 (Mili. S. 1489), 
Abſ. 12, unten S. 232. 
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a) wenn einer der Verlobten an einer mit Auſteckungsgefahr verbundenen 
Krankheit leidet, die eine erhebliche Schädigung der Geſundheit des 
anderen Teiles oder der Nachkommen befürchten läßt, 

p) wenn einer der Verlobten entmündigt ift oder unter vorläufiger Vor- 
mundſchaft ſteht, 

e) wenn einer der Verlobten, ohne entmündigt zu ſein, an einer geiſtigen 
Störung leidet, die die Ehe für die Volksgemeinſchaft unerwünſcht er⸗ 
ſcheinen läßt, 

d) wenn einer der Verlobten an einer Erbkrankheit im Sinne des Geſ. 
zur Verhütung erblranken Nachwuchſes leidet, es ſei denn, daß der 
andere Verlobte unfruchtbar iſt. 


2. Der Nachweis, daß lein Ehehindernis nach $ 1 des Ehegeſundheitsgeſ. 
vorliegt, wird durch ein Ehetauglichkeitszeugnis erbracht, deſſen Aus- 
ſtellung dem Geſundheilsamt obliegt. Die Verlobten haben daher erſt nach 
Inkrafttreten des $2 dem Standesbeamten vor dem Aufgebot außer den 
ſonſt zur Eheſchließung erſorderlichen Unterlagen auch ein Ehetauglichkeits⸗ 
zeugnis des zuſtändigen Geſundheitsamts vorzulegen. Sind beide Verlobte 
oder der männliche Teil Ausländer, ſo braucht ein Ehetauglichkeitszeugnis 
nicht vorgelegt zu werden. 

3. Den Zeitpunkt, von dem ab in jedem Falle ein Ehetaug- 
lichkeitszeugnis vorzulegen ift, werde ich noch beſtimmen. Bis 
zu dieſem Zeitpunkt hat der Standesbeamte die Vorlegung 
des Zeugniſſes nur dann zu verlangen, wenn er begründete 
Zweiſel daran hat, daß die Eheſchließung nach 81 des Ehe- 
geſundheitsgeſ. zuläſſig iſt. Auf den RdErl. an die Standesbeamten 
vom 18. Oktober 1935 — 1 3/345% M Blis. S. 1295) weiſe ich beſonders hin. 

4. Die Geſundheitsämter werden alſo in der nächſten Zeit nur dann ein 
Ehetauglichteitszeugnis auszuſtellen haben, wenn der Standesbeamte die 
Vorlage eines ſolchen Zeugniſſes verlangt hat. Das Chetauglichkeits⸗ 
zeugnis iſt unter Benutzung eines Vordrucks nach Muſter Au) auszuſtellen. 
Wird das Zeugnis verſagt, ſo iſt den Verlobten eine Beſcheinigung nach 
Muſter Ii) auszuhändigen, wobei ich ſchon jetzt darauf hinweiſe, daß in den 
Ausf Beſt. eine Beſchwerde möglichkeit geſchafſen wird. Der Grund der Ab- 
lehnung iſt im Muſter B hinter dem Wort „weil“ durch wörtliche Anführung 
der zutreffenden Beſtimmung des $ erſichtlich zu machen (z. B. „weil der 
K. entmündigt iſt“). Die Verlobten find mündlich darüber zu belehren, ob 
das Ehehindernis vorausſichtlich ein dauerndes oder nur ein vorübergehendes 
ſein wird. 

5. (1) Die Ausſtellung des Ehetauglichkeitszeugniſſes hat grundſätzlich 
durch das für den Wohnort der Braut zuſtändige Geſundheitsamt zu erfol⸗ 

en. 

a (2) Sofern die Verlobten ihren Wohnfig oder ſtändigen, Aufenthalt nicht 
im Bezirk des gleichen Geſundheitsamtes haben, hat die Unterſuchung des 
Bräutigams bei dem für ihn zuſtändigen Geſundheitsamt ſtattzufinden. 
Dieſes überſendet mit moͤglichſter Beſchleunigung die Akten dem für die 


) An die Stelle der Muſter A und B find die durch Anl. 1 zu 31 und Anl. 3 zu 9 
der Erſten DB. z. Cceſch. vorgeſchriebenen Muſter getreten; val. oben S. 222 und 
S. 227. Die Muſter A und B find daher nicht abgedruckt. 
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Unterſuchung der Braut zuſtändigen Geſundheitsamt, das alsdann über 
die Ausſtellung des Ehetauglichkeitszeugniſſes entſcheidet. In den Ausf Beſt. 
zum Ehegeſundheitsgeſ. wird geregelt werden, welches Geſundheitsamt zu- 
ſtändig iſt, wenn einer der Verlobten oder beide im Inland weder einen 
Wohnſitz noch einen ſtändigen Aufenthalt haben. 

6. (1) Anläßlich der Ausſtellung des Ehetauglichkeitszeugniſſes iſt auch 
eine Eheberatung nach den von mir herausgegebenen „Grundſätzen für die 
Errichtung und Tätigkeit der Beratungsſtellen für Erb- und Raſſenpflege“) 
vorzunehmen. Liegt zwar ein Ehehindernis im Sinne des 91 des Ehegeſund⸗ 
heitsgeſ. nicht vor, glaubt aber der unterſuchende Arzt von der Eheſchließung 
abraten zu müſſen, jo foll er das mündlich tun, muß aber das Ehe tauglich⸗ 
leitszeugnis ausstellen. Ergeben ſich bei der Unterſuchung des einen Ver⸗ 
lobten Tatſachen, die die Eheſchließung zwar als nicht verboten, aber als 
unerwünſcht erſcheinen laſſen, fo teilt das Geſundheitsamt dies beiden Ver- 
lobten mit; gegebenenfalls ijt der Befund dem für den anderen Verlobten 
zuſtändigen Geſundheitsamt mitzuteilen, das dieſem dann die entſprechende 
Eröffnung zu machen hat. Im übrigen iſt das ärztliche Berufsgeheimnis 
fall. zu wahren, wobei die ärztliche Beratung möglidjt mündlich erfolgen 
oll. 


(2) Um Verwechſlungen mit dem nunmehr geſetzlich vorgeſchriebenen 
Ehetauglichkeitszeugnis (Mufter A)) zu vermeiden, ſetze ich die in Anlagen 10 
bis 15 der „Grundſaͤtze für die Errichtung und Tätigkeit der Beratungsſtellen 
für Erb- und Raſſenpflege“) vorgeſehenen Beſcheinigungen außer Kraft 
und verbiete ihre weitere Benutzung. 

7. (1) Die Fälle, in denen die Ausſtellung des Ehetauglichkeitszeugniſſes 
zu unterbleiben hat, ſind unter 1. aufgeführt. Zu Buchſt. e) bemerke ich, 
daß hierunter vor allem ſolche Perſonen fallen, bei denen trotz ihres krank- 
haften Geiſteszuſtandes eine Entmündigung deshalb unterblieben iſt, weil 
ſie ihre geringfügigen Angelegenheiten ſelbſt zu beſorgen vermögen. Es 
werden darunter aber auch Perſonen fallen, bei denen Geiſtesſchwäche oder 
geittige Störungen vorliegen, die zu ſchwerer Pſychopathie oder zu ver⸗ 

recheriſchem und gemeinſchaftsgefährdendem Verhalten geführt haben. 

(2) Hat das Erbgeſundheitsgericht die Unfruchtbarmachung einer Perſon 
endgültig abgelehnt, weil das Vorliegen einer Erbkrankheit nicht einwand⸗ 
frei feſtzuſtellen war, ſo darf das Ehetauglichkeitszeugnis auf Grund des 
91 bj. 1 Buchft. d des Chegeſundheitsgeſ. nicht verweigert werden. Dies 
gilt nicht, wenn durch die Unterſuchung neue Tatſachen ſeſtgeſtellt find, die 
eine Wiederaufnahme des Verfahrens nach 8 12 Abſ. 2 des Gef. zur Ver⸗ 
hütung erbkranken Nachwuchſes rechtfertigen und demgemäß der Wieder- 
aufnahmeantrag geſtellt iſt. 

8. Vorbehaltlich der ſpäteren Regelung ſind die Ehetauglichkeitszeugniſſe 
zunächſt bis auf weiteres gebührenfrei auszuſtellen. 

An die Landesregierungen, den Reichskommiſſar für die Rückgliederung des Saar- 


landes. — Für Preußen: An die Ober- Präſ., Reg.-Praſ., den Bol.-Bräf. in Berlin, 
den Staatskommiſſar der Hauptſtadt Berlin, die Geſundheitsamter. 


) Val. unten S. 234. 

) An die Stelle der Muſter A und B find die durch Anl. 1 zu $1 und Anl. 3 zu 59 
der Erſten DB. z. EGeſch. vorgeſchriebenen Muſter getreten; val. oben S. 222 und 
S. 227. Die Muſter A und B find daher nicht abgedruckt. 
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e) RdErl. d. RupPrMd J. vom 12. Dezember 1935 — 133/428 
(MBliV. S. 1489) 


Ehegeſund heitsgeſetz 


(1) Nachdem die BO. zur Durchf. des Ehegeſundheitsgeſ. vom 29. November 
1935 (RGI. 1 S. 1419) ergangen ift, wird der RdErl. vom 18. Oktober 1935 
MER. S. 1295) wie folgt ergänzt: 

(2) Jeder Verlobte, der ein Ehetauglichkeitszeugnis beibringen muß, hat 
den Antrag auf Ausſtellung des Ehetauglichkeitszeugniſſes bei demjenigen 
Geſundheitsamt zu ſtellen, in deſſen Bezirk er feinen Wohnſitz oder ftändigen 
Aufenthalt hat. Hat ein Verlobter ſeinen Wohnſitz im Auslande oder hält 
er ſich für längere Zeit im Auslande auf, ſo kann er den Antrag bei jedem 
deutſchen Geſundheitsamt ſtellen; die Unterſuchung, deren Ergebnis dem 
Geſundheitsamt einzureichen iſt, kann durch einen ausländiſchen Arzt er- 
folgen, ſofern deſſen Zuverläſſigkeit von einer deutſchen diplomatiſchen oder 
konſulariſchen Vertretung im Einvernehmen mit der zuſtändigen Organi— 
ſation der NSDAP. beſtätigt wird. 

(3) Für beide Verlobte wird grundſätzlich ein gemeinſames Ehetauglich— 
keitszeugnis ausgeſtellt. Die Ausſtellung erſolgt durch das Geſundheitsamt, 
bei dem die Braut den Antrag geſtellt hat. 

(4) Der Standesbeamte darf das Aufgebot erſt anordnen, wenn ihm das 
Ehetauglichkeitszeugnis vorgelegt wird; dies gilt in der Uebergangszeit 
jedoch lediglich in den Zweifelsfällen, in denen der Standesbeamte gemäß 
Abſ. 3 des RdErl. vom 18. Oktober 1935 (MBliV. S. 1295) die Vorlage 
eines Ehetauglichkeitszeugniſſes ausdrücklich verlangt hat. Dieſes darf nicht 
veraltet ſein, d. h. es dürſen am Tage der Eheſchließung nicht mehr als 
6 Monate ſeit ſeiner Ausſtellung verſtrichen ſein. Das Geſundheitsamt kann 
jedoch die Geltungsdauer des Ehetauglichkeitszeugniſſes verlängern. 

(5) An Stelle des Ehetauglichkeitszeugniſſes können die Verlobten dem 
Standesbeamten den rechtskräftigen Beſchluß eines Erbgeſundheitsgerichts 
oder Erbgeſundheitsobergerichts vorlegen, daß kein Ehehindernis nach $1 
des Ehegeſundheitsgeſ. vorliegt. Seit der Rechtskraft des Beſchluſſes dürfen 
am Tage der Eheſchließung nicht mehr als 6 Monate verſtrichen ſein. 

(6) Das Geſundheitsamt kann, ſolange die Ehe noch nicht geſchloſſen ift, 
das Ehetauglichteitszeugnis zurücknehmen, wenn ihm nachträglich Ehehin⸗ 
a 128 $ 1 des Ehegeſundheitsgeſ. bekannt werden. Die Zurücknahme 
wird auch den für die Eheſchließung zuſtändigen Standesbeamten mitgeteilt. 
Hat einer von dieſen den Standesbeamten eines anderen Bezirks zur Mit- 
wirkung bei der Eheſchließung ermächtigt, jo hat er dieſen von der Zurück⸗ 
nahme des Ehetauglichkeitszeugniſſes unverzüglich zu benachrichtigen. Der 
Beſchluß eines Erbgeſundheitsgerichts oder Erbgeſundheitsobergerichts, daß 
kein Ehehindernis nach $1 des Ehegeſundheitsgeſ. vorliegt, kann dagegen, 
wenn er einmal rechtskräftig geworden iſt, ſeiner Rechtswirkſamkeit nicht 
mehr entkleidet werden; er wird nur durch Zeitablauf unwirkſam (vgl. 
Abſ. 5). 
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(7) Sind beide Verlobte oder der männliche Verlobte Ausländer, jo findet 
das Ehegeſundheitsgeſ. keine Anwendung. Eine Ehe kann daher trotz des 
Vorliegens eines der in $ 1 des Ehegeſundheitsgeſ. aufgeführten Ehehinder⸗ 
niſſe geſchloſſen werden. Iſt der weibliche Verlobte Ausländer, ſo hat nur 
der männliche Verlobte das Ehetauglichleitszeugnis beizubringen; da dieſes 
ſich jedoch auch auf die geſundheitlichen Verhältniſſe der Braut erſtrecken 
muß, iſt der männliche Verlobte verpflichtet, die vom Geſundheitsamt ver- 
langten Unterlagen für die Ehetauglichkeit der Braut beizubringen. 

(s) Staatenloſe, die ihren gewöhnlichen Aufenthalt im Inlande haben, 
werden ohne Rückſicht auf ihre frühere Staatsangehörigkeit bei der An- 
wendung des Ehegeſundheitsgeſ. wie Inländer behandelt; Staatenloſe, die 
ihren gewöhnlichen Aufenthalt im Auslande haben, werden dagegen nur 
dann wie Inländer behandelt, wenn die Ehe in Deulſchland geſchloſſen 
werden ſoll. 

(01 des Ehegeſundheitsgeſ. ſteht der Eheſchließung nicht entgegen, 
wenn die Ehe nach $ 50 PStG. wegen lebensgefährlicher Erkrankung eines 
Verlobten ohne Aufgebot geſchloſſen werden darf. Die Standesbeamten 
haben aber darauf zu achten, daß dieſe Vorſchrift nicht zu einer Umgehung 
des Geſetzes ausgenutzt wird. 

(10) Eine Frau, die über 45 Jahre alt iſt, darf einen Verlobten, der an 
einer Erbkrankheit leidet, heiraten, ohne daß ſie ihre Unfruchtbarkeit nachzu- 
weiſen braucht. 

(11) Lehnt der Standesbeamte in der Uebergangszeit, in der er das Ehe⸗ 
tauglichkeitszeugnis nur in Zweifelsfällen zu verlangen hat, das Aufgebot 
ab, weil das von ihm geforderte Ehetauglichkeitszeugnis nicht beigebracht 
wird, fo iſt eine Anrufung des Gerichts gem. § 11 Abſ. 3 PStG. ausge- 
ſchloſſen. Es iſt vielmehr nur die Dienſtauſſichtsbeſchwerde zuläſſig. 

(12) In der Uebergangszeit darf der Standesbeamte die Ausſtellung eines 
Ehefähigkeitszeugniſſes nicht von der Beibringung eines Ehetauglichkeits- 
zeugniſſes abhängig machen, wenn auch nur ein Verlobter feinen gewöhn- 
lichen Aufenthalt im Auslande hat. Es erübrigt ſich daher auch, die Ver- 
lobten zu befragen, ob ein Ehehindernis nach § 1 des Ehegeſundheitsgeſ. 
vorliegt. Abſ. 4 Satz 3-5 des RdErl. vom 18. Oktober 1935 (M Blix. S. 1295) 
wird aufgehoben; in Abſ. 4 Satz 2 fallt das Wort „allgemein“, in Abſ. 5 
* Worte „— in Zweiſelsfällen auch in der Uebergangszeit —“ 

ort. 

(13) Das Ehetauglichkeitszeugnis gibt nicht nur darüber Auskunft, da 
lein Ehehindernis nad) $ 1 des Ehegeſundheitsgeſ. beſteht, ſondern es ſtellt 
auch ſeſt, daß aus der Ehe keine die Reinerhaltung des deutſchen Blutes 
gefährdende Nachkommenſchaft zu erwarten iſt ($ 6 der Erſten Ausf. VO. 
zum Blutſchutzgeſ.; vgl. hierzu Abſ. 4 und 5e des RdErl. vom 26. Novem- 
ber 1935 (MBliV. S. 1429). 

(14) Die Standesbeamten erhalten auch durch die Zeitſchrift für Standes- 
amtsweſen Kenntnis von dieſem RdErl. 


An die Landesregierungen. — Für Preußen: An die Standesbeamten und ihre 
Aufſichtsbehoͤrden. — Nachrichtlich: an die Geſundheitsämter. 


234 C. Erläuterungen. II. Ehegeſundheitsgeſetz 


d) Grundſätze für die Errichtung und Tätigkeit 
der Beratungsſtellen für Erb- und Raſſenpflege 


Der Reichs- und Preußiſche Miniſter des Innern 
1V 3060/1075 b 
Berlin, den 21. Mai 1935 
An die Landesregierungen 
(für Preußen: 
Regierungspräſidenten und 
Polizeipräſident in Berlin und 
die Geſundheitsämter) 


Betriſſt: Veratungsſtellen für Erb- und Raſſenpflege. 


Zur Wahrnehmung der gemäß $$ 51 bis 53 der Dritten Durchführungs⸗ 
verordnung zum Geſetz über die Vereinheitlichung des Geſundheitsweſens 
(Dienſtordnung für die Geſundheitsämter — Beſonderer Teil), vom 
30. März 1935 — Reichsminiſterialbl. S. 327 ff. — den Geſundheitsämtern 
auf dem Gebiet der Erb- und Raſſenpflege zugewieſenen Aufgaben ſind 
Beratungsſtellen für Erb- und Raſſenpflege einzurichten. — * 

Für die Errichtung und Tätigkeit dieſer Beratungsſtellen habe ich die in 
der Anlage 1 abgedruckten Grundſätze aufgeſtellt. Ihre Beſolgung iſt ficher- 

uſtellen. i g 

8 Er Mittelpunkt der Tätigkeit der Beratungsſtellen hat die Beurteilung 
der Erbgeſundheit der zu Beratenden zu ſtehen. Zu dieſem Zweck iſt es 
unerläßlich, ſich über die in der Sippe des zu Beratenden etwa vorhandenen 
Erbkrankheiten einerſeits und das Auftreten beſonders wertvoller Eigen⸗ 
ſchaften anderſeits zu b dle fern. Dies hat durch Aufſtellung einer Sippen⸗ 
laſel nach Muſter und Anlage 2 zu geſcheheu. Zur Veranſchaulichung der 
Ergebniſſe dieſer Erhebungen iſt die auf Seite 1 der Anlage 2 abgedruckte 
Ueberſichtstaſel auszufüllen. Eine Erläuterung zur Ausfüllung der Sippen- 
tafel und Ueberſichtstafel iſt als Anlage 3 gleichfalls beigefügt. 

Ueber die Art der für die archivmäßige Aufbewahrung der Sippentafeln 
und ſonſtigen Unterlagen zu benutzenden Mappen ergeht beſondere An- 
weiſung. 

de über den Unterſuchten und feine Sippenangehörigen erhobenen Tat- 
ſachen ſind in einer Kartei zu ſammeln. Ein Muſter der zu benutzenden 
Karteikarte iſt als Anlage 4 gleichfalls beigegeben. 

Die Ausfüllung dieſer Karteikarte hat unter genauer Beobachtung der 
in den als Anlage 5 beigegebenen „Erläuterung zur Karteikarte“ enthaltenen 
Richtlinien zu erfolgen. Die als Anlage 6 mitgegebene „Kurze Anleitung 
zur Ausfüllung der Karteikarte“ ſtellt einen Auszug aus der vorgenannten 
ausführlichen Anleitung dar und ſoll dazu dienen, den mit der Ausfüllung 
der Karten Beauftragten ihre Arbeit zu erleichtern. Sie ſoll, auf ſtarkes 
Papier gedruckt oder auf Pappe aufgezogen, ſtets griffbereit zur Hand fein. 
Von jeder Karteikarte iſt eine Zweitſchrift an das für den Geburtsort des 
Probanden zuſtändige Geſundheitsamt einzuſenden, das dieſe Karte in einer 

beſonderen Kartei zum Zwecke der erbbiologiſchen Beſtandsaufnahme ſam- 
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melt. Fallen Unterſuchungsort und Geburtsort zuſammen, jo werden beide 
Karten ausgeſtellt, aber in getrennten Karteien aufbewahrt, da dieſe zweite 
Startet als Beginn und Grundlage für eine erbbiologiſche Beſtandsaufnahme 
der Geſamtbevölkerung beſtimmt iſt. Liegt der Geburtsort nicht im Inland, 
jo iſt die Karte an das Reichsgeſundheitsamt zu ſenden. 

Ferner iſt in allen Fällen eine Karteikarte im DIN- Format C 5 — An- 
lage 7 — als Drittſchrift an das Reichsgeſundheitsamt einzuſenden, falls 
in den Fächern 21, 22, 27 und 28 objektive Angaben gemacht ſind. 

Bei der Wichtigkeit, die die er Arbeit für die erbbiologiſche Beſtandsauf⸗ 
nahme des deutſchen Volkes zukommt, erfuche ich um genaueſte Beachtung 
dieſer Vorſchriften. 

Die Kartei nach dem angegebenen Muſter iſt von allen Geſundheits⸗ 
ämtern für ihre Beratungsstellen für Erb- und Raſſenpflege zu übernehmen. 
Es iſt aber darauf hinzuarbeiten, daß die Kartei allmählich zur Zentralfartei 
des Geſundheitsamts ausgebaut wird. Falls zu anderen Zwecken der Ge— 
ſundheitsfürſorge bereits Karteien angelegt ſind, werden dieſe wohl zweck⸗ 
mäßigerweiſe zunächſt weiterzuführen ſein, falls aber neue Karteien auf⸗ 
geſtellt werden müſſen, iſt die Karteikarte nach Anlage 4 zu verwenden. 
Sollte in dieſen Fallen die Rückſeite der Karte für die beſonderen Zwecke 
der Fürſorgeſtellen nicht ausreichen, fo find Unterſuchungsblätter uſw. an- 
zulegen. Auf der Karteikarte iſt dann auf das Aktenzeichen dieſes Blattes 
zu verweiſen. 

Mit Rüdficht darauf, daß für die raſſiſche und geſundheitliche Beurteilung 
von Eheſtandsdarlehensbewerbern bereits Richtlinien beſtehen, die zunächit 
auch weiterhin gelten und in der Praxis ſich bewährt haben, habe ich zur 
Vermeidung von etwa aufkommenden Irrtümern davon abgeſehen, für die 
Eheberatung neue Richtlinien aufzuſtellen. Es wird daher gemäß Erläu- 
terungen des Herrn Reichsminiſters der Finanzen zum Geſetz 
über Förderung der Eheſchließungen vom 5. Juli 1933 (Reichs- 
anzeiger Nr. 199) von einer Eheſchließung dann abzuraten 
ſein, wenn einer der Ehebewerber nichtariſcher Abſtammung 
iſt oder an vererblichen Leiden oder Gebrechen, die ſeine Ver— 
heiratung als nicht im Intereſſe der Volksgemeinſchaft lie- 
gend erſcheinen laſſen, oder an Infektionskrankheiten oder 
an ſonſtigen, das Leben bedrohenden Krankheiten leidet. 

Als Anhalt für die Beurteilung der erbbiologiſchen und ärztlichen Ge- 
ſichtspunkte find die in dem als Anlage 8 beigefügten Rundſchreiben des 
Reichsminiſters des Innern vom 16. März 1934 — II 1072/26. 2. — 
(Reichsgeſundheitsblatt 1931 Heft 13), betreffend ärztliche Unterſuchung 
der Eheſtandsdarlehnsbewerber, enthaltenen Richtlinien maßgebend. Im 
einzelnen bemerke ich hierzu für die Durchführung der freiwilligen Ehe- 
beratung noch folgendes: 

Auch dann, wenn genügend Anhaltspunkte für das Erworbenſein einer 
Krankheit oder eines Gebrechens vorzuliegen ſcheinen, iſt die tatſächliche 
Nichterblichkeit des Leidens erſt mit Hilſe einer aufgeſtellten Sippentaſel 
zu überprüfen. 

Bei eineiigen Zwillingen ift in dem Fall, daß einer der Paarlinge an einer 
Erbkrankheit leidet, der andere gleichfalls fo zu betrachten, als ob er ſelbſt 
erbkrank wäre, ſelbſt wenn bei ihm die Krankheit noch nicht zum Ausbruch 
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ſchlechtschromoſom gebundenen Anlagen zu ſchweren Leiden, ſoweit ſie als 
olche einwandfrei ſeſtſtellbar find, zu berückſichtigen. 

Abgeſehen von den in den Richtlinien — Anl. 8 — genannten Leiden ſind 
andere ſchwere vererbbare konſtitutionelle Krankheiten bei der Beurteilung 
entſprechend zu werten und zu berückſichtigen. u 

Bei Tuberfuloje läßt ſich jedoch eine Ablehnung nur dann rechtfertigen, 
wenn Anſteckungsgefahr beſteht oder wenn wegen allzu großer Hinfälligkeit 
von der Heirat abzuraten iſt. uk: 

Wie ſchwere Piychopathien find auch die ſchweren Fälle von Hyſterie 
und Homoſexualität anzuſehen, ferner Alkoholismus und andere Rauſch⸗ 
giſtſüchte. Von einer Ehe wird auch ſolchen Perſonen abzuraten ſein, die 
an ſolchen Formen der Pfychopathie leiden, welche, ohne den Träger aſozial 
oder antijozial zu machen, ihrer Art und beſonderen Schwere nach ein 
großes Hemmnis für die Arbeit und die Freude am Daſein find, falls deren 
Erblichteit ſicher erwieſen iſt (Pſpchopathiſche Zuſtände mit ſchweren Ver⸗ 
ſtimmungen, Depreſſionen, Angſtzuſtänden, Lebensüberdruß, Selbſtmord⸗ 
neigung, Zwangsdenken, Zwangshandlungen uſw.). 

In den als Anlage 8 abgedruckten Richtlinien jind gewiſſe Regeln für die 
Ablehnung eines Eheſtandsdarlehensbewerbers bei erblicher Belaſtung, auf- 
geſtellt. Ob der unterſuchende Arzt die Richtlinien als Grundlage für ſeine 
zu treffenden Entſcheidungen auch bei der fonftigen Eheberatung wählen 
oder ob er feine Anforderungen mehr dem Einzelfall anpaſſen will, muß 
ſeinem pflichtgemäßen Ermeſſen überlaſſen bleiben. Bei der Beurteilung 
der erblichen Belaſtung iſt die perjönliche Befähigung und Leiſtung des 
Probanden und der gejunden Sippenangehörigen, gegenüber den belaften- 
den Momenten ſorgfaͤltig abzuwägen. Dem Bewerber iſt hie raus die voraus⸗ 
ſichtliche Beſchaffenheit ſeines Nachwuchſes klarzumachen. Eine weniger 
ſchwere erbliche Belaſtung kann für die Verſagung des Ehezeugniſſes dann 
als ausreichend gelten, wenn gleichzeitig der andere Ehepartner, wie es 
z. B. beſonders bei Verwandtenehen vorkommt, in gleicher oder ähnlicher 
Weiſe belaſtet iſt. : . 

Eine weitere Pflicht der Eheberatungsſtellen iſt es, ſolchen Eltern, die 
nicht krank ſind, denen aber ein ſchwer erbkrankes Kind bereits geboren iſt, 
von der Zeugung weiterer Kinder abzuraten. Wichtig ſind hier vor allem 
diejenigen Fälle, bei denen die Erbkrankheit des Kindes ſchon früh nach der 
Geburt erkennbar wird. Es kommen hier die zahlreichen angeborenen ſchwe⸗ 
ren Mißbildungen und Nervenleiden, ſoweit fie vererbbar ſind, in Betracht. 
Aus dem Gebiet der Irren- und Nervenheilkunde gehören hierher alle erb. 
lichen Jdiotieſormen, die Myoflonus-Epilepfie, gewiſſe Formen ſpaſtiſcher 
Paraplegie, die zentrale Diplegie, die Pſeudoſkleroſe, die Wilſonſche Krank- 
heit, ſchwere frühzeitige ſpaſtiſche Spinalparalyſeſormen, zahlreiche ſchwere 
Nervenkrankheiten u. a. 

Vordrucke für den zu verwendenden Unterſuchungsbogen, der zu den 
Akten zu nehmen iſt, und die auszuftellenden Beſcheinigungen find gleich- 
falls als Anlagen!) beigefügt. 

) Un Stelle der Anlage 9 gilt jet Anlage 2 zu g 2 der Erſten DB. 3. Echeſch, oben 

i n Runderlaß vom 19. Oktober 1935 (MBli8. 
8. 1295), f. e geſetzt. a Abdruck der Anlagen iſt daher 
unterblieben. 


fh fein ſollte. Außerdem find Konduktoren von rezeſſiv im Ge- 
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Ueber die gemachten Erfahrungen erſuche ich mir bis ſpäteſtens zum 
1. März 1936 zu berichten. In dieſem Bericht erſuche ich, ſich auch dazu zu 
äußern, bis zu welchem Termin alle bisher im Geſundheitsamt benutzten 
Karteiſyſteme auf das hier angegebene Syſtem umgeſtellt werden können. 

Die erforderliche Anzahl von Abdrucken iſt beigefügt. 


Anlage 1 


Grundſätze für die Errichtung und Tätigkeit 
der Beratungsſtellen für Erb- und Raſſenpflege 


Im g 51 bis $ 53 der Dienſtordnung für die Geſundheitsämter — Befon- 
derer Teil — vom 30. März 1935 (Reichsminiſterialbl. S. 327 ff.) find die 
Aufgaben behandelt, die den Geſundheitsämtern auf dem Gebiet der Erb- 
und Raſſenpflege zufallen. Zur Durchführung dieſer Aufgaben ſollen ſie 
nach Bedarf Beratungsſtellen für Erb- und Raſſenpflege einrichten. Grund» 
ſätzlich muß im Bereich eines Geſundheitsamts mindeſtens eine ſolche Be- 
ratungsſtelle vorhanden fein. 

Die Beratungsſtelle für Erb- und Raſſenpflege ſoll der Bevölkerung für 
die Beratung in allen einſchlägigen Fragen zur Verfügung ſtehen. Sie hat 
ein- oder zweimal in der Woche Sprechſtunden abzuhalten, an der außer 
dem mit der Leitung der Beratungsſtelle betrauten Arzt mindeſtens eine 
Geſundheitspflegerin teilzunehmen hat. Die Sprechſtunden ſind der Be- 
völkerung mit einem entſprechenden Hinweis auf die Aufgaben der Bera— 
tungsſtelle in geeigneter Weiſe bekanntzugeben. 

Im Gegenſatz zu den bisher beſtehenden Beratungsſtellen z. B. für 
Tuberkulöſe, Geſchlechtskranke uſw. hat die Beratungsſtelle für Erb- und 
Raſſenpflege neben dem augenblicklichen Geſundheitszuſtand des zu Be 
ratenden vor allem feine Erbbeſchaffenheit zu erſorſchen. Dazu iſt es aber 
notwendig, ſich zu unterrichten, ob in der Sippe des Betreffenden Erb- 
krankheiten einerſeits oder beſonders vortreffliche Eigenſchaften anderſeits 
vorgekommen find. Das Zuſammenſtellen der hierfür notwendigen Per- 
ſonalangaben und der erbbiologiſchen ſowie ſonſtigen mediziniſchen Tat 
ſachen erfolgt durch Aufſtellung einer Sippentafel. In diefer find die vier 
Großeltern des zu Beratenden und ihre ſämtlichen Nachfahren aufzuführen, 
ſoweit ſie mit ihm bis zu einem Achtel blutsverwandt ſind. Man wird ſich 
aber dabei nicht allein auf die Angaben des zu Beratenden verlaſſen, ſondern 
wird verſuchen, die Angaben durch objektive Unterlagen und Anſtellung 
von Ermittlungen zu ſtützen. Zur Beibringung der Perſonalangaben wird 
es ſich empfehlen, die Unterſtützung der Behörden und der Organiſationen 
der NEDAP., wie der Familienſorſcher und beſonders intereſſierter Fa— 
milienangehöriger zu gewinnen. Der Beratungsſtelle für Erb- und Raſſen⸗ 
pflege liegt es ferner ob, bei Aerzten, Krankenhäuſern, Anſtalten oder jonfti- 
gen Stellen Auskünfte über etwaige Unterſuchungsbefunde einzuholen. 

Nur auf dieſe Weiſe wird es möglich ſein, bisher aufgetretene Mängel 
zu beſeitigen, die ſich bei der Begutachtung der Eheſtandsdarlehnsbewerber 
und Siedler gezeigt haben. So wird z. B. durch die Erforſchung der Sippen 
von Perſonen, die auf Grund des Geſetzes zur Verhütung erbkranten Nach- 
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wuchſes gemeldet find, ſowahl Material zur reſtloſen Klarung des einzelnen 
Falles beſchafft als auch die Erfaſſung der ſonſtigen erbkranken Sippen- 
angehörigen ermöglicht werden. 

ie durch die Unterſuchungen belauntgewordenen Tatſachen ſind in einer 
erbbiologiſchen Kartei zu ſammeln. Dies geſchieht ſo, daß für jede Perſon, 
über die ausreichende Unterlagen vorhanden find, eine Karte anzulegen und 
auszufüllen iſt. 

Ferner iſt über jede Perſon eine Karteikarte zu führen, die bei Durch⸗ 
führung des Geſetzes zur Verhütung erbkranken Nachwuchſes im Gefund- 
heitsamt unterſucht wird oder bei der das Geſundheitsamt im Lauſe des 
Verfahrens Kenntnis von den Befundergebnifjen erhält. Ueber die Aus- 
wertung der den Geſundheitsämtern von den Erbgeſundheitsgerichten und 
»obergerichten einzuſendenden Akten ergeht im übrigen noch eine beſondere 
Anweiſung. Einzelheiten über die Ausfüllung der Korteilarte ſind aus der 
beigejügten Anleitung — Anl. 5 — zu entnehmen. 

Die erbbiologiſche Kartei ift dann allmählich dadurch zu ergänzen, daß 
nach Möglichkeit für jede Perſon, über die im Geſundheitsamt (nicht allein 
in der Veratungsſtelle für Erb- und Raſſenpflege) hinſichtlich der Erb⸗ 
gefundheit etwas bekanntgeworden iſt, eine Karte ausgeftellt und der Kartei 
einverleibt werden ſoll. 

Wenn dann im Laufe der Arbeit Rückfragen bei Jugendämtern, Gerichten 
und Wohlfahrtsämtern nach aſozialen, kriminellen und wegen Erbkrank⸗ 
heiten der Fürſorge zur Laſt fallenden Perſonen gehalten werden, muß es 
auf dieſe Weiſe gelingen, die Kartei nach und nach zu einem lückenloſen 
Nachſchlagewerk über die im Bereiche des Geſundheitsamts wohnenden 
erbkranken Sippen auszugeſtalten. Aufgabe der folgenden Zeit wird es dann 
ſein, dieſe Kartei auch beſonders im Hinblick auf die wertvollen Sippen und 
die geſunden Erblinien zu vervollſtändigen. 

Hinſichtlich eines Nachrichtenaustauſchs zwiſchen den einzelnen Gefund- 
heilsämtern und über die Einſendung einer Abſchrift der Karte an das 
Reichsgeſundheitsamt verweiſe ich auf die in Anlage 5 beigefügte Erläute- 
rung zur Karteikarte. 

Im allgemeinen wird alſo die ärztliche Unterſuchung und die abſchließende 
Beurteilung erſt erfolgen, wenn die mediziniſchen und genealogiſchen Er- 
mittlungen abgeſchloſſen find. 

Die Unterſuchung und Beurteilung der Eheſtandsdarlehnsbewerber, Sied- 
ler und einzubürgernden Perſonen erfolgt bis auf weiteres nach den hierzu 
beſonders erlaſſenen Vorſchriſten. 

Bei Begutachtungen über die Annahme an Kindes Statt ſollen die Be. 
ratungsſtellen für Erb- und Raſſenpflege darauf hinwirken, daß die Wohltat 
der Adoption nach Möglichkeit nur erbgeſunden Kindern vermittelt wird. 
Dies iſt naturgemäß nur dann möglich, wenn der Erzeuger des Kindes be- 
lannt iſt. Es iſt zu hoffen, daß durch eine ſolche 10 ſpäteren Enttäu⸗ 
ſchungen der Adoptiveltern vorgebeugt, der Gedanke der Adoption im Volke 
aber noch mehr als bisher verbreitet wird. 

Bei der Eheberatung ſoll der Arzt ſtets das Geſamtwohl des Volkes im 
Auge behalten, während die Beſucher der Beratungsſtelle ja zunächſt an 
ihr eigenes Schidjal und das ihrer Familie denken werden. Eine aus belafte- 
ter Familie ſtammende Perſon wird einen Rat dahingehend haben wollen, 
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wie man wohl die eigene Familie „auffriſchen“ könne, die aus erbgeſunder 

Familie ſtammende wird dagegen wiſſen wollen, wie ſie ihre Familie vor 

Einſchleppung von Erbkrankheiten ſchützen könne. Es wird vornehmſte Pflicht 

des beratenden Arztes ſein, ſich zum Beſchützer der erbgeſunden Familie 

zu machen. Er wird daher erbgeſunde Eheſchließungen möglichſt zu fördern, 
dagegen von der Einheirat eines ſchwer Belaſteten in eine erbgeſunde 

Familie abzuraten haben. 

Ratſchlaͤge wegen der Eheſchließung lönnen einge holt werden 

1. von Perſonen, die noch nicht verlobt oder verheiratet find. Der zukünf- 
tige Ehepartner iſt hier noch unbekannt, ſo daß der Rat nur ein bedingter 
fein kann. Wer ſich vor der Verlobung bereits ein Fähigkeitszeugnis aus- 
ſtellen läßt, iſt darauf hinzuweiſen, daß er ſich vor der Ehe noch einmal 
zuſammen mit ſeinem Ehepartner unterſuchen laſſen müßte. 

Im allgemeinen wird aber wohl die Beratung fo erfolgen, daß bereits 
Verlobte die Beratungsſtelle auffuchen. Falls beide Verlobte nicht in 
einer Beratungsſtelle für Erb- und Raſſenpflege beraten werden können, 
iſt ſo vorzugehen, daß zunächſt eine Beratung des Bräutigams nach 1 
erfolgt. Die Beratungsſtelle überjendet alsdann die entſprechenden Vor- 
gänge der für die Beratung der Braut zuständigen Stelle, die dann das 
abſchließende Urteil abzugeben haben wird. 

Eine Ergänzung und Vervollkommnung der für die Beratungsſtellen 

herausgege henen Richtlinien bleibt vorbehalten. 


10 
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Anlage 3 

Anleitung zur Ausfüllung der Sippen= und Ueberſichtstafel 
a) Anleitung zur Ausfüllung der Sippentafel 


Um die erbliche Beſchaffenheit eines Einzelmenſchen kennenzulernen, iſt 
es notwendig, die Eigenſchaften ſeiner ganzen Sippe zu kennen. Hierunter 
iſt der Perſonenkteis zu verſtehen, der die vier Großeltern des Prüflings 
(gegebenenfalls auch die acht Urgroßeltern), ſeine Eltern und deren Ge⸗ 
ſchwiſter ſowie deren Kinder, die Geſchwiſter des Prüflings ſelbſt und deren 
Kinder, ferner feine eigenen Kinder und Enkel umſaſzt. Unter allen dieſen 
find ſämtliche Sippenangehörige, alſo z. B. auch die Totgeborenen, Klein- 
geftorbenen, Verſchollenen, Unehelichen uſw., aufzuführen. 

Ueber alle dieſem Perſonenkreis zugehörigen Mitglieder der Sippe ſind 
die in der Lifte aufgeführten Fragen ſorgſältig nach beſtem Wiſſen 
und Gewiſſen zu beantworten. 

Bei der Eintragung iſt tunlichſt die Reihenfolge beizubehalten: (Urgroß⸗ 
eltern), Vaters-Vater, Vaters-Mutter, Mutters- Vater, Mutters-Mutter, 
Vater, deſſen Geſchwiſter, Mutter, deren Geſchwiſter, der Prüfling ſelbſt, 
Geſchwiſter des Prüflings, deren Kinder, Kinder und Enkel des Prüflings- 
Sind mehrere Kinder eines Elternpaares vorhanden, ſo ſind dieſe tunlichſt 
dem Alter nach zu ordnen. 

Alle Perſonen, z. B. auch angeheiratete Frauen, müſſen unter ihren 
Geburtsnamen aufgeführt werden; in der Spalte Verwandtſchafts- 
grad iſt dann die Zugehörigkeit zu der Sippe durch Hinweis auf die laufende 
Nummer des betreffenden Partners zu lennzeichnen, z. B. „Ehefrau von 6“ 
oder „Kindsmutter von 9“. 

Der Verwandtſchaftsgrad aller Perſonen bezieht ſich im 
übrigen immer auf den Prüfling und iſt durch die Verwandtſchafts⸗ 
linie (väterlicher- bzw. mütterlicherſeits) zu kennzeichnen. Ferner ift die 
Stellung aller Sippenangehörigen in einer Geſchwiſterreihe jeweils durch 
fortlaufende Zahlen in Klammern hinter dem Verwandtſchaftsgrad anzu— 
geben, wobei das ältefte der Geſchwiſter jeweils die Kennziſſer 1, das zweit. 
ältefte die Kennziffer 2 uff. erhält. Iſt z. B. der Vater des Prüflings das 
3. Kind unter 5 Geſchwiſtern, fo iſt in der dritten Spalte „Verwandtſchafts- 
grad“: „Vater (3)“ anzugeben. Der zweitälteſte Sohn des älteften Bruders 
des Vaters iſt zu kennzeichnen durch: „Kind (2) von Bruder (1) des Vaters 
(3) Keinesfalls genügt die Schreibweiſe „Neſſe“. 


Folgende Abkürzungen ſind zuläſſig: 
Vaters-Vater (nicht Großvater) 
Vaters-Mutter (nicht Großmutter) 
Mutters-Vater 
Mutters-Mutter 
Vater 
Mutter 
Prüfling 
Bruder von .. 
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Schweſter von .. S von 
S = Ste 
willing = 38. 6. B. 86) 


„II. uſw. Gatte von ... I., II. uſw. G von ... 

Das Geſchlecht der Kinder (Ky iſt durch Vorſetzen der Geſchlechtsbezeich— 
nung: männlich — m, weiblich — f, anzugeben. z 

In der Spalte Körperbautyp jind die Typen nach Kretſchmer, d. h. 
die ſchlankwüchſigen, muskulöſen und runden Formen ſowie ihre Mifch- 
typen zu verzeichnen. Die Raſſezugehörigkeit iſt ebenfalls nur kurz 
durch ihre vorwiegenden Merkmale zu kennzeichnen, wie nordiſch, fäliſch, 
weſtiſch, oſtiſch, ne i dinariſch. Jüdiſche, mongoliſche, negeriſche und 
andere Raſſe merkmale ſind beſonders hervorzuheben. 

In der Spalte Frühere und jetzige körperliche und ſeeliſche Er- 
krankungen ſind nur die weſentlichen Krankheiten (u. a. auch Mißbildun⸗ 
gen, Suchten, geſchlechtliche Abwegigkeiten und krankhafte ſowie abartige 
gemütliche Eigenſchaften) in deutſcher Sprache zu verzeichnen. Etwaige 
ſachliche Unterlagen (Anſchriften behandelnder Aerzte u. a.) ſind in der fol- 
genden Spalte ausführlich und eindeutig anzugeben. zung 

Die Spalte Charaktereigenſchaften ſoll in Stichworten die Eigen. 
heiten des Gemüts, der Grundſtimmung, der Willenseigenfchaften, des 
Geltungsſtrebens, der Phantaſie und des Antriebs zum Ausdruck bringen. 
Weiterhin follen hier Eigenſchaften wie Sonderling, Wahrheitsliebe, aſozia⸗ 
les Verhalten, gegebenenfalls auch Straftaten erſcheinen. 

Auffallende Begabungen ſind nur ſolche, die weit über dem Durch- 
ſchnitt liegen. In Betracht kommen: geiſtige (mathe matiſche, ſprachliche, 
organiſatoriſche), künſtleriſche (muſikaliſche, maleriſche, zeichneriſche und 
plaſtiſche) und praktiſche (techniſche, handjertige und ſportliche) Begabungen. 

Der Einlage bogen dient als Ergänzung des Vordrucks zur Eintragung 
weiterer Sippenangehötiger. Gegebenenfalls iſt er noch durch weitere Ein- 
lagebogen zu ergänzen. 


b) Anleitung zur Ausfüllung der Ueberſichtstafel 


Die Ueberſichtstaſel auf der erſten Seite der Sippentafelfoll einen Ueber 
blick über die erblichen Verhältniſſe der Sippe vermitteln, ohne daß Einzel» 
heiten dabei berückſichtigt ſind. Als Gerüſt iſt die geringſte Perſonenzahl, 
die eine Sippe bilden kann, vorgezeichnet, d. h. der Prüfling, ſeine beiden 
Eltern und die vier Großeltern. Nach oben iſt genügend Spielraum, um 
u. U. die Urgroßeltern aufnehmen zu können. An dem linken Rande, der 
Ueberſichsstaſel ift die Generationenfolge aufgezeichnet, auf dem rechten 
Rande ſollen Hinweiſe auf weitere Sippentafeln kranker Verwandter ange- 
bracht werden. j 

Alle männlichen Sippenangehörigen werden durch Heine Quadrate (O), 
die weiblichen durch Kreiſe (0), Zwillinge durch es, es gekennzeich⸗ 
net; A bedeutet unbekanntes Geſchlecht. 

Die vorgezeichneten waagerechten Linien, an denen nach unten die Groß. 
eltern, Eltern und der Prüfling eingetragen ſind, laſſen nach beiden Seiten 
noch Spielraum, um etwaige Geſchwiſter der genannten Sippenangehörigen 
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aufzunehmen, die mit den betreffenden Linien durch kleine ſenkrechte Striche * orderſeite 
zu verbinden ſind. Dabei ſind die älteren Geſchwiſter ſtets links in der — w Pi 
Reihenfolge ihres Alters, die jüngeren in gleicher Weiſe rechts von dem 


3E „ 8 88 5 
Prüfling bzw. von den Eltern und Großeltern einzuzeichnen. 45 — 8 — 2 Bi 8 E 
Folgende Leiden einzelner Sippenangehötiger ſind beſonders hervorzu— be 4 2 3 8 2 K a Bas: 5 3 
heben: 11 25 5 88 a =: — 3 8 
Schwachſinn durch Ausfüllen der Perſonenzeichen (Quadrate oder = 22 ie & E Segs 8 1 i 
Kreiſe) mit ſchwarzer Tinte, =] 2212 8 2 5 8 = 888 5 3 
Geiſtestrankheit durch Ausfüllen des Perſonenzeichens mit Blauſtiſt, 2 3 „ 252J& „ 5 = 725 8 
Fallſucht durch Ausfüllen des Perſonenzeichens mit Blauſtift und Schräg⸗ Fi 5 8 3 2 215 8; 1 2 2 836 5 2 3 
ſtrich mit Tinte von links oben nach rechts unten, 2 5 1 3215 2 8 8 S538 3 
Erbliche Taubſtummheit und Erbblindheit durch grün ausgefüllte a 5: 2 2 3 2 15 ae Ei 
Perſonenzeichen, 22 = 3 3 f 8 8 8 2 8 4x 5 5 2288 . 
Kriminalität durch rot ausgefüllte Perſonenzeichen, 3 we . 
Pſychopathie durch einen 8 5 


chrägſtrich mit Tinte von links oben nach 

rechts unten durch das nicht ausgefüllte Perſonenzeichen . bzw. O), 

Alkoholismus durch gekreuztes Durchſtreichen des nicht ausgefüllten Per- 
ſonenzeichens mit Tinte O bzw. 8), 

Selbſtmord durch ein fchräges Doppelkreuz () unten links am Perſonen⸗ 
zeichen, 


da- totgeb. 
don noch led. 


Mad denname bei Frauen 
mal lipengedlleben 


Mb sb sch ft Tbe Sb Kb Psb All 
24. Schulart und Schulleiſtungenſ wegen: . 


= 5 8 
8 2 5 0 
3 8 = 3 
2853 2 8 
22 4 S 
. „ 5 2 
5 „ r a 2 & 82: € 
Körperliche Erbkranke durch ein weiteres entſprechendes Zeichen mit 3 |* 25 8 8 5: 
Tinte in dem Perſonenzeichen (Su bzw. ©). 8 8 & 8 18 5 = 3 
Neben dieſen Perſonenzeichen wird am rechten unteren Rand die lau— = x |E les 2 5 5 5 3 
fende Nummer der Sippenliſte mit Tinte eingetragen, fo daß Einzel- 8 Es E 7 8 & 53 
heiten über Sippenmitglieder fofort aus der Sippenliſte entnommen werden n l = 2 2 s 
lönnen. ä Sale 5 ES ww 2 
4 = 
14 4 r 
Anlage 4 (abgedrudt S. 247, 248) E E 2 5 2 5 1 
El ss|s s 8 
Anlage 5 N 8 5 — 82 8 83 8 
Erläuterung zur Karteikarte 8 3 EN En $ 
Die Karteikarte für die Geſundheitsämter dient einmal als Such— 33 SE 88 6 8 5 
larte für alle Perſonen, mit denen ſich das Geſundheitsamt eingehender 5 88 8 * 
befaßt hat, jerner als Ueberſicht über die dabei angelegte Akte und als ” 85 as 
Ueberſichtsplan über alle Maßnahmen, deren wichtigſte durch Bereiterung 5 88. 
der entſprechenden Felder des oberen Randes der Karteikarte fortlaufend * 8 7 
verfolgt werden können (3. B. die Ausſetzungen der gerichtlich angeordneten a a 
Unfruchtbarmachungen). Für diefe Zwecke iſt die ſorgfältige Ausfüllung des 


Kopfteils mit den genauen Perſonalangaben unerläßlich ſowie ein ſofor— 
tiger Vermerk in der Karteikarte über jede Unterlage, die zu den Akten ge- 
nommen wird, bzw. eine kurze Eintragung über getroffene Maßnahmen. 

Die Auskunftserteilung bei Eheberatungen, Anträgen auf Unſrucht- 
barmachungen uſw. ſollen die für den Geburtsort zuſtändigen Gefund- 
heitsämter übernehmen; dieſe erhalten daher eine Durchſchrift im gleichen 
DIN- Sormat A 5. Liegt der Geburtsort im Ausland, jo iſt die Zweitſchrift 
an das Reichsgeſundheitsamt zu ſenden. Fallen Wohn- und Geburtsort 
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17. Frühere Krankheiten 
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„) Anlage 4 in Rotdruck. Karteikarten für männliche Perſonen grau, für weibliche bläulich. 
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Anlage 4 
(Rüdieite) 


Hinweis auf Sondertartei 


Fürſorgeriſch betreut durch von (Jahr) 


Hinweis auf Sondertartei 


2 
E 
8 
2 
= 
5 
8 


Fürſorgeriſch betreut durch 


C. Erläuterungen. II. Ehegeſundheitsgeſetz 


Durchgeführte Maßnahmen auch soziale 
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burtsortes gemeldet werden müſſen, empfiehlt es ſich, die Durchſchrift einer 
neu angelegten Karteikarte erſt nach Abſchluß, ſpäteſtens nach einem halben 
Jahr an das Geſundheitsamt des Geburtsortes zu überſenden. 

Für Männer ſind graue, für weibliche Perſonen bläuliche Kartei— 
larten zu verwenden. Die Abſtellung der Karteikarten erfolgt alphabetiſch 
nach dem Zunamen, weiter nach dem Vornamen (Rufnamen) entſpre⸗ 
chend den Einheits- (ABC-) Regeln des Reichskuratoriums für Wirtſchaft⸗ 
lichkeit. Reicht dieſe Unterteilung, die am beſten durch überſtehende Leit⸗ 
karten oder unter Verwendung der am linken oberen Rand der Karteikarte 
befindlichen Alphabetleiſte vorgenommen wird, nicht aus, jo werden häufige 
Namen nach den Geburlsſahren geordnet, wobei vorn mit den ältejten 
Jahrgängen begonnen wird. Innerhalb eines Geburtsjahres wird notfalls 
nach dem Geburtsmonat und Geburtstag, ſchließlich nach dem Ge— 
burtsort untergegliedert. 

Bleibt innerhalb des einzelnen Karteikartenbehälters ein genügender 
Spielraum, ſo braucht die einzelne Karte zur Ermittlung eines Vermerks 
oft nicht aus dem Zuſammenhang im Karteikaſten herausgehoben zu werden. 
Sonſt wird die vorhergehende Karte hochgeſtellt, bis die entfernte Karte 
wieder eingeordnet werden kann. Bei ſehr großen Karteien und häufigem, 
Herausheben von Karten empfiehlt ſich eine Ueberprüfung der richtigen 
Abſtellung dadurch, daß die in die Kartei zurückverbrachte Karte zuerſt gleich- 
falls hochgeſtellt eingeordnet wird, nach nochmaliger Prüfung ihrer Ein- 
ordnung wird ſie dann richtig geſtellt. 


In der Kopfleiſte rechts vom Alphabet bedeutet: 
Mb Mütterberatung, 


Sb Säuglingsfürforge, 

Sch Schulfürſorge, 

FE = Firforgeerziehung, 

Tbe Tuberkuloſefürſorge, 

Gb Geſchlechtskrankenfürſorge, 

Kb Krüppelſürſorge, 

Psb Pſychopathen- und Geiſteskrankenfürſorge, 


Alk Trinkerfürſorge, 
NA Nichtarier, 


Bs — Bauernſiedler, 

Ed — Eheſtandsdarlehen, 

Ep — Ehrenpatenſchaft, 

Ek Erb- und Eheberatung, 

8 — Belaſtung mit Erbleiden, 

K — Kriminalität (auch Vorkommen von Kriminalität in der 
Sippe), 


Ek Erbkrank, 
Auss — Ausſetzung eines auf Unfruchtbarmachung lautenden Erb— 
geſundheitsgerichtsbeſchluſſes. 


Die jeweils in Betracht kommende Gruppe iſt durch Anſtreichen mit 
Farbſtift bzw. durch Bereiterung kenntlich zu machen. 
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Eine Drittſchrift als Abſchrift der Vorderſeite der Karteikarte im 
rößeren DIN- Format C 5 ift in allen Fällen anzufertigen, in denen eine 
Karlelfarle objektive Angaben in der zweiten und vierten ſenkrechten Reihe 
enthält, alſo in den Fächern 21, 22, 27, 28. Dieſe Karten, deren Zähl- 
leiſten am rechten und unteren Rande zur Verſchlüſſelung des Inhalts 
der Karte beſtimmt ſind und daher nicht beſchrieben werden dürſen, ſind 
allmonatlich an das Reichsgeſundheitsamt in Berlin NW 87, Klop⸗ 
ſtodſtraße 18, Abteilung für Erb- und Raſſenpflege, einzuſenden. Hierzu 
rechnen neben den Erbkranken und erblich Belaſteten auch die her⸗ 
vorragend Erbtüchtigen (Bauernſiedler, Eheſtandsdarlehnsbewerber, In ⸗ 
haber von Chrenpatenſchaften) und die auffallend Begabten einſchließlich 
der körperlich hervorragend Tüchtigen (Fächer 21, 25 und 26). Bei Erb- 
kranken im Sinne des Geſetzes zur Verhütung erbkranken Nachwuchſes tft 
die Karte jedoch erſt dann einzuſenden, wenn der Fall abgeſchloſſen ift, jei 
es durch die vollzogene Unfruchtbarmachung, rechtskräftig gewordene Ab⸗ 
lehnung oder Ausſetzung auf über Jahresfriſt. Im Reichsgeſundheitsamt 
werden dieſe Karten ſtatiſtiſch bearbeitet. Sie können jpäter etwaigen Gau- 
karteien zugeleitet werden. R 

Für die vorgenannten 2 iſt eine gut lesbare Ausfüllung der Kartei- 
karte unerläßlich, daher Schreibmaſchinenſchrift anzuwenden. 

Bei Fach 2 oder 3 iſt darauf zu achten, daß das in Betracht kommende 
Jahr mit angegeben wird. 

Im Fach 8 kommen für die Eintragung (wegen der notwendigen Ueber⸗ 
einſtimmung mit dem Statiſtiſchen Jahrbuch für das Deutſche Reich) aus- 
ſchließlich in Betracht: 


Ev. leinſchl. uniert, luth., reſorm., Landes- und Freikirchen), 
Röm.-kath. (einſchl. griech. ⸗kath.), 
Kr Chriſten (Altkath. und Verwandte), 
rael., 
Sonſtige (nichtchriſtl. Religionsgeſellſch., Weltanſchauungsgemeinſch., 
auch Fehlen einer Religionsangabe !). 


Im Fach 10 iſt der Beruf möglichſt genau anzugeben, jo z. B. Metall- 
arbeiter, Färbereiarbeiter ſtatt „Arbeiter“, Büro- oder wiſſenſchaftl. An- 
eftellter ſtatt „Angeſtellter“, Kleingewerbetreibender oder Milchhändler 
tatt „Kaufmann“. Neben der Berufsangabe iſt die Stellung im Beruf 
wie ſolgt anzugeben: 


S = Selbſtändige einſchl. leitende Beamte und Angeftellte, 

3 = Mithelfende Familienangehörige, 

B — Beamte und Angeftellte einſchl. Soldaten, 

A — Arbeiter einſchl. Heimarbeiter und Hausgewerbetreibende, 

9 = Hausangeſtellte, 

R = Berufsloſe, Selbftändige (Rentner, Penſionäre, von eigenem 
Vermögen Lebende). 


Das Heiratsalter im Fach 12 bezieht ſich auf die erſte Eheſchließung. 
Die Kinder der erſten Ehen ſind im Fach 13 in Klammern vor die der letzten 
Ehe zu ſetzen, z. B. (4) 2 oder (2, 3) 1. 


3. Durchführungsbeſtimmungen. d) Beratungsſtellen f. Erb- u. Raſſenpflege 251 


In den Fächern 7,9, 11, 14 und 28 iſt das Zutreffende zu unterſtreichen, 
was auch auf der Schreibmaſchine bei Führung der Walze durch die Hand 
gelingt. 

Im Fach 14 hat jede entjerntere Blutsverwandtſchaft als die dort ange- 
gebenen 3 Möglichkeiten außer Betracht zu bleiben, um eine Vergleichbar- 
leit zu ermöglichen. 

Die Angaben in den Fächern 17 und folgende ſind ſtichwortartig zu 
machen, wobei nur weſentliche Befunde zu vermerken ſind. Unſichere und 
fragliche Angaben ſind durch ein dahintergeſetztes Fragezeichen zu kenn— 
zeichnen. Was nicht ausgefüllt werden kann, bleibt leer, Durchſtreichungen 
u. ä. ſind zu unterlaſſen. Mehrmalige Aufenthalte in derſelben Anſtalt ſind 
zuſammenzufaſſen, etwa: Heil- und Pflegeanſtalt Verlin-Vuch 7 (1924) 
＋ 37117 4931) Monate. 


Es empfiehlt ſich dabei die Verwendung folgender Abkürzungen: 
HPA = Heil- und Pflegeanſtalt, 


LA Landesanſtalt, 

NHA Nervenheilanſtalt, 
Tra — Trinkerheilanſtalt, 
FR = Pſpchiatriſche Klinik, 
Nl = (reine) Nervenklinik, 
Blu — Blindenanſtalt, 

TA  — Taubjtummenanftalt, 
KA — Srüppelanftalt, 

Ah Arbeitshaus. 


Der Hauptdiagnofe im Fach 19 iſt insbeſondere die Diagnoſentabelle des 
Deutſchen Vereins für Pſychiatrie aus dem Jahre 1933 zugrunde zu legen, 
im Fach 20 das amtliche „Verzeichnis der Krankheiten und Todesurſachen“, 
herausgegeben vom Statiſtiſchen Reichsamt, Berlin, 1932, und zwar das 
mittlere ſyſtematiſche Verzeichnis auf Seite 22-23. Auf eine erfolgte Leichen- 
öffnung iſt durch ein „S“ hinzuweiſen. 

In Fach 19 und 20 iſt nur die Hauptkrankheit aufzuführen. Dieſe ift 
z. B. „Alkoholismus“ und nicht die zugrunde liegende Pſychopathie, dagegen 
bei im Rauſch eingelieferte Maniſchen oder Schizophrenen deren Grund- 
krankheit. Bei Sterbefällen iſt das Grundleiden vor die unmittelbare Todes- 
urſache zu ſtellen. Von durch Unterlagen geſicherten Angaben ſind an 
gebliche Diagnoſen uſw. zu trennen. 

In Fach 24 iſt das Sitzenbleiben in den verſchiedenen Schularten aus— 
einanderzuhalten. 

Das Büroperſonal ſoll bei der Ausfüllung der Karteikarte ſtets die „kurze 
Anleitung“ zur Hand haben. Weitergehende Belehrungen ſind unter Be- 
nutzung der vorſtehenden „Erläuterung“ zu erteilen, da nur eine reichsein- 
heitliche Ausfüllung der Karteikarten die Angaben für eine wiſſenſchaſtliche 
Auswertung vergleichbar macht. 

Der Rotdruck iſt deshalb gewählt, damit die Schwarzſchrift deutlich her- 
vortritt. Der Rotorud darf deshalb bei Platzmangel überſchrieben werden 
(Ueberdrud). 
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Anlage 6 
(Auf Steifpapier zu drucken) 


Kurze Anleitung zur Ausfüllung der Karteikarte 


Gut lesbare Schrift, daher Schreibmaſchine, hierbei Walze mit der Hand 
bedienen. 

Alle für die Alten beſtimmten Eingänge ſoſort auf der Karteikarte ver- 
merken. 

Stets eine Zweitſchrift der Karteikarte (Anl. 4) für das Geſund- 
heitsamt des Geburtsortes anfertigen. 

Für Männer graue Karten, für weibliche Perſonen bläuliche 
Karten. 

In den Fächern 7, 9, 11, 14 und 28 iſt das Zutreffende zu unterſtreichen. 

Was nicht ausgefüllt werden kann, bleibt ohne Durchſtreichung leer. 


In der Kopfleiſte rechts vom Alphabet bedeutet: 
Mb Mütterberatung 
Sb Säuglingsfürſorge 
Sch Sculfürjorge 
FE Fürſorgeerziehung 
Tbe Tuberkuloſefürſorge 
Gb Geſchlechtskrankenberatung 
Kb Krüppelfürſorge 
Psb Pſychopathen- und Geiſteskrankenfürſorge 
Alle Trinkerſürſorge 
NA Nichtarier 
Bs Bauernfiedler 
Ed Eheſtandsdarlehen 
Ep Ehrenpatenſchaft 
EE Erb- und Eheberatung 
8 Belaſtung mit Erbleiden 
K Kriminalität (auch Vorkommen von Kriminalität in der Sippe) 
Ek Erbkrank 
Auss Ausſetzung eines auf Unſruchtbarmachung lautenden Erbgejund- 
heitsgerichtsbeſchluſſes. 


Die hiervon jeweils in Betracht kommende Gruppe iſt durch Anſtreichen 
mit Farbſtift kenntlich zu machen. 

Im Fach 2 oder 3 das betreſſende Jahr mitangeben. 

Im Fach 8 kommen für die Eintragung ausſchließlich in Betracht: Ev. 
leinſchl. uniert, luth., reſorm., Landes- und Freikirchen), Röm. Kath. 
(einschl. Griech.-Kath.), Andere Chriſten (Alt-Kath. und Verwandte), Iſtael., 
Sonſtige (nichtchriſtl. Religionsgeſellſchaften, Welltanſchauungsgemeinſch., 
auch Fehlen einer Religionsangabe!). 

Im Fach 10 möglichſt genaue Berufsangabe, z. B. Metallarbeiter, Färber 
ftatt „Arbeiter“, Büro- oder wiſſenſchaftl. Angeſtellter ſtatt „Angeſtellter“, 
Kleingewerbetreibender oder Milchhändler ſtatt „Kaufmann“. Neben der 
Berufsangabe iſt die Stellung im Beruf wie folgt anzugeben: S = Gelb- 
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ftändige einſchl. leitende Beamte und Angeſtellte, P — Mithelſende Fami⸗ 
lienangehoͤrige, B = Beamte und Angeſtellte einſchl. Soldaten, A = Arbei⸗ 
ter einſchl. Heimarbeiter und Hausgewerbetreibende, II — Hausangeſtellte, 
R Berufsloſe, Selbſtändige (Rentner, Penſionäre, von eigenem Ver- 
mögen Lebende). 

Im Fach 14 bleibt eine entſerntere Blutsverwandtſchaft als die dort an- 
gegebenen 3 Möglichkeiten außer Betracht. 

Der Rotdruck darf überſchrieben werden. 


Anlage 7 (abgedruckt S. 253) 
Anlage 8 


Rundſchreiben des Reichs miniſters des Innern, 
betr. Richtlinien für die ärztlichen Unterſucher der Ehe⸗ 
ſtandsdarlehensbewerber 
Vom 16. März 1934 — 11 1072/26. 2. — 
(Reichsgeſundheitsblatt 1934 S. 269 ff.) 


9 Erfahrungen deuten darauf hin, daß die ärztlichen Unter⸗ 
ſuchungen der Eheſtandsdarlehnsbewerher und die Bewertung der hierbei 
erhaltenen Angaben und Befunde eine Einheitlichkeit ſtark vermiſſen laſſen. 
Es ſoll gern zugegeben werden, daß ein gewiſſer Grad der Uneinheitlichkeit 
bei den zahlreichen Schwierigkeiten und Unſicherheiten kaum zu vermeiden 
fein wird. Immerhin glaube ich in Uebereinſtimmung mit dem Herrn Reichs- 
miniſter der Finanzen, daß die an zentraler Stelle geanmelten Erfahrungen 
zur Klärung für die aärztliche Beurteilung der Ermittlungen und Befunde 
beitragen können. Zur Erreichung dieſes Zieles ſind die anliegenden „Richt 
linien für die ärztlichen Unterſuchungen der Cheſtandsdarlehnsbewerber“ 
aufgeſtellt worden. Sie enthalten im Abſchnitt A eine Erläuterung der ein. 
ſchlaͤgigen geſetzlichen Beſtimmungen, wobei beſonderer Wert darauf gelegt 
worden iſt, den ärztlichen Gutachter ebenſoſehr auf die Belange der Arbeits- 
beſchaſſung wie auch auf die der qualitativen und quantitativen Bevölke- 
rungspolitik und auf ihre Abwägung gegeneinander hinzuweiſen. 

Im Abſchnitt B ſind die einzelnen Ablehnungsgründe aufgeführt und er⸗ 
läutert, ſoweit es in dem begrenzten Rahmen von Richtlinien möglich und 
zur Vermeidung völlig abwegiger Begutachtungen erforderlich erſcheint. 
Auf die Erläuterung von Einzelfällen iſt im Intereſſe der Ueberſichtlichkeit 
verzichtet worden. Es iſt auch nicht möglich, dem Arzt die Aufgabe abzu- 
nehmen, in jedem irgendwie zweifelhaften Falle die in Betracht kommenden 
Geſichtspunkte gegeneinander abwägend zu prüfen und die Entſcheidung 
unter genauer Beachtung der geſetzlichen Beſtimmungen zu treſſen. In den 
Richtlinien iſt weiterhin vermieden worden, auf noch nicht genügend er⸗ 
kundete Erbregeln einzugehen, deren Darlegung wegen ihrer Vielgeſtaltig⸗ 
keit bei den einzelnen Krankheiten nur verwirren würde. Vielmehr iſt, aller- 
dings mit der durchaus gebotenen Zurückhaltung, eine allgemeine Richt⸗ 
ſchnur angegeben, bei deren Berückſichtigung wenigſtens einigermaßen zu- 
treſſende Beurteilungen über die erbliche Belaſtung zu erwarten ſind. Es 
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wird die Aufgabe aller beteiligten Dienſtſtellen fein, die Zweckmäßigkei 
0 0 t 1 mäßigleit 
dieſer Regeln in der Praxis zu prüfen und an ihrer Perbeſſerung 1 
ſchlage e fache dc) de 11 zu wirken. Etwaige Verbeſſerungsvor— 
rſuche ich dem Reichs miniſterium des i 
wee suchen, ch ft Innern zur weiteren Aus. 
Am hluß der Richtlinien ift kurz die Bedeutung der geſammelten Ehe- 
eignungs-Prüfungsbogen angedeutet und auf die Notwendigkeit de 
wieſen worden, daß alle beteiligten Stellen zu einer möglichit füdentofen 
und auſſchlußreichen Sammlung der gefundheitlichen und erbbiologiſchen 
Angaben über die Eheſtandsdarlehnsbewerber nach Kräften beitragen. 
Auf Richtlinien über die Unterſuchungsmethoden und über die zur Er- 
mittlung der erblichen Belaſtung der Darlehnsbewerber erforderlichen Nach- 
forſchungen iſt bewußt verzichtet worden. Sowohl die Durchführungs⸗ 
beſtimmungen der Landesregierungen als auch die neuen Vordrucke für die 
Eheeignungs- Prüfungsbogen enthalten darüber bereits ausreichende An- 
leitungen. Zudem muß die Entſcheidung über die Wahl der geeigneten 
3 gen ana im Einzelfall von viel zu zahl- 
i nden abhängig gemacht werben, als ie fi ichtlini 
Fe m gig gemacht 1, als daß fie ſich in Richtlinien 
ach der Art der Ausfüllung der im Reichsgeſundheitsamt gefammelte 
Re TG, n 
Eheeignungs-Prüfungsbogen zu urteilen, ſind in der Genaue, mit der 
die Unterſuchungs- und Ermittlungsmaßnahmen durchgeführt werden, noch 
recht bedeutende Unterſchiede vorhanden. Es erſcheint mir daher unbedingt 
1 daß die 4 Aerzten vorgeſetzten Dienſtſtellen 
if eine im ganzen gleichmäßig genaue Nachſorſch i in ein- 
e Wee hinwirken. g ge hſorſchung wiederholt in ein 
erſuche ergebenſt, den mit der Unterſuchung der Eheſtandsdarlehns. 
bewerber beauftragten Aerzten die anliegenden Richtlini is 
1 en Anliies. g Richtlinien zur Kenntnis 


Richtlinien 
über die ärztlichen Unterſuchungen der Eheſtandsdarlehnsbewerber 
1 1 A. Geſetzliche Beſtimmungen 
ie zur „Förderung der Eheſchließungen“ erlaſſenen reichs i 

Beſtimmungen ſtellen einen Teil (Goch 5) des Ueletes 115 ee 
rung der Arbeitsloſigkeit vom 1. Juni 1933?) (Reichsgeſetzbl. 1 S. 323) dar. 
Sie haben demzufolge in erſter Linie den Zweck, der Arbeitsbeſchaffung 
zu dienen. Um zu verhüten, daß öffentliche Gelder an geſundheitlich un- 
geeignete Perſonen verteilt werden, iſt in der 2. Durchführungsverordnung 
des Reichsminiſters der Finanzen über die Gewährung von Eheſtands⸗ 
darlehen vom 26. Juli 1933?) (Reichsgeſetzbl. 1 S. 540) verfügt worden: 
57 Die Tatſache, daß keiner der Ehegatten an vererblichen geiſtigen oder 
oͤrperlichen Gebrechen leidet, die ſeine Verheiratung nicht als im Intereſſe 
ae Volksgemeinſchaft liegend erſcheinen laſſen, und die Tatſache, daß keiner 
| in ee an Inſektionskrankheiten oder 
D en Kran i i i i 
eines beamteten Arztes ..... er ei — a ia 


) R.-Geſundh.-Bl. 1933 S. 511.— 5) Desgl. S. 654. 
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Das Ziel umfangreicher Arbeitsbeſchaffung würde nicht zu erreichen ſein, 
wenn bei der Auslefe der Darlehnsbewerber ſchon geringfügige Geſund— 
heitsſtörungen oder ein wiſſenſchaftlich nur ungenügend begründeter Ver- 
dacht auf erbliche Belaſtung Berückſichtigung fänden. Auch vom Standpunkt 
der quantitativen Bevölkerungspolitik ſind derartige unbegründete Dar- 
lehnsverweigerungen unerwünſcht, da die hiervon betroffenen Ehepaare 
wegen der vom unterſuchenden Arzt ausgeſprochenen Vermutung einer 
erblichen Belaſtung zweifellos ſehr zur Kinderloſigteit neigen werden. An- 
dererſeits darf aber nicht die Fortpflanzung Erbuntüchtiger durch Hingabe 
öffentlicher Gelder gefördert und dadurch der für Eheſtandsdarlehen ver⸗ 
fügbare Geſamtbetrag zuungunſten der Erbtüchtigen geſchmälert werden. 
Es geht auch nicht an, das Darlehen ſolchen Perſonen zu gewähren, die in⸗ 
folge von Inſektionskrankheiten ihre Ehegatten und Nachkommen gefährden 
oder die durch ein ſonſtiges Leiden hinſichtlich ihrer Erwerbsfähigkeit oder 
ihres Lebens bedroht ſind oder bei denen ſonſt wenig Ausſicht auf die Grün- 
dung und ungeſtörte Erhaltung einer fruchtbaren Familie beſteht. 

Wenn auch anfangs, der wirkſchaftlichen Hauptaufgabe des Geſetzes ent- 
ſprechend, die geſundheitlichen, erbbiologiſchen und beſonders die bevölfe- 
rungspolitiſchen Geſichtspunkte bei der Auswahl der Darlehnsempfänger 
nicht im Vordergrund geſtanden haben, ſo gewinnt die amtliche Gewährung 
von Eheſtandsdarlehen doch zunehmend die Bedeutung einer erbbiologiſchen 
und geſundheitlichen Ausleſe innerhalb der zur Familiengründung ſchreiten- 
den Bfvblkerung Da die Verſagung eines Cheſtandsdarlehens in keiner 
Hinſicht einen Eingriff in das perſönliche Selbſtbeſtimmungsrecht des Dar- 
lehnsbewerbers darftellt, dürfen Feine perſönlichen Belange, ſondern nur 
die Intereſſen der Volksgemeinſchaft für die Entſcheidung über die Ehe⸗ 
eignung ausſchlaggebend ſein, wobei allerdings die Geſichtspunkte der quali- 
tativen und quantitativen Bevölkerungspolitik gegeneinander abzuwägen 
ſind. 

B. Beurteilung der Eheeignung 

Bei der ärztlichen Unterſuchung der Darlehnsbewerber iſt zu achten auf: 

1, Vorliegen einer Erbkrankheit, 

II. erbliche Belaſtung, 

III. Vorhandenſein einer Infektionskrankheit, 
IV. Vorhandenſein einer das Leben bedrohenden Krankheit, 

V. Vorliegen von anderen Umſtänden, die eine Verheiratung als im In- 

tereſſe der Volksgemeinſchaft nicht ratſam erſcheinen laſſen. 


Zu I: Das Eheeignungszeugnis iſt Perſonen zu verſagen, die ſelbſt 
an angeborenem Schwachſinn, Schizophrenie, zirkulärem (maniſch-depreſ⸗ 
ſivem) Irreſein, erblicher Fallſucht, erblichem Veitstanz (Huntingtonſcher 
Chorea), erblicher Blindheit, erblicher Taubheit, ſchweren vererbbaren kör- 
perlichen Gebrechen, hochgradiger Pſychopathie, ſchwerer konſtitutioneller 
Krankheit o. dgl. leiden oder auch — bei in Schüben auftretenden Geiſtes- 
ſtörungen bzw. operativ beſeitigten erblichen Mißbildungen — gelitten 

ben. 

Dabei ift folgendes zu berückſichtigen: 

Für die Beurteilung des angeborenen Schwachſinns iſt die Bewertung 
lediglich der intellektuellen Leiſtung und des Wiſſensumfangs nicht aus- 
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reichend, vielmehr iſt auch nach den übrigen Anzeichen des Schwachſinns. 
wie Urteilsſchwäche, Beeinflußbarkeit, Mangel an höheren fielen Ber: 
ſtellungen, Gedächtnis- und Merkſchwäche, gemütliche Stumpfheit uſw., 
ſowie nach antiſozialen, insbeſondere kriminellen Eigenſchaften zu fahnden; 
ferner können Schulzeugniſſe und die bisherigen Leiſtungen im Leben für 
die Beurteilung auſſchlußreich ſein. Ausgeſprochener Schwachſinn kann in 
allen Fällen als Ablehnungsgrund im Sinne des Geſetzes vom 1. Juni 1933 
bewertet werden. 

Die Erblichkeit der Fallſucht, Blindheit, Taubheit und ſchwerer körper⸗ 
licher Gebrechen wird oft mit Sicherheit ſchwer nachweisbar jein. Die Fort- 
pflanzung und darum auch die Verheiratung der Gebrechlichen dieſer Art 
kann aber im Sinne der Beſtrebungen zur Aufartung des Volkes nur in den 
Fällen erwünſcht ſein, in denen ſich das Leiden eindeutig auf Unfälle, auf 
erblich belangloſe Inſektionskrantheiten, Vergiftungen u. dgl. äußere Ur- 
ſachen zurückführen, alſo als „erworben“ feſtſtellen läßt und in denen die 
Gebrechlichen ungeachtet ihres Leidens ihre Familie wirtſchaftlich ſicher zu⸗ 
jtellen vermögen. Bei den mit den erwähnten Gebrechen behafteten Per- 
ſonen muß ſomit die poſitive Beſcheinigung der Cheeignung auf die Falle 
des in dieſer Weiſe erworbenen Leidens beſchränkt bleiben. 

Als ſchwere vererbbare körperliche Gebrechen gelten im Sinne der hier 
in Betracht kommenden geſetzlichen Beſtimmungen u. a. die angeborene 
Huftgelenkverrenkung, der angeborene Klumpfuß, der Wolfsrachen, die 
angeborene Spalthand, die Spina bifida mit deutlichen nervöſen Störun- 
gen, die vererbliche Form des engen Beckens mit abſoluter Unmöglichkeit, 
auf natürlichem Wege entbunden zu werden, die hereditäre (juvenile) Ataxie 
r erblich pam 910 Myotonie, die progreſſive Muskel- 
ie, die erbliche ſpaſtiſche Spinalparalyſe, ausgeſproche 
Geſtalt von unter 130 em Ahiperpröße ne 

Ausgeſprochene konſtitutionelle Bejonderheiten, wie Aſthenie, find 
nur im Zuſammenhang mit anderen Minderwertigkeiten für die Verſagung 
des Eheeignungszeugniſſes ausreichend, ebenſo mehrfache leichtere Gebre⸗ 
chen nur dann, wenn ſie gemeinſam auf eine allgemeine ausgeſprochen 
degenerative Konſtitution hindeuten und ihre erbanlagemäßige Bedingtheit 
in hohem Grade wahrſcheinlich iſt. 

Unter den Begriff der hochgradigen Pſychopathie ſallen außer den 
ee eee Formen von charakterlicher Abwegigkeit auch 
Fälle von aſozialem bzw. antiſozialem Verhalten, ſofern dieſe Eigenſchaften 
im Berufsleben bereits deutlich und wiederholt in Erſcheinung getreten ſind. 

Als ſchwere, vererbbare konſtitutionelle Krankheiten gelten u. a. 
die jugendliche Zuckerkrankheit, die ausgeſprochene Dystrophia adiposogeni- 
talis, ſchwerſter Lymphatismus, frühzeitige, ſchwere Okoſtleroſe, Hämo⸗ 
philie, Myroedem, ausgeſprochener Infantilismus und ſchwere Formen von 
Kropf. In Gegenden mit endemiſchem Kropf kommen nur außergewöhnlich 
ſchwere Kröpfe oder ſolche mit bereits vorhandenen Herzſtörungen als Ab- 
lehnungsgrund in Betracht. 

Zu II: Das Eheeignungszeugnis iſt weiterhin Perſonen zu verſagen, die 
zwar nicht ſelbſt ſichtbar erkrankt ſind, deren Blutsverwandiſchaft aber 
in fo hohem Maße vererbbare Geſundheitsſtörungen darbietet oder darge 
boten hat, daß die Nachkommenſchaft des Darlehnsbewerbers vorausſichtlich 
17 Raſſengeſetzgebung I 
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in beträchtlich höherem Grade als die Durchſchnittsbevölkerung erblich mit 
dieſen Krankheiten belaſtet ſein wird. 

Dabei iſt die erbliche Belaſtung möglichſt beider Ehegatten zuſammen zu 
berückſichtigen auch dann, wenn es ſich um verſchiedene Erbkrankheiten han- 
delt. Die geſetzlichen Beſtimmungen laſſen eine Verſagung des Eheeignungs- 

eugniffes nur bei einer ſicheren oder in hohem Maße wahrſcheinlichen erb⸗ 

ſchen Belaſtung des Darlehnsbewerbers zu. Eine ſolche wird im allgemeinen, 
ſoferu nicht beſondere Umſtände hinſichtlich der Art und des Erbgangs der 
vorliegenden Krankheit eine abweichende Beurteilung nahelegen, anzu— 
nehmen fein, wenn mindeftens ein Elternteil oder zwei Geſchwiſter oder 
mehr als ein Drittel der übrigen näheren erwachſenen Blutsverwandten 
(Großeltern und Geſchwiſter der Eltern) oder ein Geſchwiſter und zwei der 
Großeltern oder Geſchwiſter der Eltern an ſchweren, ſicher erblichen körper- 
lichen oder geiſtigen Gebrechen leiden oder litten, wobei auch ſchwere Ge. 
brechen verſchiedener Art zuſammenzuzählen ſind. Eine weniger ſchwere 
erbliche Belaſtung kann für die Verſagung des Eheeignungszeugniffes als 
ausreichend gelten, wenn gleichzeitig der andere Ehepartner, wie beſonders 
bei Verwandtenehen, in ähnlicher Weiſe erblich belaſtet iſt. 

Wichtig iſt aber die Nachſorſchung danach, ob die Krankheiten tatſächlich 
vererblich ſind; bei Depreſſionszuſtänden und kurzfriſtigen Geiſtesſtörungen, 
zumal im höheren Lebensalter, iſt auch an die nicht vererbbaren endokrinen 
und anderen Krankheitszuſtände, bei Spätepilepfie an die ſymptomatiſchen, 
durch Verletzungen, Neubildungen, Vergiftungen, Infektionen oder vaſo⸗ 
motoriſch bedingten Formen zu denken. Zur Klärung, dieſer Fragen iſt engſte 
Zuſammenarbeit mit den behandelnden Aerzten, insbeſondere den Anftalts- 
ärzten, erforderlich. Die Entſcheidung kann letzten Endes naturgemäß nur 
von Fall zu Fall getroffen werden. 


Zu III: Die Beſcheinigung der Eheeignung iſt demjenigen zu verſagen, 
dev an einer übertragbaren Krankheit leidet, die einerſeits das Leben oder 
die Geſundheit des Ehegatten oder der Nachtommen im Zeitpunkt der Unter- 
ſuchung oder ſpäter gefährdet oder andererſeits die Erwerbsfähigkeit oder 
das Leben des Erkrankten bedroht. Bei Geſchlechtskranten ſind bezüglich 
der Beurteilung ihrer Anſteckungsfähigkeit die gemäß dem Geſetz zur Ber 
kämpfung der Geſchlechtskrankheiten herausgegebenen „Richtlinien für die 
Aerzte hinſichtlich der Abgabe der Merkblätter“ zu beachten. Die Bequt- 
achtung hat ſich hier u. a. aber auch noch darauf zu erſtrecken, ob die Fort- 
pflanzungsfaͤhigkeit etwa aufgehoben iſt. 


Zu IV: Inwieweit eine ſonſtige Krankheit eine Untauglichleit im 
Sinne des Geſetzes vom 1. Juni 1933 zu bedingen vermag, kann nur von 
Fall zu Fall entſchieden werden. Bei der Beurteilung find Axt des Leidens, 
Schwere des Krankheitszuſtandes, therapeutiſche Beeinflußbarkeit, allge- 
meine und ſpezielle Prognose in gleicher Weiſe zu berückſichtigen. Alle die 
Erwerbsfähigkeit oder das Leben bei normaler Berufstätigkeit bzw. ehe- 
licher Fruchtbarkeit bedrohenden Erkrankungen machen eheuntauglich. 


Zu V: Die Verheiratung widerſpricht dem Intereſſe der Vollsgemein- 
ſchaft, wenn einer der beiden Ehegatten als fortpflanzungsunfähig zu 
gelten hat. 
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. Durch eine ſolche Verheiratung, wird nämlich der etwa ſortpflanzungs⸗ 
fähige Ehepartner von der Fortpflanzung abgehalten. Ueberdies ſteht eine 
nachhaltige Minderung der Arbeitsloſigkeit von einer der Ausſicht auf Kin- 
derſegen ermangelnden Eheſchließung nicht zu erwarten, da die Kinder als 
Nurverbraucher in der Volkswirtſchaft eine beſondere Bedeutung haben. 

Einen weiteren Ablehnungsgrund ſtellt der ſchwere Alkoholismus dar, 
wenn er auf ererbter Minderwertigkeit beruht oder zu einer Zerrüttung der 
Geſamtperſonlichkeit geführt hat oder zu führen droht, ſo daß ein gedeih⸗ 
liches Familienleben, das für die Erziehung der Kinder Vorausſetzung iſt, 
nicht mehr erwartet werden kann. 


©. Eheeignungs-Prüfungsbogen 

Der auf die Perſonal- und Prüfungsbogen der Eheſtandsdarlehnsbewer⸗ 
ber aufgedruckten Anweiſung entſprechend, find die Bogen ſämtlicher Dar- 
lehnsbewerber, ob fie für ehegeeignet oder für ungeeignet erklärt worden 
find, nach Abſchluß der Unterſuchungen und nach ihrer lückenloſen Aus- 
füllung an das Reichsgeſundheitsamt pünktlich einzuſenden. Sie werden 
hier geordnet aufbewahrt, einerſeits als Unterlagen für zahlreiche amtliche 
Auskünfte, andererſeits als ein Beſtandteil der für die erbbiologiſche For- 


ſchung im Reichsgeſundheitsamt vorzunehmenden umfangreichen Material- 
ſammlung. 


D. Anhang 


Geſetze und Verordnungen des Reihe, in denen 
Anforderungen an die Reinheit des Blutes 
geſtellt werden 


1. Geſetz zur Wiederherſtellung des Berufsbeamtentums vom 
7. April 1933 (RG Bl. 1 S. 175) in der Faſſung des Geſetzes vom 
22. September 1933 (RG Bl. 1 S. 655). 


83 

(1) Beamte, die nichtariſcher Abſtammung ſind, find in den Ruheſtand 
(88 8 ff.) zu verſetzen; ſoweit es ſich um Ehrenbeamte handelt, ſind ſie aus 
dem Amtsverhältnis zu entlaſſen. — 

(2) Abſ. 1 gilt nicht für Beamte, die bereits ſeit dem 1. Auguſt 1914 Be- 
amte geweſen ſind, oder die im Weltkrieg an der Front für das Deutſche 
Reich oder für ſeine Verbündeten gekämpft haben oder deren Väter oder 
Söhne im Weltkrieg gefallen find. Abſ. 1 gilt ferner nicht für weibliche 
Beamte, deren Ehemänner im Weltkrieg gefallen find. Weitere Aus⸗ 
nahmen kann in Einzelfällen der Reichsminister des Innern, im Einver⸗ 
nehmen mit der zuſtändigen oberſten Reichs- oder Landesbehörde zulaſſen, 
wenn dringende Rückſichten der Verwaltung es erfordern. 


8 15 
8 
(1) Auf Angeſtellte und Arbeiter finden die Vorſchriften über Beamte 


ſinngemäße Anwendung. j 
(2) Das Nähere regeln die Ausführungsbeftimmungen. 


2. Erſte Verordnung zur Durchführung des Geſetzes zur Wieder: 
herſtellung des Berufsbeamtentums vom 11. April 1933 
(RG Bl. 1 S. 195) 


rug 2. 

(1) Als nichtariſch gilt, wer von nichtariſchen, insbeſondere judiſchen 
Eltern oder Großeltern abſtammt. Es genügt, wenn ein Elternteil oder ein 
Großelternteil nichtariſch iſt. Dies ift insbeſondere dann anzunehmen, wenn 
ein Elternteil oder ein Großelternteil der jüdiſchen Religion angehört hat. 

(2) Wenn ein Beamter nicht bereits am 1. Auguſt 1914 F 
ift, hat er nachzuweiſen, daß er ariſcher Abſtammung oder Frontlämpfer, 
der Sohn oder Vater eines im Weltkriege Gefallenen ift. Der Nachweis iſt 
durch die Vorlegung von Urkunden (Geburtsurkunde und Heiratsurkunde 
der Eltern, Militärpapiere) zu erbringen. 


1 Geſetze und Verordnungen, die außer Kraft getreten oder überholt ſind, find 
in kleinerer Schrift wiedergegeben. 
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(3) Iſt die ariſche Abſtammung zweifelhaft, ſo iſt ein Gutachten des beim 
Reichsminiſterium des Innern beſtellten Sachverſtändigen für Naffe- 
forſchung einzuholen. 


3. Zweite Verordnung zur Durchführung des Geſetzes zur Wieder⸗ 

herſtellung des Berufsbeamtentums vom 4. Mai 1933 (RGBl. I 

S. 233) in der Faſſung der Verordnungen vom 7. Juli 1933 

(RGBl. 1 S. 458), vom 28. September 1933 (RG Bl. IS. 678) und 
vom 7. Mai 1934 (RG Bl. I) S. 373) 


I: 

(1) Als Angeftellte oder Arbeiter (Dienftverpflichtete) im Sinne des Ge— 
ſetzes gelten die vom Reich, von den Ländern, Gemeinden und Gemeinde 
verbänden, von Körperſchaften des öffentlichen Rechts ſowie dieſen gleich— 
an Einrichtungen und Unternehmungen (Dritte Verordnung des 

eih3präfidenten zur Sicherung von Wirtſchaft und Finanzen vom 6. Ok- 
tober 1931 — RG Bl. I S. 537 —, Dritter Teil Kapitel V Abſchnitt 18 15 
Abſ. 1) durch privatrechtlichen Dienſtvertrag oder Geſchäftsbeſorgungsver⸗ 
trag verpflichteten und verpflichtet geweſenen Perſonen, im letzteren Falle 
nur hinſichtlich der Bezüge, die ſie oder ihre Hinterbliebenen im Hinblick 
auf das frühere Dienft- oder Geſchäftsbeſorgungsverhältnis erhalten. 

(2) Die Reichsbank und die Deutſche Reichsbahn-Geſellſchaft werden er- 
mächtigt, entſprechende Anordnungen zu treffen. 


3. 


(1) Verträge der in $ 1 bezeichneten Art, die mit Perſonen nichtariſcher 
e Dienſtverpflichteten geſchloſſen find, find mit einer Friſt 
von einem Monat zum Monatsſchluß zu kündigen 

(2) Abſ. 1 gilt nicht für Dienftverpflichtete, die im Weltkrieg an der Front 
für das Deulſche Reich oder für feine Verbündeten gekämpft haben, oder 
deren Väter, Ehemänner oder Sohne im Weltkrieg gefallen ſind. Weitere 
Ausnahmen kann in Einzelfällen der Reichsminiſter des Innern im Ein- 
vernehmen mit der zuftändigen oberſten Reichs- oder Landesbehörde zus 
laſſen, wenn dringende Rückſichten der Verwaltung es erfordern. 


4. Dritte Verordnung zur Durchführung des Geſetzes zur Wieder: 
herſtellung des Berufsbeamtentums vom 6. Mai 1933 
(NG Bl. 1 S. 245) 
Zu 8 4 1. 
Als Abſtammung im Sinne des $ 3 gilt auch die außereheliche Abſtam- 


mung. Durch die Annahme an Kindes Statt wird ein Eltern- und Kindes- 
verhältnis im Sinne des $ 3 nicht begründet. 


2 


(1) Die erſte Ausnahme des z 3 Abſ. 2 iſt gegeben, zwenn der Beamte be- 
reits am 1. Auguſt 1914 planmäßiger Beamter geweſen und ſeitdem un— 
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unterbrochen Beamter geblieben iſt. Einem planmäßigen Beamten in 

dieſem Sinne kann gleichgeſtellt werden, wer am 1. Auguſt 1914 ſämtliche 

Vorausſetzungen für die Erlangung feiner erſten planmäßigen Anftellung 

erfüllt, insbeſondere die hierfür erforderliche letzte Prüfung mit Erfolg ab- 

1100 t und ſich während feiner Tätigkeit als Beamter in hervorragendem 
aße bewährt hat. 

(2) Eine Tätigkeit als Angeſtellter oder Arbeiter im öffentlichen Dienft 
am 1. Auguſt 1914 genügt nicht. 

3. 

() Frontkämpfer im Sinne des Geſetzes iſt, wer im Weltkrieg (in der 
Zeit vom 1. Auguſt 1914 bis 31. Dezember 1918) bei der fechtenden Truppe 
an einer Schlacht, einem Geſecht, einem Stellungskampf oder an einer 
Belagerung teilgenommen hat. Auskunft darüber geben die Eintragungen 
in der Kriegsſtammrolle oder in der Kriegsrangliſte. Es genügt nicht, wenn 
ſich jemand, ohne vor den Feind gekommen zu ſein, während des Krieges 
aus dienſtlichem Anlaß im Kriegsgebiet aufgehalten hat. 

(2) Frontkämpfer iſt insbeſondere, wem das Abzeichen für Verwundete 
verliehen worden iſt. 

(3) Die Teilnahme an den Kämpfen im Baltikum, in Oberſchleſien, gegen 
Spartakiſten und Separatiſten ſowie gegen die Feinde der nationalen Er- 
hebung ſind der Teilnahme an den Kämpfen des Weltkrieges gleichzuſtellen. 


4. 
„Gefallen“ iſt auch, wer einer Verwundung erlegen ift, die er als Front— 
kämpfer erlitten hat. Die vorſtehende Nr. 1 gilt entſprechend. 


5. 

Der letzte Satz des $ 3 Abſ. 2 bezieht ſich nur auf Fälle, in denen für eine 
Vertretung des Deutſchen Reichs im Auslande keine Vertreter ariſcher Ab- 
ſtammung zur Verfügung ſtehen. 

6. 
(1) Weitere Ausnahmen als im $ 3 Abſ. 2 vorgeſehen, find nicht zu— 


gelaſſen. 
(2) Alle nicht unter dieſe Ausnahmebeſtimmungen fallenden Beamten 


nichtariſcher Abſtammung müſſen daher in den Ruheſtand verſetzt werden. 
7. 
$ 3 bezieht ſich nicht auf jüdiſche Lehrer, die an öffentlichen jüdiſchen 
Schulen angeſtellt ſind oder an anderen öffentlihen Schulen auf Grund 
geſetzlicher Sefimmungen jüdifchen Religionsunterricht erteilen. Das gleiche 
gilt fur jüdiſche Ehrenbeamte, die als ſolche auf Grund beſonderer gejeh- 
licher Beſtimmungen berufen ſind. 


5. Zweite Verordnung zur Anderung und Ergänzung der Zweiten 
Verordnung zur Durchführung des Geſetzes zur Wiederherſtellung 
des Berufsbeamtentums vom 28. September 1933 
(RG Bl. I S. 678) 

IX. Als neue Nr. 10 iſt aufzunehmen: 
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10, 
(1) Als Angeſtellter oder Arbeiter darf in den Dienſt der in N. i 
3 6 ; ) r.! bezeich- 
neten Dienſtberechtigten nur eingeſtellt werden, je die botgefchtichene 
oder übliche Vorbildung oder ſonſtige Eignung für das Beſchäftigungsver⸗ 
hältnis beſitzt und die Gewähr dafür bietet, daß er jederzeit rückhaltlos für 
. Wer nichtariſcher Abſtammung oder mit einer 
on nichtariſcher Abſtammung verheiratet iſt, 2 
7 nicht eingeſtellt eden 8 F 
2) Wenn dringende Rückſichten der Verwaltung es er ordern, kann di 
oberſte Reichs- oder Landesbehörde in Einzelfällen ee binfichttich 
der Begründung eines Angejtellten- oder Arbeiterverhältniſſes bei nicht 
Be ab ab it die mit einer Perſon nichtariſcher Ab- 
immung verheiratet find, im Einverne i ichs⸗ 
miniſter des Innern zulaſſen. 0 * 


6. Reichsbeamtengeſetz in der Jaſſung des Geſetzes 
vom 30. Juni 1933 
„(NG l. I S. 433) 


812 


(3) Wer nichtariſcher Abſtammung oder mit einer Perſon ni i 
4 0 Ib nun nicht, 
Abftammung verheiratet iſt, darf nicht als Heiebeamier ee 
Reichsbeamte ariſcher Abſtammung, die mit einer Perſon nichtariſcher Ab⸗ 
. — — re in zu entlaſſen. Wer als Perſon nichtariſcher 
bſte elten hat, beſtimmt fi Richtlini i i 
mine dm. ſich nach Richtlinien, die der Reichs- 
6) Wenn dringende Rückſichten der Reichsverwaltung es erſord 
die oberſte Reichs be hörde in Einzelfällen Mubrahnien vor 195 Lorch 
515 Ba en ai dem Reichsminiſter der Finanzen, von 
Abſ. 3 im Einver! i i iniſtet 
ee nvernehmen mit dem Reichsminiſter des 


7. Richtlinien zu 8 1a Abſ. 3 des Reichsbeam es in d 
Faſſung des Geſetzes vom 30. Juni 1933 (asl. . 433) — 
8. Auguſt 1933 
(RGBL. I S. 575) 


1. 

(1) Als nichtariſch gilt, wer von nichtariſchen, insbe jübi 
Eltern oder Großeltern als Es . ein 1 
Großelternteil nichtariſch iſt. Dies iſt insbeſondere dann anzunehmen, wenn 
ein Elternteil oder ein Großelternteil der jüdiſchen Religion angehört hat. 

(2) Als Abſtammung im Sinne des $la Abſ. 3 des Reichsbeamten⸗ 
geſetzes gilt auch die außereheliche Abſtammung. Durch die Annahme an 
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Kindes Statt wird ein Eltern- und Kindesverhältnis im Sinne dieſer Vor- 
ſchrift nicht begründet. 1 
Wer als Reichsbeamter berufen werden ſoll, hat nachzuweiſen, daß 
us ſein Ehegatte ariſcher Abſtammung find. Jeder Reichsbeamte, der 
eine Ehe eingehen will, hat N die Perſon, mit der er die 
ingehen will, ariſcher Abſtammung iſt. 
9 Nucl it durch Vorlegung von Urkunden (Geburtsurkunde, 
Heiratsurkunde der Eltern) zu erbringen. . 
8 () Iſt die ariſche Abſtammung zweifelhaft, ſo iſt ein Gutachten des beim 
Reichsminiſter des Innern beſtellten Sachverſtändigen für Raſſeſorſchung 
einzuholen. 5 


Die Richtlinien gelten entſprechend für das Beamtenrecht der Länder, 
Gemeinden, Genen eber binde und der ſonſtigen Körperſchaften, Anſtalten 
und Stiftungen des öffentlichen Rechts. Zur Abgabe von Gutachten, iſt auch 
in dieſen Fällen der in Nr. 2 Abſ. 3 genannte Sachverſtändige ausſchlie ßlich 
zuſtändig. 


8. Geſetz zur Anderung von Vorſchriſten auf dem Gebiete des all⸗ 
2 Beamten-, des Beſoldungs- und des Verſorgungsrechts 
vom 30. Juni 1933 
(NG Bl. I S. 433) 


Kapitel II 


8 6 

1) Die Vorfchriften der $$ 1, 1a des Reichsbeamtengeſetzes (in der Faf- 
1 „ie und des $ 5 gelten entſprechend für das Beamtenrecht 
der Länder, Gemeinden, Gemeindeverbände und der jonjtigen Körper 
ſchaften, Anſtalten und Stiftungen des öffentlichen Rechtes. Hierbei trifft 
die Entſcheidung im Sinne des 11 a Abf. 4 die oberſte Landesbehörde auch 
für den Bereich der Gemeinden, Gemeindeverbände ſowie der ſonſtigen 
der Landesauſſicht unterſtehenden Körperſchaften, Anſtalten und Stiftungen 
des öffentlichen Rechtes; für die der Landesauſſicht nicht unterſtehenden 
Körperſchaften, Anſtalten 1 5 een des öffentlichen Nechtes trifft die 

eichsbehörde die Entſcheidung. ... 2 8 

die Deuce Reichsbahn-Geſellſchaft, die Reichsbank, die oͤfentlich⸗ 
rechtlichen Religionsgeſellſchaſten und die Verbände von ſolchen ſind er- 
mächtigt, gleichartige Vorſchriften zu erlaſſen. 


9. Wehrgeſetz vom 21. Mai 1935 
(RG Bl. I S. 609) 
8 1⁵ 
() Ariſche Abſtammung iſt eine Vorausſetzung für den altiven Wehr- 
dienſt. 
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(2) Ob und in welchem Umfange Ausnahmen zugelaſſen werden konnen, 
beſtimmt ein Prüſungsausſchuß nach Richtlinien, die der Reichs miniſter des 
Innern im Einvernehmen mit dem Reichskriegsminiſter aufſtellt. 

(3) Nur Perſonen ariſcher Abſtammung können Vorgeſetzte in der Wehr- 
macht werden. 

(4) Den Angehörigen ariſcher Abſtammung der Wehrmacht und des Be- 
urlaubtenſtandes ift das Eingehen der Ehe mit Perſonen nichtariſcher Ab- 
ſtammung verboten. Zuwiderhandlungen haben den Verluſt jedes gehobenen 
militäriſchen Dienſtgrades zu Folge. 

(5) Die Dienſtleiſtung der Nichtarier im Kriege bleibt befonderer Regelung 
vorbehalten. 


10. Verordnung über die Muſterung und Aushebung 1935 


vom 29. Mai 1935 
„(NG Bl. 1 S. 697) 


8 19 
Ariſche Abſtammung 

(4) Ariſche Abſtammung iſt eine Vorausſetzung für den aktiven Wehr- 
dienſt und Arbeitsdienſt. Als nichtariſch im Sinne des $ 15 des Wehr ieſetzes 
gilt, wer von nichtariſchen, insbeſondere jüdiſchen Eltern oder Großeltern 
abſtammt. Es genügt, wenn ein Elternteil oder ein Großelternteil nicht- 
ariſch iſt. Dies iſt insbeſondere dann anzunehmen, wenn ein Elternteil oder 
ein Großelternteil der jüdiſchen Religion angehört hat. Durch die Annahme 
an Kindes Statt wird ein Eltern- und Kindesverhaltnis im Sinne dieſer 
Vorſchrift nicht begründet. 

(2) Wehrfähige Dienſtpflchtige nichtariſcher Abſtammung, die innerhalb 
der Friſt von 2 Wochen nach dem Muſterungstage keinen Antrag auf Heran- 
ziehung zum aktiven Wehrdienſt dem „Prüfungsausſchuß für die Zulaſſung 
zum Wehrdienſte (Prüfungsausſchuß) einreichen oder deren Antrag vom 
Prüfungsausſchuß abgelehnt wird, ſind der Erſatzreſerve II zu überweiſen. 
Prüfungsausſchüſſe werden bei den höheren Verwaltungsbehörden gebildet. 

(3) Dienſtpflichtige ariſcher Abſtammung haben bei der Muſterung folgende 
Erklärung unterſchriftlich abzugeben: 


„Erklärung 

Mir find nach forgfältiger Prüfung leine Umſtände bekannt, die die An- 
nahme rechtfertigen könnten, daß ich nichtariſcher Abſtammung bin oder 
daß einer meiner Eltern- oder Großelternteile zu irgendeiner Zeit der jlldi⸗ 
ſchen Religion angehört hat. 

Mir iſt bekannt, daß ich die ſofortige Entlaſſung aus dem aktiven Wehr- 
Bug gewärtigen habe, falls dieſe Erklärung ſich als unrichtig erweiſen 
ſollte. 

(4) Gibt ein wehrfähiger Dienſtpflichtiger die Erklärung nach Abſ. 3 nicht 
ab, jo hat er binnen einer Friſt von einem Monat den Nachweis zu erbringen, 
daß er die Erklärung nach Abſ. 3 mit Grund verweigert hat. Anderenfalls 
kann er, bis der Nachweis erbracht ift, zum aktiven Wehrdienſt herangezogen 
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werden. Im Falle des Satzes 2 kann die Kreispolizeibe hörde von Amts wegen 
8 über feine Abſtammung anſtellen bzw. ein Gutachten der 
Reichsſtelle für Sippenſorſchung Berlin NW 7, Schiffbauerdamm 26, ein- 
holen. 


11. Verordnung über die Zulaſſung von Nichtariern zum aktiven 
Wehrdienſt vom 25. Juli 1935 
(NHBL. 1 S. 1047) 


81 
Ariſcher Abſtammung im Sinne des Wehrgeſetzes iſt, wen ariſcher 
ng im Em 155 Beamtengeſetzgebung iſt. Die in der Beamten- 
geſetzgebung vorgeſehenen Ausnahmen gelten nicht für das Wehrgeſetz. 5 
(2) Als nichtariſch gilt demnach, wer von nichtariſchen, insbeſondere jut 5 
ſchen Eltern oder Großeltern abſtammt. Es genügt, wenn ein Grofelternteil 
nichtariſch iſt. Ein Großelternteil iſt nichtariſch, wenn ſeine Eltern nichtariſch 
geweſen ſind. Hat eine, Perſon der jüdiſchen Religion angehört, jo wird ver ⸗ 
mutet, daß ſie nichtariſcher Abſtammung war. Die Vermutung kann wider- 
legt werden. 
82 
Perſonen, deren beide Eltern jüdiſchen Blutes ſind, oder die drei 
jubiſche ee ermieile haben, werden zum aktiven Wehrdienſt nicht heran⸗ 
gezogen; ſoweit fie wehrſähig ($ 16 der Verordnung über de 
und Aushebung 1935 vom 29. Mai 1935 — Reichsgeſetzbl. 1 S. 697) find, 
werden fie ausnahmslos der Erſatzreſerve II überwieſen. 8 
(2) Ausnahmen nach 515 Abſ. 2 des Wehrgeſetzes können für aid 
zugelaſſen werden, die nicht mehr als zwei voll nichtariſche, insbeſondere 
jüdiſche Großelternteile haben. 


(1) Die Muſterung wird ohne Rückſicht auf die Raſſenzugehörigleit durch- 
2 9 D 
ie ein Nichtarier, auf den die Vorausſetzungen, des 8 2 Abſ. 2 zu⸗ 
treſſen, für wehrfähig befunden, ſo iſt ihm dies mitzuteilen und gleichzeitig 
zu eröffnen, daß er der Erſatzreſerve II überwieſen werden müſſe, wenn er 
nicht innerhalb einer Friſt von zwei Wochen nach dem Muſterungstage einen 
Antrag auf Heranziehung zum altiven Wehrdienſt dem „Prüfungsausſchuß 
für die Zulaſſung zum aktiven Wehrdienſt“ einreiche, oder wenn ſein Antrag 

vom Prüfungsausſchuß abgelehnt werde. 


84 
Antrag iſt schriftlich an den Prüfungsausſchuß zu richten. 

65 Br e tritt am Amtsſiß der höheren Verwaltungs- 
behörde zuſammen (vgl. g 29, Abſ. 2 der Verordnung über bie Mujterung 
und Aushebung 1935 vom 29. Mai 1935 — Reichögefepbl. 1 S. 697). Den 
Zeitpunkt des Zuſammentritts beſtimmt die höhere Verwaltungsbehörde 
im Einvernehmen mit der Wehrerſatzinſpektion, in der entmilitariſierten 
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Zone im Einvernehmen mit der unteren Erſatzbehörde. Der Zeitpunkt iſt 
jo zu wählen, daß die Entſcheidung dem Antragſteller und der Wehrerfag- 
inſpektion bzw. der unteren Erſaßbehörde rechtzeitig vor der Aushebung 
mitgeteilt werden kann. 

8 5 


Der Prüfungsausſchuß ſetzt ſich zuſammen aus: 

1. einem höheren Verwaltungsbeamten als Vorſitzenden, der von der 
höheren Verwaltungsbehörde beſtimmt wird, 

2. einem Offizier, der von der Wehrerſatzinſpektion beſtimmt wird, in der 
entmilitariſierten Zone einem von der unteren Erſatbehörde zu beſtim— 
menden Mitglied und 

3. einem raſſekundlich und erbbiologiſch geſchulten Amtsarzt, der von dem 
Reichsminiſter des Innern beſtimmt wird, als Beiſitzern. 


8 6 
Die Prüfungsverhandlungen finden getrennt von der Muſterung ſtatt 
und ſind nicht öſſentlich. 
87 


(1) Der Antragſteller wird ſchriftlich geladen und hat perſönlich vor dem 
Prüfungsausſchuß zu erſcheinen. 

(2) Dem Antragſteller iſt das zur Ergänzung feines Antrags etwa noch 
Erforderliche ſo rechtzeitig mitzuteilen, daß er es ſpäteſtens bei Beginn der 
Prüfungsverhandlung vorlegen kann. 

(3) Anträge ſolcher Nichtarier, die nicht zur Antragſtellung befugt find 
(82 Abſ. 1), können außerhalb der Verhandlung durch Entſcheidung des 
Vorſitzenden als unzuläfjig verworſen werden. 


88 

() Der Vorſitzende entſcheidet nach Anhörung der Beiſitzer. 

(2) Die Entſcheidung lautet auf Zulaſſung zum Wehrdienſt oder auf Ab- 
lehnung des Antrags oder auf Ausſetzung des Verfahrens. Die Entſcheidung 
iſt endgültig. 

(3) Die Entſcheidung wird dem Antragſteller und der Wehrerſatzinſpektion 
(bzw. der unteren Erſatzbehörde) ohne Angabe der Gründe ſchriftlich mit⸗ 

eteilt. Dem Antragfteller kann fie außerdem ſchon in der Sitzung des Prü- 
ungsausſchuſſes ne eröffnet werden. 


(4) In den Akten des Prüfungsausſchuſſes iſt die Entſcheidung ſchriftlich 
niederzulegen und zu begründen. 


12. Verordnung über das Erfaſſungsweſen 
vom 7. November 1935 
(RG Bl. I S. 1297) 


8 10 
Ariſche Abſtammung 


Jeder Dienftpflichtige ariſcher Abſtammung hat bei der perjönlihen An- 
meldung die im $ 19 Abf. 3 der Muſterungsverordnung vorgeſchriebene Er⸗ 
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klärung abzugeben. Im übrigen gelten die Beſtimmungen bes $ 19 der ge⸗ 
nannten Verordnung. Die Erklärung iſt der Wehrſtammkarte beizufügen. 


13. Reichsarbeitsdienſtgeſetz vom 26. Juni 1935 
(NG Bl. I S. 769) 


8 7 

(1) Zum Reichsarbeitsdienſt kann nicht zugelaſſen werden, wer nicht- 
ariſcher Abſtammung ift oder mit einer Perſon nichtariſcher Abſtammung 
verheiratet iſt. Wer als Perſon nichtariſcher Abſtammung zu gelten hat, 
beſtimmen die Richtlinien des Reichsminiſters des Innern zu 1 a Abſ. 
des Reichsbeamtengeſetzes vom 8. Auguſt 1933 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 575). 

(2) Nichtarier, die nach $ 15 Abſ. 2 des Wehrgeſetzes für wehrwürdig er⸗ 
klärt werden, können auch zum Reichsarbeitsdienſt zugelaſſen werden. Sie 
können jedoch nicht Vorgeſetzte im Reichsarbeitsdienſt werden. 


8 11 

eee 

(2) Der Führeranwärter muß ſich vor ſeiner Beförderung zum Honminpe 
gen Truppführer fchriftlic) zu einer ununterbrochenen Dienſtzeit von min- 
deſtens 10 Jahren verpflichten und den Nachweis ariſcher Abſtammung 
fle, er muß weiter ſeiner aktiven Dienſtpflicht in der Wehrmacht genügt 
haben. 

(8) bis (s). 


14. Zweite Verordnung zur Durchführung und Ergänzung 
des Reichsarbeitsdienſtgeſetzes vom 1. Ottober 1935 
(NG Bl. 1 S. 1215) 
Art. 21 

Die Genehmigung zur Verheiratung ſoll nur erteilt werden, wenn der 
Angehörige des Reichsarbeitsdienſtes mindeſtens 25 Jahre alt iſt. Die Braut 
muß ariſcher Abſtammung fein und einen guten Leumund haben, fie ſoll 
erbgeſund fein und in geordneten wirtſchaftlichen Verhältniſſen leben. 


15. Geſetz gegen die Überfüllung deutſcher Schulen und Hochſchulen 
vom 25. April 1933 
(RG Gl. 1 S. 225) 


84 

Bei den Neuaufnahmen iſt darauf zu achten, daß die Zahl der Reichs- 
deutſchen, die im Sinne des Geſetzes zur Wiederherſtellung des Berufs- 
beamtentums vom 7. April 1933 (Reichsgeſetzbl.! S. 175) nichtariſcher 
Abſtammung ſind, unter der Geſamtheit der Beſucher jeder Schule und 
jeder Fakultät den Anteil der Nichtarier an der reichsdeutſchen Bevölkerung 
nicht Überſteigt. Die Anteilszahl wird einheitlich für das ganze Reichsgebiet 
ſeſtgeſetzt. 
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Bei Herabſetzung der Zahl der Schüler und Studenten gemäß 83 iſt 
ebenfalls ein angemeſſenes Verhältnis zwiſchen der Geſamtheit der Beſucher 
und der Zahl der Nichtarier herzuſtellen. Hierbei kann eine von der Anteils 
zahl abweichende höhere Verhältniszahl zugrunde gelegt werden. 

Abſätze 1 und 2 finden keine Anwendung auf Reichsdeutſche nichtariſcher 
Abſtammung, deren Väter im Weltlriege an der Front für das Deutſche 
Reich oder für ſeine Verbündeten gekämpft haben, ſowie auf Abkömmlinge 
aus Ehen, die vor dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes geſchloſſen ſind, wenn 
ein Elternteil oder zwei Großeltern ariſcher Abkunft ſind. Sie bleiben auch 
bei der Berechnung der Anteilszahl und der Verhältniszahl außer Anſatz. 


16. Erſte Verordnung zur Durchführung des Geſetzes gegen die 
berfüllung deutſcher Schulen und Hochſchulen vom 25. April 1933 
(NGBL. 1 S. 226) 


2u 8 4 8. 

Die Anteilszahl (84 Abſ. 1) für die Neuaufnahmen wird auf 155 v. H., 
die Verhältniszahl ($ 4 Abſ. 2) für die Herabſetzung der Zahl von Schtilern 
und Studenten auf 5 v. H. im Höͤchſtfall ſeſtgeſeßzt. 


In den Fakultäten iſt die Anteilszahl innerhalb der Erſteinſchreibungen 
zu wahren. 

In der einzelnen Schule iſt die Anteilszahl innerhalb der Neuaufnahmen. 
zu wahren, ſolange dieſe Schule noch von Schülern nicht ariſcher Abjtam- 
mung beſucht iſt, die im Rahmen der Verhältniszahl des 84 Abſ. 2 auf ihr 
verblieben ſind. 

Iſt die Zahl der Neuaufnahmen bei der einzelnen Schule ſo klein, daß 
nach der Anteilszahl kein Schüler nichtariſcher Abſtammung zuzulajjen 
ſein würde, jo kann ein Schüler nichtariſcher Abſtammung aufgenommen 
werden. Jedoch iſt in dieſem Falle eine weitere Aufnahme von Schülern 
nichtariſcher Abſtammung erſt jtatthajt, wenn innerhalb der geſamten Neu- 
aufnahmen ſeit Inkrafttreten des Geſetzes die Anteilszahl unterſchritten iſt. 


10. 
Wechſelt ein Schüler nichtariſcher Abſtammung, der nach Inkrafttreten 
des Geſetzes neu aufgenommen worden iſt, die Schule, jo ijt er bei der An- 
ſtalt, auf die er übergeht, in die Anteilszahl einzurechnen. 


11. 

Schüler nichtariſcher Abſtammung, die mit dem Beginn des Schuljahres 
1933 in die Schule neu eingetreten ſind oder eintreten, gelten in jedem Falle 
als noch nicht aufgenommen. Auf fie findet 94 Abſ. 1 Anwendung. 

Das gleiche gilt entſprechend für Studenten, die mit dem Sommer- 
u 1933 erſtmalig eingeſchrieben worden ſind oder eingeſchrieben 
werden. 
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17. Reichserbhofgeſetz vom 29. September 1933 
(NG Bl. 1 S. 685) 


813 
Erfordernis deutſchen oder ſtammesgleichen Bluts 

(1) Bauer kann nur jein, wer deutſchen oder ſtammesgleichen Blutes iſt. 

(2) Deutſchen oder ſtammesgleichen Blutes ift nicht, wer unter feinen 
Vorfahren väterlicher -oder mütterlicherſeits jüdiſches oder jarbiges Blut hat. 

(3) Stichtag für das Vorhandenſein der Vorausſetzungen des Abſaß 1 
iſt der 1. Januar 1800. ft zweifelhaft, ob die Vorausſetzungen des Abſaßz 1 
geaeben find, fo entſcheidet hierüber auf Antrag des Eigentümers oder des 
Kreisbauernführers das Anerbengericht. 


18. Erſte Durchführungsverordnung zum Reichserbhofgeſetz, ins⸗ 
beſondere über Einrichtung und Verfahren der Anerbenbehörden 
vom 19. Oktober 1933 
(RG Bl. 1 S. 749) 


8 7 
Ariſche Abſtammung der beamteten Mitglieder 
der Anerbenbehörden 
(4) Zu Vorſitzenden des Anerbengerichts, zu Vorſitzenden oder richter 
lichen Mitgliedern des Erbhofgerichts oder zu beamteten Mitgliedern des 
Reichserbhofgerichts dürfen nur Perſonen ernannt werden, die im Sinne 
des $ 13 des Geſetzes deutſchen oder ſtammesgleichen Blutes find. 
(2) Das Vorliegen der Vorausſetzung des Abſatz 1 wird vermutet, wenn 
die ariſche Abſtammung im Sinne des $ 1 a des Reichsbeamtengeſetzes nach⸗ 
gewieſen iſt. 


19. Geſetz über die Zulaſſung zur Rechtsanwaltſchaft 
vom 7. April 1933 
„(Nc Bl. 1 S. 188) 


81 

Die Zulaſſung von Rechtsanwälten, die im Sinne des N zur Wie» 
derherſtellung des Berufsbeamtentums vom 7. April 1933 (Reichsgeſeßzbl. 1 
S. 175) nichtariſcher Abſtammung ſind, kann bis zum 30. September 1933 
zurückgenommen werden. 

Die Vorſchrift des Abf. 1 gilt nicht für Rechtsanwälte, die bereits ſeit 
dem 1. Auguſt 1914 zugelaſſen ſind oder im Weltkriege an der man für 
das Deutsche Reich oder für ſeine Verbündeten gekämpft haben oder deren 
Väter oder Söhne im Weltkriege gefallen ſind. 


82 
Die ehen zur Rechtsanwaltſchaſt kann Perſonen, die im Sinne des Gej 
zur Wiederherſtellung des Berufsbeamtentums vom 7. April 1933 (Reichsgeſetzbl. I 
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S. 175) nichtariſcher Abſtammung find, verſagt werden, auch wenn bie in d 
anwaltsordnung hierfür vorgeſehenen Gründe nicht vorliegen. Das ne 


dercn eines der im 51 Abſ. 2 bezeichneten Rechtsanwälte bei einem anderen 


20. Geſetz, betreffend die Zulaſſung zur Patentanwaltſchaft und 
zur Rechtsanwaltſchaft vom 22. April 1933 
(RG Bl. 1 S. 217) 


81 
Patentanwälte, die im Sinne des Geſetzes zur Wiederherſtellt 
Berufsbeamtentums vom 7. April 1933 „ I 8 a g 
ariſ er Seh find, können bis zum 30. September 1933 in der beim 
Reid) patentamt geführten Lifte der Patentanwälte gelöſcht werden. 
Die Vorſchrift des Abf. 1 gilt nicht für Patentanwälte, die bereits ſeit 
dem 1. Auguft 1914 in der Liſte eingetragen find oder die im Wellkrieg an 
der Front für das Deutſche Reich oder für ſeine Verbündeten gekämpft 
haben oder deren Väter oder Söhne im Weltkrieg gefallen, ſind. Für die 
Frage, wer als Frontkämpfer anzuſehen iſt, gelten die auf Grund des g 17 
a 111 15 3 ( teien ee e des Berufsbeamtentums vom 
k eichsgeſetzbl. 1 ©. 175) e Ausf. i 
3 — — hsgeſetz ) erlaſſenen Ausführungsvorſchriften 
8 2 
Die Zulaſſung zu der im $4 i ü 
ei) bie ee indie Ae de. Patel zan pate een 


werden, bie im Sinne des Oefehes zur Wiederherſtellung des Berufsbe, 
vom 7. April 1933 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 175) nicht ice Wüsten ung rosa 


21. Patentanwaltsgeſetz vom 28. September 1933 
(RG Bl. 1 S. 669) 
fi 2 8 3 
Die Eintragung kann Perſonen verſagt werden, die im Sinne der für 


Reichsbeamte geltenden entſprechenden Beſti i i 
A ins. ſprech ſtimmungen nichtariſcher Ab— 
8 5 


Der Beſitz der erſorderlichen Rechtskenntniſſe iſt durch Ablegung ei 
Bun ei An b ug nur zugelajjen 1 Be Me Be. 
g r 5 2, 4 er und nicht nach 3 von der Ei sge⸗ 
ſchloſſen werden ſoll. . .. * wee 


22. Geſetz über die Zulaſſung von Steuerberatern 
vom 6. Mai 1933 
(RG Bl. I S. 257) 
Art. I 
) Pe die im Si de 
zufsbeamlentun von: f pri 1893 GfekheusiehHt-T & Ti nihreiheen 
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Abſtammung find, dürfen als Steuerberater nicht allgemein zugelaſſen wer- 
den. Zulaſſungen, die ſolchen Perſonen bereits erteilt worden find, ſind zu⸗ 
rückzunehmen. 

(2) Rechtsanwälte oder Notare, auch wenn fie nichtariſcher Abftanımu 
find, dürfen als Bevollmächtigte oder Beiſtände in Steuerſachen vor Fall 
zu Fall zugelaſſen werden. Andere Perſonen nichtariſcher Abſtammung 
dürfen grundſäßlich auch nicht von Fall zu Fall als Bevollmächtigte oder 
Beiſtände in Steuerſachen zugelaſſen werden. Ausnahmen Denen ind nur 
inſoweit zuläſſig, als ſolche anderen Perſonen als Bevollmächtigte oder Bei⸗ 
ſtände für Angehörige im Sinne des $ 67 Abf. 1 Ziffern 2 und 3 der Reichs 
abgabenordnung tätig werden. 


23. Reichsärzteordnung vom 13. Dezember 1935 
(N Bl. 1 S. 1433). 
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5. wenn der Bewerber wegen feiner oder jeines Ehegatten Abſtammu 
nicht Beamter werden könnte, und zur 4 der Bewerbung der Anteil 
der nicht deutſchblütigen Aerzte an der Geſamtzahl der Aerzte im Deut- 
ſchen Reich dem Anteil der Nichtdeutſchblütigen an der Bevölkerung des 
Deutſchen Reichs überſteigt. Der Reichsminiſter des Innern kann in 
Härtefällen im Einvernehmen mit der Reichsärztekammer Ausnahmen 
zulaſſen. 


8 40 
Für die Mitglieder der Reichsärztekammer und der Aerztekammern ſowie 
für die Leiter der ärztlichen Bezirksvereinigungen gelten die Vorſchriften 
über die Abſtammung eines Beamten und deſſen Ehegatten entſprechend; 
der Leiter der Reichsärztekammer kann Ausnahmen zulaſſen. 


24. Verordnung über die Zulaſſung von Arzten zur Tätigkeit bei 
den Krankenkaſſen vom 22. April 1933 (RGBl. I S. 222) in der 
Faſſung der Verordnung vom 20. November 1933 (RG Bl. 1 S. 983) 


Art. 1 


(1) Die ae von Kaſſenärzten nichtariſcher Abſtammung und von 
Kaſſenärzten, die ſich im lommuniſtiſchen Sinne betätigt haben, wird be⸗ 
endet. Neuzulaſſungen ſolcher Aerzte zur Tätigkeit bei den Krankenkaſſen 
finden nicht mehr ſtatt. 

(2) Die Durchführung dieſer Vorſchriften erfolgt nach Maßgabe des Ar- 
tikels II. 


In Kraft ab 1. April 1936. 


an die Reinheit des Blutes geſtellt werden (Nr. 23 —25) 273 


Art. II 


Die Ausführungs- und Ueberleitungsbeſtimmungen über das laſſenärztliche Dienſt⸗ 
vergältnis, Zweiter Teil (Zulaſſungsordnung) vom 30. Dezember 1931 (Keichsgeſetbl. 
1932 1 S. 2, 8), werden wie folgt geändert: 


1. 
87 Abf. 4 erhält folgende Jaſſung: 

Die Eintragung iſt nur zuläſſig, wenn der Arzt deutſcher Reichsangehöriger und 
ariicher Abſtam mung iſt, ſich im Beſttze der bürgerlichen Ehcenrechte befindet, feit 
mindeſtens . Jahren ärztliche Tätigkeit ausübt und ſich nicht im kommuniſtiſchen 
Sinne betätigt hat. Die nichtariſche Abſtammung ift kein Hindernis für die Eintragung, 
wenn die Aerzte am Weltkriege auf ſeiten des Deutſchen Reichs oder ſeiner Verbündeten 
teilgenommen haben oder wenn ihre Väter oder Söhne oder Ehemänner im Welt- 
kriege geſallen ſind.“ 

2. 


38 Abſ. 3 erhält folgende Faſſung: 

„Dem Antrage ſind beizufügen 

a) die Geburtsurkunde ſowie Urkunden, aus denen hervorgeht, daß ſowohl ber 
Antragſteller wie ſeine Eltern und ſeine Großeltern ariſch ſind, 

b) bei Aerzten nichtariſcher Abſtammung, deren Väter oder Söhne oder Ehemänner 
im Weltlriege gefallen ſind, die entſprechenden Nachweiſe, 

e) bei She nichtariſcher Abſtammung, die am Weltkriege nn haben, 
Be 11 über ihre Kampftätigkeit oder ihre ärztliche Tätigkeit an der Front 
ober in e 

d) und e) 


3 
311 Abſ. 2 erhält folgende Nr. 5: 
„5. feine Zulaſſung gemäß 5$ 27a und 270 beendet iſt.“ 
4. 


5. 
22 erhält folgende neue Abſätze 2 und 3: 

%) Das gleiche gilt für Aerzte nichtariſcher Abſtammung, es ſei denn, daß fie im 
Welttriege an der Front für das Deutſche Reich oder für feine Verbündeten gelämpft 
haben oder an der Front oder in einem Seuchenlazarett als Aerzte tätig geweſen find 
9 ihre, Väter oder Söhne oder Ehemänner im Weltkriege gefallen find. 

1 


Seuchenlazarett, 


0. 
Hinter $27 werden folgende Paragraphen eingeſchaltet: 


927 2 
„0) Die kaſſenärztlichen Vereinigungen haben die Zulaſſung ſolcher Aerzte mit 
Wirkung vom 1. Juli 1933 ab für beendet zu erklären, dle nach $ 22 Abſ. 2 und 3 nicht 
zugelaſſen werden dürſten. Dies gilt nicht für Aerzte, die bereits ſelt dem 1. Auguſt 
1914 niedergelaſſen find, es ſei denn, daß fie ſich in kommuniſtiſchem Sinne betätigt 


827 b bie 8 27 0 


25. Verordnung über die Zulaſſung der Kriegsteilnehmer zur ärzte 
lichen Tätigkeit bei den Krankenkaſſen vom 9. Mai 1933 
(RGI. 1 S. 260) 


8 1 
Die Ausführungs- und Ueberleitungsbeſtimmungen über das kaſſenärztliche Dienft- 
verhältnis, Zweiter Teil en de vom 30. Dezember 1931 (Reichsgeſetzbl. 
1932 I S. 2, 8) in der Faſſung der Bekanntmachung vom 5. April 1933 (Reichsarbeltsbl. 
Teil IV S. 169, 174) und der Verordnung vom 22. April 1933 (Reichsgeſetzbl. I 
S. 222) werden wie folgt geändert: 


18 Raſſengeſetzgebung I 
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2. 
15 erhält folgenden Abſatz 2: . 5 
„Hat die Schiodsſtelle Zweifel über die ariſche Abſtammung eines Arztes oder mas 
es von den ärztlichen Beiſitzern beantragt, fo iſt über dieſe Frage ein Gutachten des 
Vorſtandes des Verbandes der Aerzte Deutſchlands einzuholen; dieſes iſt für die 
Entſcheidung bindend.“ 


26. Verordnung über die Tätigteit von Zahnärzten und Zahn⸗ 

technitern bei den Krankenkaſſen vom 2. Juni 1933 (RGBl. I 

S. 350) in der Faſſung der Verordnung vom 20. November 1933 
(NG Bl. I S. 983) 


8 1 
Die Tatigkeit von Zahnärzten und Zahntechnitern auf Koſten von Krankenkaſſen 
(5225 der Reichsverſicherungsordnung) endet, wenn fie nichtariſcher Abſtammung 
find oder ſich in lommuniſtiſchen Sinne betätigt haben; ſolche Zahnärzte und Zahn⸗ 
techniker find auch künftig von dieſer Tätigkeit ausgeſchloſſen. 


82 
(1) 51 gilt nicht für Zahnärzte und Zahntechniker, die bereits ſeit dem 1. Auguft 
1914 niedergelafien ſind oder die im Weltkriege an der Front für das Deutſche Reich 
oder für ſeine Verbündeten gekämpft haben oder deren Väter oder Sohne oder Eher 
männer im Weltlriege gefallen jind. Er gilt ferner nicht für Zahnärzte, die im Welt⸗ 
Trieg für das Deutſche Reich oder für ſeine Verbündeten als Aerzte an der Front oder 
in einem Seuchenlazarett tätig geweſen find. 


27. Verordnung über die Zulaſſung von Zahnärzten und Zahn⸗ 
technikern zur Tätigteit bei den Krantenkaſſen vom 27. Juli 1933 
(RG Bl. 1 S. 541) in der Faſſung der Verordnung 
vom 20. November 1933 
(RG Bl. 1 S. 983) 
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a) bis 0 1 8 2 
(% Die Eintragung iſt nur zuläſſig, wenn der Antragfteller deutſcher Reichsangehöri⸗ 
er und arifcher Abſtammung ift, ſich im Beſitze der bürgerlichen Ehrenrechte befindet und 
fach nicht im kom muniſtiſchen Sinne betätigt hat. Die nichtariſche Abſtammung iſt kein 
Hindernis für die Eintragung, wenn die Antragſteller am Weltkriege auf feiten des 
Deutſchen Reiches ober feiner Verbündeten teilgenommen haben oder wenn ihre Väter 

oder Söhne oder Ehemänner im Weltkriege gefallen find. 


8 5 
( en man find beiyufüge 
(3) Dem Antrag ſind beizufügen: 0 

a) die Geburtsurfunde ſowie Urkunden, aus denen hervorgeht, daß ſowohl der Antrag- 
ſteller wie feine Eltern und feine Großeltern ariſch find, - & 

b) bei Antragſtellern nichtariſcher Abſtammung, die am Weltkriege teilgenommen 
haben, Nachweiſe über ihre Kampftätigteit oder ihre ärztliche Tätigkeit an der 
Front oder in einem Seuchenlazarett, = 

) bei Antragſtellern nichtariſcher Abſtammung, deren Väter oder Söhne oder Eher 
männer im Weltkriege gefallen find, die entſprechenden Nachweiſe, 

d) und e 

(0 bis )) 
8 27 
(1) Bewerber, gegen deren Zulaſſung ein in ihrer Perſon liegender wichtiger Grund 
beſteht, dürfen nicht zugelaſſen werden. 


an die Reinheit des Blutes geftellt werden (Nr. 2029) 275 


(e) Das gleiche gilt für Bewerber nichtariſcher Abſtammung, es ſei denn, daß fie 

im Weltkriege an der Ban für das Deutſche Reich oder für Seine Verbündeten ge⸗ 

kämpft haben oder an der Front oder in einem Seuchenlazarett als Aerzte tätig ge- 

lab find oder daß ihre Väter oder Söhne oder Ehemänner im Weltkriege gefallen 
n 


Cen GP Veen 


28. Verordnung über die Zulaſſung von Ärzten, Zahnärzten und 
Zahntechnikern zur Tätigteit bei den Krankenkaſſen vom 20. No⸗ 
vember 1933 
(NG Bl. 1 S. 983) 


Art. II 
Die Haden von Aerztinnen ſowie die Tätigkeit von Zahnärztinnen 
und Zahntechnikerinnen, deren Ehemänner im Weltkriege gefallen ſind und 
deren Zulaſſung oder Tätigkeit nur wegen ihrer nichtariſchen Abſtammung 
für beendet erklärt worden ift, gilt als nicht beendet. 


Art. III 


Artikel IT Nr. 6 der Verordnung über die Zulaſſung von Aerzten zur Tätigkeit bei 
den Krankenkaſſen vom 22. April 1933 (Meichsgeſetzbl. 1 S. 222) und die Verordnung 
über bie Tätigfeit von Zahnärzten und Zahntechnſtern bei den Krankenkaſſen vom 
2. Juni 1933 (Reichsgeſetzbl. I S. 350) treten mit Ablauf des 31. Dezember 1933 außer 
Kraft. Soweit auf Grund dieſer Vorſchriften eine Entſcheidung der Kaſſenärztlichen 
8 5 Deutſchlands noch bis zum 31. Dezember 1933 mitgeteilt ift, bleiben die 
Vorſchriſten zur Durchführung der anhängigen Verfahren in Kraft. 


Art. IV 


Vorbehaltlich einer endgültigen Regelung werden bis auf weiteres in Städten mit 
mehr als einhunderttauſend Einwohnern Aerzte nichtariſcher Abſtammung ſowie 
Aerzte, deren Ehegatte nichtariſcher Abſtam mung ift, zur Tätigkeit bei den reichageſetz⸗ 
lichen Krankenkaſſen nicht zugelaſſen. 


29. Verordnung über die Zulaſſung von Arzten zur Tätigkeit 
bei den Krankenkaſſen vom 17. Mai 1934 
„(R Bl. 1 S. 399) 


Zulaſſungsordnung 
Kapitel 3 
Grundſätze für die Zulaſſung 


815 
Von der Zulaſſung ausgeſchloſſen ſind: 


2. Aerzte nichtariſcher Abſtammung und Aerzte, deren Ehegatten nicht- 
ariſcher Abſtammung ſind. Als nichtariſch gilt, wer von nicht ariſchen, 
insbeſondere von jüdiſchen Eltern oder Großeltern abſtammt. Es genügt, 
wenn ein Elternteil oder ein Großelternteil nichtariſch iſt. Dies ift ins⸗ 
beſondere dann anzunehmen, wenn ein Elternteil oder ein Großeltern 
teil der jüdifchen Religion angehört hat. Als Abſtammung gilt auch die 

18° 
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außereheliche Abſtammung. Durch die Annahme an Kindes Statt wird 
ein Eltern- und Kindesverhältnis im Sinne dieſer Vorſchrift nicht be⸗ 
gründet. Beſtehen Zweifel an der ariſchen Abſtammung eines Arztes 
oder feines Ehegatten, jo iſt über dieſe Frage ein Gutachten des bei dem 
Reichs miniſterium des Junern beſtellten Sachverſtändigen für Raſſe- 
ſorſchung einzuholen. Das Gutachten iſt bindend; 


ie 
Kapitel 5 
Verfahren 
8 20 
(1) Die Neueintragung in das Arztregiſter erfolgt auf schriftlichen Antrag 
des Arztes. Der Antrag iſt an die Verwaltungsſtelle der Kaſſenärztlichen 
Vereinigung Deutſchlands zu richten, bei der das Arztregiſter geführt wird. 
(2) Der Antrag ſoll die Jeiſopollen des Arztes, gegebenenfalls auch die 
jeines Ehegatten und ſeiner Kinder, ſowie ſeine Anſchrift enthalten. 
(3) Dem Antrag ſollen beigeſügt werden: 

1. die Geburtsurkunde ſowie Urkunden, aus denen hervorgeht, ob der An- 
11 und gegebenenfalls auch ſein Ehegatte ariſcher Abſtammung 
ſind; 

2. Dis 4 

(4) Heitatet der Arzt, jo hat er es dem Arztregiſter unverzüglich mitzu-⸗ 

teilen und die Urkunden vorzulegen, aus denen ſich ergibt, ob der Ehegatte 
ariſcher Abſtammung iſt. 


30, Dritte Verordnung über die Zulaſſung von Zahnärzten und 
Dentiſten zur Tätigkeit bei den Krankenkaſſen 
vom 13. Februar 1935 
(Rl. 1 S. 192) 
a. 

sa Abſ. 4 erhält . Saffung: 
„Die Eintragung iſt nur zulaſſig, wenn 

529 

b) der Antragjteller und jein Ehegatte ariſcher Abſtammung ſind. Als, nichtarifch gilt, 
wer von nichtariſchen, insbeſondere von jüdiſchen Eltern. ober Großeltern abſtammt. 
Es genügt, wenn ein Elternteil oder ein Großelternteil nichtariſch iſt. Dies iſt ins⸗ 
befondere dann anzunehmen, wenn ein Elternteil oder ein Großelterntell der 
lüdiſchen Religion angehört bat. Als Abſtammung gilt auch die außereheliche Ab⸗ 
ſtammung. Durch die Annahme an Kindes Statt wird ein Eltern- und Kindesver⸗ 


4. 
55 Abſ. 3 Buchſtabe a) erhält folgende Faſſung: 
„bie Geburtsurkunde ſowie Urkunden, aus denen hervorgeht, ob der Antragfteller 
und gegebenenfalls auch jein Ehegatte ariſcher Abſtam mung ſind,“ 
6. 
55 erhält folgenden neuen Abſatz 7: 
„% Heiratet der Zahnarzt oder Dentift, jo hat er es dem 109 85 unverzüglich mit⸗ 
1 55 und die Urkunden vorzulegen, aus denen ſich ergibt, ob der Ehegatte ariſcher 
bſtammung fit.“ 


an die Reinheit des Blutes geſtellt werden (Nr. 30, 31) 277 
21. 


531 erhalt . Faſſung; 
„Die Entziehung der Zulaſſung iſt von Amts wegen auszuſprechen: 


31. Vierte Verordnung über die Zulaſſung von Zahnärzten und 
Dentiſten zur Tätigkeit bei den Krankenkaſſen vom 9. Mai 1935 
„(NRG Bl. 1 S. 59) 


Zulaſſungsordnung für Zahnärzte und Dentiſten 
Kapitel 2 
Regiſter 


8 84 
(1) bis (6) . 
(4) Die Eintragung iſt nur zuläſſig, wenn 
a) der Antragſteller deutſcher Staatsangehöriger iſt ich im Beſi 
bürgerlichen Ehrenrechte befindet, „ 
b) der Antragſteller und fein Ehegatte ariſcher Abſtammung ſind. Als nicht- 
ariſch gilt, wer von nichtariſchen, insbeſondere von jüdiſchen Eltern oder 
Großeltern abſtammt. Es genügt, wenn ein Elternteil oder ein Groß 
elternteil nichtariſch ift. Dies iſt insbeſondere dann anzunehmen, wenn 
ein Elternteil oder ein Großelternteil der jüdiſchen Religion angehört 
hat. Als Abſtammung gilt auch die außereheliche Abſtammung. Durch 
die Annahme an Kindes Statt wird ein Eltern- und Kindesverhältnis im 
Sinne dieſer Vorſchrift nicht begründet. Beſtehen Zweiſel an der ariſchen 
Abſtammung eines Antragſtellers oder feines Ehegatten, jo ift über dieſe 
Frage ein Gutachten des bei dem Reichsminiſterium des Innern beſtell- 


ten Sachverſtändigen für Nafjejorjchw i 
in bindend. f ſſeſorſchung einzuholen. Das Gutachten 
8 5 


In Rep 
(3) Dem Antrag ſind beizufügen: 
a) die Geburtsurkunde ſowie Urkunden, aus denen hervorgeht, ob der An— 
tragſteller und gegebenenfalls auch ſein Ehegatte e 


(7) Heiratet der Zahnarzt oder Dentiſt, jo hat er es dem Regiſter und 
üglich mitzuteilen und die Urkunden vor ulegen, aus de ich ergibt, ob 
de Ehegatte ariſcher Abſtammung iſt. . ee 


88 


(1) Ein Zahnarzt oder Dentiſt wird aus dem Regi i 
die 8 beantragt. a een 
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(2) Er wird von Amts wegen geſtrichen, wenn 
n e 
4. die Vorausſe tungen für die Eintragung ($ 4) nicht gegeben ſind, 
>. ſeine Tätigkeit gemäß der Verordnung über die Tätigkeit von Zahnärzten 
und Zahntechnikern bei Krankenkaſſen vom 2. Juni 1933 (Rei sgeſetzbl.! 
S. 350) in der Faſſung der Verordnung vom 20. November 1933 (Reichs- 
geſetzbl. 1 S. 983) beendet iſt. 
e 
Kapitel 6 
Ende und Ruhen der Zulaſſung 
8 34 
Die Entziehung der Zulaſſung iſt von Amts wegen auszuſprechen: 


2. wenn ein ariſcher Kaſſenzahnarzt oder Kaſſendentiſt einen Chegatten 
nichtariſcher Abſtammung heiratet oder nach dem 1. Juli 1933 gehei- 
ratet hat; 

N 


32. Erſte Verordnung zur Durchführung des Geſetzes über Ehren⸗ 
ämter in der ſozialen Verſicherung und der Reichsverſorgung 
vom 19. Mai 1933 
(NG Bl. 1 S. 283) 


81 


Für die Amtsenthebung und die Neubeſetzung gelten im allgemeinen die 
Grundſatze des Geſetzes zur Wiederherſtellung des Berufsbeamtentums vom 
7. April 1933 (Reichsgeſetzbl. ! S. 175) und der dazu bee Durch⸗ 
ſührungsbeſtimmungen als Richtlinien. Gebührniſſe werden für die Zeit 
nach der Amtsenthebung nicht gewährt. 


84 

Bevollmächtigte und Beiſtände kommuniſtiſcher Einſtellung oder nicht⸗ 
ariſcher Abſtammung ſind zurückzuweiſen, es ſei denn, daß jie mit dem An- 
tragſteller verheiratet oder in gerader Linie verwandt oder verſchwägert 
oder in der Seitenlinie im zweiten oder dritten Grade verwandt oder im 
zweiten Grade verſchwägert ſind; hierbei gelten die Grundſätze des Geſetzes 
zur Wiederherſtellung des Berufsbeamtentums und feiner Durchführungs- 
beſtimmungen entſprechend. ’ 5 5 

Perſonen, die nach Abſatz 1 zurückzuweiſen find, dürfen zur geſchäfts⸗ 
mäßigen Rechtsvertretung vor den Verſicherungsbehörden nicht zugelaſſen 
werden; beſtehende Bale ſind zu widerrufen. 
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33. Zweite Verordnung zur Durchführung des Geſetzes über Ehren: 
ämter in der ſozialen icherung und der Reichsverſorgung 
vom 23. Juni 1933 
(NG Bl. 1 S. 397) 


81 

Die Sachverſtändigen bei den Oberverſicherungsämtern und Verſor— 
gungsgerichten ($ 1686 der Reichsverſicherungsordnung, $ 22 des Geſetzes. 
über das Verfahren in Verſorgungsſachen) find mit Wirkung vom 1. Auguſt 
1933 neu auszuwählen; dabei find die Grundſätze des Geſetzes zur Wieder- 
herſtellung des Berufsbeamtentums vom 7. April 1933 und der dazu er- 
gangenen Durchführungsbeſtimmungen entſprechend anzuwenden. Wer 
hiernach nicht ausgewählt werden kann, lann auch nicht auf Grund des 
91681 der Reichsverſicherungsordnung oder des $ 104 des Geſetzes über 
das Verfahren in Verſorgungsſachen als Gutachter benannt werden. 


82 

Als Vertrauens- und Durchgangsärzte und in gleichartige Stellungen 
dürfen auch ſolche Aerzte nichtariſcher Abſtammung nicht berufen werden, 
für die im $ 3 Abſ. 2 des Geſetzes zur Wiederherſtellung des Berufsbeamten⸗ 
tums vom 7. April 1933 eine Ausnahme vorgejehen iſt. 

Soweit nichtbeamtete nichtariſche Aerzte zur Zeit eine ſolche Stelle inne 
haben und nicht ſchon auf Grund des Geſetzes zur Wiederherſtellung des 
Berufsbeamtentums verlieren, iſt das Anftellungsverhältnis zum 1. Auguſt 
1933 zu löſen, auch wenn die Kündigung dauernd oder für längere Zeit 
ausgeſchloſſen oder an das Vorliegen eines wichtigen Grundes geknüpft 
war. Das gilt nicht für Aerzte, die infolge einer Kriegsdienſtbeſchädigung 
ſchwerbeſchädigt (§ 20 des Reichsverſorgungsgeſetzes) ſind. 


83 
Die Löſung des Anſtellungsverhältniſſes (02 Abſ. 2) iſt ein wichtiger 
Grund für die Beendigung einer Anſtellung als Arzt in einem Krankenhaus, 
Ambulatorium uſw. des Dienftberechti ten, wenn dieſem wegen der engen 
Verbindung jener Tätigkeit mit der Leſchaftigung als Vertrauens- oder 
Durchgangsarzt und unter Berückſichtigung aller Umſtände die weitere Be— 
ſchaftigung des Arztes nicht zugemutet werden kann. 


84 
Auf Beſchwerde entſcheidet das Reichsverſicherungsamt über die Ent- 
laſſung, den Anſpruch auf Ruhegehalt oder die Gewährung eines Ueber— 
angsgeldes ($$ 2, 3) unter Ausſchluß des Rechtswegs endgültig; es kann 
Ausnahmen von der Vorſchrift des § 2 Abſ. 2 für die Zeit bis zum 31. De- 
zember 1933 zulaffen, ſoweit die Aufrechterhaltung der vertrauensärztlichen 
Tatigkeit oder des Durchgangsarztverfahrens dies erſordert. 


8 5 
In der ſozialen Verſicherung und der Reichsverſorgung kann jeder die 
Unterſuchung durch einen nichtariſchen Arzt vor Beginn der Unterſuchung 


280 PD. Geſetze und Verordnungen des Reichs, in denen Anforderungen 


ablehnen. In dieſem Falle iſt dafür Sorge zu tragen, daß die Unterſuchung 
von einem geeigneten Arzt ariſcher Abſtammung vorgenommen werden 
kann. 

8 6 


Was vorſtehend für Aerzte vorgeſchrieben ift, gilt entſprechend für Zahn— 
ärzte. 


34. Vierte Verordnung zur Durchführung des Geſetzes über Ehren⸗ 
ämter in der ſozialen Verſicherung und der Reichsverſorgung (Ver⸗ 
tretung gegenüber Verſicherungsträgern und Verſicherungsbehör⸗ 
den in der Reichsverſicherung) vom 9. September 1935 
(Nl. 1 S. 1143) 


81 
(1) Zur Vertretung gegenüber Verſicherungsträgern und Berficherungs- 
behörden in der Reichsverſicherung ſind nur berechtigt: 

1. Leiter und Angeſtellte der von der Deutſchen Arbeitsfront eingerichteten 
Rechtsberatungsſtellen, 

2. Rechtsanwälte, die bei einem deutſchen Gericht zugelaſſen ſind, 

3. geſchäftsfähige nahe Amachörige, und zwar der Ehegatte ſowie Eltern, 
Großeltern, Kinder, Enkel und Geſchwiſter des Beteiligten oder ſeines 
Ehegatten, 

4. Perſonen, die im Dienſte des Beteiligten beſchäftigt find, ſowie der 
Führer des Betriebes, dem der Beteiligte als Gefolgſchaftsmitglied 
angehört oder angehört hat. 

(2) 94 Abſ. 1 der Erſten Verordnung zur Durchführung des Geſetzes über 
Ehrenämter in der ſozialen Verſicherung und der Reichsverſorgung vom 
19. Mai 1933 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 283) bleibt unberührt. 


8 3 

(1) Kann ſich eine Partei nicht durch einen der nach §1 zur Vertretu 
Berechtigten vertreten laſſen, ſo kann der Verſicherungsträger und, ſoweit 
es ſich um ein Verfahren vor einer Verficherungsbehörde handelt, dieſe auf 
Antrag im Einzelfall andere Perſonen als Vertreter zulaſſen, wenn ein 
dringendes Bedürfnis befteht; insbeſondere können in dieſem Falle Nicht- 
arier als Vertreter von Nichtariern zugelaſſen werden. 

6 0) 


35. Vierte Verordnung zur Ausführung des Geſetzes zur Verhütung 
erbfranten Nachwuchſes vom 18. Juli 1935 
(NG Bl. 1 S. 1035) 
Art. 7 
(1) Der Leiter der Gutachterſtelle regelt die Beſtellung von Aerzten zu 
Gutachtern und beſtimmt die Reihenſolge ihrer Heranziehung zur Gut⸗ 
achtertätigfeit. Zum Gutachteramt dürfen nur Aerzte ariſcher Abſtammung 
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im Sinne der Ziſſer 2 Abſ. 1 der Erſten Verordnung zur Durchführung des 
Geſetzes zur Wiederherſtellung des Verufsbeamtentums vom 11. April 1933 
(Reichsgeſetzbl. I S. 195) berufen werden. Von der Gutachtertätigkeit iſt 
der Arzt ausgeſchloſſen, der die Maßnahme beantragt hat. Ausnahmen, 
hiervon kann der Reichsminiſter des Innern zulaſſen. 


e 
36. Schriftleitergeſetz vom 4. Oktober 1933 
(NG Bl. 1 S. 713) 
Zweiter Abſchnitt 
Zulaſſung zum Schriftleiterberuf 
85 

Schriftleiter lann nur ſein, wer: 
Lud 


3. ariſcher Abſtammung iſt und nicht mit einer Perſon von nichtariſcher 
Abſtammung verheiratet iſt, 
Rue 
8 6 
Auf das Erfordernis der ariſchen Abſtammung und der ariſchen Ehe 
inden $1a des Reichsbeamtengeſetzes und die zu feiner Durchführung er— 
gangenen Beſtimmungen Anwendung. 


37. Verordnung über das Inkrafttreten und die Durchführung 
des Schriſtleitergeſetzes vom 19. Dezember 1933 
(RG Bl. 1 S. 1085) 


8 16 

(+) Ausſicht auf Befreiung vom Erfordernis der ariſchen Abſtammung, 
5 Nr. 3 des Geſetzes, $ 6) haben 

a) Perſonen, die im Weltkrieg an der Front für das Deutſche Reich oder 
für ſeine Verbündeten gekämpft haben oder deren Väter oder Söhne 
im Weltkrieg gefallen find; die Vorſchriften der Durchführungsverord. 
nungen zu dem Geſetz zur Wiederherſtellung des Berufsbeamtentums 
inden entſprechende Anwendung. 

b) Perſonen, die den Schriftleiterberuf an einer jüdiſchen Zeitung aus- 
üben wollen; ihnen wird jedoch die Befreiung unter Beſchränkung auf 
die Tätigkeit an ſolchen Zeitungen erteilt werden. 

() Im übrigen ſollen die Leiter der Landesverbände Anträge auf Ve- 
jreiung vom Erfordernis der ariſchen Abſtammung nur in beſonderen Fällen 
und nur für beſtimmte Zweige der Tätigkeit eines Schriftleiters befür- 
worten. 

8 17 


Ausſicht auf Befreiung vom Erfordernis der ariſchen Ehe (8 5 Nr. 3 
des Geſetzes, $ 6) haben Perſonen, die zum Zeitpunkt der Verkündung des 
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Geſetzes bereits mit einer Perſon nichtariſcher Abſtammung verheiratet 
waren. 


38. Geſetz über die Vildung von Studentenſchaften an den wiſſen⸗ 
schaftlichen Hochſchulen vom 22. April 1933 
(Nl. 1 S. 215) 


81 
Die bei einer wiſſenſchaftlichen Hochſchule voll eingeſchriebenen Studen- 
ten deutſcher Abſtammung und Mutterſprache bilden unbeſchadet ihrer 
Staatsangehörigkeit die Studentenſchaft dieſer Hochſchule. 


39. Verordnung zur Ausführung des Geſetzes zur Verhütung von 
Mißbräuchen auf dem Gebiete der Rechtsberatung 
vom 13. Dezember 1935 
(NG Bl. 1 S. 1481) 
8 5 
Juden wird die Erlaubnis nicht erteilt. 


40. Verordnung über die Rechtsverhältniſſe der Angehörigen 
der Landespolizei vom 7. Januar 1936 
(Nl. 1 S. 8) 


8 10 
(+) Angehöriger der Landespolizei kann nur werden, wer 
a) die deutſche Staatsangehörigkeit beſitzt und deutſchen oder ariver- 
wandten Blutes iſt, 
b)-d) 
60 5 


41. Verordnung zur Durchführung des § 107 a der Reichsabgaben⸗ 
ordnung vom 11. Januar 1936 
(RG Bl. 1 S. 11) 


8 6 

() Juden wird die Erlaubnis nicht erteilt. 

( Zur geſchäftsmäßigen Hilfeleiſtung in denjenigen Steuerſachen, die 
Steuern betrefjen, die von einer jüdiſchen Religionsgeſellſchaft oder für 
deren Rechnung erhoben werden, bedürfen Juden einer Erlaubnis nach 
9107 Abſatz 1 der Reichsabgabenordnung nicht. 
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